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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/238: Halbwertzeit - Ersatzentsorgung ... (BBU)

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Gronau/Münster, 29. November 2019

Urencos massive Uranmüllprobleme:

- Uranumwandlung in UK verzögert sich weiter 

- 300 Mio. Euro Sparprogramm wegen Kostenüberschreitung

9. Dezember: Neuer Uranmülltransport Gronau-Russland? 

- Polizeiliche Vorladungen in Novouralsk




Der Urananreicherer Urenco, der in Gronau/Westfalen die bundesweit
einzige Urananreicherungsanlage betreibt, hat weiterhin massive Probleme
bei der Entsorgung des abgereicherten Uranhexafluorids (UF6), das bei
der Urananreicherung in großen Mengen als Abfallstoff anfällt. Nach
Auskunft der NRW-Landesregierung steht die konzerneigene
Dekonversionsanlage für abgereichertes UF6 am britischen Standort
Capenhurst noch immer nicht zur Verfügung. Die erheblichen
Bauverzögerungen und Kostenüberschreitungen haben schon seit Jahren
Auswirkungen auf den Gesamtkonzern, auch in Deutschland.
AtomkraftgegnerInnen gehen davon aus, dass diese Probleme ein Grund für
die verzweifelten Versuche von Urenco sind, den konzerneigenen Uranmüll
billig nach Russland abzuschieben. Für Montag, 9. Dezember, rechnen sie
mit dem nächsten Uranmülltransport von Gronau nach Russland und kündigen
neue Proteste an.

Die britische Dekonversionsanlage in Capenhurst war schon im Juni im
Beisein des damaligen britischen Industrieministers Andrew Stephenson
feierlich eingeweiht worden. Sie sollte ursprünglich bereits 2015 in
Betrieb gehen und rund 400 Mio. Pfund (ca. 460 Mio. Euro) kosten. Nach
britischen Medienberichten gab es jedoch erhebliche Probleme beim Bau,
sodass die Baukosten bereits im Juni auf rund 1 Mrd. Pfund (ca. 1,15
Mrd. Euro) geschätzt wurden. Heute, fünf Monate nach der Einweihung,
scheint es nun immer noch Probleme zu geben. Dekonversionsanlagen sollen
abgereichertes Uranhexafluorid in das lagerfähigere und stabilere
Uranoxid (U308) umwandeln. In Gronau steht seit 2014 eine neu gebaute
Lagerhalle für Uranoxid leer und soll laut Urenco bis mindestens 2024
auch leer bleiben.

In Folge der erheblichen Kostensteigerungen in Capenhurst legte Urenco
schon 2017 ein konzernweites Sparprogramm über 300 Mio. Euro auf. In
Deutschland wurde daraufhin z. B. der Standort Bad Bentheim (15 km
nördlich von Gronau) geschlossen. Bereits 2016 hatte Urenco nach eigenen
Angaben gegenüber dem WDR für Capenhurst einen ersten Vertrag zum Export
von abgereichertem UF6 von Capenhurst nach Russland geschlossen. Die
Dekonversionsanlage in Capenhurst ist zudem viel zu klein, um sämtliches
UF6 von Urenco in Uranoxid lagerfähig umzuwandeln. Für Gronau gibt es
damit weiterhin keine ansatzweise tragfähige Lösung für die sichere
Entsorgung des Uranmülls. Neben der Urananreicherungsanlage in Gronau
betreibt der internationale Urenco-Konzern, an dem auch RWE und E.ON
beteiligt sind, Urananreicherungsanlagen in Almelo (NL), Capenhust (GB)
und Eunice (USA).

"Es ist offensichtlich, dass Urenco mit der schadlosen Entsorgung der
Uranabfälle völlig überfordert ist. Bauverzögerungen, Kostenexplosionen,
Sparprogramme und jetzt Billigexporte nach Russland sprechen eine
deutliche Sprache. In Russland nimmt Urenco sogar den Bau von neuen und
technisch sehr gefährlichen Schnellen Brütern in Kauf, um den eigenen
Atommüll loszuwerden - das ist unverantwortlich. Wer so mit seinem
Atommüll umgeht, ist nicht geeignet für den Betrieb hochgefährlicher
Atomanlagen - wir fordern einen sofortigen Exportstopp für Uranabfälle
nach Russland sowie die umgehende Stilllegung der
Urananreicherungsanlagen in Gronau und an den anderen
Urenco-Standorten," erklärte Christina Burchert vom Arbeitskreis Umwelt
Schüttorf.


Proteste in St. Petersburg, Moskau und Novouralsk:
Erste polizeiliche Vorladungen

Unterdessen hat es gegen die Ankunft des letzten Uranmüllzugs in
Russland unter anderem in St. Petersburg, Moskau und auch am Zielort
Novouralsk erste Protestaktionen gegeben. Nach Auskunft von russischen
Umweltschützern wurden mehrere Personen in Novouralsk deshalb von der
Polizei vorgeladen. "Es ist ein Unding, dass sich Urenco, die
Anteilseigner RWE und EON sowie die Bundesregierung die schwierige
politische Situation in Russland zunutze machen wollen, um den Gronauer
Uranmüll loszuwerden. Es kann nicht sein, dass der Abtransport des
Gronauer Uranmülls in Russland zu weiteren Repressionsmaßnahmen gegen
friedliche Bürger führt. Übernimmt die Geschäftsführung von Urenco dafür
die volle Verantwortung?" fragte Matthias Eickhoff vom Aktionsbündnis
Münsterland gegen Atomanlagen.


Quellen:

Landtags-Drucksache 17/7887 (18. November 2019):

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-7887.pdf

Bericht im Cheshire Live (10. Juni 2019):

https://www.cheshire-live.co.uk/news/chester-cheshire-news/minister-launches-1bn-nuclear-facility-16404149

Urenco-Geschäftsbericht 2018 (2. September 2019):

www.bundesanzeiger.de


Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

www.ippnw.de

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Dezember 2019 
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KOHLEALARM/670: Klimakampf und Kohlefront - eine Frage der Gerechtigkeit ... (We don't Shut up!)

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Prozess zur Kraftwerksblockade in Weisweiler geht in die letzte
Runde



Eschweiler - Am Amtsgericht Eschweiler findet morgen der vorerst vermutlich
letzte Verhandlungstag im Prozess gegen fünf Klimaaktivist*innen um die
Blockade des Braunkohlekraftwerks Weisweiler im November 2017 statt.
Der Strafprozess läuft vor dem Hintergrund einer anhängigen
Schadensersatzklage des Betreiberkonzerns RWE in Höhe von gut 2 Mio Euro
gegen die Aktivist*innen. Die Aktion während der UN-Klimakonferenz in Bonn
hatte zu einer fast vollständigen Abschaltung des Kraftwerks geführt und
den Ausstoß von 26000 Tonnen verhindert.

Die Angeklagten wollen im Prozess beweisen, dass die Blockade vor zwei
Jahren, welche zum fast vollständigen Abschalten des Kraftwerks geführt
hat, angesichts der fortschreitenden Klimakrise notwendig war, und somit
gemäß "rechtfertigenden Notstandes"straffrei bleiben muss. Dazu hatten
sie bereits zum ersten Termin einen Klimawandelbetroffenen aus Tanzania
als Zeugen geladen, sowie mehrere Wissenschaftler*innen als
Sachverständige.

Der morgige Termin hat Symbolkraft: Genau wie zum Zeitpunkt der Blockade
finden gerade in Madrid die UN-Klimaverhandlungen statt. Die
Aktivist*innen verweisen darauf, dass die deutsche und internationale
Klimapolitik völlig versagt hat, und die Emissionen weiter steigen. Die
Menschen müssten daher den Schutz ihrer Lebensgrundlagen vor Konzernen
wie RWE selbst in die Hand nehmen: "Die verhandeln schon länger als ich
lebe, und weiterhin werden jedes Jahr die Prognosen zum Weltklima nur
immer noch schlimmer. Klimagerechtigkeit bleibt Handarbeit! Die Aktion
am Kraftwerk hat Schaden verhindert, den RWE jeden Tag verursacht.", so
der Angeklagte Mike. Mit seiner Enttäuschung steht er nicht alleine da:
Am 20. September hatten 1,4 Millionen Menschen in Deutschland für
wirksamen Klimaschutz demonstriert, während die Bundesregierung ihr
Klimapaket vorstellte, dass von der Klimawissenschaft einhellig als
unzureichend zurückgewiesen wurde.

Die Angeklagten berufen sich auf rechtfertigenden Notstand. Am
vergangenen Prozesstag wurden dazu zwei Sachverständige - eine
Meteorologin und ein Kinderarzt gehört. Sie berichteten, dass durch die
Luftverschmutzung des Kraftwerks Weisweiler jährlich 278 Menschen in der
Region ums Leben kommen. Außerdem trägt das Kraftwerk als großer
CO2-Einzel-Emmitent messbar zur Klimakatastrophe bei, die Millionen von
Menschen in der Gegenwart und Zukunft tötet und verelenden lässt.
Nach wie vor ist schwer absehbar, wie das Gericht entscheiden wird. Der
Richter hatte allerdings am zweiten Prozesstag die tödlichen Folgen des
Kraftwerksbetriebs als "offenkundig" bezeichnet.

"Egal wie das Urteil ausfällt und egal ob wir irgendwann zu zwei
Millionen Euro Schadensersatz verurteilt werden, bleiben solche Aktionen
notwendig. Wir lassen uns nicht einschüchtern und hoffen, dass immer
mehr Menschen aktiv werden - egal ob bei Ende Gelände, Schulstreiks oder
in Kleingruppenaktionen", so die Angeklagte Cornelia. "Wir nutzen den
Prozess, um RWE öffentlich anzuklagen für die Zerstörung von
Lebensgrundlagen weltweit. Die Aufmerksamkeit die uns dabei zuteil wird,
hat der Konzern mit seiner Klage erst selbst geschaffen."
Tatsächlich berichten auch internationale Medien wie der britische
"Guardian" über den Prozess.

Breite Unterstützung erhalten die Angeklagten von der Bewegung für
Klimagerechtigkeit: Auch zu diesem Prozesstermin ist wieder eine
Kundgebung der Solidaritätskampagne "We Don't Shut Up!" geplant. Bei den
beiden ersten Terminen waren immer wieder Rufe der Demonstrierenden vor
dem Gericht in den Saal gedrungen.

Webseite: wedontshutup.org

Twitter: @we_shut

 * 

Quelle:

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

E-Mail: wedontshutup@riseup.net

Internet: www.wedontshutup.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/669: Klimakampf und Kohlefront - trotz der Weihnachtszeit ... (Michael Zobel)

Der Kohleausstieg bleibt Handarbeit - Waldspaziergang, Film und andere
Termine

von Michael Zobel, 3. Dezember 2019



Liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, Mitmenschen...

mehr als 630000 Menschen in Deutschland auf den Straßen beim erneuten
weltweiten Klimastreik, Ende Gelände in den ostdeutschen
Braunkohlerevieren [1],

Aktivisten von Greenpeace auf dem Bagger in Garzweiler und das C zu Besuch
in der Keyenberger Kirche und am Tagbau Hambach... [2]

Nein, es wird auch in der Adventszeit nicht ruhiger. Die Bagger baggern
Richtung Morschenich und Keyenberg. Dem Hambacher Wald wird systematisch
das Wasser abgegraben, die Dörfer werden weiter abgerissen, Menschen werden
weiter vertrieben und verlieren ihre Heimat, hier bei uns und auf der
ganzen Welt.

Und was macht die Politik? Das Nichtstun und Aussitzen wird Methode, jeder
Tag ohne ein echtes Kohleausstiegsgesetz ist ein verlorener Tag. Wir sollen
mit einem geradezu lächerlichen Klimapäckchen ruhig gestellt werden [3].

Deshalb dürfen wir nicht nachlassen, an vielen Orten, im Wald, in den
Dörfern, in den Revieren... zum Beispiel:

Sonntag, 8. Dezember, 11:30 Uhr, Wald statt Kohle, 68 Monate,
Sonntagsspaziergang im und am Hambacher Wald.

Treffpunkt 11.30 Uhr/12 Uhr Beginn. Einfahrt zum Kieswerk Collas an der
Landstraße zwischen Kerpen-Buir und Morschenich, gegenüber der Mahnwache.
Parkplätze vorhanden. ÖPNV S-Bahn-Station Buir, 20 Minuten zu Fuß. Bei
Bedarf schicken wir Shuttles.

Wir werden ein paar Neuerungen versuchen, zum Beispiel je nach
TeilnehmerInnenzahl mit mehreren Gruppen auf verschiedenen Routen gehen.
Gegen Ende des Spazierganges kommen die Menschen wieder zusammen. Es geht
wie immer um viele Themen, vor allem die Lage im und um den Wald solle in
den Fokus genommen werden. Bitte normale Wanderverpflegung selber
mitbringen.

Kommende Termine: 12. Januar Keyenberg, 9. Februar Hambi

Mittwoch, 4. Dezember, 12:00 Uhr, Weshutdown, 3. und wahrscheinlich letzter
Verhandlungstag in Eschweiler zur Kraftwerksblockade Weisweiler - jeder
dieser Prozesse ist eine Anklage gegen uns alle... die Angeklagten freuen
sich über Unterstützung vor Ort.

http://wedontshutup.org

5. Dezember und 8. Dezember, 17 Uhr, In unser Namen, der bewegende Film von
Daggi und Tom, läuft wegen der großen Nachfrage noch zweimal im Apollo in
Aachen.

https://apollo-aachen.de/in-unser-aller-namen/

Freitag, 6. Dezember, ab 10 Uhr in Köln, RWE Enteignen - Energieproduktion
vergesellschaften

https://aufbaeumen.net/zuaktion.html

Ansonsten bin ich weiter unterwegs mit Schulklassen, Kindergärten,
Kollegien, Geburtstagen, Betriebsausflügen..., Anfragen und Buchungen
jederzeit möglich.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner
Webseite

www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel, Todde Kemmmerich und viele UnterstützerInnen


Verweise:

[1] https://www.ende-gelaende.org/

https://www.medienkollektivfrankfurt.net/archiv/antikohleproteste-von-ende-gelaende

[2] https://www.facebook.com/greenpeace.de/videos/463748650944275

[3] https://youtu.be/C1q9asJZoWM

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 3. Dezember 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/668: Klimakampf und Kohlefront - Ende Gelände kritisiert Polizei ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 1. Dezember 2019

Ende Gelände kritisiert Polizei wegen Verstößen gegen Grundrechte +++
Versammlungsfreiheit und Pressefreiheit eingeschränkt



Cottbus/Leipzig, 1. Dezember 2019. Während der Aktionstage von Ende Gelände
im Lausitzer und Leipziger Revier kam es aus Sicht des Aktionsbündnisses zu
mehreren Rechtsverstößen von Seiten der Polizei. Der Rechtsbeistand von
Ende Gelände weist auf folgende gravierende Rechtsverstöße hin:

Einschränkung der Versammlungsfreiheit

Die Polizei Brandenburg und Sachsen und die zuständigen
Versammlungsbehörden versuchten im Vorfeld das Grundrecht auf
Versammlungsfreiheit erheblich einzuschränken. So vertrat die Brandenburger
Polizei eine grundrechtsfeindliche Rechtsauffassung im Hinblick auf das
Tragen von weißen Anzügen und Staubmasken. Das Eilverfahren dagegen wurde
zweitinstanzlich gewonnen. Das OVG Berlin-Brandenburg hat die Polizei
Brandenburg darauf hingewiesen, dass ihre Rechtsauffassung nicht mit dem
Grundgesetz vereinbar ist, womit den Teilnehmer*innen erhebliche Schikanen
erspart blieben. In Sachsen wurden sogar per Allgemeinverfügung
Versammlungsverbot-Zonen in drei Landkreisen ausgewiesen. Auch in Sachsen
wurde in Eilverfahren gegen diese Versammlungsverbote vorgegangen. Die
Gerichte urteilten in diesen Verfahren gegen die Versammlungsfreiheit und
ließen das Versammlungsverbot bestehen.

Rechtsanwalt Michael Plöse zu den Eilverfahren: "Ich bin davon überzeugt,
dass die Eilentscheidung des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg
sehr zur Deeskalation der Lage beigetragen hat. Das war ein wichtiges
Judikat auch für die Anerkennung der Vielgestaltigkeit und Offenheit der
von der Versammlungsfreiheit geschützten Aktionsformen. Dem gegenüber ist
es wirklich ärgerlich, wie unkritisch die sächsische
Verwaltungsgerichtsbarkeit die Versammlungsverbotszonen gerechtfertigt hat.
Ausgehend von Szenarien zwischen Terroralarm und Zombieapokalypse redete
sie einen polizeilichen Notstand herbei, der umfassende
Freiheitseinschränkungen ermöglichte. Das ist Angst-Rechtsprechung, nicht
demokratische Streitkultur."

Trotzdem ließen sich die Aktivist*innen durch die Verbote nicht von ihrem
Protest abhalten. Dazu Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände:
"Durch die Einschränkung des Versammlungsrechts wurde versucht, unseren
legitimen Protest zu unterdrücken. Dieser muss aber dort sichtbar werden,
wo die Klimakrise geschaffen wird: an den Orten der Zerstörung. Ziviler
Ungehorsam ist heutzutage wie auch historisch notwendig, um soziale
Veränderungen herbeizuführen. Wir brauchen einen sofortigen Kohleausstieg
und einen schnellen und gerechten Strukturwandel. Das haben wir gestern
einmal mehr deutlich gemacht."

Polizeigewalt

Im Verlauf der Aktion kam es zu massiver Polizeigewalt und verletzten
Aktivist*innen durch den Einsatz von Schlagstöcken, Pfefferspray, Schlägen
und Tritten sowie Schmerzgriffen durch die Polizei. Im Tagebau Vereinigtes
Schleenhain wurden sitzende Aktivist*innen überfallartig und wiederholt von
Polizeieinheiten mit Schmerzgriffen und Faustschlägen angegriffen, wodurch
Panik entstand. Dort gab es zudem einen riskanten Einsatz der Polizei mit
Polizeipferden. Auch andernorts wurde beobachtet, wie die Polizei
Aktivist*innen anlasslos mit Schlägen und Schmerzgriffen sowie Pfefferspray
attackierte. Mehrere Menschen mussten sich von Demosanitäter*innen an den
verschiedenen Aktionsorten behandeln lassen. Dabei wurden
Demosanitäter*innen von einzelnen Polizeigruppen an ihrer Arbeit gehindert.

Gewahrsamnahmen

Während der Gewahrsamnahmen im Gelände der Mibrag wurden Aktivist*innen
permanent gefilmt, ohne dass dazu irgendein weiterer Anlass gegeben war.
Einige der Aktivist*innen wurden zudem bei eisigen Temperaturen für mehrere
Stunden im Außenbereich der mobilen Gefangenensammelstelle festgehalten.

Einschränkung der Pressefreiheit

Presservertreter*innen wurden an mehreren Stellen massiv von der Polizei an
ihrer Berichterstattung gehindert. Es kam auch zu Durchsuchungen von
Journalist*innen. Eine Autokolonne von Medienvertreter*innen wurde gezielt
gestoppt und für längere Zeit ohne Angabe von Gründen festgehalten.
Sicherheitskräfte der LEAG versuchten außerdem, Pressevertreter*innen durch
Androhung von Strafanträgen einzuschüchtern und hinderten sie am Zugang zu
den Tagebauarealen zur Berichterstattung.

Nike Mahlhaus kommentierte: "Die Reaktionen auf unsere Proteste offenbaren
ein Demokratiedefizit: Nicht nur, dass die Regierung seit Jahren nicht
handelt und die sächsischen Behörden im Vorhinein versucht haben, unseren
legitimen Protest mit Versammlungsverboten zu kriminalisieren. Auch während
unserer Aktion wurde die Pressefreiheit eingeschränkt und so die
Berichterstattung verhindert. Die Antwort auf die Klimakrise muss mehr
Demokratie sein, nicht weniger."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/667: Klimakampf und Kohlefront - Aktion und Routine ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 16:59 Uhr

Ende Gelände beendet erfolgreiche Massenaktion +++ Radikaler Protest
gegen die Klimakrise und für den Kohleausstieg



Cottbus | Chóśebuz - Um 17 Uhr beendet das Bündnis Ende Gelände
erfolgreich den heutigen Aktionstag. Seit den frühen Morgenstunden
blockierten die Klimaaktivist*innen Kohlegruben und Kohleinfrastruktur im
Lausitzer und Leipziger Revier. Sie besetzten die Tagebaue Jänschwalde-Ost,
Welzow-Süd und Vereinigtes Schleenhain sowie drei Kohlebahnen. Damit
protestieren die Aktivist*innen gegen die unzureichende Klimapolitik der
Regierung, fordern den sofortigen Kohleausstieg und kritisieren das auf
Wachstum ausgelegte fossile Wirtschaftssystem.

"Wir sind zufrieden mit der erfolgreichen Aktion und glücklich, dass wir
heute ein so starkes Zeichen für Klimagerechtigkeit setzen konnten. 4000
Klimaaktivisten und Aktivistinnen haben heute gemeinsam Kohleinfrastruktur
blockiert", zieht Bündnissprecherin Nike Mahlhaus ein positives Fazit der
Aktion und kommentiert: "Wenn politisch Verantwortliche dabei versagen, das
Klima und unsere Lebensgrundlagen zu schützen, dann setzen wir den
Kohleausstieg selbst um."

"2019 war das Jahr der Klimabewegung, aber ein verlorenes Jahr für die
Klimagerechtigkeit. Wir müssen jetzt handeln, denn die Klimakrise stellt
unsere Zukunft radikal in Frage. Deshalb reagieren wir heute mit radikalem
Protest.", sagt Johnny Parks, Sprecher von Ende Gelände.

Ein Bündnis aus Fridays for Future und Umweltverbänden wie dem BUND,
Greenpeace Regio Ost und PowerShift hatte solidarisch vor dem Kraftwerk
Jänschwalde demonstriert. Kohleverstromung macht noch immer einen großen
Teil der deutschen CO2-Emissionen aus. Ende Gelände ist ein Protestbündnis,
das seit 2015 Aktionen zivilen Ungehorsams in den Kohlerevieren im
Rheinland, in der Lausitz und dem Leipziger Revier organisiert.

 * 

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 12:43 Uhr

Erfolgreiche Massenaktion von Ende Gelände +++ 4.000
Klima-Aktivist*innen in Tagebauen und auf Kohleschienen +++ Demonstration
von Fridays For Future im Lausitzer Revier



Cottbus | Chóśebuz, 30.11.2019 - Rund 4.000 Aktivist*innen von Ende
Gelände blockieren seit heute Morgen erfolgreich Kohleinfrastruktur im
Leipziger und Lausitzer Revier. Die Aktionsgruppen gelangten in den Tagebau
Jänschwalde, in den Tagebau Welzow-Süd und an die Kohlebahn zum Kraftwerk
Jänschwalde. Eine inklusive Aktionsgruppe, an der unter anderem Menschen
mit körperlichen Einschränkungen teilnehmen, besetzt einen
Schienenabschnitt sowie die anliegende Straße - gemeinsam mit den
Anti-Kohle-Kidz. Diese leisten aus Enttäuschung über die desaströse
Klimapolitik der Bundesregierung zum ersten Mal zivilen Ungehorsam.

"Wir sind zur richtigen Zeit am richtigen Ort. Nächste Woche will die
Bundesregierung ein Kohleausstiegsgesetz verabschieden, mit dem sie die 1,5
Grad Grenze aufgibt - wir nicht! Wir schauen nicht hilflos zu, wie Politik
und Konzerne unsere Zukunft zerstören. Unser heutiger Protest an den Orten
der Zerstörung ist ein klares Zeichen für Klimagerechtigkeit und einen
ökologischen und gerechten Systemwandel", bekräftigt Nike Mahlhaus,
Pressesprecherin von Ende Gelände.

Carla Reemtsma von Fridays for Future ergänzt: "Nachdem wir gestern an über
500 Orten in Deutschland für Klimagerechtigkeit gestreikt haben,
demonstrieren wir heute zusammen mit Ende Gelände in der Lausitz für einen
schnellen Kohleausstieg. Die Klimagerechtigkeitsbewegung ist vielfältig,
entschlossen und ungehorsam. Wir sagen: Raus aus der Kohle, rein in die
Zukunft!"

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Das
Aktionsbündnis fordert den sofortigen Kohleausstieg und weltweite
Klimagerechtigkeit. Über 6000 Aktivist*innen besetzten im vergangenen
Sommer zentrale Knotenpunkte des Rheinischen Braunkohlereviers - unter
anderem stand die Schienenzufuhr zum Kraftwerk Neurath, Deutschlands
größtem Kohle-Kraftwerk, für fast 48 Stunden still. An den Aktionen von
Ende Gelände beteiligen sich Menschen aus ganz Europa.

 * 

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 09:46 Uhr

500 Klimaaktivist*innen im Tagebau Jänschwalde +++ 450 Aktivist*innen
auf Schienen der Kohlebahn +++ Über tausend weitere Aktivist*innen in
Tagebauen Welzow-Süd und Vereinigtes Schleenhain


Cottbus | Chóśebuz, 30.11.2019 - Zurzeit blockieren mehrere
Aktionsgruppen von Ende Gelände verschiedene Punkte der Kohleinfrastruktur
im Lausitzer und Leipziger Revier. Gegen acht Uhr gelangten zeitgleich rund
500 Klimaaktivist*innen in den Tagebau Jänschwalde Ost und 450 auf eine
Kohlebahn, die mit dem Kraftwerk Jänschwalde verbunden ist. Das Kraftwerk
Jänschwalde ist als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke Europas
bekannt. Der Tagebau Jänschwalde befindet sich seit 1. September 2019 wegen
schwerer umweltrechtlicher Versäumnisse im Sicherheitsbetrieb.
Gegen neun Uhr gelangten über tausend weitere Aktivist*innen in die
Tagebaue Welzow-Süd (Lausitz) und Vereinigtes Schleenhain (Leipziger
Revier).

"Weil die LEAG noch immer keine Umweltverträglichkeitsprüfung vorgelegt
hat, befindet sich der Tagebau Jänschwalde zurzeit im Sicherheitsbetrieb.
Doch Kohleverstromung ist niemals umweltverträglich! Mit unserer heutigen
Aktion zeigen wir, dass der Tagebau dauerhaft stillgelegt werden muss",
bekräftigt Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände.

"Wir fordern einen schnellen und sozial gerechten Strukturwandel in der
Lausitz. Der dringend notwendige Kohleausstieg darf nicht auf dem Rücken
der Beschäftigten umgesetzt werden. Wir befürchten, dass die beschlossenen
Milliarden für den Strukturwandel nicht für eine erneuerbare Zukunft
genutzt werden, sondern um den Kohlekonzernen den Kohleausstieg zu
vergolden. Das Geld muss wirklich der Region und den dort lebenden Menschen
zugute kommen", so Sina Reisch, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Das
Aktionsbündnis fordert den sofortigen Kohleausstieg und weltweite
Klimagerechtigkeit. Über 6000 Aktivist*innen besetzten im vergangenen
Sommer zentrale Knotenpunkte des Rheinischen Braunkohlereviers - unter
anderem stand die Schienenzufuhr zum Kraftwerk Neurath, Deutschlands
größtem Kohle-Kraftwerk, für fast 48 Stunden still. An den Aktionen von
Ende Gelände beteiligen sich Menschen aus ganz Europa.

 * 

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 07:06 Uhr

Ende Gelände Aktionstag in Lausitzer und Leipziger Revier beginnt +++
Tausende Aktivist*innen brechen zu Blockaden von Braunkohleinfrastruktur
auf


Cottbus | Chóśebuz, 30.11.2019 - In den frühen Morgenstunden
sind rund 4.000 Aktivist*innen des Bündnisses Ende Gelände zu den Tagebauen
im Lausitzer und Leipziger Revier aufgebrochen. Verschiedene Aktionsgruppen
sind aus Dresden, Leipzig und Berlin gestartet, um massenhaft und
ungehorsam Tagebaue und Kohleinfrastruktur zu blockieren. Das
Aktionsbündnis Ende Gelände fordert damit den sofortigen Kohleausstieg und
einen grundlegenden Systemwandel. Parallel sind vielfältige Demonstrationen
von Fridays For Future und Umweltverbänden geplant.

"Tausende Menschen haben sich früh am Morgen auf den Weg gemacht, um im
Novemberwetter Tagebaue, Bagger und Schienen zu besetzen. Entschlossen
fordern wir den sofortigen Kohleausstieg. Wir befinden uns an einem
kritischen Punkt - das Zeitfenster, um die Klimakrise zu stoppen, schließt
sich rapide. Doch wir haben noch Hoffnung: Heute nehmen wir den
Kohleausstieg selbst in die Hand und stellen uns mit unseren Körpern der
Zerstörung in den Weg", so Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände.

"Nachdem gestern 630.000 Menschen beim Klimastreiktag mit Fridays For
Future für effektiven Klimaschutz demonstriert haben, gehen wir heute einen
Schritt weiter und leisten Zivilen Ungehorsam. Während wir handeln,
diskutiert die Bundesregierung ein vollkommen unzureichendes
Kohleausstiegsgesetz. Leider hat dieses politische Versagen System. Unser
Wirtschaftswachstum beruht auf der ungebremsten Ausbeutung von Menschen und
Natur. Konzerne wie RWE oder EPH erwirtschaften seit Jahrzehnten
Milliardengewinne, indem sie Raubbau an unserer Zukunft betreiben", erklärt
Sina Reisch, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Über 6000
Aktivist*innen besetzten im vergangenen Sommer zentrale Knotenpunkte des
Rheinischen Braunkohlereviers - unter anderem stand die Schienenzufuhr zum
Kraftwerk Neurath, Deutschlands größtem Kohle-Kraftwerk, für fast 48
Stunden still. An den Aktionen von Ende Gelände beteiligen sich Menschen
aus ganz Europa.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/666: Klimakampf und Kohlefront - nichts Neues im Osten ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 29. November 2019

Mehr als dreihundert Teilnehmer beim Klimastreik in Cottbus

LEAG-Eigentümer behindern die Umsetzung des Kohlekompromisses



Cottbus - Mehr als dreihundert Lausitzer nahmen am Freitag an der Cottbuser
Demonstration zum weltweiten Klimastreik teil.

Georg Thimme, Superintendent des evangelischen Kirchenkreises Cottbus sagte
zu den Teilnehmern: 

"Es ist gut und wichtig, dass heute so viele Menschen weltweit für Umwelt-
und Klimaschutz demonstrieren. Es macht Mut, dass diese Bewegung,
ursprünglich von jungen Menschen in Gang gesetzt, bis heute so viel Kraft
entwickelt hat." und mit Bezug auf die Lausitz: "Den gesellschaftlichen
Frieden zu erhalten und zugleich im größtmöglichen Frieden mit den
Ressourcen der Schöpfung zu leben, dieser herausfordernden Aufgabe sollten
wir uns stellen, und den Strukturwandel konstruktiv, kritisch und
gewaltfrei mitgestalten."

René Schuster von der Cottbuser Umweltgruppe benannte in seiner Rede die
zwei privaten Eigentümer der LEAG als die wichtigsten Bremser bei der
Umsetzung des Kohlekompromisses:

"Die Lausitz braucht schnell einen klaren Ausstiegsfahrplan. Solange die
Oligarchen auf unser aller Rücken um Entschädigungen pokern, kann auch das
Strukturstärkungsgesetz für die Kohleregionen nicht in Kraft treten. Das
gehört ehrlicherweise auch zur viel geforderten "1 zu 1 Umsetzung" - Die
Kohlekommission hat immer betont, dass Strukturhilfen und Klimaschutz
verbunden bleiben müssen und das ist auch richtig so!"

An insgesamt mehr als 500 Orten in Deutschland fanden heute Demonstrationen
und Aktionen für den Klimaschutz statt. Das Bündnis "Cottbus for Future"
umfasst dabei neben der Fridays for Future-Gruppe auch die Cottbuser
Gruppen von ADFC, BUND, Greenpeace, Grüne Jugend, GRÜNE LIGA,
Internationale Jugend, Linksjugend, SDAJ, Verkehrsclub Deutschland sowie
das Piccolo-Theater.

 * 

Cottbus for Future 29.11.2019 - Rede von René Schuster

Der "mühsam ausgehandelte Kohlekompromiss" ist in aller Munde und überall
wird die "1 zu 1 - Umsetzung" gefordert. Ich nehm das mal als Kompliment,
ich hab ja auch viel Mühe in die Kommissionsarbeit gesteckt. Aber ich lasse
mir das viele Lob lieber nicht zu Kopfe steigen. Denn mit der "1 zu 1 -
Umsetzung" gibt es drei große Probleme:

Erstens hat der Bericht der Kohlekommission die für die Lausitz zentrale
Frage offengelassen, wie lange die einzelnen Lausitzer Kraftwerke noch
laufen werden. Er hat also gerade keine Planungssicherheit geschaffen und
muss erst konkretisiert werden. Da ist es schon merkwürdig, wenn so viele
Lausitzer die "1 zu 1 - Umsetzung" fordern, weil sich hier gar nicht jeder
dasselbe darunter vorstellt.

Das zweite Problem ist der aktuelle Entwurf des Kohleausstiegsgesetzes. Er
setzt eben nicht das um, was die Kommission empfohlen hat, sondern noch
weniger Klimaschutz. Das Wirtschaftsministerium hat den Kohlekompromiss mit
diesem Gesetzentwurf praktisch aufgekündigt. Es ist gut, dass heute an 500
Orten in Deutschland die Menschen auf der Straße sind, denn damit darf Herr
Altmaier nicht durchkommen!

Und das dritte Problem: Das Kohleausstiegsgesetz wartet auf die sogenannte
"Einvernehmliche Lösung". Erst vorgestern hat die Bundesregierung mit den
Betreibern der Braunkohlenkraftwerke zusammengesessen und sich mal wieder
nicht einigen können. Weil die Betreiber den Hals nicht voll kriegen und
mehr Entschädigungen verlangen als der ganze Laden noch wert ist.

Und dort verhandeln nicht etwa Lausitzer Bergleute. Aber Druck aus der
Lausitz auf die Oligarchen Kellner und Křretinský fehlt bisher
völlig. Denn egal ob Schaukämpfe oder Schaudialoge inszeniert werden, es
wird immer davon abgelenkt, dass genau zwei reiche Männer mehr Einfluss auf
die Kraftwerke und Tagebaue in der Region haben als die Landesregierungen
in Potsdam und Dresden zusammen.

Ich bin Sorbe und in der DDR aufgewachsen. Da tut es mir wirklich in der
Seele weh, über Tschechen zu schimpfen. Aber bei den beiden geht es nicht
anders.

Ihr Einfluss ist aber auch nicht vom Himmel gefallen: Die Politik in
Brandenburg und Sachsen hat den privaten Käufern den roten Teppich
ausgerollt, ohne auf die Folgen für die Steuerzahler zu achten. Schwedische
Politiker müssen inzwischen den Verkauf von Vattenfall an EPH vor den
Ausschüssen des Parlamentes rechtfertigen. Wir fordern, dass dieser Verkauf
auch hierzulande genau aufgearbeitet werden muss!

Solange die Oligarchen auf unser aller Rücken pokern, kann übrigens auch
das Strukturstärkungsgesetz für die Kohleregionen nicht in Kraft treten.
Das gehört ehrlicherweise auch zur "1 zu 1 Umsetzung" - Die Kohlekommission
hat immer betont, dass Strukturhilfen und Klimaschutz verbunden bleiben
müssen und das ist auch richtig so!

Die Lausitz braucht also schnell einen klaren Ausstiegsfahrplan.

Und der darf sich auch nicht dadurch verzögern, dass die CDU auf
Bundesebene schon überlegt, ob sie sich den Kohleausstieg nicht doch als
Verhandlungsmasse bis nach der nächsten Bundestagswahl aufhebt, falls sie
dann mit den Grünen koalieren muss.

Das ist Irrsinn! Und dass sowas in der deutschen Politik eine Rolle spielen
kann, auch dagegen sind wir heute auf der Straße! Die Lausitz darf keine
Verhandlungsmasse sein und das Klima darf keine Verhandlungsmasse sein!

Ich habe vor kurzen unseren kleinen Acker gepflügt. Da fängt in etwa 20
Zentimetern Tiefe eine staubtrockene Schicht an. Es ist jetzt schon Ende
November. Ein Regen, der das Defizit der vergangenen zwei Jahre wieder
ausgleicht, ist bis jetzt nicht gekommen.

Mein Acker hat seine Komfortzone schon lange verlassen. Und nach zwei
Jahren Dürre ist nur noch jeder zehnte Baum gesund. Wenn das jetzt
regelmäßig passiert, werden die Bäume und Sträucher die wir alle kennen und
die seit der Eiszeit hier heimisch sind, in der Lausitz vielleicht
aussterben.

Ich bin nicht bereit, das Risiko der völligen Verwüstung unserer Region
auch nur um ein Zehntel Prozent zu erhöhen, weil zwei Geschäftemacher noch
mehr Entschädigung rausschlagen wollen.

Die natürlichen Lebensgrundlagen des Menschen heißen Boden, Wasser und
Luft. NICHT Braunkohle!

Deshalb muss für unsere Lausitz unsere Kohle im Boden bleiben!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29.11.2019

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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BUCHBESPRECHUNG/176: Volker Weidermanns Geschichte von Günter Grass und Marcel Reich-Ranicki (NG/FH)

Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 9/2019

Kritik als Machtausübung

Volker Weidermanns Geschichte von Günter Grass und Marcel Reich-Ranicki

von Hanjo Kesting



Günter Grass' Debütroman Die Blechtrommel erschien 1959. Dieses
Jahr gilt heute als das eigentliche Gründungsjahr der (westdeutschen)
Nachkriegsliteratur, denn damals erschienen auch Heinrich Bölls Roman
Billard um halb zehn und Uwe Johnsons Roman Mutmaßungen über
Jakob. 1959 habe die Bundesrepublik "das Klassenziel der
Weltkultur" erreicht und sei "auf der Höhe der Zeit" angekommen,
schrieb Hans Magnus Enzensberger rückblickend nicht ohne Emphase. So
lässt es sich heute auch in den Handbüchern der Literaturgeschichte
nachlesen.

Im gelebten Augenblick stellte es sich anders dar: Rein kommerziell
war Ina Seidels Roman Michaela der belletristische Bestseller
des Jahres 1959, mit weitem Abstand vor Böll, Grass, Johnson, den drei
Repräsentanten des deutschen Literaturwunders. Aber, wie es bei John
Ford, dem großen Filmregisseur, einmal heißt: "Wenn die Legende zur
Wahrheit wird, druckt die Legende!" Und der Bannerträger dieser
Legende war Günter Grass. Um nochmals Enzensberger zu zitieren: "(...)
Grass war die Lokomotive, die nach dem Krieg die deutsche Literatur an
die Welt wieder herangeführt hat".

Über solchen Feststellungen kann leicht in Vergessenheit geraten, dass
Die Blechtrommel zunächst ein hart umstrittenes, vielfach
angefeindetes Buch war. Als zum Beispiel eine Jury beschloss, Grass
für seinen Roman den renommierten Bremer Literaturpreis zu verleihen,
wurde die Entscheidung vom Bremer Senat wieder rückgängig gemacht.
Nicht auszuschließen, dass dabei der Verriss eine Rolle spielte, den
der Kritiker Marcel Reich-Ranicki am 1. Januar 1960 in der Zeit
veröffentlicht hatte. Er trug die Überschrift "Auf gut Glück
getrommelt" und gipfelte in der Feststellung: "Phantasie ohne epischen
Atem ist im Roman verhängnisvoll." Ein Fehlurteil, wie Reich-Ranicki
später einräumen musste, aber er brauchte einige Jahre, um es
öffentlich einzugestehen. Seine Selbstkritik fiel gewunden aus und
ließ sich auch als Selbstverteidigung verstehen. Im Interesse der
Literatur, schrieb er, könne ein Kritiker nicht streng genug sein, und
so habe er im Zwiespalt zwischen Lob und Tadel bei seinem Urteil über
die Blechtrommel leider "die Proportionen entstellt".

Chronik eines Zweikampfs

All dies lässt sich nachlesen in einem Buch, in dem der
Spiegel-Redakteur Volker Weidermann die "Geschichte von Günter
Grass und Marcel Reich-Ranicki" noch einmal nacherzählt. Er erzählt
sie als "Duell" - so auch der Titel des Buches -, obwohl er etwas
umständlich beginnt und 130 Seiten braucht, um den eigentlichen
Zweikampf zwischen Autor und Kritiker vorzubereiten. Bis dahin ist das
Buch eine Art Parallelbiografie, die sich recht ungeniert an anderen
Büchern bedient, an Reich-Ranickis Autobiografie Mein Leben,
Grass' Autobiografie Beim Häuten der Zwiebel und Michael Jürgs'
Grass-Biografie.

Erst 1958 kam es im Grandhotel Bristol in Warschau zur ersten
persönlichen Begegnung zwischen Grass und Reich-Ranicki. Da war der
Kritiker gerade auf dem Weg in die Bundesrepublik, der Schriftsteller
erst auf dem Weg zum Ruhm. Dieser Ruhm kam im Jahr darauf mit dem
Erscheinen der Blechtrommel, gleichzeitig begann mit dem Veriss
des Buches in der Zeit Reich-Ranickis Aufstieg zum führenden
Literaturkritiker der Bundesrepublik. Von da an schwankte ihr
Verhältnis hin und her, mal reserviert freundlich, ohne je herzlich zu
werden, mal unverhohlen feindlich, wobei das Feindliche mit der Zeit
immer stärker hervortrat, bis es schließlich 1995 zum Bruch kam
anlässlich eines Spiegel-Titelbildes, auf dem Reich-Ranicki das
neue Buch von Grass, Ein weites Feld, handgreiflich zerriss.

Dank der beiden Protagonisten und ihres nicht abreißenden
Schlagabtauschs ist Weidermanns Buch zumindest im zweiten Teil eine
fesselnde Lektüre, auch wenn ein Leser, der die Ereignisse als
Zeitgenosse mitverfolgt hat, wenig Neues erfährt. Es ist ein offenbar
schnell geschriebenes, sprachlich oft flüchtiges Buch, das viel seinen
Quellen verdankt, sich aber an manchen Stellen, wo gesicherte Quellen
fehlen, in vagen Mutmaßungen und Fantasien ergeht. "Wann endlich wird
es ernst? Ernst für ihn, für seine Kameraden, für seine Stadt?" lässt
Weidermann den 16jährigen Grass sinnieren, als der in den Krieg ziehen
möchte, um zum "Endsieg" beizutragen. "Endlich fort von zu Hause, wenn
auch nur ein paar Kilometer, endlich Schluss mit der Schule, endlich
ernst genommen werden in diesen ernsten Zeiten."

Dass Weidermann im Duell zwischen dem Großschriftsteller und dem
Großkritiker nicht Partei ergreift, kann man ihm nicht vorwerfen. Eher
schon, dass er keine eigene Haltung zu seinem Gegenstand erkennen
lässt, zum literarischen Werk von Grass auf der einen Seite, zum
kritischen Werk Reich-Ranickis auf der anderen Seite, nicht zuletzt
zum Verhältnis von Literatur und Kritik. Nur den Weg des jungen Grass
zur Waffen-SS begleitet er mit kritischen Anmerkungen. Er zitiert aus
Beim Häuten der Zwiebel den Satz: "Mein nächster Marschbefehl
machte deutlich, wo der Rekrut meines Namens auf einem
Truppenübungsplatz der Waffen-SS zum Panzerschützen ausgebildet werden
sollte: irgendwo weit weg in den böhmischen Wäldern." Weidermanns
Kommentar: "Die Passiv-Konstruktionen, das Verschieben der Handlung in
die dritte Person. Der einfache, klare Satz 'Ich war Mitglied der
Waffen-SS' wird auch in diesem Buch, das die so lange verdrängte
Wahrheit enthüllen sollte, nicht ausgeschrieben." Für einen
Literaturkritiker, der in der Nachfolge Reich-Ranickis heute als
Leiter des Literarischen Quattetts fungiert, sind das
erstaunlich verständnislose Schlussfolgerungen. Hinter ihnen steht
offenbar die Erwartung, dass sich der 79-jährige Verfasser des Buches
Beim Häuten der Zwiebel durch Verwendung des Wortes "Ich" ohne
Einschränkung mit dem 17-jährigen Rekruten des Jahres 1944
identifizieren soll. "Ich ist ein anderer" heißt es bei Rimbaud. Es
ist ein oft zitierter Schlüsselsatz der literarischen Moderne. Imre
Kertész hat ihn 1997 zum Titel eines Buches gemacht: Ich - ein
anderer. Darin heißt es: "'Ich' ist eine Fiktion, bei der wir
bestenfalls Miturheber sind." So auch bei Grass. Seine Verwendung der
dritten Person drückt die von ihm empfundene Schwierigkeit aus, sich
zu dem 17-jährigen Rekruten seines Namens aus dem Abstand von mehr als
70 Jahren innerlich in Beziehung zu setzen. Sie zielt nicht auf die
moralische Befreiung von Schuld. Nur wenige Seiten später heißt es
(und hier wird ohne Umschweife die erste Person Singular verwendet):
"(...) behauptete Unwissenheit konnte meine Einsicht, einem System
eingefügt gewesen zu sein, das die Vernichtung von Millionen Menschen
geplant, organisiert und vollzogen hat, nicht verschleiern".

Literatur und Kritik

Zweifellos hat Volker Weidermann die Möglichkeiten seines Stoffes
nicht völlig ausgeschöpft. Das gilt besonders für das Thema Literatur
und Kritik mit seinen grundsätzlichen Aspekten. Er entschied sich
dafür, das Thema zu personalisieren und den persönlichen Konflikt
zwischen Grass und Reich-Ranicki wie die Chronik eines Boxkampfes über
zehn oder zwölf Runden zu referieren. Dass der Boxkampf im Lauf der
Zeit immer mehr die Züge eines Machtkampfes annahm, bleibt trotzdem
nicht verborgen. Reich-Ranicki ist niemals müde geworden, Grass als
den "größten Meister der deutschen Sprache unserer Zeit" zu rühmen. Im
merkwürdigen Widerspruch dazu steht die Tatsache, dass er die großen
Romane von Grass ausnahmslos verrissen hat: nicht nur die
Blechtrommel, sondern auch die Hundejahre, den
Butt, die Rättin und Ein weites Feld. Nur die
Gedichte und kleineren Erzählungen nahm er aus. Aber was auf den
ersten Blick nicht zusammenpasst, ist psychologisch durchaus
plausibel. Ein Kritiker kann seine Macht nur dann in vollem Maß
auskosten und nach außen demonstrieren, wenn er große, berühmte,
allgemein anerkannte Autoren verreißt. Dazu muss er sie vorher auf den
Sockel stellen. Dazu passt eine Anekdote, die Weidermann anlässlich
von Grass' Roman Ein weites Feld erzählt. Als sich die Verrisse
des Buches abzeichneten, soll Reich-Ranicki "völlig entsetzt" gewesen
sein und sich Sorge um Grass gemacht haben. Weidermann zitiert ihn mit
den Worten: "Er kann nur noch Selbstmord begehen oder zu einem
Gegenschlag, ausholen: einem Pamphlet gegen die Kritik." Seine Sorge
hinderte Reich-Ranicki aber nicht, den Roman wenige Wochen später im
Spiegel in Form eines persönlichen Briefes erbarmungslos zu
verreißen: "Mein lieber Günter Grass (...)" Es war der schärfste,
gezielteste Verriss, der einem Buch von Grass je zuteil wurde. Er
schloss mit den Worten: "(...) in alter Herzlichkeit".

Volker Weidermann: Das Duell. Die Geschichte von Günter Grass und
Marcel Reich-Ranicki. Kiepenheuer & Witsch, Köln 2019, 320 S., 22
EUR.


Hanjo Kesting
 ist Kulturredakteur der Zeitschrift 
Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte. 
Im Wallstein Verlag, Göttingen, sind soeben seine dreibändige Studie 
Große Erzählungen der Weltliteratur sowie der Essay Theodor Fontane.
Bürgerlichkeit und Lebensmusik erschienen.
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MELDUNG/225: Menschenrechtspreis der Stadt Weimar - Ihsan Fagiri, unerschrockene Aktivistin

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Menschenrechtspreis der Stadt Weimar:

Ihsan Fagiri - Unerschrockene Aktivistin



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) begrüßt die Verleihung
des diesjährigen Menschenrechtspreises der Stadt Weimar an die
sudanesische Aktivistin Ihsan Fagiri: "Frau Fagiri war seit Jahren
eine zentrale Persönlichkeit des friedlichen Widerstands gegen
Diktator Bashir", erinnert GfbV-Direktor Ulrich Delius. "Dass er
jetzt im Gefängnis sitzt, ist auch ihrem unerschütterlichen Einsatz
zu verdanken." Der Menschenrechtspreis wird alljährlich am 10.
Dezember verliehen. Die GfbV hatte Ishan Fagiri dafür vorgeschlagen.

Die 65-jährige Ärztin und Dozentin macht sich seit vielen Jahren für
die Rechte von Frauen stark, die besonders unter der Islamisierung
der sudanesischen Gesellschaft seit den 90er Jahren leiden. Sie
engagiert sich gegen die Willkür der Sittenpolizei, die Frauen wegen
Verletzung streng islamischer Bekleidungsvorschriften oder anderer
Regeln des Scharia-Rechts festnehmen. Beispielsweise werden Frauen
wegen des Tragens von Hosen ("obszöner Kleidung") durch Auspeitschung
bestraft. Davon sind jedes Jahr mehr als 40.000 Frauen betroffen.
Fagiri prangert diese Übergriffe mit Pressekonferenzen, Mahnwachen
und anderen Demonstrationen an. Oft werden sie und ihre
Unterstützerinnen daraufhin festgenommen und verhört. Zuletzt war sie
im Januar und Februar 2019 in Haft.

Im Jahr 2009 gründete sie die Menschenrechtsorganisation "No to
Women's Oppression", um Menschenrechte für Frauen zu fördern und
durchzusetzen. Sie organisieren Menschenrechtsaktionen und
Pressekonferenzen zum Internationalen Frauentag am 8. März - oft
endet dieser Gedenktag für sie in der Gefängniszelle. Dazu bietet die
Organisation verhafteten Frauen Rechtshilfe an und besucht Opfer der
Sittenpolizei in den Gefängnissen. Aktivistinnen sind bei
Gerichtsverfahren gegen Frauen anwesend und dokumentieren
Verletzungen des Strafprozessrechts. Daneben informieren sie Frauen
in Seminaren über ihre Rechte.

Während des Völkermordes in Darfur (2003-2019) engagierte sie sich
für Frauen, die von Milizionären vergewaltigt wurden. Das Thema gilt
in dem Land als tabu, die Täter bleiben regelmäßig straflos. Im
November 2014 organisierte Fagiri mit Frauen aus Darfur in Sudans
Hauptstadt Khartum eine Mahnwache und eine Pressekonferenz gegen den
Einsatz von Vergewaltigung als Kriegswaffe in der Bürgerkriegsregion.
Sie bezeichnete die systematischen Übergriffe auf Frauen im Westen
des Sudan als Verbrechen gegen die Menschlichkeit und rief die
internationale Staatengemeinschaft dazu auf, die Verantwortlichen für
diese Verbrechen vor Gericht zur Rechenschaft zu ziehen.

Ihr Gegner von damals ist heute ihr gefährlichster Widersacher: Der
Anführer der berüchtigten RSF-Miliz, General Hemeti, dessen Kämpfer
für die Verbrechen an zehntausenden Frauen in Darfur verantwortlich
waren. Er ist jetzt stellvertretender Vorsitzender des Souveränen
Rates, der Übergangsregierung des Sudan. Der einflussreiche
Milizen-Chef und General kann für die Menschenrechtlerin in den
nächsten Monaten sehr gefährlich werden. Denn er hat größtes
Interesse daran, die unbequeme Mahnerin für Frauenrechte in Darfur
zum Schweigen zu bringen.

 * 
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MUMIA/995: Free Mumia - Rundbrief Dezember 2019 (Berliner Free Mumia Bündnis)

FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief Dezember 2019



Hallo,

hier kommen aktuelle Meldungen über den seit 1981 (!) gefangenen
Journalisten Mumia Abu-Jamal und aus der länderübergreifenden
Solidaritätsbewegung. Bevor wir uns den aktuellen Entwicklungen rund um
Mumia Abu-Jamal zuwenden, möchten wir alle grüßen, die sich im November
tatkträftig bei der Verhinderung der Hinrichtung von Rodney Reed in
Texas engagiert haben. Es war sehr ermutigend, Teil einer Bewegung von
über 3 Millionen Menschen zu sein, die den texanischen Henker aufhalten
konnte [1].

Zum zweiten Mal versucht die Fraternal Order of Police (FOP) mittels
Maureen Faulkner, Philadelphias Staatsanwalt Larry Krasner aus Mumias
Fall zu entfernen, weil sie die ausgesprochene Mumia-Feindlichkeit bei
ihm vermissen, die von 1981 bis zu Krasners Amtsantritt seine Behörde
ansonsten auszeichnete. Die FOP fordert in einer juristischen Eingabe,
Krasner den Fall zu entziehen und stattdesse dem konservativen
Generalstaatsanwalt von Pennsylvania, Attorney General Joshua Shapiro, zu
übertragen. Worin dieser verfahrenstechnisch ungewöhnliche Schritt zu
begründen wäre, bleibt die FOP jedoch schuldig. Lediglich die politische
Haltung von Shapiro scheint ihn aus Sicht der Polizei-Lobbyorganisation
zu qualifizieren. So hat Shapiro zahlreiche von Krasner nach seinem
Amtsantritt entlassene Staatsanwälte in seiner Behörde eingestellt.
Krasner wiederum besteht darauf, dass die im Dezember 2018 gefundenen
Akten und neue darin enthaltende Beweise im Zusammenhang mit Mumia
Abu-Jamal gerichtlich erörtert werden. Ob er ein neues Verfahren oder
sogar die mögliche Freilassung von Mumia unterstütze, liess der
amtierende Bezirksstaatsanwalt bis jetzt jedoch offen.

Am 2. Dezember 2019 wird mit einer Erwiderung von Larry Krasner auf eine
gerichtliche Eingabe von Mumias Verteidigung erwartet. Das ganze ist
Teil eines Austausches, der vor dem möglichen Revisionsverfahren steht.
Möglicherweise werden in diesem Abschnitt zum ersten Mal inhaltliche
Details von Seiten der Staatsanwaltschaft bekannt, die sie gerichtlich
in der anstehenden Revision klären möchte. Wir werden die Ergebnisse auf
unserer Webseite veröffentlichen, sobald sie bekannt sind.

Der 9. Dezember 2019 wird Mumias 38 (!) Haftjahrestag werden. Aus diesem
Anlass zeigen wir im Berliner Statteilladen Lunte noch einmal den Film
"MUMIA - Long Distance Revolutionary" (USA, 2012 mit dt. Untertiteln)
und beantworten im Anschluss gerne alle Fragen zu Mumia.

Im März 2020 wird Mumias langjährige Unterstützerin Johanna Fernandez zu
einer Informationsrundreise nach Deutschland kommen. Zusammen mit der
Roten Hilfe organisieren wir mehrere bundesweite Veranstaltungen mit
ihr. Fernandez arbeitet in New York im "Comittee to Safe Mumia
Abu-Jamal" und ist seit vielen Jahren auch für die Verteidigung von
Mumia aktiv. Wir hoffen, dass der Tourplan bis zur
Rosa-Luxemburg-Konferenz am 11. Januar 2020 steht. Sprecht uns bitte
dort am Infostand im MOA Hotel an, falls ihr vor Ort seid. Johanna
Fernandez wird an diesem Tag ebenfalls per Videoschaltung zur Konferenz
über Mumias aktuellen Verfahrensstand reden. Mumia selbst ist ebenfalls
als Redner angefragt.

Leonard Peltier veröffentlichte in der zweiten Novemberhälfte einen
Beitrag zum sog. "Thanksgiving" unter dem Titel "Walking on Stolen Land"
[2], in dem er die indigene Lebenssituation in Nordamerika vor und nach
der Ankunft europäischer Kolonialist*innen gegenüber stellt.


Zum weiteren Inhalt:

1. Termine

2. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

3. Solidarität mit Gefangenen


1. Termine

Di. 3. Dezember 2019 - Berlin - Lunte 20:00 Uhr

Film: "13th" (engl. original version) - from slavery to the modern mass
incarceration and prison industrial complex in the US 

Lunte - Weisestr. 53, 12049 Berlin-Neukölln - U8-Boddinstr.

Di. 10. Dezember 2019 - Berlin - Lunte - 20:00 Uhr

Film: "Mumia - Long Distance Revolutionary" (Original mit dt.
Untertiteln)

Einen Tag nach Mumias 38 (!) Haftjahrestag, am Tag der Menschenrechte,
zeigen wir nochmal den 2012 erschienenen Dokumentarfilm über Mumias
Leben im Kontext der sozialen Kämpfe, aus denen er kommt. Danach
beantworten wir auch gerne aktuelle Fragen.

Weitere Informationen:

http://www.mumia-hoerbuch.de/mumiadeutsch.htm#FilmLunte101219

Lunte - Weisestr. 53, 12049 Berlin-Neukölln - U8-Boddinstr.

Dienstag, 17. Dezember, Frankfurt a.M., US-Generalkonsulat - 18:00
Uhr

Mahnwache - Freiheit für die politischen Langzeitgefangenen in den USA:
Free Leonard Peltier, Ana Belen-Montes und Mumia Abu-Jamal - Free Them
All!

Weitere Infos: 

https://www.fgbrdkuba.de/termine/flyer/20191217-mahnwache.php 

Vor dem US-Generalkonsulat, Gießener Str. 30, Frankfurt a.M.

Sa. 11. Januar 2020 - Berlin - Rosa-Luxemburg-Konferenz, MOA Hotel

u.a. mit einer Rede von Johanna Fernandez, Sprecherin der Verteidigung
von Mumia Abu-Jamal zu dem aktuellen Stand des Revisionsverfahrens und
der FREE MUMIA Kampagne in den USA

Weitere Informationen zur Konferenz:

https://www.rosa-luxemburg-konferenz.de/de/2020

Mercure Hotel MOA, Stephanstraße 41, 10559 Berlin-Moabit, U9-Birkenstrasse

2.
Abschaffung der Todesstrafe - überall!

(FREE MUMIA Berlin) Hinrichtung gestoppt - Rodney Reed wird nächsten
Mittwoch NICHT hingerichtet (16.11.2019)

https://de.indymedia.org/node/46510

(Twitter Video) Brick by brick, wall by wall - free Rodney Reed - free
them all! (November 2019) 

https://twitter.com/i/status/1194698597838790661

(South Dakota, USA) Hinrichtung aus Schwulenhass? (5.11.2019)

https://lancelotarmstrong.wordpress.com/2019/11/05/hinrichtung-aus-schwulenhass/


3. Solidarität mit Gefangenen

Will Nebraska Governor Pete Ricketts honor his oath of office and
examine the case of Black Panther Edward Poindexter or will his death
penalty advocacy get in the way? (November 25, 2019)

https://richardsonreports.wordpress.com/2019/11/25/will-nebraska-governor-pete-ricketts-honor-his-oath-of-office-and-examine-the-case-of-black-panther-edward-poindexter-or-will-his-death-penalty-advocacy-get-in-the-way/?fbclid=IwAR2JHMkwtjGH5LeieD9ajrfThaUWdGmnQErK6OAXTjQiZDS23NGqQfGlqDY

(Soligruppe Berlin der GG/BO ) Knast Luckau-Duben: Widerstand und
Organisierung im Keim ersticken? Nicht mit Christine, nicht mit uns!
(06.11.2019) 

https://de.indymedia.org/node/44376

(Radio Aktiv Berlin) Anti-Knast Spezial: Es gibt keinen Selbstmord im
Gefängnis (6.11.2019)

http://radioaktivberlin.blogsport.de/2019/11/07/anti-knast-spezial-es-gibt-keinen-selbstmord-im-gefaengnis/

(Thomas Meyer-Falk) Polizei auf Suche, nach Brand eines Lastkraftwagens
(6.11.2019) 

https://de.indymedia.org/node/44474


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin


Anmerkungen:

[1] http://mumia-hoerbuch.de/stopptodesstrafe.htm#rodneyreednaemikeinehinrichtung

[2] https://nativenewsonline.net/currents/leonard-peltiers-2019-thanksgiving-message-walking-on-stolen-land/?fbclid=IwAR0IDHhcYLv0bmKY9LpMyIk7Cc889MOnpcMPUhuID-v2kTYpjQ1A3U7viME

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief Dezember 2019

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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MELDUNG/178: Uganda - Regierung und Neumann Kaffee Gruppe verweigern Entschädigung für Vertriebene

Fian - Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Ugandische Regierung und Neumann Kaffee Gruppe verweigern 401
vertriebenen Familien Entschädigung



Köln/Kampala: Im Klageverfahren von 401 vertriebenen Familien für die
Kaweri Kaffeeplantage der Neumann Kaffee Gruppe ist das gerichtlich
angeordnete Mediationsverfahren weiterhin in der Schwebe. Die ugandische
Regierung und die Neumann Kaffee Gruppe haben auf die Forderungen der im
Jahr 2001 gewaltsam vertriebenen Kläger nicht reagiert. In der heutigen
Gerichtsverhandlung hat der Richter am Hohen Gericht in Kampala/Uganda die
Frist noch einmal um zwei Wochen bis zum 16. Dezember verlängert.

"Die erneute Verzögerung des Mediationsverfahrens ist ein Skandal",
bewertet FIAN-Referentin Gertrud Falk das Schweigen der Beklagten. Falk ist
derzeit vor Ort. "Ein Unternehmen, das sich selbst als weltweit führender
Rohkaffee-Dienstleister bezeichnet, verzögert die Entschädigung von
Menschen, die unter Hunger und Armut leiden, seitdem sie für die
unternehmenseigene Kaffeeplantage vertrieben wurden". Weder der ugandische
noch der deutsche Staat werden ihren menschenrechtlichen Pflichten gerecht:
Uganda muss dafür sorgen, dass die Rechte der Betroffenen wiederhergestellt
und sie angemessen entschädigt werden. Deutschland muss zum einen das
Unternehmen in der Weise regulieren, dass es Wiedergutmachung leistet;
zudem muss den Vertriebenen Zugang zum deutschen Justizwesen ermöglicht
werden.

"Dieses Fallbeispiel macht deutlich, warum Deutschland endlich ein starkes
Lieferkettengesetz braucht," erläutert Gertrud Falk weiter. "Es würde die
Neumann Gruppe dazu verpflichten, Sorge zu tragen, dass die Ernte von der
Kaweri Kaffeeplantage nicht unter Hinnahme anhaltender
Menschenrechtsverletzungen importiert wird".

Vom 18. - 21. August 2001 hatte die ugandische Armee im Bezirk Mubende vier
Dörfer zerstört und die Bewohner vertrieben, weil die Regierung das Land an
die Kaweri Coffee Plantation Ltd. für den Aufbau einer Plantage verpachtet
hatte. Die Kaweri Coffee Plantation Ltd. ist ein Tochterunternehmen der
Hamburger Neumann Kaffee Gruppe. Die Vertriebenen wurden bis heute nicht
entschädigt; sie prozessieren deswegen gegen den ugandischen Staat und das
Tochterunternehmen. Am 1. Juli 2019 hatte das Hohe Gericht in Kampala eine
Mediation zwischen Klägern und Beklagten angeordnet. Die Frist dafür ist am
19. November ohne Ergebnis verstrichen. Weder die ugandische
Staatsanwaltschaft noch die Kaweri Coffee Plantation Ltd. haben auf die
Forderungen der Vertriebenen reagiert. Diese fordern 3,8 Mrd. Ugandische
Schilling für den verursachten Sachschaden sowie pro Familie 30 Millionen
Schilling, damit diese je 10 Morgen Land kaufen können. Im Gegenzug sind
sie bereit, ihre Landrechte auf das von der Kaweri Kaffeeplantage
gepachtete Land abzutreten.




Weitere Informationen zum Fall:

www.fian.de/fallarbeit/kaweriuganda/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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STANDPUNKT/202: Solidarität mit den Antifaschist*innen der VVN-BdA

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart, den 3. Dezember 2019

Solidarität mit den Antifaschist*innen der VVN-BdA



Die "Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen"
(DFG-VK) fordert als zivilgesellschaftliche, pazifistische Organisation die
Wiedererteilung der Gemeinnützigkeit für die Bundesorganisation und die
Teilgliederungen der "Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - Bund der
Antifaschistinnen und Antifaschisten" (VVN-BdA), denen die Gemeinnützigkeit
entzogen wurde.

Am 4. November 2019 hat das zuständige Finanzamt der Bundesvereinigung der
VVN-BdA e.V. die Gemeinnützigkeit entzogen. Damit verbunden sind vorerst
Steuernachforderungen in fünfstelliger Höhe, die noch in diesem Jahr fällig
werden. Zudem sind weitere erhebliche Nachforderungen zu erwarten und auch
zukünftig drohen wesentlich höhere steuerliche Belastungen. Damit ist die
Vereinigung in ihrer Existenz bedroht.

Die 1947 von Überlebenden der Konzentrationslager und Gefängnisse
gegründete Vereinigung ist die älteste und größte, überparteiliche und
überkonfessionelle Organisation von Antifaschistinnen und Antifaschisten in
Deutschland und vielerorts eng und in gegenseitiger Unterstützung bei
friedenspolitischen Bündnissen, gemeinsamen Veranstaltungen, Gedenkfeiern,
bundesweiten Aktionen, Demonstrationen und seit Jahrzehnten bei
Ostermärschen mit der DFG-VK verbunden. Die VVN-BdA ist wichtiger Partner
von Organisationen, die auf nationaler und internationaler Ebene in der
Erinnerungsarbeit und der Völkerverständigung tätig sind. Viele ihrer
Mitglieder engagieren sich - meistens bis ins hohe Alter - als Zeitzeugen
in Schulen, kirchlichen Bildungseinrichtungen und Gedenkstätten und wurden
oftmals durch die Ehrenbürgerschaft in Städten und Gemeinden, sowie durch
nationale oder internationale staatliche Auszeichnungen wie dem
Bundesverdienstkreuz geehrt.

Mit dem Entzug der Gemeinnützigkeit macht sich das Berliner Finanzamt auf
unglaublich dreiste Weise die diffamierenden Unterstellungen des
bayerischen Landesamts für Verfassungsschutz zu eigen. Dieses definiert -
im Gegensatz zu 16 von insgesamt 17 deutschen Verfassungsschutzämtern - die
Landesvereinigung-Bayern der VVN-BdA im bayerischen
Verfassungsschutzbericht wiederholt als "linksextremistisch beeinflusst".
Das Berliner Finanzamt übernahm ungeprüft die "Bewertung" der
nachgeordneten bayerische Landesbehörde und entschied mit dieser
"Begründung" über das Schicksal der betroffenen bundesweit arbeitenden
zivilgesellschaftlichen Organisation - und das, obwohl die bayerische
"Bewertung" laut Gerichtsurteil "keine Tatsachenbehauptung" darstellt.
Die Methode der staatlichen Diffamierung, Kriminalisierung, finanziellen
Schädigung und Verwicklung in kostspielige und lähmende juristische
Auseinandersetzungen hat Methode und erinnert an die Anfänge der übelsten
Zeit der deutschen Geschichte des vergangenen Jahrhunderts.

Wie die Medien rund um den aktuellen Fall berichteten, plant
Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) weitere Verschärfungen für politisch
aktive Vereine, wenn sie sich in die politische Willensbildung einmischen.
Damit sind weitere zivilgesellschaftliche Gruppen und Organisationen,
welche engagiert die Grundwerte des Grundgesetzes gegen rassistische,
antisemitische, ausgrenzende, nationalistische und neofaschistische
Angriffe verteidigen, bedroht. Die DFG-VK ist aufgrund ihres Engagements
gegen die staatliche Armee selbst nicht als gemeinnützig anerkannt.

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen,
Stuttgart 3. Dezember 2019.

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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LESUNG/6560: Braunschweig - Hans Jürgen Heinze liest "hinterhältige Weihnachtsgeschichten", 08.12.19

Stadt Braunschweig

Hans Jürgen Heinze liest "hinterhältige Weihnachtsgeschichten"



Braunschweig. Unter dem Titel "Schöne Bescherung" liest Hans Jürgen
Heinze am Sonntag, 8. Dezember, um 15 Uhr "hinterhältige
Weihnachtsgeschichten" im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße
29a. 

Wie in jedem Jahr hat Hans Jürgen Heinze wieder eine Auswahl
besinnlicher und heiterer Texte verschiedener Schriftsteller über
Weihnachten getroffen. Er zeigt damit auf, was die Weihnachtszeit für
die unterschiedlichsten Charaktere bedeuten kann.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.12.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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ADVENT/124: Adventskalender - für den 4. Dezember 2019 (SB)

Adventskalender für Mittwoch, den 4. Dezember

[image: Adventskalender 4. Tür - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Und laut den Gerüchten,

's war kaum zu versteh'n,

wußten sie zu flüchten -

hast du nicht geseh'n!

zum 4. Dezember 2019
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AUSSICHTEN/8821: Und morgen, den 04. Dezember 2019 (SB)

+++ Vorhersage für den 04.12.2019 bis zum 05.12.2019 +++






[image: Jean-Luc 8821 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Vormittags erst Nieselpiesel,

danach doch ein trock'ner Himmel,

Jean, der Frosch, begrüßt das Wiesel

und verkauft ihm Pilz mit Schimmel.
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FRAGEN/007: Domenico "Mimmo" Lucano - Solidarisch wirtschaften in Riace (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Interview mit Mimmo (Domenico) Lucano in Riace: Solidarisch 
wirtschaften in Riace

Von Elisabeth Voß, 30. November 2019






[image: Bild: © Elisabeth Voß, Pressenza]

Riace, eine italienische Gemeinde in Kalabrien

Bild: © Elisabeth Voß, Pressenza



Am 30.10.2019 hat Elisabeth Voss Domenico (Mimmo) Lucano zur
solidarischen Ökonomie und zu den Perspektiven der Aufnahme von
Menschen auf der Flucht in Riace interviewt.

Das Interview wurde von Valentina Malli durchgeführt, transkribiert
und aus dem Italienischen von Carla Kirsten Müller-von der Heyden mit
Betty Pusceddu übersetzt.

 * 

Valentina Malli: Im Oktober begann Città Futura mit der Olivenernte
und der Produktion von Olivenöl. Elisabeth möchte gerne wissen, wie
lange die zwanzig Menschen arbeiten werden, wie lange und wie viel sie
bezahlt bekommen und ob es nach der Olivenernte weitere Projekte geben
wird.

Mimmo Lucano: Also gut. Die Zeit, die sie arbeiten werden, hängt davon
ab, wie viele und wie lange es Oliven gibt. Dieses Jahr war eine
ziemlich gute Saison, es gibt viele Oliven. Und ich denke, es geht
darum, diese Saison so lange wie möglich bis Dezember, Januar - ich
weiß nicht - aufrechtzuerhalten, und alle, die auf den Feldern bei der
Ernte arbeiten, alle haben einen festen Arbeitsvertrag mit einem
gewerkschaftlichen Lohn. Sie erhalten 45,00 bis 46,00 Euro pro Tag.
Und viele von ihnen sind Zugereiste. Und sie sind alle aus Riace, sie
blieben als ehemalige Empfänger von Hilfen aus verschiedenen
Aufnahmeprogrammen.

Und die Ölmühle, das muss man noch hinzufügen, um sie in der jetzigen
Weise instand zu setzen, hat es viele Jahre gedauert ... viele Jahre,
und es ist wahr, dass jeder dazu beigetragen hat. Denn als wir das
erste Mal diesen Ort betreten haben, das war bei der Landung der
Kurden. Denn dieser Herbst damals war eine Saison wie jetzt, voller
Oliven. Und der Herr, dem diese Mühle gehörte, hatte sie vor vielen
Jahren geschlossen. Niemand hat sie mehr benutzt. Und dann fast
instinktiv auf der Suche nach Möglichkeiten, nach Lösungen für viele.
Die Idee war, die Ressourcen des Territoriums aufzuwerten. Und diese
Olivenhaine sind eine der wichtigsten Ressourcen, die von unseren
Hügeln stammt.

Und so haben wir sofort angefangen, diese Ölmühle wieder in Betrieb zu
nehmen, indem wir versucht haben, eine Reinigung durchzuführen. Aber
sie entsprach natürlich nicht den Normen in Bezug auf die
Erfordernisse der verschiedenen Stellen, die für den Betrieb einer
Ölmühle zuständig sind. Wir haben sehr schnell gehandelt, wir haben
alles selbst gemacht. Und dann haben in diesem Jahr sehr viele Kurden
in dieser Mühle gearbeitet. Dann wurde uns jedenfalls dadurch bewusst,
dass die Aufnahme von Menschen etwas ist, das die Menschen in die Lage
versetzen muss, nicht passive Subjekte, damit sie nicht nur so
abwarten ... dass sie nichts zu tun haben. Sondern sie müssen - auch
in der Region - eine gewisse Staatsbürgerschaft haben, teilhaben und
aktiv sein und vor allem eine Präsenz zeigen können.

Im folgenden Jahr haben wir sie wieder eröffnet und hatten bereits
einige Änderungen vorgenommen. Denn eine Dame, die von der Côte d'Azur
kam ... sie kam ursprünglich aus Neapel und unsere Initiative, dass
wir Dinge in Riace tun wollten - an einem Ort, an dem ein
Flüchtlingsboot ankam, an dem es eine Geschichte von Auswanderung, von
Aufgabe gab - um zu einer Idee von Wiedergeburt beizutragen.
Wiedergeburt eines alten ländlichen Dorfes, in dem es die Erfahrung
von weide- und landwirtschaftlichen Gemeinschaften gegeben hatte. Und
wir hatten verstanden, dass es auch eine Idee von Kooperation geben
musste, um in einem Netzwerk zu sein, das einen viel breiteren
Blickwinkel hatte, viel weiter, das sich nicht nur auf Riace
beschränkte. Diese Frau kam, weil diese Geschichte in einer Zeitung
namens Famiglia Cristiana berichtet wurde. Sie kontaktierte uns und
gab uns Geld, und einen guten Teil dieses Geldes haben wir dafür
verwendet, die Teile, die vom Rost zerfressen waren, durch
Edelstahlteile zu ersetzen. Wir haben in diesem Jahr viel Geld dafür
ausgegeben. Und so, über viele Jahre hat diese Ölmühle jedes Mal, wenn
Olivensaison war ... Und mit den Kooperativen von Longo Mai haben wir
eine Kooperation entwickelt, sie kamen mit dem LKW, mit den Maschinen
und den Schüttlern und vor allem mit den Menschen. Viele Menschen
kamen und blieben über die ganze Olivensaison.

Es war auch ein Weg, um sich zu vernetzen, auch eine Idee von einer
Kooperation, die über gewisse Aspekte hinausgeht, sowie auch eine
menschliche Zusammenarbeit, die eines kulturellen Austausches, eines
anderen Ortes in Südfrankreich, wo sich die Kooperativen von Longo Mai
befinden, um sehr viele Menschen zu kennen. Jeder von ihnen gibt uns
immer einen Anreiz, da ja auch wir uns in einer Realität des tiefen
Südens Italiens befinden, wo wir oft diese Bedingungen von
Marginalität erleben.

Und dann, viele Jahre lang war diese Ölmühle geschlossen, weil man
sich in der Zwischenzeit ständig viel strengere Vorschriften
ausgedacht hatte. Und was uns in den folgenden Jahren in ernsthafte
Schwierigkeiten hinsichtlich des Betriebs der Ölmühle brachte, war,
dass ich Bürgermeister von Riace war. Ich war Bürgermeister geworden,
und diese Rolle zwang mich praktisch, sehr vorsichtig zu sein
hinsichtlich der Entsorgung von Abwasser, weil ich für Hygiene und
öffentliche Gesundheit verantwortlich war. Ich konnte keine Ausnahme
machen. Und dort war das Problem die Entsorgung des Abwassers, das
beim Pressen der Oliven entstand. Also haben wir den Betrieb
eingestellt.

Und dann an einem gewissen Punkt, als die Aktivitäten hinsichtlich
weiterer Aufnahmen, vor allem der Integration, vorangingen, und
wiederum dieser Ort, haben wir versucht, ihn aufzuwerten. Es gab eine
Investition des Geldes, das übriggeblieben war, von der Aufnahme, vom
System der Integration. Und so dachten wir an den Kauf einer Ölmühle
mit neuen Standards, die die Vorschriften, die Hygiene- und
Gesundheitsvorschriften einhält, aber auch eine fortschrittlichere
Technologie zur Ölgewinnung und insbesondere zur Entsorgung des
Abwassers in Tanks aufweist. Die Fertigstellung dieser Ölmühle ist
dann das Werk der Stiftung gewesen. Denn sie bezahlten das, was noch
zu zahlen war, und glichen den gesamten Kaufpreis aus. Dann sorgten
sie auch für die Tanks und dafür, dieses Abwasser aufzufangen, um das
zu überwinden, was das größte Hindernis gewesen war, nämlich die
Abwasserentsorgung. Und jetzt entspricht diese Ölmühle den Kriterien
einer Sozialwirtschaft, sie ist also eine solidarwirtschaftliche
Ölmühle.

Denn die Menschen, die dort arbeiten, nur sie allein ziehen einen
Nutzen daraus, also vor allem diejenigen, die dort arbeiten. Es gibt
keinen Arbeitgeber. Denn das Ziel war es, dafür zu sorgen, dass
Bedingungen geschaffen werden, damit die Menschen, die arbeiten,
integriert werden und die Menschen, die dort arbeiten, werten diese
Ressourcen des Territoriums auf. Dann die Oliven kaufen, das Personal
bezahlen, den Stromverbrauch zahlen und dann im Endeffekt die
Entsorgung des Abwassers bezahlen - sie kommen mit den Tankwagen, um
dieses Abwasser zu entnehmen. Und das, was sich durch den Verkauf von
Öl trägt, damit schaffen wir eine ausgeglichene Bilanz. Es gibt also
keine ... es war nie als eine unternehmerische Tätigkeit konzipiert,
bei der man notwendigerweise einen maximalen Gewinn erzielen muss, wie
ich erklärt habe. Dies ist die Geschichte der Ölmühle.

Valentina Malli: Wird es weitere Projekte nach der Olivenernte geben?

Mimmo Lucano: Aber sicher ... Ich denke, dass die Gemeinschaft der
Zugereisten, die in Riace geblieben sind, aber auch jemand anderes,
der ankommen möchte, denn es gibt auch andere Fälle, zwangsläufig,
dieses Konzept im Kopf haben muss, dass alles nur dann weitergehen
kann, wenn es Gelegenheiten gibt, eine zukünftige Möglichkeit, die von
der Arbeit ausgeht, aufzubauen. Denn anderenfalls wird es zu einer
Gemeinschaft werden, die von Zuwendungen abhängig, passiv bleibt, die
somit keine Bedeutung hat. Die Erfahrungen, auch soziale Erfahrungen
in der Region, bauen sich auf diese Weise auf. Und darin liegt der
Sinn einer Bevölkerung. Um zu verstehen, um Gelegenheiten zu finden,
eine Idee, um das aufzuwerten, wofür das Territorium hier steht.

Ich glaube, dass ein solidarischer Tourismus das Wichtigste dabei sein
kann, ein Motor. Denn wir haben hier ein günstiges Klima, das von
April bis November anhält. Wir haben bereits Ende Oktober, und die
Leute gehen an den Strand. Dann ist dieser Landstrich hier schön,
sogar die Landschaft des Dorfes, auch mit gesunder Luft, und auch das
Essen ist naturbelassen. Und dann wollen wir einige Initiativen
ergreifen, um dieses kleine Dorf, das ein solidarisches Dorf ist, zu
vervollständigen, wo es Multiethnizität von Menschen gibt, die aus
vielen Orten kommen. Dies ist eine Dimension, eine Mikrodimension,
eine kleine. Es gibt eine Idee von einem globalen Dorf, in dem
Menschen aus Somalia, Afghanistan, Pakistan, Palästina, Äthiopien,
Eritrea, Somalia leben. Es gibt viele Nationalitäten. Am Nachmittag
machen wir Schule, was ein sehr integrierender Moment ist, der allen
Menschen gehört, den Kindern, die die Pflichtschule besuchen. Am
Morgen gibt es einen Kindergarten. Habt ihr den Kindergarten für die
Kinder gesehen? Haben Sie ihn gesehen?

Valentina Malli: Hast Du ihn gesehen?

Elisabeth Voß: Ja, ja.

Mimmo Lucano: Dann haben wir diese Werkstätten. Und sicher wird es
noch andere Ideen geben, wie wir hoffen, über den Tourismus und die
Werkstätten hinaus ... andere Ideen, die sicherstellen müssen, dass
diese Erfahrung, die beweist, wie das Miteinander in Multiethnizität
in einer Gesellschaft ... während auf globaler Ebene fast jeder
versucht, uns zu sagen, dass wir Mauern, Stacheldraht,
Internierungslager, Lager und eine Menschheit brauchen, die mit Füßen
getreten, gedemütigt werden muss ... Wir wollen, dass diese Botschaft,
die von Riace ausgeht, weitergeht und wie eine kleine Flamme - eine
kleine, die diesen Stürmen widersteht, die es dort gibt, wo eine
Haltung von Unmenschlichkeit überwiegt und wo Unmenschlichkeit oft
Norm wird, Legalität wird, Regierung wird. Und das ist die tragische
Realität der Welt.

Valentina Malli: Kannst du uns etwas über die Werkstätten erzählen,
die jetzt wieder geöffnet sind? Wer arbeitet dort? Es gibt immer zwei
Personen, die für jede Werkstatt ... wo jeweils ein Zugereister ...

Mimmo Lucano: ... ein Einheimischer ...

Valentina Malli: ... und ein Riaceser sein sollte.

Mimmo Lucano: Ja, sieh mal, darüber sind wir mit der Stiftung
übereingekommen, nicht wahr? 18 Menschen sind es genau, neun und neun.
Neun sind Einheimische und neun sind Zugereiste, die in Riace
geblieben sind. Und dann kümmern wir uns natürlich um die Mieten, die
Häuser, um alles, um die Bezahlung von Strom und um die
Versorgungsanbieter. Und dann sind ebenso instinktiv die Werkstätten
entstanden in diesem ländlichen Dorf, in diesen alten Räumen, die zu
nichts mehr taugten. Oder handwerkliche Tätigkeiten wie die
Schuhmacher, die die Schuhe reparierten und herstellten, zu diesem Weg
der Werkstätten geworden sind, die Weberei, das Glas, die Keramik, die
Stickerei, die Schokolade, viele Werkstätten. Und es gab Jahre, in
denen ... vielleicht hängt das von den Menschen ab, die ankommen.

Ein Jahr lang lebte hier eine iranische Frau, die ... dann mit Pine
freundschaftlich verbunden war, die mit einer bäuerlichen Welt
vertraut war, und was dabei herauskam, war etwas Wunderschönes. Diese
Verflechtung von Kulturen, die so weit entfernt sind, die sich jedoch
in der Verflechtung der Fäden beim Weben wieder annähern und die
Qualität ... Es hängt jedoch von den Menschen ab, die ankommen, ob sie
hier erst lernen müssen, ob sie etwas von sich mitbringen, die Farben
ihrer Welt, ihre Kultur. Es war eine wichtige Sache, die Werkstätten.
Denn die Menschen, die ankommen, bringen diesen Rucksack mit sich,
voller Leid und Traumata. Es sind Menschen, die auf der Flucht vor
Kriegen und Opfer von Folter sind, Frauen, die auf der Straße sind...
Und so waren die Werkstätten auch eine Möglichkeit, diesen
menschlichen Kontakt herzustellen, um das Vertrauen in andere Menschen
wiederzugewinnen.

Es gibt so viele Menschen, die hier angekommen sind und die kein
Vertrauen mehr in die Menschen haben, weil sie Opfer einer dermaßen
grausamen Ausbeutung geworden sind, dass sie quasi immer auf der Hut
sind, wirklich in der Angst, dass sie denken, dass alle Menschen
instinktiv dazu bereit sind, ihnen Gewalt anzutun. Und so hatten die
Werkstätten auch eine Funktion, eine sehr rehabilitative Funktion für
die Menschen und deren soziale Integration. Und darüber hinaus gab es
eine wirtschaftliche Komponente, weil sie den Verdienst nahmen und das
Geld nach Afrika schickten. Also eine Überweisung nach Afrika, wie es
unsere Auswanderer taten, als bei der Emigration des Ortes die
Auswanderer aus Argentinien Geld für ihre Verwandten schickten, das im
bäuerlichen Riace eine wichtige Bedeutung hatte ...

Valentina Malli: Absolut. Dies ist ein sehr wichtiger Aspekt.

Mimmo Lucano: Die Werkstätten waren so. Wir wollen diese Erfahrung
fortsetzen und dann meiner Meinung nach auch die Geschichte erzählen.
In jeder Werkstatt beschreiben, wie sie entstanden ist, wer dort
gearbeitet hat. Dies ist meiner Meinung nach das Schönste. Denn die
Werkstätten erzählen eine Geschichte. Im Miteinander liegt ein Weg,
ein ethno-anthropologischer Weg, der die Geschichte von Issa, dem
Töpfer aus Kabul, erzählt. Oder es erzählt die Stickerin aus Erat, sie
heißt Taira und kommt aus Afghanistan. Sie erzählte uns, wie sie auf
den Markt ging, um das zu verkaufen, was sie zu Hause in Afghanistan
hergestellt hatten. Das heißt, praktisch hat dieser Ort einen
Synergie-Effekt zwischen sehr fernen Welten gehabt. Afghanistan,
Kabul, Pakistan, Islamabad ... Dann gibt es eine Frau, die Drachen
gebaut hat, die aus Islamabad kommt. Dann gibt es Menschen aus
Kaschmir, aus Pakistan, aus der Region Kaschmir, dann aus Äthiopien,
aus Subsahara-Afrika. Riace hatte diese Funktion, die Entfernungen zu
verkürzen, es wird zu einem Punkt, zu einer Mikrorealität, aber dass
es diese gegenseitige Beeinflussung gibt. Dieser Ort in einem Dorf der
Auswanderung in Kalabrien.

Und so wollen wir diese Geschichten in den Werkstätten erzählen, indem
wir sie an die Wände schreiben, diese Botschaften sichtbar machen, sie
erzählen. Die Glaswerkstatt ... es gab den Einfluss von einem Jungen
aus Bulgarien, er heißt Dimitri. Dann kam ein anderer aus dem
französischsprachigen Afrika, der ein Geschäft in Venedig eröffnet
hatte und Muranero heißt. Muranero, das Murano-Glas. Dieser Junge kam,
um einen Kurs für Glasblasen abzuhalten. Muranero. Dann hatten wir in
der Stickerei-Werkstatt - ich erinnere mich nicht - eine unendliche
Anzahl von Menschen ging hier ein und aus, viele, viele Menschen, sehr
viele Menschen.

Dann wollen wir auch mit dem Restaurant diesen Versuch machen, einmal
in der Woche ... diesen Ort zunächst in einer multifunktionalen Weise
zu nutzen: Er ist ein Büro und steht direkt mit der Straße in Kontakt,
es scheint, dass es auf der Straße ist. Dieses Gebäude war schön,
weil... aber ich habe in letzter Zeit auch andere Geschichten
erzählt ... Und dass sie dann einmal die Küche Ägyptens kochen - hier
lebt ein Koch aus Ägypten, der Khalil heißt, er will Brot backen - er
gab uns die Idee: einmal die Küche Pakistans, einmal die Küche
Eritreas, einmal Somalias.

Valentina Malli: Eine multi-ethnische Küche anbieten ...

Mimmo Lucano: Es gibt einen großen Unterschied im Essen. Es scheint,
dass die Produkte immer gleich sind, aber dann, wenn du sie
unterschiedlich zubereitest ... Und dann die solidarwirtschaftliche
Bäckerei - es wäre schön, wenn hier jeder kommen könnte und hier sein
Brot backen kann. Und dann auch die Wäscherei ...

Valentina Malli: Also denkst du, dass zukünftig möglich wäre, dass
Riace weitere Migranten aufnimmt?

Mimmo Lucano: Ja, ja!

Valentina Malli: Und dass, zum Beispiel, die Schule wieder öffnen
könnte?

Mimmo Lucano: Das hängt nicht mehr von mir ab, denn vorher hatte ich
eine Rolle in der Kommune. Also die Schule ... in gewisser Weise
gehört die Schule in der Tat zur Gemeinde, strukturell. Denn es liegt
immer im Interesse der Gemeinschaft, dass es eine Schule gibt. Es ist
eine Realität, eine Gemeinschaft, in der es keine Schule gibt,
bedeutet, dass es keine Zukunft gibt. Und die Botschaft, die mir diese
Kindergartenkinder vermitteln, ist genau das. Es ist, dass dieses
Hoffnung weckt. Und ich glaube, dass das Interesse, eine Gemeinschaft
zu sein, für eine Institution nicht von der Anwesenheit von Menschen
absehen kann. Also wie wäre es, wenn du eine Kommune bist und es keine
Menschen gibt, welchen Sinn macht es, zu verwalten? Wen solltest du
verwalten? Das erscheint mir offensichtlich.

Valentina Malli: Und bezüglich der Aufnahme? Siehst du das positiv?
Dass es möglich ist, weitere Migranten aufzunehmen?

Mimmo Lucano: Ja, ja.

Valentina Malli: Also denkst du, dass es möglich ist, diese Offenheit
zu haben, weitere Migranten und Freunde auf Reisen aufzunehmen?

Mimmo Lucano: Ja, ja!

Valentina Malli: Du hältst es für möglich?

Mimmo Lucano: Als Bürgermeister habe ich genauso argumentiert. Und
guck' mal, selbstverständlich gibt es einen Unterschied in den
Möglichkeiten, in den Werkzeugen, die du in deinen Händen hältst. Es
ist jedoch für mich nicht so, dass ich erst Bürgermeister war, dass
ich eine Person war, und nachdem ich Bürgermeister war ... das ist
gleich. Am Ende sind es die Möglichkeiten, die sich auch im Verlauf
ergeben können. Aber wenn man diese Geschichte analysiert, begann sie
lange, bevor ich Bürgermeister wurde. Dann hatte sie diese
institutionelle Phase, aber jetzt kann es auf eine andere Weise
weitergehen. Ich denke, dass es manchmal wichtig war, aber nicht für
mich, für die Menschen ... Denn Bürgermeister zu sein bedeutet, dass
das, was es hervorrufen kann, einen anderen Wert haben kann, dass du
ein Wort sagst ... vielleicht, wenn du nicht Bürgermeister bist, kann
dich niemand dafür belangen.

Es ist immer die Idee, dass du ein Vertreter einer Institution bist -
ich mag dieses Wort nicht. Aber den größten Schwachsinn, den ich höre,
begründen sie dann mit "institutionellen Verpflichtungen". Und was
bedeutet dieses Wort? Das ist schlechte Rhetorik. Wenn man mich in
fünfzehn Jahren fragen würde: Was ist die Rolle, die am wenigsten eine
Funktion hat? Die des Präfekten. Die der Führung. Respekt, weil es
sogenannte Exzellenzen sind? Ich sage das nicht aus Rhetorik.

Exzellenzen sind die Dorfgemeinschaft und die Bürger, bzw. der Teil
der Bürger, der keine Vertretung in Bezug auf Rechte hat, der in den
schwächsten sozialen Gruppen positioniert ist. Dann ist es sinnvoll,
der Garant oder Dolmetscher dessen zu sein ... und eine andere Sache,
wo ich stets sehr aufmerksam war, war die sogenannte Autorität. Aber
diese Geschichte, auch in der Linken - es gibt keine Haltung von
Bewusstsein. Wenn du Bürgermeister bist, genügt allein der bloße
Anblick, sogar die Linke ...

Das Interview bricht hier ab, weil Mimmo Lucano Besuch von zwei
Freunden bekommt. So konnte er die letzte Frage leider nicht mehr
beantworten. Sie lautete: "Was braucht Riace am meisten von der
transnationalen Solidaritätsbewegung?"

Dieses Interview wäre nicht möglich gewesen ohne die tatkräftige
Unterstützung von Valentina Malli, Carla Kirsten Müller-von der Heyden
und Betty Pusceddu, bei denen ich mich herzlich bedanke!

Valentina hat meine Fragen ins Italienische übersetzt und das Gespräch
geführt. Sie lebt in Grange Neuve, das zur Kooperative Longo Mai
gehört, und ist im Beirat der Stiftung È Stato il Vento (Es war
der Wind), die den Aufbau einer solidarischen Ökonomie in Riace
ermöglichen möchte. Zu Longo Mai sagte Domenico Lucano: "Sie haben
dieselben Ansichten wie wir. Sie sind Gefährten, die ihr Leben damit
verbringen, nicht wenig zu reden, sondern viel zu reden, lange Zeit.
Um lange nachzudenken. Sie denken genau wie wir."


Die deutsche Übersetzung des Interviews wurde von Elisabeth
Voß sehr zurückhaltend redigiert.

Weitere Infos zu Riace:

http://www.riace.solioeko.de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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PARTEIEN/394: Brexit - Gedanken zur Unterhauswahl ... (SB)

Brexit - Gedanken zur Unterhauswahl ...



Neun Tage vor der Unterhauswahl im Vereinigten Königreich sind sich
die Demoskopen uneins. Die eine Gruppe sieht die Konservativen mit 43
Prozent Wählerzuspruch deutlich vor der oppositionellen Labour Party
mit rund 30 Prozent und Premierminister Boris Johnson damit auf dem
Weg zu einer ordentlichen Parlamentsmehrheit von rund 60 der insgesamt
650 Sitze, mit der er den versprochenen EU-Austritt endlich durchboxen
kann. Die andere Gruppe verweist auf die ungewöhnlich hohe Zahl der
neuen Wählerregistrierungen, in der Mehrzahl junge Leute, und glaubt
daher, daß die Sozialdemokraten langsam aber stetig aufholen. Ob
deshalb nach dem Urnengang am 12. Dezember Labour-Chef Jeremy Corbyn
eine Minderheitsregierung mit den Stimmen der schottischen
Nationalisten und eventuell der Grünen bilden könnte, muß sich zeigen.

Fest steht jedenfalls, daß sich im Wahlkampf der von den meisten
Medien als altbackener Politgreis, der am liebsten Gemüse in seinem
Schrebergarten züchtet, belächelte Corbyn bisher deutlich über Wert
verkaufen konnte. Aus dem ersten Fernsehduell am 19. November ging
Corbyn nach Meinung der meisten Kommentatoren als Sieger hervor, weil
er sachlich geblieben war und Johnson, der nicht viel mehr als sein
Dauerversprechen "Brexit endlich erledigen" von sich gab, das
Herumschwadronieren überließ. Mit ihrem Wahlmanifest kehren die
Sozialdemokraten der Austeritätspolitik den Rücken, die seit der
Bildung einer Regierungskoalition der Konservativen mit den
Liberaldemokraten 2010 massive Löcher in das soziale Netz des
Vereinigten Königreichs gerissen hat. Labour will unter anderem
Bahnwesen und Wasserversorgung wieder verstaatlichen, Studiengebühren
abschaffen und jeden Haushalt mit einer kostenlosen
Breitbandverbindung ins Internet versehen.

Überschattet wurde die Bekanntgabe von Labours Wahlmanifest am 26.
November durch einen aufsehenerregenden Leitartikel am Vortag in der
Times of London, in dem Ephraim Mirvis, der Oberrabbiner von
Großbritannien, das Szenario einer Corbyn-Regierung mit einem Aus für
das britische Judentum gleichsetzte. Die hysterische Breitseite des
bekennenden Tory Mirvis gegen Corbyn stellt den bisherigen Höhepunkt
einer beispiellosen Kampagne der Freunde Israels gegen einen
britischen Berufspolitiker dar. Die Zionisten laufen gegen die
Vorstellung eines Premierminister Corbyn in 10 Downing Street deshalb
Sturm, weil sich die Galionsfigur der sozialdemokratischen Linken seit
mehr als 30 Jahren für das Recht der Palästinenser auf einen eigenen
Staat stark macht und gegen westliche Militärinterventionen im Nahen
Osten ausspricht. Aus nämlichen Grund und weil er den Einsatz von
Atomwaffen prinzipiell ablehnt, hat es seit dem überraschenden
Aufstieg Corbyns zum Labour-Chef vor drei Jahren offene
Putsch-Drohungen seitens der britischen Generalität für den Fall einer
von ihm geführten Regierung gegeben.

Vor wenigen Monaten hat sogar Donald Trumps Außenminister Mike Pompeo
öffentlich die Idee amerikanischer Gegenmaßnahmen ventiliert, um den
Einzug Corbyns in 10 Downing Street zu verhindern. Der Umstand, daß es
daraufhin keinen großen Aufschrei der Empörung über den angedrohten
Eingriff der USA in die britischen Demokratie gab, spricht Bände. In
diesem Zusammenhang ist auch die "Enthüllung" des Daily Telegraph vom
3. Dezember zu sehen, derzufolge die Geheimdokumente, die Corbyn vor
einer Woche der Öffentlichkeit präsentierte und die belegen, daß
London längst mit Washington die Verhandlungen über den Ausverkauf des
staatlichen britischen Gesundheitssystems an amerikanische
Großkonzerne in der Zeit nach dem Brexit eröffnet hat, aus dubiosen
"russischen" Quellen stammen. Somit wird Corbyn quasi zum Handlanger
von Wladimir Putin hochstilisiert.

Die hyperkritische Haltung der Konzernmedien Corbyn gegenüber steht im
krassen Widerspruch zu der schonenden Behandlung, die dem Luftikus
Johnson trotz oder gerade wegen seiner Lügen zuteil wird. Der
ehemalige Bürgmeister von London kann den größten Unsinn wie etwa sein
Versprechen, 40 neue Krankenhäuser zu bauen und 50.000
Krankenschwestern einzustellen, von sich geben, doch weil er dies mit
der Haltung eines zum Regieren geborenen Halbadligen tut, lassen ihm
die Berichterstatter, an vorderster Stelle Laura Kuenssberg, die
politische Chefkorrespondentin der BBC, nicht nur alles durchgehen,
sondern twittern die irreführenden Sprechblasen des Premierministers
in die digitale Sphäre weiter. Die BBC hat Johnson zuliebe sogar beim
eigenen Onlineportal sowie bei YouTube die Stelle seines Auftritts in
der Diskussionssendung Question Time zensiert, wo er behauptete,
niemals gelogen zu haben, und das Studiopublikum daraufhin spontan in
schallendes Gelächter ausbrach. Als daraufhin in den sozialen Medien
eine Protestwelle einsetzte, mußte sich die BBC-Redaktionsleitung
öffentlich entschuldigen und die Tonspur wieder um die fehlende
Heiterkeit ergänzen.

Auch an anderer Stelle beugt sich die BBC dem Willen der
Konservativen. Ihr wichtigster, weil scharfzüngigster Politmoderator
ist Andrew Neill, der ehemalige Chefredakteur der Sunday Times. Die
BBC hat Corbyn und Nicola Sturgeon zu getrennten, halbstündigen
"Verhören" mit Neill mittels der Garantie überredet, daß sich auch
Johnson der schmerzhaften Prozedur unterzieht. Aus beiden
Fernsehinterviews zur besten abendlichen Sendezeit gingen die
Vorsitzenden von Labour und der SNP mit Blessuren davon. Wie nicht
anders zu erwarten hat Johnson seinen Teil der Abmachung - sofern es
überhaupt eine gab - nicht eingehalten. Deswegen hat die BBC zunächst
die Leitlinie herausgegeben, die Anstalt werde keine Interviews mehr
mit dem Tory-Vorsitzendenr ausstrahlen, bis sich dieser den Fragen
Andrew Neills stellt.

Doch dann kam es am 29. November im Herzen Londons zum Amoklauf des
polizeibekannten Islamisten Usman Khan, der zwei Menschen erstechen
konnte, bevor die Polizei ihn erschoß. Wegen des "öffentlichen
Interesses" der britischen Bürger, die Stellungnahme ihres
Premierministers zu dem schockierenden "Terroranschlag" zu hören, hat
die BBC das Interviewverbot für Johnson doch noch aufgehoben und ihm
gestattet, am Sonntagmittag eine Stunde lang die Andrew Marr Show in
eine Wahlkampfplattform zu verwandeln. Gegen den ausdrücklichen Wunsch
der Familien der beiden Opfer, daß der Tod ihrer Angehörigen nicht zu
Wahlkampfzwecken instrumentalisiert werde, hat Johnson genau dies
getan. Ohne jegliche Scham versuchte er die Labour-Partei, die seit
2010 in der Opposition ist, dafür verantwortlich zu machen, daß der
2012 wegen Vorbereitung eines "Terroranschlags" verurteilte Khan 2018
vorzeitig auf Kaution freigelassen worden war. Johnson verstieg sich
sogar zu der Behauptung, ein Wahlsieg der Sozialdemokraten wäre eine
akute Bedrohung der nationalen Sicherheit Großbritanniens, denn Corbyn
wolle den Inlandsgeheimdienst MI5 abschaffen - was absoluter Nonsens
ist. Leider gibt es in Großbritannien Millionen von Menschen, die
diesen Humbug bereitwillig und ohne allzuviel Nachdenken glauben
werden.

3. Dezember 2019
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VORTRAG/819: Hamburg - Frauen in Deutschlands Genozid an den Ovaherero und Nama, Kampnagel, 17.12.2019

Kampnagel - Presseinformation vom 15. November 2019

Esther Utjiua Muinjangue & Sima Deidre Luipert:
Not about us without us!

Frauen in Deutschlands Genozid an den Ovaherero und Nama. Frauen im
Kampf für seine Wiedergutmachung

in englischer Sprache

Dienstag, 17.12.2019 20:00, Kampnagel - KMH

Eintritt frei



Deutschlands kolonialer Genozid 1904-08 im heutigen Namibia betraf
neben den widerständigen Männern besonders auch Frauen und Kinder, die
in der Omaheke/Kalahari Region verdursteten oder in
Konzentrationslagern zu Tode gequält wurden. Die prominenten Ovaherero-
 und Nama-Aktivistinnen Esther Utjiua Muinjangue und Sima Deidre
Luipert berichten über den opferreichen Widerstand der Frauen und über
ihre Rolle im anhaltenden Kampf für eine Anerkennung des Völkermords
durch den Deutschen Bundestag. Sie erklären, warum die direkt vom
Völkermord betroffenen Gemeinschaften von Deutschland eine offizielle
Entschuldigung und Entschädigung verlangen. Esther Utjiua Muinjangue
ist Vorsitzende der Ovaherero Genocide Foundation (OGF) und
Präsidentin der Partei National Unity Democratic Organisation (NUDO)
und Sima Deidre Luipert ist Menschenrechtsaktivistin und
Vizevorsitzende des Genocide Technical Committee der Nama Traditional
Leaders Association (NTLA).

Eine Veranstaltung in Kooperation mit Berlin Postkolonial e.V..
Gefördert im Rahmen des Bündnisses internationaler Produktionshäuser
von der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/454: Iran-Report Nr. 12 - Dezember 2019

Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 12 - Dezember 2019

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.

INNENPOLITIK

• Eine Woche Rebellion im ganzen Land

• Versuch Rohani und Laridschani aus dem Amt zu jagen 

• Kampf gegen Korruption 

• Vizepräsidentin Jodeyni übt scharfe Kritik an der Justiz 

• Außenminister Sarif spricht von Milliarden Geldwäsche 

• Parlament will Geständnisse im Fernsehen verbieten 

• Laridschani will nicht mehr kandidieren 

• Umweltschützer zu hohen Gefängnisstrafen verurteilt 

• Jahrestag der Geiselnahme gefeiert


EINE WOCHE REBELLION IM GANZEN LAND

Die Rationierung von Benzin und die Erhöhung der Spritpreise haben in Iran zu landesweiten Protesten geführt, die eine
ganze Woche fortdauerten. Offizielle Zahlen seitens iranischer Behörden über Tote, Verletzte und Festnahmen gibt es
bislang nicht. Amnesty International spricht nach bisherigen Ermittlungen über mehr als 163 Tote. Oppositionelle
schätzen, dass es mehr als 200 Tote gegeben habe. Ein Abgeordneter sprach gegenüber dem iranischen Staatsfernsehen von
7.000 Festnahmen. Sowohl Chamenei als auch Rohani sprachen von einer Verschwörung ausländischer Mächte und bezeichneten
die Demonstrantinnen und Demonstranten als Randalierende und "wilde Horden."

Die anhaltende Wirtschaftskrise, die infolge von Sanktionen, Korruption und Misswirtschaft seit geraumer Zeit die
Menschen in Iran plagt, hat die Staatsführung dazu veranlasst, das Benzin zu rationieren und die Preise für Kraftstoffe
zu erhöhen. Laut der Verordnung vom 15. November erhält jedes Fahrzeug eine staatliche Benzinkarte, mit der höchstens
60 Liter Benzin zum Preis von umgerechnet 12 Cent pro Liter im Monat gekauft werden kann. Wer mehr Benzin haben möchte,
muss für einen Liter Benzin 24 Cent zahlen. Bis zu diesem Datum betrug der Preis für einen Liter Benzin 10 Cent.

Der Benzinpreis spielt in der iranischen Wirtschaft eine zentrale Rolle. Schon eine geringe Erhöhung hat den Anstieg
von Preisen anderer Gütern zufolge und treibt die Inflationsrate somit in die Höhe. Der Plan, das Benzin zu rationieren
und den Kraftstoffpreis zu erhöhen, wird im Iran schon seit Monaten kontrovers diskutiert. Doch aus Furcht, diese
Maßnahmen könnten zu sozialen Unruhen führen, zögerte die Regierung bisher, diesen Schritt zu wagen.

Doch die sich vertiefende Wirtschaftskrise zwang die Führung zu handeln. Präsident Hassan Rohani sagte mit Blick auf
den "Wirtschaftskrieg der USA gegen Iran", das Land befinde sich im Ausnahmezustand. Die Lage sei äußerst kompliziert,
der Ölboykott habe das Regieren schwer gemacht.

Nun trat genau das ein, wovor die Gegner der Preiserhöhung gewarnt hatten. Laut iranischen Agenturen kam es bereits am
15. November zu Zusammenstößen zwischen Demonstranten und Sicherheitskräften. Die Protestierenden riefen Parolen gegen
die Regierung und gegen den Islamischen Staat, sie setzten Autos, Banken und Treibstofflager, Tankstellen,
Polizeiwachen und andere öffentliche Gebäude in Brand. Der Stadtkommandant der im Süden gelegenen Stadt Sirdschan,
Mohammad Mahmudabadi, bestätigte am 16. November, dass bei den Unruhen ein Demonstrant getötet worden sei. Er
bestätigte auch, dass Sicherheitsbeamte ihre Waffen eingesetzt hätten, betonte jedoch, sie hätten die strikte
Anweisung, nur Warnschüsse abzugeben. Es habe auch zahlreiche Verletzte gegeben, sagte er.

Irans Innenminister Abdolresa Rahmani Fasli warnte die Demonstranten, öffentliches Eigentum zu zerstören. "Die
Sicherheitskräfte haben bisher Zurückhaltung geübt und die Proteste geduldet", sagte er am 16. November. Sollten jedoch
die Unruhen und Zerstörungen fortgesetzt werden, werde die Polizei für Ordnung sorgen. Die Aufstände dauerten fort und
Ordnungs- und Sicherheitskräfte, Revolutionsgarden und Basidsch-Milizen griffen wie angekündigt brutal ein.

Revolutionsführer Ali Chamenei unterstützte die Entscheidung der Regierung. Er sei zwar kein Wirtschaftsexperte und
wisse auch, dass es zu dem Thema unterschiedliche Meinungen gebe, aber er trage die Entscheidung mit, sagte er im
staatlichen Fernsehen. Zugleich verurteilte er die Proteste. Beschädigungen und Brandstiftungen seien das Werk von
Handlangern ausländischer Geheimdienste, sagte er.

Indes wurde im ganzen Land der Zugang zum Internet stark eingeschränkt. Laut Angaben der regierungsunabhängige
Organisation NetBlocks, eine Organisation, die Blockaden des Internets aufzeichnet, wurde die Internetnutzung innerhalb
einer Stunde auf nur noch sieben Prozent des normalen Umfangs eingeschränkt.

Präsident Rohani versuchte die Bevölkerung zu beruhigen. Die durch die Erhöhung der Benzinpreise erzielten Einnahmen
würden auf die 60 Millionen Menschen im Land verteilt. "Kein Cent der Einnahmen wird in die Staatskasse wandern," sagte
er. Obwohl die Regierung finanzielle Probleme habe, sollte niemand glauben, dass sie deswegen die Entscheidung
getroffen habe, den Benzinpreis zu erhöhen. Seit langem schon überlege die Regierung, wie sie den Teilen der
Bevölkerung mit niedrigen Einkommen helfen könne. Die Erhöhung des Benzinpreises biete nun die Möglichkeit, Menschen zu
helfen, die unter der anhaltenden Wirtschaftskrise leiden, sagte der Präsident.

Die Entscheidung, den Benzinpreis zu erhöhen, war selbst unter den Verantwortlichen umstritten. Die Gegner
argumentierten damit, dass die Preiserhöhung die Teuerung der Lebensmittel und Konsumgüter zufolge haben werde, was der
Bevölkerung, die ohnehin stark unter der Wirtschaftskatastrophe leide, nicht zugemutet werden könne. Auffallend war,
dass die Entscheidung nicht von den zuständigen Gremien, wie dem Parlament oder der Regierung getroffen wurde, sondern
vom "Obersten Rat der wirtschaftlichen Koordinierung." Dieser war vom Revolutionsführer, ungeachtet der Verfassung,
wenige Wochen nach dem Austritt der USA aus dem Atomabkommen eingesetzt worden. Dem Rat stehen der Präsident, der
Parlamentspräsident und der Justizchef vor. Zu den Mitgliedern gehören unter anderem der erste Vizepräsident, Bürochef
des Präsidenten, Chef der Planorganisation, Minister für Wirtschaft und Finanzen, Außenminister, Energieminister, Chef
der Zentralbank, der Oberste Staatsanwalt. Der Rat war mit der Begründung gebildet worden, rasch Entscheidungen treffen
zu können. Nirgends sind Rechte und Befugnisse des Rats gesetzlich festgelegt. Es ist auch nicht klar, wie seine
Beschlüsse umgesetzt werden sollen. Aus der Sicht der Verfassung betrachtet, können die Beschlüsse des Rats nur dann
legitim sein, wenn der Revolutionsführer die Verantwortung dafür übernimmt. Daher wird auch für die Benzinpreiserhöhung
Chamenei verantwortlich gemacht.

Zahlreiche Abgeordnete haben gegen die Bildung dieses Rates protestiert, mit dem Hinweis, dass die Existenz des
Parlaments durch den Rat praktisch überflüssig werde. Sie hatten eine Beschlussvorlage vorbereitet, in dem die
Regierung aufgefordert wurde, die Preiserhöhung zurückzunehmen. Doch als Chamenei die Entscheidung unterstützte, zogen
sie ihre Vorlage zurück.

Die Proteste eskalierten von Tag zu Tag, es waren die gewaltsamsten seit dreißig Jahren. Die Gewalt ging dieses Mal von
beiden Seiten aus. Das Regime schien entschlossen zu sein, den Rebellierenden eine Lektion zu erteilen. Der Einsatz von
scharfen Waffen und die Brutalität, mit der gegen die Protestierenden vorgegangen wurde, zeigte, wie schwer es den
Ordnungs- und Sicherheitskräften fiel, die Lage unter Kontrolle zu halten. Ein weiteres Indiz dafür war die totale
Nachrichtensperre und die Sperrung des Zugangs zum Internet. Es sollte alles, was im Land geschah, vor den Augen der
Außenwelt verborgen bleiben.

Aber auch der Widerstand gegen die Staatsgewalt war beachtlich. Doch wie bei den vorhergegangenen Protesten der Massen
existierte keine Führung, kein Plan, es gab keine klaren Forderungen. Daher war es von vornherein klar, welche Seite in
dieser Phase den Sieg davontragen würde.

Es gibt zahlreiche Spekulationen über die Hintergründe, Drahtzieher und Aktivisten dieser Protestbewegung. Wie
erwartet, macht das Regime ausländische Geheimdienste und deren einheimische Mitarbeiter für den Aufstand
verantwortlich. Andere Kommentatoren sehen die Ursachen in dem inneren Machtkampf. Ihrer Ansicht nach wurden die
Brandanschläge auf die Banken, Tankstellen, Autos von Ultras durchgeführt, um die Lage zu eskalieren und vorzuführen,
dass die Reformer und Gemäßigten um Präsident Rohani nicht in der Lage seien, dass Land unter Kontrolle zu halten.

Doch diese und ähnliche Spekulationen können nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Unzufriedenheit in der Bevölkerung
von Monat zu Monat, ja von Tag zu Tag steigt und die Wut der Menschen und deren Not immer weiter zunimmt. Es bleibt
auch niemandem verborgen, dass die Islamische Republik kaum noch in der Lage ist, auch nur einen Teil der Forderungen
der Menschen zu erfüllen. Daher werden die Abstände zwischen den Rebellionen immer kürzer und die Reaktion des Regimes
immer brutaler. Die Frage, die bleibt ist, ob die Islamische Republik in der Lage sein wird, sich strukturell,
politisch, ideologisch und kulturell so zu wandeln, dass sie die reichen Quellen des Landes zum Wohl der Bevölkerung
einzusetzen vermag, oder ob sie letztendlich in dem Sumpf der Korruption und Machtgier weiter versinken wird. Mag sein,
dass Rohani zum Rücktritt gezwungen wird, und die Revolutionsgarden die Macht übernehmen und versuchen, mit noch mehr
Gewalt und noch mehr Zensur das Land zu regieren. Das mag für die Herrschenden eine blutige Atempause bringen, die
Probleme des Landes werden damit jedoch nicht gelöst.

Wie üblich nach Protesten wurden auch dieses Mal im ganzen Land staatlich organisierte Demonstrationen veranstaltet,
bei denen die Versammelten ihre Loyalität dem Regime gegenüber bekundeten. Das ist ein Trumpf, den das Regime seit
vierzig Jahren in Krisensituation einsetzt. Die Staatsführung ist immer noch in der Lage, Hunderttausende, gar
Millionen, auf die Straßen zu bringen. Das sind teilweise Menschen, deren Existenz mit der des Regimes verbunden ist,
teilweise solche, die ideologisch und politisch an die Islamische Republik glauben und schließlich solche, die aus
Angst oder Opportunismus der Demonstrationsaufforderung des Regimes folgen.

Präsident Rohani verkündete den Sieg des Landes über die Feinde. "Unser Volk war siegreich gegen die Verschwörungen der
Feinde," sagte er am 20. November. "Die Anarchisten auf den Straßen waren eine geringe Zahl." Das iranische Volk stehe,
wie "die spontanen" Kundgebungen zeigten, geschlossen hinter der Staatsführung.

Das Justizministerium verkündete am 22. November, die Revolutionsgarden hätten bislang etwa hundert Anführer
festgenommen. Eine noch höhere Zahl von Rebellen sei bereits durch das Informationsministerium identifiziert worden,
sagte Justizsprecher Gholamhossein Esmaili. Es sollen weitere Festnahmen folgen. Die Basidsch-Milizen sprachen von
einem "Weltkrieg" gegen die Islamische Republik. "Ein ganzer Weltkrieg gegen das System und die Revolution wurde
geboren, und glücklicherweise starb das Kind im Moment der Geburt," zitierte AFP General Salar Abnoosch.
Freitagsprediger Ahmad Chatami sagte beim Freitagsgebet in Teheran am 22. November: "Einige dieser Anführer bei den
Unruhen waren Gesetzlose, die die Todesstrafe verdienen." Andere, die als "Marionetten" fungierten, sollten so bestraft
werden, dass sie "ihre Aktionen bis auf Ewigkeit bereuen," sagte der geistliche Würdenträger.


VERSUCH ROHANI UND LARIDSCHANI AUS DEM AMT ZU JAGEN

Iranischen Medien zufolge sind einige Abgeordnete im Parlament dabei, Unterschriften für einen Misstrauensantrag gegen
Präsident Hassan Rohani zu sammeln. Ebenso scheinen sie bemüht zu sein, genug Stimmen zu sammeln, um eine Abwahl von
Parlamentspräsident Ali Laridschani durchzusetzen.

Die Agentur Fars berichtete, die Initiatoren des Misstrauensantrags gegen Rohani werfen dem Präsidenten vor, mit seinen
"spalterischen Äußerungen" die Sicherheit des Landes gefährdet und sich geweigert zu haben, die vom Revolutionsführer
verordnete "Wirtschaft des Widerstands" umzusetzen und überhaupt unfähig zu sein, das Land zu regieren. Dem Bericht vom
17. November zufolge haben bis dahin 50 Abgeordnete den Antrag unterzeichnet.

Der Abgeordnete Dschalal Mahmudsadeh aus Mahabad, Mitglied der Fraktion "Omid" sagte der Internetseite "Alef", der
Antrag basiere auf sechs Hauptpunkten, die vorwiegend wirtschaftlicher Natur seien. Um den Antrag dem Präsidium
vorlegen zu können, muss er mindestens von einem Drittel der Abgeordneten unterzeichnet sein.

Auch gegen Laridschani erheben sich Stimmen. Der Abgeordnete Ghassim Osmani aus Bukan kritisierte, dass das Parlament
bei der Erhöhung des Benzinpreises und Rationierung des Treibstoffs kaum eine Rolle gespielt habe. Er reichte aus
Protest beim Präsidium einen Antrag zur Niederlegung seines Mandats ein.

Einige Abgeordnete zeigten sich in der Sitzung vom 17. November unzufrieden mit der Entscheidung, den Benzinpreis zu
erhöhen. Zudem kritisierten sie Laridschani, dass er zuvor nicht das Parlament über den Plan informiert habe. Ali
Solnuri, Abgeordneter der heiligen Stadt Ghom und Vorsitzender des Ausschusses für Nationale Sicherheit und
Außenpolitik, der den Antrag gegen Rohani aktiv unterstützt, hat den Medien zufolge auch den Antrag gegen Laridschani
verfasst und dafür Unterschriften gesammelt. In dem Antrag steht: "Mit Hinweis auf Paragraph 24 der Satzung des
Parlaments protestieren wir gegen das Verhalten des Parlamentspräsidenten und beantragen seinen Rücktritt."


KAMPF GEGEN KORRUPTION

Die Korruption in der Islamischen Republik hat ein solches Ausmaß angenommen, dass die sich anhäufenden Fälle kaum noch
vor der Öffentlichkeit geheim gehalten werden können. Während die Mehrheit des Volkes infolge der anhaltenden
Wirtschaftskrise unter Armut leidet, lebt eine korrupte Elite in Saus und Braus. Der Raub an Volkseigentum kennt
inzwischen keine Grenzen und keine Tabus mehr. Zwar beteuern die führenden Köpfe des Landes immer wieder, wie wichtig
der Kampf gegen die Korruption sei, und es kommt gelegentlich auch zur Verfolgung und Bestrafung von kleinen Fischen,
aber die großen Haie werden nicht zur Verantwortung gezogen. Die rivalisierenden Fraktionen werfen sich gegenseitig
Nachlässigkeit vor, aber, vermutlich weil die meisten von ihnen am großen Raub beteiligt sind, ändert sich die Lage
nicht. Im Gegenteil: die Sanktionen gegen das Land haben die Schmuggelwirtschaft zur neuen Blüte gebracht und damit der
Korruption weitere Toren und Türen geöffnet.

Die Korruption war das Thema, das Rohani in seiner Rede am 10. November in der Stadt Yasd behandelte. Er forderte die
Justiz auf, nicht nur die Fälle zu verfolgen, bei denen es um Millionen Tuman geht, sondern auch jene, bei denen es um
"Milliarden Dollar" geht. "Wo sind die großen Haie, wieso werden die nicht verfolgt?", fragte er. Er appellierte an die
Richter und Staatsanwälte, "sich nicht einschüchtern zu lassen, nicht auf die Interessen einzelner Fraktionen zu
achten, sie sollen ohne Furcht ernsthaft ihren Pflichten nachgehen."

Rohani verwies, ohne konkrete Angaben, auf einen Fall, bei dem es um 947 Millionen Dollar geht. "Eine andere
Institution hat 947 Millionen Dollar kassiert, ohne darüber Rechenschaft abzulegen. Sie muss zur Verantwortung gezogen
werden. Es gibt Institutionen, die mehr als 700 Millionen Dollar kassiert haben. Die müssen zur Rechenschaft gezwungen
werden," sagte Rohani. Er drohte, sollten die Korruptionsfälle nicht öffentlich bekannt gegeben werden, werde er sie
bei seinen Reisen durch Provinzen der Bevölkerung mitteilen.

Rohani verwies auch auf einen Beschluss des nationalen Sicherheitsrats, der vor einigen Jahren gefasst wurde. Darin
wurde die Justiz angewiesen, einen Korruptionsfall, bei dem es um zwei Milliarden Dollar ging, rasch zu behandeln.
"Aber bis heute ist von einer Untersuchung nichts zu hören," sagte er. Er betonte: "Alle Menschen in unserem Land und
alle Fraktionen verlangen einen ernsthaften Kampf gegen die Korruption, alle verlangen Transparenz, aber es geschieht
nichts."

Während Rohani redete, versuchte eine Gruppe von Gegnern zu stören. "Kümmere dich um die Wirtschaft," rief die Menge.
"Tod den Gegnern der Herrschaft der Geistlichkeit." Rohani sagte: "Diese Rufe einiger Jugendlicher ist nicht die Stimme
des Volkes."

Der Vorsitzende des mächtigen Wächterrats, Ahmad Dschannati, warf Rohani indirekt "Schaumschlägerei" vor. Bei einer
Rede in der Stadt Maschad am 11. November sagte er, die Regierung dürfe im Vorfeld der Parlamentswahlen (im Februar
nächsten Jahres) keinen "Nebenkampfplatz" öffnen. "Das beutet Einschränkung des Wahlrechts. Sicherlich ist das Volk
wachsam und wird solche Taktiken und Schaumschlägereien, die von wichtigen Problemen ablenken sollen, durchschauen."
"Die Menschen werden es nicht hinnehmen, dass ein führender Verantwortlicher täglich Unruhe und Unsicherheit in der
Bevölkerung erzeugt."

Auch Justizsprecher Gholamhossein Esmaili meldete sich wenige Stunden nach Rohanis Rede zu Wort. Rohani mache
Wahlkampf, sagte er. Es sei nicht nachvollziehbar, dass der Präsident nach sechsjähriger Amtszeit einige alte Akten aus
der Mottenkiste heraushole.

Die bevorstehenden Parlamentswahlen haben die Auseinandersetzungen zwischen den verschiedenen Fraktionen, insbesondere
zwischen dem Lager der Radikalen und Konservativen einerseits und dem der Reformer und Gemäßigten andererseits, spürbar
verschärft. Für die Durchführung der Wahl ist das Innenministerium verantwortlich. Aber noch wichtiger und umstrittener
ist die Rolle des Wächterrats, der entscheidet, wer sich um ein Mandat bewerben darf, was praktisch eine Vorwahl
bedeutet und eigentlich die Wahlen zur Farce macht.


VIZEPRÄSIDENTIN JODEYNI ÜBT SCHARFE KRITIK AN DER JUSTIZ

Die für juristische Fragen zuständige Vizepräsidentin Laya Jodeyni setzte die Kritik wenige Tage nach einer Rede von
Hassan Rohani fort, bei der der Präsident der Justiz Nachlässigkeit bei der Verfolgung von Korruptionsfällen
vorgeworfen hatte (s. Bericht oben, S. 5/6). Die Regierung habe vor Jahren einen mutmaßlichen Korruptionsfall an die
Justiz weitergeleitet, bei dem es um 2,7 Milliarden Dollar ging. Doch bislang habe die Justiz diesen Fall kaum
verfolgt, sagte sie am 15. November.

Offenbar geht es bei diesem Fall um den Großunternehmer Babak Sandschani, der mit Erfolg versucht hatte, trotz
bestehender Sanktionen gegen den iranischen Ölexport, das Öl zu verkaufen und sich dabei um Milliarden bereicherte. Er
wurde festgenommen und zum Tode verurteilt, aber bis heute wurde das Urteil nicht vollstreckt. Dazu hatte Rohani
gesagt: "Wir wissen nicht, was mit dem Herrn geschehen ist, der die Gelder kassiert hat und zum Tode verurteilt wurde.
Es geht nicht um die Hinrichtung eines Straftäters, es geht um das Geld. Wo ist das Geld geblieben?"

Auch Jodeyni verlangte Aufklärung. Die Akte sei vor drei Jahren an die Justiz übergeben worden, "aber es ist kaum etwas
damit passiert," sagte sie. "Wir werden sicherlich eine Untersuchungsgruppe bilden, um festzustellen, was aus dem Fall
geworden ist."

Auch Regierungssprecher Ali Rabii kritisierte die Justiz. "Das Vorgehen der Justiz zeugt nicht davon, dass die
Bekundungen zum Kampf gegen die Korruption, von allen Organen des Staates ernst genommen wird," sagte er.


AUßENMINISTER SARIF SPRICHT VON MILLIARDEN GELDWÄSCHE

"Es gib einige Gruppen, die durch Geldwäsche Milliarden Dollar Gewinne erzielen," sagte Außenminister Mohammad Dschawad
Sarif am 5. November im Parlament. Zwar sei der Staat "makellos," es gebe aber Gruppen und Schmugglerbanden, die im
Land frei agierten. Sarif hatte bereits früher von einer weit verbreiteten Korruption und Geldwäsche im Land gesprochen
und damit bei den Konservativen und Radikalen heftige Kritik und Empörung ausgelöst. Sie warfen ihm Nestbeschmutzung
vor. Als Außenminister habe er die Aufgabe, das Land von seiner besten Seite im Ausland zu präsentieren. Doch er
liefere den Feinden der Islamischen Republik und der Auslandsopposition Argumente, die gegen das Land verwendet würden.

Sarif wies die Kritik entschieden zurück. Seine Aufgabe sei, die Islamische Republik im Ausland zu verteidigen. Der
Kampf gegen die Geldwäsche bringe große Vorteile für das Land. "Man wirft doch unserem Land vor, dem "FATF"
(internationaler Arbeitskreis Maßnahmen zur Bekämpfung der Geldwäsche und Terrorfinanzierung) nicht beitreten zu
wollen, weil wir nicht gegen Geldwäsche und Terrorismus kämpfen wollen," sagte der Minister. "Der Revolutionsführer hat
gesagt, wenn wir gegen Korruption kämpfen, wird es bei vielen einen Aufschrei geben. Wir fragen, wer sind diese Leute,
die aufschreien? Die Menschen in unserem Land sollten genau wissen, um welche Leute es sich handelt, die der
Revolutionsführer im Auge hat."


PARLAMENT WILL GESTÄNDNISSE IM FERNSEHEN VERBIETEN

Eine Gruppe von Abgeordneten hat am 4. November im islamischen Parlament einen Antrag zu einem Gesetz vorgelegt, mit
dem öffentliche Geständnisse verboten werden sollen. Der Antrag wird zunächst in den zuständigen Ausschüssen behandelt
und dann dem Plenum zur Abstimmung vorgelegt.

Anlass zu diesem Antrag war ein Interview mit Masiar Ebrahimi im persischsprachigen Programm der BBC. Ebrahimi gehörte
zu jenen Personen, die beschuldigt wurden, Terroranschläge gegen iranische Atomwissenschaftler verübt zu haben. Erst
nach Jahren stellte es sich heraus, dass die Verurteilten unschuldig waren. Sie wurden freigelassen. Ebrahimi erzählte
im Detail, wie brutal er im Gefängnis gefoltert worden und zu Geständnissen gezwungen worden war. Seine Geständnisse
wurden per Video aufgezeichnet und im Fernsehen gezeigt. Ebrahimi war nicht der einzige, der für seine "gestandenen
Verbrechen" im Fernsehen Reue übte. Öffentliches Geständnis ist eine gängige Methode in der Islamische Republik, die
angewendet wird, um Angst zu verbreiten.

Mahmud Sadeghi, einer der Unterzeichner des Antrags, hatte bereits vor einem Monat auf Telegram mitgeteilt, dass die
"falsche Dokumentation des Klubs des Terrors" (Titel der Sendung mit Ebrahimi) im Fernsehen den Anlass zu dem Antrag
geliefert habe. "Die Videoaufnahmen stammten aus der Zeit der Verhöre vor den Gerichtsverhandlungen," schrieb er. Die
Beschuldigten seien auf Grundlage falscher Geständnisse verurteilt worden. "Nun zeigt es sich, dass die Verurteilten
unschuldig waren und die Geständnisse unwahr."

Der Antrag lautet: "Aufzeichnung von Geständnissen in allen Phasen der Beweisaufnahme und deren Ausstrahlung vom
staatlichen Fernsehen oder anderen Medien ist verboten. Aufzeichner und Sender von Geständnissen werden mit sechs
Monaten bis drei Jahren Gefängnis bestraft. Sollte die Aufzeichnung auf Anordnung von Behörden erfolgt sein, werden die
zuständigen Verantwortlichen, abgesehen von der oben genannten Strafe, aus dem Amt entlassen und es wird ihnen fünf
Jahre lang eine Einstellung bei staatlichen Ämtern untersagt."

Die Antragsteller berufen sich auf Paragraph 39 der Verfassung der Islamischen Republik über die "Achtung der Würde des
Menschen.". Dieser Grundsatz gelte auch für Angeklagte, schreiben die Autoren. "Bedauerlicherweise werden im
staatlichen Fernsehen gelegentlich Geständnisse der Angeklagten gezeigt, bei denen es sich später herausstellt, dass
sie unschuldig waren."

Ebrahimi war von den Folterern gezwungen worden zu gestehen, dass er mit Israel zusammengearbeitet habe und an den
Terroranschlägen auf die Atomphysiker beteiligt gewesen sei. Was er unter Folter gestanden habe, sei nichts anderes
gewesen, als Geschichten, die die Folterer sich ausgedacht hätten, sagte er im BBC-Interview.


LARIDSCHANI WILL NICHT MEHR KANDIDIEREN

Während die Frist für die Anmeldung der Bewerber um die Teilnahme an den Parlamentswahlen im Februar nächsten Jahres
Anfang Dezember zu Ende geht, meldeten die Agentur Ilna und das Nachrichtenportal Aftab am 9. November, dass Ali
Laridschani, langjähriger Präsident des Parlaments, nicht mehr an den Wahlen teilnehmen werde. Den Berichten zufolge
habe Laridschani seine Entscheidung damit begründet, dass er bisher "alle seine Kraft zum Wohle des Landes" eingesetzt
habe.

Die Begründung ist nicht überzeugend. Daher wird vermutet, dass andere Gründe den einflusseichen, langjährigen
Parlamentsabgeordneten und Präsidenten zu seiner Entscheidung bewogen haben. Einen Tag vor der Ankündigung des
Verzichts Laridschanis veröffentlichte die Fraktion der "Prinziptreuen" der Provinz Ghom, in der der Wahlkreis
Laridschanis sich befindet, eine Kandidatenliste, in der der Name Laridschani fehlt.

Laridschani, der zu den Konservativen gehört, hatte in der vergangenen Wahlperiode einen ungeschriebenen Pakt mit den
Gemäßigten und Reformern geschlossen, so dass er bei den vergangenen Wahlen sowohl auf der Liste der Konservativen
stand, als auch auf der der Reformer und Gemäßigten. Das führte dazu, dass etwa vor einem Jahr eine Gruppe von
Abgeordneten einen Antrag vorlegte, wonach ein Abgeordneter nicht öfter als dreimal gewählt werden dürfte. Politische
Beobachter vermuteten, dass mit diesem Antrag die Teilnahme Laridschanis an den nächsten Wahlen verhindert werden
sollte. Laridschani selbst sagte dazu, er habe gegen den Antrag nichts einzuwenden. Denn er habe den Vorteil, dass die,
"die über längere Jahre im Parlaments sitzen, sich endlich ausruhen" könnten.

Der Antrag wurde aber abgelehnt, weil er im Widerspruch zur Verfassung stand.


UMWELTSCHÜTZER ZU HOHEN GEFÄNGNISSTRAFEN VERURTEILT

Sechs Umweltschützerinnen und Umweltschützer, denen Spionagetätigkeit vorgeworfen wird, wurden nun nach zweijähriger
Untersuchungshaft vom islamischen Revolutionsgericht unter dem Vorsitz des Richters Abolghassen Salawati zu sechs bis
10 Jahren Gefängnis verurteilt.

Nilufar Beisaii und Morad Tahbas wurden jeweils zu zehn, Taher Ghadirian und Human Dschokar zu jeweils acht Jahren und
Amirhossein Khaleghi und Sepideh Kaschani zu jeweils sechs Jahren Gefängnis verurteilt. Gegen die Urteile kann
Einspruch eingelegt werden.

Der Sprecher der Justiz sagte, die Verurteilten hätten den Umweltschutz als Deckmantel benutz, um militärische
Geheimnisse an ausländische Staaten weiterzugeben.

Kawus Seidemami gehörte ebenfalls zu den Umweltschützern. Wenige Tage nach seiner Festnahme starb er auf einer
mysteriösen Weise in der Untersuchungshaft. Die Justiz behauptet, er habe Selbstmord begangen. Seine Angehörigen und
viele Außenstehende bezweifeln diese Darstellung.

Der Prozess gegen die Umweltschützerinnen und Umweltschützer begann fast vor einem Jahr. Sowohl das
Informationsministerium als auch das Umweltamt und Mitglieder der Regierung halten die Beschuldigungen der Justiz für
abwegig. Sie sind von der Unschuld der Gefangenen überzeugt. Präsident Rohani hatte eine Kommission, bestehend aus dem
Justizminister, Innenminister, Informationsminister und dem für juristische Fragen zuständigen Vizepräsidenten, mit der
Untersuchung des Falls beauftragt. Sie kam zu dem Ergebnis, dass es keinerlei Beweise gebe, die die Vorwürfe bestätigen
könnten und forderte die sofortige Freilassung der Inhaftierten. Aber die Justiz blieb hart. Die Angehörigen forderten
Revolutionsführer Ali Chamenei auf, sich mit dem Fall zu befassen. Doch dessen Büro teilte mit, dass er sich in diese
Angelegenheit nicht einmischen werde.

Die Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung Bärbel Kofler zeigte sich am 22. November über das Urteil entsetzt.
"Ich bin bestürzt," sagte sie. "Sie (die Umweltschützer) haben sich mit großem Engagement für den Tierschutz und
Artenschutz in Iran eingesetzt." Sie forderte die iranische Justiz auf, die Verurteilten sofort freizulassen und
appellierte an die Regierung, die Menschenrechte zu achten.

Auch die Grünen-Politiker Omid Nouripour und Oliver Krischer sprachen von einem "weiteren herben Schlag für die Lage
der Bürger- und Menschenrechte in Iran." Die Außenwelt dürfe die unrechtmäßige Verhaftung der Umweltschützer und deren
"grausame und unmenschliche Behandlung in Einzelhaft und die Verweigerung ihrer Rechte auf ein ordentliches Verfahren"
nicht schweigend hinnehmen. "Die repressive Kampagne gegen wissenschaftliche Forschung dämmt Bemühungen, die wachsenden
Umweltkrisen Irans anzugehen massiv ein." "Neben der Sorge um das Verschwinden von Arten sieht sich Iran aufgrund der
raschen Urbanisierung und des übermäßigen Dammbaus mit verschwindenden Wasserressourcen konfrontiert," erklärten die
Bundestagsabgeordneten.


JAHRESTAG DER GEISELNAHME GEFEIERT

Am 4. November jährte sich zum vierzigsten Mal die Geiselnahme von 52 amerikanischen Diplomaten und Angehörigen der US-
Botschaft in Teheran. Sie dauerte 444 Tag. Das einschneidende Ereignis war der Beginn einer Feindschaft zwischen
Teheran und Washington, die in unseren Tagen einen neuen Höhepunkt erreicht hat.

Nach offizieller Darstellung griff eine Gruppe, die angeblich aus Studenten bestand, "spontan" die US-Botschaft in
Teheran an, drang in das Botschaftsgebäude ein und nahm die 52 anwesenden Mitarbeitenden in Geiselhaft. Seitdem wird
die Botschaft "Spionagenest" genannt. Die Demonstranten forderten die Auslieferung des gestürzten Monarchen Mohammad
Resa Pahlavi, der ins Ausland geflüchtet war. Die USA reagierten auf die Geiselnahme mit dem Abbruch der diplomatischen
Beziehungen zu Teheran und verhängten Sanktionen gegen das Land. Nach der Freilassung der Geiseln wurde die Botschaft
in ein Museum umgebaut.

Die Geiselnahme, die Ayatollah Chomeini als die "zweite Revolution, wichtiger als die erste" bezeichnete, wurde zum
Symbol des entschiedenen Kampfes gegen den US-Imperialismus. Daran wird jedes Jahr durch Massenkundgebungen erinnert.
Einige der teilnehmenden "Studenten," haben inzwischen Selbstkritik geübt und die Aktion als einen schweren Fehler
bezeichnet, der schließlich zur Isolation des Landes geführt habe, erklärten sie.

In der, auf der diesjährigen Kundgebung in Teheran verabschiedeten, Resolution, wird betont, dass die USA nie mehr in
Iran Fuß fassen werden. Das iranische Volk werde den Kampf gegen die Machenschaften der USA fortsetzen, seine Freiheit
und Unabhängigkeit weiterhin verteidigen und der Islamischen Republik Treue erweisen. Wie bei solchen Versammlungen
üblich, wurden amerikanische und israelische Fahnen verbrannt und beiden Staaten den Tod gewünscht.

Das Weiße Haus in Washington verurteilte in einer Erklärung die staatlich organisierten Demonstrationen und
Kundgebungen, ebenso die Geiselnahme, die es als eine dreiste Tat bezeichnete. Iran solle seine Politik ändern und
damit aufhören, unschuldige Zivilisten für politische Zwecke zu instrumentalisieren, hieß es. Solange dies nicht
geschehe, werde Washington den "maximalen Druck" gegen das Land fortsetzen.

"Das iranische Regime hat eine Wahl," zitiert dpa aus der Erklärung. Es könne wählen, "anstelle von Geiselnahmen,
Ermordungen, Sabotagen, Schiffsentführungen und Angriffen auf den international Öl Handel" den Weg des Friedens zu
gehen. "Die Vereinigten Staaten bemühen sich um Frieden, und wir unterstützen das iranische Volk. Es ist an der Zeit
für das iranische Regime, dasselbe zu tun."

 * 


KULTUR

• Islamische Feministin Taleghani gestorben

• Deutsche Kulturwoche in Schiras 

• Mehr als 200 Filmemacher protestieren gegen die Zensur 

• Die deutsche Band Schiller trat erneut in Teheran auf 

• Jegliche Zusammenarbeit mit dem British Council verboten


ISLAMISCHE FEMINISTIN TALEGHANI GESTORBEN

Die landesweit bekannteste islamische Feministin Irans, Aazam
Taleghani, starb am 30. Oktober nach längerem Aufenthalt in der
Intensivstation infolge eines Hirnschadens im Alter von 76 Jahren in
einem Teheraner Krankenhaus. Sie war die landesweit bekannteste
islamische Feministin und die erste Frau, die in das islamische
Parlament gewählt wurde.

Taleghani war die Tochter von Ayatollah Mahmud Taleghani, der zu
Beginn der Revolution eine herausragende Rolle spielte. In Gegensatz
zu Ayatollah Chomeini vertrat er einen liberalen, der Moderne
angepassten Islam. Unter anderem sprach er sich gegen die
Kleidungsvorschriften für Frauen. Wenige Monate nach dem Sieg der
Revolution starb er überraschend bei bester Gesundheit, was Anlass zu
Spekulationen gab, er sei als Alternative zu Chomeini "beseitigt"
worden, glaubten viele in Iran.

Aasam Taleghani war, wie ihr Vater, bereits vor der Revolution
politisch engagiert. Sie wurde einmal sogar zu lebenslänglich
verurteilt, kam aber nach zwei Jahren frei und setzte trotz Verbots
ihre politischen Aktivitäten fort. Vor ihrem Gefängnisaufenthalt
arbeitete sie im Bereich Pädagogik und gründete mit ihren beiden
Schwestern die "Stiftung Alai." Nach ihrer Freilassung bemühte sie
sich um die Gründung einer regierungsunabhängigen Frauenorganisation.

Nach der Revolution konnte sie ihre Ideen bezüglich der Frauenrechte
mit der Gründung des "Frauenvereins des Revolutionären Islams"
verwirklichen. Besonders während der Regierungszeit des Reformers
Mohammad Chatami (1997-2005) konnte der Verein seine Aktivitäten
entfalten. Doch danach musste er, wie viele andere
regierungsunabhängige Organisationen, wegen starker Einschränkungen
und Repressionen, seine Arbeit einstellen.

Als Parlamentsabgeordnete versuchte Taleghani, zum Teil mit Erfolg,
frauenfeindliche Gesetze zu verhindern. 1997 war sie die erste Frau
in der Islamischen Republik, die für das Amt des Staatspräsidenten
kandidierte. Zwar lehnt der Wächterrat ihre Kandidatur ab, aber mit
ihrer Bewerbung löste sie eine lang andauernde Diskussion darüber
aus, ob nach der Verfassung der Islamischen Republik eine Frau die
Führung der Regierung übernehmen könne. Sie kandidierte bei den
nächsten Wahlen erneut und wurde immer wieder vom Wächterrat
abgelehnt. Und jedes Mal aktualisierte sie das Thema, schrieb Artikel
und offene Briefe an die Verantwortlichen, wobei sie mit harten
Äußerungen nicht sparte. Die Klarheit der Argumentation, ihr Mut und
ihre Ernsthaftigkeit zeichneten sie aus. Bis zu ihrem Tod kämpfte sie
für die Rechte der Frauen, selbst dann, wenn niemand sie
unterstützte. Als die iranisch-kanadische Journalistin im Gefängnis
unter Folter getötet wurde, führte sie einen Sitzstreik vor dem
Teheraner Evin Gefängnis, mit den Forderungen: Willkürliche
Festnahmen zu beenden, Einzelhaft und geheime Prozesse zu verbieten.

Zusammen mit anderen Weggefährtinnen und Weggefährten
veröffentlichten Taleghani eine kritische Zeitschrift unter dem Titel
"Hadschar," die sich mit Frauenrecht, Politik und Gesellschaft
auseinandersetzte. Bei allen Themen ging es darum, ein friedliches
Nebeneinander zwischen Islam und Tradition einerseits und Freiheit
und Demokratie andererseits anzustreben. Die Zeitschrift wurde 1997
verboten. Einige Jahre später gab Taleghani eine neue Zeitschrift
mitdem Titel "Pajam-e Ebrahim" heraus.

Taleghani vertrat schon wenige Jahre nach der Revolution, wie viele
Aktivistinnen und Aktivisten der ersten Stunde, die Meinung, dass die
Revolution auf Abwege geraten sei. Doch im Gegensatz zu vielen, die
ihre Meinung nur unter vorgehaltener Hand äußerten, sparte sie nicht
mit öffentlicher Kritik. Dabei unterließ sie auch nicht, den
Revolutionsführer persönlich scharf zu kritisieren.

Taleghani wurde nicht nur von den Machthabern als Störenfried
betrachtet, sie wurde auch von Oppositionellen kritisiert, die ihr
vorwarfen, ein Teil des Systems zu sein und aus ihrer Kritik nicht
die logischen Konsequenzen zu ziehen.


DEUTSCHE KULTURWOCHE IN SCHIRAS

Die Deutsche Botschaft in Teheran organisierte Anfang November in der
im Süden Irans gelegenen Stadt Schiras eine Kulturwoche. Anlass war
das Erscheinen von Goethes Gedichtsband "West-Östlicher Diwan" vor
200 Jahren. Zahlreiche literarische, kulturelle und wissenschaftliche
Veranstaltungen standen auf dem Programm. Aus Deutschland hatten
unter anderem der Filmemacher und Oscar-Preisträger Florian Henckel
von Donnersmarck, die Schriftstellerin Doris Dörrie, die
Goethe-Expertin Anke Bosse sowie der Orientalist Stefan Weidner an
der Kulturwoche teilgenommen.

Schiras ist die Geburtsstadt des großen iranischen Dichters Mohammad
Schams ed-Din Hafes, der Goethe zu seinem Diwan inspiriert hatte.
Obwohl Hafis im 14. Jahrhundert lebte, ist er immer noch in Iran
präsent. Es wird kaum eine Iranerin oder einen Iraner geben, die oder
der nicht wenigstens ein paar Gedicht von Hafis auswendig kennt. Sein
Diwan ist neben dem Koran das Buch, das man am häufigsten bei
iranischen Familien vorfindet.


MEHR ALS 200 FILMEMACHER PROTESTIEREN GEGEN DIE ZENSUR

Mehr als 200 Filmemacher haben laut iranischen Medien am 2. November
gegen die Filmzensur in Iran protestiert. "Die Zensur und die Stufen,
die zu erklimmen sind, um die Erlaubnis zur Vorführung zu erhalten,
bilden eine Mauer, die dem iranischen Film den Tod beschert,"
erklärten die Filmemacher in einem offenen Brief an Justizchef Ali
Raissi. Unter den Unterzeichnern waren auch international bekannte
Regisseure wie der zweifache Oscarpreisträger Asghar Farhadi und der
mit dem Goldenen Bären ausgezeichnete Djafar Panahi. "Das iranische
Kino ist zum Angriffsziel von Zensoren geworden," schreiben die
Autoren. Sie werfen dem Ministerium für Kultur und Islamische Führung
vor, oberflächliche und propagandistische Filme zu unterstützen und
gesellschaftskritische und künstlerisch wertvolle Filme zu
benachteiligen. Kritische Regisseure werden entweder zu
Gefängnisstrafen verurteilt, oder sie erhalten Berufs- und
Ausreiseverbot.

In der Erklärung ist auch die Rede von "dubiöse Investitionen" in der
Filmindustrie. "Seit Geraumer Zeit gibt es in den Medien immer wieder
Berichte über weit verbreitete Geldwäsche in der Filmindustrie,"
heißt es in der Erklärung.

"Wir bekunden unser Unmut und Entsetzen über die Zensur von Form und
Inhalt der Filme und fordern freie Meinungsäußerung," heißt es
weiter.

In Iran leiden die Bereiche Soziales, Kunst und Kultur unter
permanenter, autoritärer Einmischung der Behörden und Einschränkungen
der Freiheit der Aktivisten, Künstler und Kulturschaffenden. Der
iranische Film, der sich noch vor einigen Jahren wegen seines
besonderen Stils international behaupten konnte, hat inzwischen wegen
des starken Drucks der Zensur und staatlicher Einmischung sein
Ansehen verloren. Einige international bekannte Filmemacher sind ins
Exil gegangen, andere haben ihre Tätigkeit aufgegeben, weil sie
offenbar nicht mehr gewillt sind, sich dem Willen der Zensoren zu
beugen.

Der letzte Fall der Zensur, über den auch in den Medien berichtet
wurde, war der Film "Khaneh-e Pedari" (Das Haus des Vaters) von
Kianoush Ayari. Der Film lag zehn Jahre lang bei der Zensurbehörde.
Als er endlich freigegeben wurde und gezeigt werden konnte, schrieb
eine rechte Zeitung eine vernichtende Kritik, was der Behörde Anlass
gab, den Film zu verbieten. Der Grund für diese Maßnahme war die
darin dargestellte Gewalt gegen Frauen. Der Film erzählt die fast
einhundertjährige Geschichte einer Familie, die in einem alten Haus
in Teheran wohnt. In einigen Episoden wird gezeigt, wie Frauen Opfer
von Fanatismus und Gewalt werden.


DIE DEUTSCHE BAND SCHILLER TRAT ERNEUT IN TEHERAN AUF

Die deutsche Band Schiller, die in Iran sehr beliebt ist, führte im
November mehrere Konzerte in der Hauptstadt Teheran in der Musikhalle
des Innenministeriums auf. Dabei präsentierte sie ihr neues Album
"Morgenstund."

Die von Christopher Deylen ins Leben gerufene Band war bereits 2017
und 2018 Gast in Iran. Sie war die erste Musikgruppe, die mit einem
Popkonzert in der Islamischen Republik auftreten durfte. Alle ihre
Konzerte waren stets total ausverkauft, so dass jedes Mal unplanmäßig
zusätzlich Auftritte organisiert werden mussten.


JEGLICHE ZUSAMMENARBEIT MIT DEM BRITISH COUNCIL
VERBOTEN

Das Teheraner Informationsministerium hat iranischen Medienberichten
zufolge, jegliche Zusammenarbeit mit dem British Council verboten. In
der Erklärung des Ministeriums wird der Kulturorganisation
vorgeworfen, ein "Kulturnetz" zu kultureller Einflussnahme in Iran
aufgebaut zu haben. Das Ministerium drohte mit Strafe gegen jeden,
der mit der Organisation zusammenarbeitet.

Der British Council, eine Einrichtung für Sprache und Kultur, ist in
mehr als einhundert Staaten vertreten. Er ist eine gemeinnützige
Einrichtung, die von der britischen Regierung mitfinanziert wird.
Doch nach eigenen Angaben ist er regierungsunabhängig.

Das Verbot der Zusammenarbeit mit dem Britisch Council erfolgte,
nachdem der Kulturaktivist Aras Amiri, der mit der Einrichtung
zusammenarbeitete, kürzlich zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt
wurde. Gholamhossein Esmaili, Sprecher der Justiz, sagte bei der
Bekanntgabe des Urteils: "Amiri wurde wegen seiner Verbindung zum
British Council und kultureller Einflussnahme, insbesondere durch
künstlerische Aktivitäten und Umsturzversuche vom Revolutionsgericht
verurteilt."

Auch in der Erklärung des Informationsministeriums heißt es: "Wie
bereits von der Justiz bekannt gegeben wurde, ist jegliche
Zusammenarbeit mit dem Britische Council verboten, sie wird
gerichtlich verfolgt." Weiter heißt es in der Erklärung, die
britischen Versuche, in anderen Ländern kulturell Einfluss zu nehmen,
hätten eine lange Tradition. Die Aktivitäten des British Counsils
seien in diesem Rahmen zu sehen.

Das Ministerium behauptete, das "Projekt Netzaufbau" durch den
British Council hatte bereits einige herausragende Personen im
Bereich Bildung und Kultur eingebunden. Diese Aktivitäten hätten
jedoch von vornherein unter Beobachtung der "Soldaten des Verborgenen
Imam" (damit sind die Mitarbeiter des Geheimdienstes gemeint)
gestanden und konnten rechtzeitig unterbunden werden.

Der British Council hatte vor zehn Jahren, nach eigenen Angaben wegen
Einschüchterung seiner Mitarbeitenden durch die iranischen Behörden
seine Aktivitäten in Iran eingestellt. Damals hieß es, die britischen
Mitarbeiter hätten kein Visum bekommen und die einheimischen
Mitarbeiter hätten nach einem Gespräch in der Kanzlei des
Staatspräsidenten ihre Mitarbeit gekündigt.

 * 


WIRTSCHAFT

• Rohani: das Land befindet sich im Ausnahmezustand

• Rohani wirbt für Verbleib im Atomabkommen 

• Vierter Schritt in Irans Atomkonflikt 

• Neues Ölfeld entdeckt


ROHANI: DAS LAND BEFINDET SICH IM AUSNAHMEZUSTAND

Irans Präsident Hassan Rohani sagte während einer Rede in der Stadt
Kerman am 12. November mit Blick auf die Sanktionen, das Land befinde
sich im Ausnahmezustand. "Wie sollen wir unser Land verwalten, wenn
wir beim Verkauf unseres Öls Probleme haben. Seit der Gründung der
Islamischen Republik haben wir beim Verkauf unseres Öls und der
Abfahrt eines Öltankers noch nie so viele Probleme gehabt wie heute."

Bislang versuchte die iranische Führung, auch Rohani, das Ausmaß der
Wirkung der Sanktionen auf die iranische Wirtschaft
herunterzuspielen. Nun sagt der Präsident, die Lage sei äußerst
kompliziert, der Ölboykott habe das Regieren schwer gemacht. "Für den
Staatshaushalt benötigen wir jährlich ein Budget in Höhe von 450.000
Milliarden Tuman.

Die höchsten Steuereinnahmen, die wir erzielen könnten, liegen bei
150.000 Milliarden Tuman. Woher sollen wir die fehlenden 300.000
Milliarden Tuman nehmen? Unser Staatshaushalt wird hauptsächlich
durch Öleinnahmen gedeckt," sagte der Präsident.

Vor den Sanktionen lag der iranische Ölexport bei täglich 2,8
Millionen Barrel. Nun schätzen Sachverständige, dass er bei 800.000
Barrel pro Tag liegt. Das ist weniger als Iran während des
Iran-Irak-Kriegs (1980-1988) exportierte. Damit scheint die Drohung
der USA, den iranischen Ölexport auf Null zu reduzieren, allmählich
wahr zu werden. Der Parlamentsabgeordnete Heschmatollah
Falahatpischeh sagte kürzlich, der Ölexport sei auf ein Zwanzigstel
der Menge, die vor den US-Sanktionen exportiert wurde, gefallen. Das
hieße, dass der Ölexport derzeit bei 560.000 Barrel pro Tag liegt.


ROHANI WIRBT FÜR VERBLEIB IM ATOMABKOMMEN

Iran Präsident Hassan Rohani sagte bei einer Rede vor einer
Massenversammlung in der Stadt Rafsandschan: "Unsere nationalen
Interessen verlangen, dass wir am Atomabkommen festhalten." Seit
Jahren sei Iran durch eine Resolution der Vereinten Nationen
untersagt, Waffen zu kaufen. Auch sei Iran verboten worden, Waffen zu
verkaufen. "Wenn wir aber das Atomabkommen nicht verlassen, wird das
Verbot im nächsten Jahr aufgehoben, und wir können sowohl Waffen
kaufen als auch verkaufen."

Tatsächlich sieht die UN-Resolution 2231, die Anfang 2015
verabschiedet wurde, ein fünfjähriges Waffenhandelsverbot für Iran
vor. Rohani hatte bereits bei einer anderen Gelegenheit im August
dieses Jahres von der Aufhebung des Verbots im nächsten Jahr
gesprochen. Unmittelbar danach warnte US-Außenminister Mike Pompeo,
das Verbot des Waffenhandels für Iran und das Reiseverbot für General
Ghassem Soleimani (Oberbefehlshaber der Al-Kuds-Brigade) werde bald
zu Ende sein. "Wir fordern alle unseren Verbündeten auf, den Druck
auf Iran zu erhöhen, damit es seine destabilisierenden Aktivitäten in
der Region unterlässt," sagte der Außenminister.

Der Hinweis von Rohani war an jene Kräfte in Iran gerichtet, die
einen Ausstieg aus dem Abkommen fordern. "In einem Land mit mehr als
80 Millionen Einwohnern sind Meinungsunterschiede nicht ungewöhnlich.
Aber in diesem Fall machen uns die Radikalen Probleme," sagte er.
"Natürlich können wir aus dem Abkommen aussteigen, doch dann werden
die UN-Sanktionen gegen uns wieder aufgenommen werden. Es ist also zu
unserem Vorteil, wenn wir das Abkommen nicht verlassen, zugleich aber
schrittweise unsere eingegangenen Verpflichtungen aussetzen." Sollte
das Abkommen erhalten bleiben und das Handelsverbot mit Waffen im
nächsten Jahr aufgehoben werden, "werden wir die Möglichkeit haben,
unser Raketenarsenal, unsere Luftwaffe und Marine erheblich zu
stärken."


VIERTER SCHRITT IN IRANS ATOMKONFLIKT

Am 4. November hat Präsident Hassan Rohani den vierten Schritt Irans
im Atomkonflikt angekündigt. Damit setzte Iran einen weiteren Teil
seiner im Atomabkommen eingegangenen Verpflichtung aus. Bei diesem
Schritt handele es sich um den Einsatz von moderneren und schnelleren
Zentrifugen zur Anreicherung von Uran in der Atomanlage Ferdo. In der
Atomanlage Ferdo gibt es 1.024 Zentrifugen, die gemäß dem Abkommen
nicht eingesetzt werden dürfen. Fordo gehörte bei den Verhandlungen
zu den Hauptpunkten, über die lange debattiert und gestritten wurde.
Schließlich einigte man sich, dass Fordo nicht mehr zur Anreicherung
von Uran, sondern nur noch zu Forschungszwecken benutzt wird. "Es
kann sein, dass es auf dieser Maßnahme ein Geschrei geben wird,"
sagte Rohani. "Wir werden aber diesen Schritt nur dann zurücknehmen,
wenn die andere Seite ihre Pflichten erfüllt."

Jetzt seien mit 60 IR-6-Zenrifugen doppelt so viele Zentrifugen im
Einsatz als bisher bekannt, sagte der Chef der iranischen Atombehörde
Ali Akbar Salehi am 4. November. Zudem besitze Iran ein Prototyp
einer Zentrifuge, die 50 Mal schneller arbeite als im Atomvertrag
erlaubt. Inzwischen besitze Iran mehr als 500 Kilogramm niedrig
angereichertes Uran. Im Abkommen war die Menge auf 300 Kilogramm
begrenzt.

Die EU legte dagegen Protest ein. Maria Kocijanicic, eine Sprecherin
der EU, forderte Teheran auf "solche Schritte ohne Verzögerung
umzukehren und weitere Maßnahmen zu unterlassen, die das Abkommen
unterminieren würden." Der deutsche Bundesaußenminister Heiko Maas
warnte Iran, das Ende des Abkommens zu riskieren. Derartige Schritte
seien inakzeptabel, sagte er.

Frankreich bezeichnete den Schritt als "Bruch des Abkommens" und
forderte Teheran auf, diesen Beschluss zurückzunehmen. In einer am 4.
November veröffentlichten Erklärung des Pariser Außenministeriums
heißt es weiter, man wolle den Bericht der Internationalen
Atombehörde (IAEA) abwarten. "Wir haben gemeinsam mit Deutschland.
Großbritannien und der EU-Außenbeauftragten unsere tiefe Sorge über
die jüngsten Maßnahmen Irans, die im Gegensatz zu dem Atomabkommen
stehen, zum Ausdruck gebracht," erklärte das Ministerium.

Auch Russland zeigte sich besorgt. Kremlsprecher Dmitri Peskow sagte
am 5. November in Moskau die Zeichen aus Teheran seien nicht gut.
"Wir beobachten deshalb mit Besorgnis, wie sich die Lage aktuell
entwickelt."

Ein Vorfall sorgte am 7. November für weitere Kritik. Iranische
Sicherheitsbeamte verweigerten einer IAEA-Inspekteurin den Zutritt zu
der Atomanlage in Natans. "Wir rufen Iran auf, sicherzustellen, dass
es in Zukunft nicht mehr zu solchen Vorfällen kommt," erklärten die
Vertreter der EU vor dem Gouverneursrat der IAEA in Wien, der zu
einer Sondersitzung zusammengekommen war. Das sei eine
"ungeheuerliche Provokation," sagte die US-Botschafterin Kackie
Wolcott.

Auf der Sondersitzung wurde über den Vorwurf debattiert, Iran habe
seine atomaren Aktivitäten nicht vollständig deklariert. Inspektoren
der IAEA waren einem Hinweis des israelischen Ministerpräsidenten
Benjamin Netanjahus auf einen geheimen Standort nachgegangen und
hatten dort undeklariertes Nuklearmaterial gefunden. "Iran muss
seinen Kontrollpflichten vollständig nachkommen und mit Blick auf
dieses Nuklearmaterial sofort und vollständig mit der IAEA
kooperieren," sagte Wolcott.

Jetzt habe auch IAEA bestätigt, "dass Iran lügt," sagte Israels
Ministerpräsident Benjamin Netanjahu. "Alles, was ich vor einem Jahr
erzählt habe, ist jetzt von der IAEA bestätigt worden." Er forderte
Europa auf, endlich aufzuhören, "die Dinge zu verzögern." "Es muss
jetzt gegen die iranische Aggression vorgehen."

Auch Bundeskanzlerin Angela Merkel zeigte sich über die Lage besorgt.
"Mit jedem Schritt wird aber die Situation schwieriger," sagte sie am
7. November nach einem Gespräch mit Nato-Generalsekretär Jens
Stoltenberg in Berlin. Ausdrücklich sagte sie zugleich, man führe
weiterhin Gespräche mit Iran.

Indes drohte Iran mit weiteren Schritten. "Wir haben der Diplomatie
ausreichend Zeit gegeben," sagte Vizeaußenminister Abbas Araghchi am
8. November. "Falls seitens der Vertragspartner keine konkreten
Ergebnisse vorgelegt werden, werden wir unsere Verpflichtungen im
Atomdeal noch weiter reduzieren. Schließlich sind für uns unsere
nationalen Interessen mehr wert als ein Abkommen."

"Wir sind über den Mangel an Kooperation Irans mit der
Internationalen Atombehörde besorgt," sagte US-Außenminister Mike
Pompeo am 9. November. Den Umgang Irans mit der Inspektorin
bezeichnete er als "hässlich." Iran müsse der Behörde gestatten, frei
ihre Kontrollfunktion wahrzunehmen. Es dürfe keinerlei
Einschränkungen geben.

Russlands Vizeaußenminister Segej Rjabkow plädierte für diplomatische
Verhandlungen. "Wir müssen der Diplomatie eine Chance geben," sagte
er am 9. November in Moskau im Gespräch mit Araghchi. "Es gibt viele
Ideen, und wenn es einen politischen Willen gibt, können sie auch
umgesetzt werden."

Am 11. November Drohte Heiko Maas bei einem Treffen mit französischen
und britischen Vertreterinnen und Vertretern in Paris, alle im
Atomabkommen vorgesehenen Sanktionsmöglichkeiten anzuwenden. "Wir
wollen weiter an dem Abkommen festhalten, weil wir glauben, es ist
besser eines zu haben als keines zu haben. Allerdings beunruhigt uns
das, was Iran macht, außerordentlich." Daher werde man sich
vorbehalten, alle im Abkommen vorgesehenen Mechanismen einzusetzen.
Gemeint sind Sanktionen, die vor dem Abkommen bestanden.

Auch US-Präsident Donalds Trump bezeichnete auf Twitter die Berichte
über die Urananreicherung Irans als "sehr schlechten Schritt."
Demgegenüber wäre die Aushändigung des vermissten FBI-Agenten Robert
Levinson ein "sehr positiver Schritt." (s. Bericht auf Seiten 23/24)

Einen Tag nach der Veröffentlichung des IAEA-Berichts über die
Entdeckung von neuen atomaren Spuren verurteilte Saudi-Arabien, "das
listige Verhalten Irans" bei der Informierung der IAEA über sein
Atomprogramm.

Iran hat die Kritik der EU zurückgewiesen. "Wir haben uns stets an
das Abkommen gehalten. Ihr (EU) auch?" schrieb Außenminister Mohammad
Dschawad Sarif auf Twitter. Den europäischen Vertragspartnern warf er
vor, während der letzten 18 Monate "nicht ein einziges Mal" ihre
Pflichten eingehalten zu haben.


NEUES ÖLFELD ENTDECKT

Am 10. November gab Präsident Rohani in einer vom staatlichen
Fernsehen übertragenen Rede die Entdeckung eines neuen, riesigen
Ölfelds bekannt. In einem von mehr als 2.000 Quadratkilometer großen
Gebiet im Südwesten des Landes, in der Provinz Chusestan, nahe der
irakischen Grenze, sollen mehr als 53 Milliarden Barrel Öl lagen. Das
wäre ein Drittel des gesamten bisher bekannten Ölvorkommens in Iran.
"Dies ist ein kleines Geschenk der Regierung an das iranische Volk,"
sagte Rohani. An die Gegner des Imports moderner Technologie und
Engagement ausländischer Unternehmen in Iran gerichtet, sagte Rohani:
"Jene, die in den letzten zwei, drei Jahren das Engagement
ausländischer Unternehmen kritisiert haben, sollten jetzt zu dieser
Entdeckung Stellung nehmen." Er betonte: "Wir sind bei der
Entwicklung unseres Landes auf moderne Technologie und Wissenschaft
angewiesen."

Einen Tag nach Rohanis Rede korrigierte die Regierung die Angaben des
Präsidenten. Ölminister Bijan Sangeneh sagte am 11. November vor
Journalisten, das Gebiet verfüge über 22,2 Milliarden Barrel Öl. Doch
die Bohrungen in diesem Gebiet seien aufgrund des steinigen Bodens
technisch schwierig, so dass vermutlich nur ein Zehntel der Menge,
also schätzungsweise 2,2 Milliarden Barrel Öl, gefördert werden
könne. Das nun entdeckte Gebiet, das er "Namawaran" nannte, verfüge
über das zweitgrößte Ölfeld Irans. Die Entdeckung sei durch den
Einsatz von modernsten Geräten und fortschrittlichsten
Forschungsmethoden möglich geworden, sagte Sangeneh weiter. Es sei
durchaus möglich, dass westlich sowie östlich dieses Gebietes weitere
Entdeckungen gemacht würden. Je nachdem, wie viel Öl gefördert werde,
werde die Position Irans auf der Rangliste der ölproduzierenden
Staaten steigen.

Unter den 14 ölexportierenden Ländern (OPEC) stand Iran bislang nach
Saudi-Arabien und Venezuela an dritter Stelle. Den Statistiken
zufolge verfügt das Land über 155.500 Milliarden Barrel Ölreserven.
Weltweit steht Iran nach Kanada an vierter Stelle. Unter den
gasproduzierenden Ländern steht Iran nach Katar an zweiter Stelle.

 * 
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IISS ÜBER IRANS EINFLUSS IN DER REGION

Das Internationale Institut für Strategische Studien in London
(International Institute for Strategic Studies IISS) hat am 7.
November einen Bericht über den Einfluss Irans in der Region
veröffentlicht. Dort heißt es, Iran sei es trotz harter Sanktionen
gelungen, seinen Einfluss in der Region auszubauen und in der
Konkurrenz mit Saudi-Arabien den Sieg davon zu tragen. In Syrien,
Libanon, Irak und Jemen sei Irans Einfluss teilweise so stark, dass
er für das Schicksal des jeweiligen Landes entscheidend geworden sei.

Die Tatsache, dass Iran im Geheimen ein Netz von
regierungsunabhängigen Verbündeten aufgebaut hat, die oft als
"paramilitärische Stellvertretergruppen" bezeichnet werden, ist
bekannt. Dieser Netzaufbau habe mit der Gründung der Hisbollah in
Libanon begonnen. Bereits Ayatollah Chomeini habe sich nach seiner
Rückkehr aus dem Exil (Februar 1979) stets bemüht, seine
revolutionäre Ideologie und den Einfluss der von ihm gegründeten
Islamischen Republik in den Ländern der Region zu verbreiten.

In dem 217-seitigen Bericht heißt es weiter, der Islamischen Republik
sei es gelungen, das Gleichgewicht der Macht in der Region zu seinen
Gunsten zu verändern. Bei dieser Entwicklung spiele die
Al-Kuds-Brigade (eine Abteilung der Revolutionsgarden für
Auslandseinsätze) eine Hauptrolle. Sowohl die Brigade als auch ihr
Befehlshaber Ghassem Soleimani stehen in direkter Verbindung zum
Revolutionsführer Ali Chamenei. Damit operiere die Brigade zunehmend
unabhängig von den Revolutionsgarden und den Streitkräften sowie von
der Regierung.

Die Al-Kuds-Brigade habe seit dem Sturz des irakischen Diktators
Saddam Hussein (2003) ihre Aktivitäten in der Region erheblich
verstärkt. Sie bilde ihre Verbündeten militärisch aus, unterstütze
sie finanziell und liefere ihnen Waffen und militärische Ausrüstung.
Zugleich habe sie einen asymmetrischen Krieg eingeführt, der aus
punktuellen Angriffen gegen zentralisierte Kräfte und Raketen- und
Cyber-Angriffen bestehe. Mit diesem asymmetrischen Krieg sei sie
imstande, gegen ungleich stärkere und moderner ausgerüstete reguläre
Streitkräfte vorzugehen, heißt es in dem Bericht.

Anfang des laufenden Jahres hat US-Präsident Donald Trump die
Al-Kuds-Brigade auf die Liste der Terrororganisationen gesetzt. Es
war das erste Mal, dass die USA einen Teil des Militärs eines Staates
auf die schwarze Liste gesetzt haben. Iran reagierte auf diese
Maßnahme, indem er die US-Streitkräfte in der Region auf die Liste
terroristischer Organisationen setzte, was als symbolischer Akt
betrachtet werden muss.

Jac Sraw, ehemaliger britischer Außenminister, der mehrmals Iran
besucht hat, ist laut BBC der Meinung, dass die Rolle, die Soleimani
spielt, größer ist, als die eines Befehlshabers. Er bestimme mit
Hilfe von verbündeten Gruppen praktisch die iranische Außenpolitik in
der gesamten Region.

Ein Sprecher der iranischen Botschaft in London sagte in einem
Interview mit der BBC: "Wenn der IISS-Bericht zeigen will, dass man
die Rolle Irans in der Region würdigen muss, dann ist es ein gutes
Zeichen. Die Politik, Irans Rolle zu ignorieren, war nutzlos. Iran
hat Widerstand geleistet und die Schäden, die die US-Sanktionen
verursacht haben, unter Kontrolle gebracht. Ja, Iran ist ein
mächtiges Land, das weitreichende Beziehungen zu anderen Staaten und
viele Ideen hat, um mit diesen Staaten zu kooperieren."

Dem IISS-Bericht zufolge hat die libanesische Hisbollah, die sowohl
eine politische Partei als auch eine paramilitärische Organisation
ist, unter den Verbündeten Irans "eine herausragende Position." Das
Institut beschreibt detailliert die Wege über Irak und Syrien, die
Iran benutzt, um die Hisbollah finanziell und militärisch zu
unterstützen. Die Hisbollah hat bei den Kämpfen im Irak und Syrien
eine wichtige Rolle gespielt. In Syrien unterstützt sie Präsident
Assad und seine Truppen und im Irak die paramilitärischen
schiitischen Organisationen.

Einen wichtigen Grund für die Erfolge Irans als regionale Macht,
sieht der Bericht in dem Krieg der USA gegen Irak, der den irakischen
Diktator zum Sturz brachte, was die Lage im Nahen Osten völlig
veränderte. Für Iran hätten sich dadurch neue Möglichkeiten ergeben,
um seinen Einfluss in der Region erheblich zu stärken. Zuvor hätte
Irak, aus der Sicht arabischer Staaten, als ein von Sunniten
beherrschtes Land gegolten, das in der Lage gewesen sei, etwaigen
expansiven Plänen Irans, entgegen zu wirken. Doch mit dem Sturz
Saddam Husseins habe Iran in dem Nachbarland, das mehrheitlich aus
Schiiten besteht, wirtschaftlich, religiös und kulturell Einfluss
genommen. Zugleich bildete Iran schiitische Milizen aus und
bewaffnete sie. Sie sind unter dem Namen "Haschd al Schaabi" bekannt.
Sie spielten beim Kampf gegen den Islamischen Staat im Irak eine
wichtige Rolle. Dennoch betrachteten viele Iraker den Nachbarstaat
Iran als Aggressor und Ausbeuter. Die jüngsten Unruhen zeitgen, dass
vor allem Jugendliche mit der Rolle Irans in ihrem Land nicht
zufrieden seien. Auch Haschd al Schaabi habe inzwischen die Sympathie
der Bevölkerung verloren, die ihr beim Kampf gegen den Islamischen
Staat zuteil geworden war, schreiben die Autoren des Berichts.

Jac Straw meint, möglicherweise habe sich Iran, mehr als er sich
leisten kann, in die inneren Angelegenheiten Iraks eingemischt. "Was
derzeit im Irak geschieht, ist für Iran eine ernste Warnung. Denn die
Lage könnte außer Kontrolle geraten," sagte Straw laut BBC.

In Syrien, einem Land, das schon seit geraumer Zeit zu den
Verbündeten Irans gehört, hat sich Iran stark engagiert. Iranische
Kräfte kämpften im syrischen Bürgerkrieg gemeinsam mit syrischen
Streitkräften, der Hisbollah und anderen schiitischen Organisationen,
unterstützt von der russischen Luftwaffe gegen die Gegner Assads. In
dem IISS-Bericht heißt es, Iran habe sich mit der syrischen Regierung
und Sicherheitsorganen zusammengetan und setze seine Drohungen gegen
Israel fort.

Ziel Irans sei, die USA aus der Region zu vertreiben und als
dominante Militärmacht deren Rolle zu übernehmen. Demgegenüber wollen
Saudi-Arabien, Bahrain und die Arabischen Emirate eine solche
Entwicklung unter allen Umständen verhindern. Im Zuge des "arabischen
Frühlings" (2011) habe Iran versucht, durch die Unterstützung der
Schiiten in Bahrain und Bewaffnung bestimmter Gruppen, auch in
Saudi-Arabien und Kuwait, Unruhe zu stiften und eine Wendung zu
seinen Gunsten herbeizuführen. Solche Aktivitäten seien aber aus der
Sicht Saudi-Arabiens noch kontrollierbar, nicht aber die Drohnen- und
Raketenangriffe. Solche Angriffe, wie die gegen saudische Ölanlagen
im September dieses Jahres, machten deutlich, wie verletzlich die
Staaten am Persischen Golf seien.

Zwar habe Saudi-Arabien teure Antiraketensysteme aus den USA gekauft.
Diese seien jedoch offenbar nicht in der Lage gewesen, die Angriffe
zu verhindern.

Auch Jemen bietet Iran, dem Bericht zufolge, eine Gelegenheit, seine
strategischen Ziele zu verfolgen. Als 2014 der Bürgerkrieg in Jemen
begann, habe Iran keinen nennenswerten Einfluss auf das Land gehabt.
Doch als 2015 die Saudis, in Koalition mit anderen Ländern, ihre
Angriffe gegen die Aufständischen in Jemen begannen, begann auch
Teheran, die Huthis zu unterstützen. Mit dieser militärischen,
logistischen und politischen Unterstützung der Huthis verfolge Iran
erstens das Ziel, Saudi-Arabien und dessen Verbündeten eine
Niederlage zuzufügen und zweitens seine Präsenz in dem strategisch
wichtigen Gebiet am Roten Meer und der Meerstraße von Bab al-Mandab
vorzubereiten.

Nach Einschätzung des IISS wird Iran, solang Donald Trump in den USA
regiert, seine Strategie und Taktik nicht ändern. Während die
Regierung in Teheran den Druck der USA zur Wiederaufnahme der
Verhandlungen spürt, drängen die radikalen Kräfte im Land, den Weg
des Widerstands fortzusetzen. Iran sei in der Lage, mit Hilfe seiner
in der gesamten Region verstreuten Verbündeten, Drohnen- und
Raketenangriffe gegen US-Streitkräfte im Irak, gegen Israel, gegen
die Schifffahrt im Persischen Golf ebenso wie Cyber-Angriffe gegen
alle Staaten der Region durchzuführen und zugleich die eigene
Beteiligung zu bestreiten. Iran habe die Kapazitäten, über die das
Land heute verfügt, im Laufe der vergangenen 40 Jahren aufgebaut und
damit eine Position erlangt, die weit stärker sei, als bislang
angenommen, heißt es in dem Bericht. Iran habe eine Stärke erreicht,
die nicht mehr zu ignorieren sei.


USA VERSTÄRKEN DEN DRUCK AUF IRAN

Die USA versuchen den Druck auf Iran weiter zu verstärken. Am 1.
November beschlossen sie Strafmaßnahmen gegen den Bausektor, der nach
Angaben des Außenministeriums in Verbindung zu den Revolutionsgarden
stehe. Sprecherin Morgan Ortagus sagte laut AFP, es würden "vier
strategische Materialien" ins Visier genommen, welche für die Atom-,
Militär- oder Raketenprogramme des Landes eingesetzt würden. Außerdem
werden Materialien, die zum Bau von Waffen benutzt würden, wie
Stahlröhren und Lötmetalle, sanktioniert.

Verärgert über den zunehmenden Druck aus den USA, sagte
Revolutionsführer Ali Chamenei am Jahrestag der Geiselnahme
amerikanischer Botschaftsangehörige (1979), "die USA sind seit dem
Putsch gegen Mossadegh (1953) schwächer, aber wilder und dreister
geworden." Er lehnte abermals jede Art von Verhandlungen mit
Washington ab und sagte, "jene, die meinen, die Probleme ließen sich
durch Verhandlungen mit den USA lösen, irren sich hundertprozentig."
Die Feindschaft zwischen den USA und Iran hätte nicht mit der
Botschaftsbesetzung begonnen, sondern mit dem Putsch gegen Mossadegh.

"Wäre Iran zu Verhandlungen mit den USA bereit gewesen, hätte
Washington zum Beispiel gefordert, die Reichweite unserer Raketen auf
150 Kilometer zu begrenzen. Wenn wir zugestimmt hätten, hätten sie
neue Forderungen gestellt, zum Beispiel Rückzug aus der Region, bis
hin zu der Forderung, wir sollten auf islamische Gesetze und
islamische Kleidungsvorschriften verzichten," sagte Chamenei weiter.
Es mache also keinen Sinn, sich auf die Amerikaner einzulassen.

Am 4. November haben die USA gegen einige Personen, die Chamenei
nahestehen, Sanktionen verhängt, zum Beispiel gegen dessen Sohn
Modschtaba Chamenei, den Bürochef Mohammad Glpayegani und dessen
Stellvertreter Wahid Haghanian und Gholamali Hadad Adel. Auch der
außenpolitische Berater des Revolutionsführers, Ali Akbar Welayati,
Justizchef Ebrahim Raissi und Mohammad Bagheri, Oberbefehlshaber der
Streitkräfte, gehören zu den Personen, die auf die schwarze Liste
gesetzt wurden.

Am 6. November erklärte der Iran-Beauftragte der US-Regierung, Brain
Hook, die USA werden die Sanktionen gegen Iran niemals mildern,
solange es kein neues Abkommen zwischen Teheran und Washington gebe,
ein Abkommen das sicherstellt, dass Iran die Sicherheit und
Stabilität der Region nicht mehr bedroht. Es sei ein Irrtum, zu
glauben, dass die USA bei Verhandlungen mit China bereit wären, dem
Land eine Ausnahmegenehmigung zum Import des Öls aus Iran zu
erteilen, betonte Hook. "Uns ist bewusst, dass wir solange Druck
ausüben müssen, bis Iran bereit ist, zum Verhandlungstisch
zurückzukehren. Ohne diese Strategie werden wir unsere Forderungen
niemals durchsetzen können."


ROHANI: "ICH KONNTE BESCHLIEßEN, DIE US-SANKTIONEN ZU
BRECHEN"

Bei einer Rede in der Stadt Kerman sagte Präsident Hassan Rohani, er
habe während seines Aufenthalts in New York entscheiden können, die
US-Sanktionen zu brechen. "Die Vorschläge, die uns gemacht wurden,
waren gut, aber wir haben sie abgelehnt." Es sei eine schwere
Entscheidung gewesen, "ich musste den Worten des US-Präsidenten
vertrauen. Vielleicht, wenn statt Trump ein anderer Präsident mein
Verhandlungspartner gewesen wäre, hätte ich den ganzen Konflikt
beendet."

Es war das erste Mal, dass ein hochrangiger Politiker Irans von der
Möglichkeit sprach, während der Regierungszeit von Trump die
Sanktionen beenden zu können. Zuvor waren in Iran inoffizielle
Berichte über einen Vorschlag zur Beilegung des Konflikts verbreitet
worden. Demnach sollten die Vereinigten Staaten die Sanktionen
zurücknehmen, vorausgesetzt, Iran würde seine Verpflichtungen voll
erfüllen und akzeptieren, dass einige Vereinbarungen des Abkommen für
dauerhaft gelten. Es gibt auch ein Videofilm, auf dem Frankreichs
Präsident Emmanuelle Macron und der britische Premier Boris Johnson
im Gespräch mit Rohani zu sehen sind. Dabei sagt Macron zu Rohani:
"Wenn Sie New York verlassen, ohne Trump zu sehen, verpassen Sie eine
wichtige Chance."

Irans Revolutionsführer Ali Chamenei sagte kürzlich, Macron ist
entweder naiv oder ein Komplize von Trump. Chamenei ist strikt gegen
Verhandlungen mit den USA. Beim genauen Hinhören ist zu merken, dass
Rohani gerne mit den USA verhandelt hätte, aber den Zorn des
Revolutionsführers gefürchtet und das Angebot abgelehnt hat. Seinen
Worten ist auch zu entnehmen, dass er klarstellen will, wer für diese
wichtige Entscheidung, die das Land weiter in die Katastrophe führt,
verantwortlich ist.


IRANISCHES KONSULAT IM IRAK ANGEGRIFFEN

Im Zuge der Unruhen im Irak Anfang November haben Demonstranten in
der Stadt Kerbela das iranische Konsulat angegriffen. Sie holten die
iranische Flagge herunter und hissten stattdessen die irakische. Sie
bauten Barrieren, bewarfen das Gebäude mit Steinen und
Molotow-Cocktails, schlugen die Fensterscheiben ein. Erst der Einsatz
von Sicherheitskräften, die Warnschüsse abgaben, konnte den Angriff
beenden. Den Berichten einiger Zeitungen in Iran zufolge, war es den
Demonstranten gelungen, für eine kurze Zeit das Konsulat zu
umzingeln. Laut dpa vom 4. November wurden bei den
Auseinandersetzungen zwischen den Sicherheitskräften und
Demonstranten drei Personen getötet. Die Agentur beruft sich auf
Angaben der irakischen Polizei.

In Kerbela fand im Oktober 680 eine Schlacht statt, bei der der Enkel
des Propheten, Hussein, auf grausame Weise getötet wurde. Die
Schlacht gilt für die Schiiten als tragischster Vorfall in der
Geschichte. Jährliche pilgern Millionen Iranerinnen und Iraner nach
Kerbela.

Irans Generalkonsul Mir Masud Hosseinian erklärte anschließend, die
Lage sei zwar "im Moment" normal, doch er möchte die Pilger bitten,
vorerst die Region zu meiden. Bei den Unruhen im Irak, die seit
Anfang Oktober andauern, richten sich die Proteste gegen
Arbeitslosigkeit, schlechte Dienstleistungen, häufige Stromausfälle
und dergleichen mehr. Aber die Demonstranten äußern auch ihre Wut
gegen die Islamische Republik, die im Irak über großen Einfluss
verfügt, vor allem aber auch gegen die schiitischen Milizen, die von
Iran unterstützt werden.

Ende Oktober beschuldigte Irans Revolutionsführer Ali Chamenei die
USA und die arabischen Staaten in der Region, die Unruhen im Iran und
in Libanon initiiert zu haben. In Anwesenheit angehender Offiziere
sagte Chamenei, das Schlimmste, was Feinde einem Land zufügen können,
sei seine innere Sicherheit zu gefährden, "genau das, was die Feinde
in einigen Ländern der Region getan haben." Es seien allen voran die
USA und die westlichen Geheimdienste, die mit Geldern reaktionärer
Staaten der Region, in einigen Staaten Unruhen stifteten. "Das ist
die schlimmste Feindschaft und gefährlichste Rachsucht gegen diese
Länder. Ich empfehle den Patrioten im Irak und Libanon, alles daran
zu setzen, um in ihren Ländern wieder Ruhe herzustellen," sagte
Chamenei.

Zugleich forderte Chamenei, die Forderungen der Demonstranten ernst
zu nehmen. "Die Menschen haben Forderungen, dazu haben sie auch ein
Recht. Aber sie sollten wissen, dass diese Forderungen nur im Rahmen
der Gesetze ihres Landes erfüllt werden können. Wenn in einem Land
Chaos herrscht, kann die Regierung nichts unternehmen. Da lässt sich
nichts Positives durchsetzen," sagte der Revolutionsführer. Er
verwies auf die Unruhen im Januar in Iran und sagte: "Auch für unser
geliebtes Land wurden solche Pläne geschmiedet. Zum Glück waren die
Menschen wachsam und konnten die Pläne vereiteln."

Auch Mahmud Waesi, Bürochef des Präsidenten, sagte, manche Länder
versuchten die Unzufriedenheit der Menschen im Irak und Libanon für
ihre Zwecke zu nutzen. "In der heutigen Lage versuchen die USA,
einige arabische Staaten und Israel auf den Zug der Protestbewegung
zu steigen, sie kontrollieren das Internet, zeigen, wo es lang gehen
soll und geben der Bewegung finanzielle Unterstützung. Das alles
schadet den Völkern Libanons und Iraks." Iran habe immer die Ansicht
vertreten, dass auf der einen Seite die Regierungen die Forderungen
der unzufriedenen Menschen ernst nehmen müssen, auf der anderen
Seite, die Forderungen so gestellt werden müssten, dass die
Sicherheit des Landes gewahrt bliebe und das Land nicht in Chaos
stürtze. "Unsere Empfehlung ist: Ruhe herzustellen und ausländischen
Mächten zu verbieten, sich einzumischen." Zu den iranfeindlichen
Aktivitäten im Irak sagte Waesi, das seien gesteuerte Versuche,
zwischen den befreundeten Nachbarn Irak und Iran Zwietracht zu säen.
Die Demonstranten sollten diese Machenschaften durchschauen und sie
abweisen.

Auch der türkische Präsident, Tayyip R. Erdogan sagte auf einer
Pressekonferenz am 8. November mit Blick auf die Unruhen im Irak:
"Lasst mich klar und deutlich sagen, wir haben Vermutungen, welche
Kräfte hinter den Unruhen im Irak stecken. Auch vermuten wir, dass
diese Unruhen möglicherweise auf Iran übergreifen." Es gehe darum,
die islamische Welt zu spalten und zerstückeln, damit "wir einander
bekämpfen." "Stellt euch vor, Irak hat gegen uns Stellung genommen,
sogar Iran hat uns kritisiert." Ein Journalist fragte, ob er über die
Stellungnahme Irans zum Einmarsch der Türken in Nordsyrien verärgert
sei. "Wieso sollte ich nicht verärgert sein?" antwortete Erdogan.
"Terroristen töten unsere Bürger, sie machen keinen Unterschied
zwischen Soldaten und Zivilisten. Wir können nicht untätig bleiben."

Erdogan verteidigte die Präsenz türkischer Streitkräfte im Irak und
in Syrien und fügte hinzu: "Wir werden unsere Aktivitäten in diesen
Ländern fortsetzen."


NETANJAHU: IRAN WILL VON JEMEN AUS ISRAEL ANGREIFEN

Israels Präsident Benjamin Netanjahu sagte bei einem Treffen mit dem
amerikanischen Finanzminister Steven Mnuchin am 28. Oktober in
Jerusalem, Iran plane, mit treffsicheren Präzisionsraketen, die jedes
Ziel im Nahen Osten mit einer Genauigkeit von fünf bis zehn Metern
treffen könnten, von Jemen aus, Israel anzugreifen.

Solche Raketen seien bereits in Jemen aufgestellt. Sie würden auf
Israel zielen. Solche Waffen würden auch in Syrien und Irak
aufgestellt werden. Das Raketenarsenal in Libanon solle auf 120.000
Raketen aufgestockt werden. Netanjahu forderte die Vereinigten
Staaten dazu auf, den Druck auf Iran zu verstärken.

Mnuchin sagte auf der gemeinsamen Pressekonferenz, er stimme dem
israelischen Präsidenten zu, dass Iran eine Gefahr für die gesamte
Region bilde. Ziel der amerikanischen Sanktionen sei nicht, dem
iranischen Volk zu schaden, sondern die Gefahr, die von Iran ausgehe,
abzuwenden. Die Kampagne "maximaler Druck" von US-Präsident Donald
Trump zur Zurückweisung der iranischen Aggression zeige Wirkung. Die
Trump-Regierung werde den Druck "mehr und mehr verstärken," sagte der
Finanzminister.

Mnuchin wurde bei seinem Besuch in Israel von dem Sonderbeauftragten
der Regierung für Iran, Brain Hook, und dem Schwiegersohn und erster
Berater Trumps Kushner begleitet.


SAUDIS LEHNEN IRANS FRIEDENSANGEBOT AB

Während Iran immer wieder Saudi-Arabien und andere arabische Staaten
zur Beilegung der Konflikte und Herstellung des Friedens einlädt,
droht Saudi-Arabien mit Vergeltung.

Ali Rabii, Sprecher der Regierung, bestätigte am 4. November der
Presse gegenüber, Präsident Rohani habe dem Saudischen König Salman
einen Brief geschrieben. "Die Regierung hat immer wieder betont, dass
sie bestrebt ist, Frieden und Stabilität in der Region herzustellen,"
sagte er. "Das genau ist die Quintessenz des Schreibens an den
saudischen König." "Wir haben mit unseren Nachbarstaaten viele
gemeinsame wirtschaftliche Interessen. Der Druck der USA sollte uns
nicht spalten und trennen."

Zu den Sanktionen der USA und deren Folgen sagte Rabii: "Ich muss zur
Verteidigung der Regierung sagen, bei diesem Anstieg der Inflation
und dem drastischen Fall der Öleinnahmen infolge der Sanktionen, wäre
die Lage unter einer anderen Regierung wesentlich schlechter als sie
heute ist."

König Salman drohte Iran am 20. November mit Gegenwehr, sollte Iran
das Land angreifen. Zwar wolle er keinen Krieg, aber sein Land sei
entschlossen, jede Aggression mit aller Härte zurückzuschlagen. Mit
Blick auf die Unruhen in Iran sagte der König, Iran solle endlich mit
seiner "expansionistischen" Politik aufhören, einer Politik, die dem
Volk schade. "Wir wollen hoffen, dass das Regime sich für die
Vernunft entscheidet und begreift, dass es keinen Weg gibt, um die
Weltgemeinschaft, die das Verhalten dieses Landes verurteilt, zu
bezwingen, es sei denn, Iran würde seine vernichtende und
expansionistische Denkweise aufgeben," sagte er vor dem "Beratenden
Rat" des Landes.

Salman forderte wieder einmal die Weltgemeinschaft auf, der
Entwicklung des iranischen Atom- und Raketenprogramms Einhalt zu
gebieten. Es sei an der Zeit "dem Chaos und der Zerstörung, die Iran
verursacht hat, ein Ende zu setzen."

König Salman sagte weiter, 286 Angriffe mit ballistischen Raketen und
289 Angriffe mit Drohnen gegen sein Land, was keinem anderen Land
widerfahren sei, würden Saudi Arabien nicht davon abhalten, seine
Entwicklung fortzusetzen. Auch auf die Bürger des Landes werden diese
Angriffe keine Wirkung haben.


UN VERURTEILT VERLETZUNG DER MENSCHENRECHTE IN IRAN

Das dritte Komitee der UN-Vollversammlung hat am 15. November in
einer Resolution die Verletzung der Menschenrechte in Iran
verurteilt. Mit Hinweis auf Berichte des UN-Sonderbeauftragten für
Menschenrechte in Iran, Javaid Rehman, forderte das Komitee Iran auf,
Aktivistinnen und Aktivisten der Frauenrechte in Iran, die sich in
Haft befinden, sofort freizulassen, die Ungleichbehandlung von Frauen
und religiösen und ethnischen Minderheiten zu beenden, die Lage in
den Gefängnissen zu bessern und das Recht der freien Meinungsäußerung
zu achten.

Vorgeschlagen wurde die Resolution von Kanada. 82 Delegierte stimmten
dem Vorschlag zu, 30 lehnten ihn ab, 66 enthielten sich. Zu den
Staaten, die der Resolution zustimmten, gehörten die meisten
arabischen Staaten, allen voran Saudi-Arabien und die Arabischen
Emirate. Abgelehnt haben sie unter anderem Venezuela, Kuba,
Afghanistan, Irak, Pakistan, Oman und Russland.

Das Komitee lobte die Aufnahme von Flüchtlingen in Iran und begrüße
die Abnahme der Hinrichtungen von Drogenschmugglern.

Der Sprecher des Teheraner Außenministeriums, Abbas Mussawi, lehnte
die Resolution ab, bezeichnete sie als "Zeichen der Verlogenheit
jener, die Zwietracht schüren." Die Resolution sei ohne Legitimation
und ohne Wert, sagte er.


FAST EINE HALBE MILLION AFGHANEN IN DIE HEIMAT
ZURÜCKGEKEHRT

Einem Bericht der Internationalen Organisation für Migration (IOM)
zufolge sind seit Beginn des laufenden Jahres mehr als 400.000
Menschen aus Iran und Pakistan in ihre Heimat zurückgekehrt. 385.000
von ihnen waren Afghanen, die als Geflüchtete in Iran lebten, die
jedoch nicht als Geflüchtete anerkannt und auch nicht von UNHCR
offiziell registriert waren. Ein Teil von ihnen waren aus Iran
abgeschoben worden, etwa die Hälfte hat das Land freiwillig
verlassen. Im vergangenen Jahr waren 773.000 Geflüchtete in ihre
Heimat zurückgekehrt.

Die wirtschaftliche Krise in Iran und der drastische Fall der
Landeswährung trieben viele Afghanen, die zumeist als billige
Arbeitskräfte vorwiegend in der Schattenwirtschaft beschäftigt waren,
aus dem Land. Doch Afghanistan hat den Rückkehrern kaum Arbeit
anzubieten. Zu der schlechten wirtschaftlichen Lage kommt die
unsichere politische Lage. Die Menschen sind permanent der Gefahr
ausgesetzt, überfallen, entführt oder getötet zu werden. Die Täter
sind nicht nur die Taliban, der Islamische Staat (IS), sonstige
Terrorgruppen oder die afghanischen Geheimdienste oder
Ordnungskräfte, sondern auch, wie die Menschenrechtsorganisation
Human Rights Watch laut dpa vom 31.Oktober berichtet, vom
amerikanischen Geheimdienst CIA organisierte afghanische
Sondereinheiten. Die Organisation wirft dem CIA schwere
Menschenrechtsverletzungen vor. Laut dpa berichtet HRW, dass die
Killerkommandos Zivilisten unrechtmäßig töten, Festgenommene
verschwinden lassen, sogar Kliniken angreifen. Diese Aktionen seien
teilweise als "Kriegsverbrechen" einzustufen, schreibt die
Organisation.


20 MILLIONEN DOLLAR BELOHNUNG FÜR HINWEISE, DIE ZU LEVINSON
FÜHREN

Ein hochrangiger Abgeordneter des US-Außenministeriums erklärte,
jeder Hinweis, der zum Aufenthaltsort des früheren FBI-Mitarbeiters
Robert Levinson führe, werde mit 20 Millionen Dollar belohnt.
Levinson war vor 12 Jahren während eines Besuchs in Iran auf
mysteriöse Weise verschwunden. Iranische Behörden erklären immer
wieder, dass sie damit nichts zu tun hätten und weder über die Art
und Weise seines Verschwindens noch über seinen Aufenthaltsort
informiert seien. Die Familie von Levinson forderte am 4. November
die US-Regierung auf, "die Geiselnahme" zu beenden.

Bereits im März 2012 hatte das FBI eine Belohnung von einer Million
Dollar ausgesetzt und diese drei Jahre später auf fünf Millionen
Dollar erhöht.

Levinson wurde zuletzt im März 2007 auf der Insel Kisch im Persischen
Golf gesehen. Damals hieß es, er habe im Auftrag des CIA Spuren von
Zigarettenschmugglern im Nahen und Mittleren Osten verfolgt. In den
vergangenen Jahren gab es zahlreiche Hinweise, die jedoch nicht zu
ihm führten. Die Familie Levinsons erhielt im August 2011 Fotos, auf
denen Levinson wie die Guatanamo-Häftlinge orangefarbige Anzüge trug
und in Ketten gelegt zu sehen war. Während der letzten Jahre forderte
Washington Teheran immer wieder auf, die Suche nach Levinson zu
unterstützen. Doch die iranische Justiz betonte jedes Mal, dass er
sich nicht in iranischer Haft befindet. 2013 veröffentlicht die
Agentur AP einen Bericht, in dem es hieß, die Nachforschungen hätten
ergeben, dass Robinson als Spion tätig gewesen sei. Die damalige
US-Regierung unter Barack Obama bezeichnete den Bericht als
"verantwortungslos."

Am 9. November berichtete AP, die Korrespondenz zwischen Teheran und
der UNO über Levinson gesichtet zu haben. Daraus gehe hervor, dass
die iranische Staatsanwaltschaft dabei sei, eine Akte über Levinson
zu bearbeiten. In der Korrespondenz gebe es aber keinen Hinweis
darauf, dass Robinson sich in Iran befinde, berichtete die Agentur.
Auch die iranische Botschaft bei der UNO gab keine weiteren
Informationen zum Fall Levinson.


MENSCHENRECHTSORGANISATION KRITISIERT US-SANKTIONEN

Die Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch warf in ihrem
jüngsten Bericht den Vereinigten Staaten vor, mit ihren Sanktionen
gegen Iran die Möglichkeit des Imports von lebenswichtigen Gütern wie
Medikamenten stark einzuschränken. Damit hätten sie gegen die Rechte
der Menschen auf gesundheitliche Versorgung verstoßen. HRW forderte
Präsident Donald Trump auf, offen zu erklären, dass Unternehmen und
Banken in den USA und anderen Staaten keine Sanktionen zu befürchten
haben, wenn sie Waren exportieren beziehungsweise den Handel mit
Waren finanzieren, die für die Menschen in Iran existenziell wichtig
sind. Der am 29. Oktober unter dem Titel "maximaler Druck der
US-Sanktionen gegen das Recht der Iraner auf Gesundheit"
veröffentlicht wurde, kommt zu dem Ergebnis, dass die im
Sanktionsregime vorgesehenen Ausnahmen nicht dazu geführt hätten,
dass die amerikanischen und europäischen Banken ihre Abneigung, einen
Handel mit Iran zu riskieren, überwunden hätten.

Der Leiter der Nahost-Abteilung der Organisation sagte, die
Mitglieder der Regierung Trump behaupteten, auf der Seite des
iranischen Volkes zu stehen, doch in Wirklichkeit fügten sie dem Volk
Schaden zu. Die Sanktionen hätten dazu geführt, dass Iranerinnen und
Iraner mit schweren Krankheiten keine Medikamente bekämen, die für
ihre Heilung notwendig wären.

Die Organisation habe zur Erstellung ihres Berichts zwischen November
2018 und Oktober 2019 mit 31 Personen Interviews geführt, Personen,
die in Iran im medizinischen Bereich beschäftigt sind oder jenen, die
im In- und Ausland an dem Export von Medikamenten nach Iran beteiligt
waren.


SPIONAGE FÜR IRAN

In Schweden wurde ein Iraker beschuldigt, als Agent für den
iranischen Geheimdienst tätig zu sein. Er soll beauftragt worden
sein, Geflüchtete aus Iran, die sich in Schweden, Belgien und
Niederlanden befinden, auszuhorchen und persönliche Informationen
über sie zu sammeln, berichtete dpa am 6. November. Der schwedische
Staatsanwalt Hans-Jörgen Hanström sagte, der 46-jährige Iraker mit
schwedischer Staatsbürgerschaft habe den Anschein erweckt, eine
arabische Online-Zeitung zu betreiben. Vier Jahre lang sei er aktiv
gewesen, bis er am 27. Februar 2019 festgenommen und am 1. März in
Haft gesteckt wurde. Er habe Online-Foren der iranischen Opposition
infiltriert und Log-in-Informationen von Routern gesammelt und diese
über das Internet oder bei persönlichen Treffen an iranische Agenten
übermittelt.

Die Ermittlungen wurden von der Sicherheitsabteilung der
Staatsanwaltschaft und dem schwedischen Sicherheitsdienst Sapo
durchgeführt. Geflüchtete auszuhorchen bezeichnete Sapo als "schweres
Verbrechen." Denn die Folge sei, dass "Leute, die ohnehin verletzlich
sind, sich nicht trauen, ihre von der Verfassung geschützten
Freiheiten in Schweden auszuüben," zitiert die Agentur den
Staatsanwalt.

Auch in Deutschland wurde Mitte Januar ein Afghane mit deutscher
Staatsangehörigkeit festgenommen, dem vorgeworfen wird,
Staatsgeheimnisse an den iranischen Geheimdienst weitergeleitet zu
haben. Seitdem befindet er sich in Untersuchungshaft. Der Mann sei
Zivilangestellter der Bundeswehr und als Übersetzer tätig gewesen.

Am 31. Oktober ließ der Strafsenat in Koblenz die Anklage der
Bundesstaatsanwaltschaft gegen ihn zu, teilte das Oberlandesgericht
Koblenz mit. Der Angeklagte muss sich wegen Landesverrat vor Gericht
verantworten. Wann der Prozess beginnt, steht noch nicht fest. Da es
bei der Verhandlung um Staatsgeheimnisse geht, wird der Prozess
vermutlich unter Ausschluss der Öffentlichkeit geführt werden.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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MELDUNG/100: 10 Jahre Einstein Stiftung Berlin (idw)

Einstein Stiftung Berlin - 02.12.2019

Für die Wissenschaft. Für Berlin: 10 Jahre Einstein Stiftung Berlin



Die Einstein Stiftung Berlin fördert seit zehn Jahren herausragende
Wissenschaft und Forschung in und für Berlin. Ihre unabhängigen, rein
wissenschaftsgeleiteten Auswahlverfahren ohne fachbezogene oder
institutionelle Quoten sowie die Schwerpunktsetzung auf
institutionenübergreifende und interdisziplinäre Forschungskooperationen
zeichnen die Stiftung aus. Das Förderspektrum reicht von der
Altertumsforschung bis zur Zoologie, von der Entwicklung neuer
Musikinstrumente bis zur Bekämpfung von Krebs.

Mit ihren Programmen zur Unterstützung von herausragenden Personen,
Projekten und Strukturen hat die Stiftung in den vergangenen Jahren das
Profil des Wissenschaftsstandorts Berlin gestärkt und einen Kulturwandel
im Verhältnis der unterschiedlichen Wissenschaftseinrichtungen befördert.
Die Frage, wie auch zukünftig die kreativsten Köpfe und Ideen für Berlin
gewonnen werden können, diskutiert am heutigen Abend eine internationale
Expertenrunde im Rahmen der Festveranstaltung der Einstein Stiftung.

Der Regierende Bürgermeister von Berlin und Senator für Wissenschaft und
Forschung, Michael Müller, gratuliert: "Herzlichen Glückwunsch zum 10.
Geburtstag! Die Einstein Stiftung ist in nur zehn Jahren zu einer
unverzichtbaren Impulsgeberin für die Wissenschaftsstadt Berlin geworden.
Sie hat Spitzenforschung in unserer Stadt und ihre internationale
Vernetzung hervorragend gefördert und dabei auch ganz besonders die
Berliner Kultur der Kooperation in der Wissenschaft befördert. Dass sie
mit ihren noch jungen zehn Jahren bereits einen exzellenten Ruf im In- und
Ausland genießt, ist auch den vielen Menschen zu verdanken, die die
Einstein Stiftung in dieser Zeit engagiert unterstützt, sich immer wieder
für sie eingesetzt haben, und dies auch weiterhin tun. Die Einstein
Stiftung Berlin ist eine Marke, auf die wir zu Recht stolz sein können und
die auch künftig eine zentrale Rolle für unsere Wissenschaftsmetropole
spielen wird."

"Für die Wissenschaft. Für Berlin." - mit diesem Versprechen hat die
Einstein Stiftung im Jahr 2009 ihre Arbeit aufgenommen. Über 130 Millionen
Euro öffentliche sowie private Mittel sind seither in die Förderung von
Spitzenwissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern und in exzellente
Berliner Forschungsprojekte geflossen. Durch das Engagement der Einstein
Stiftung ist es bislang gelungen, über 135 herausragende
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler als Einstein-Professorinnen und
-Professoren oder Einstein Fellows für die Berliner Universitäten und die
Charité-Universitätsmedizin Berlin zu gewinnen. Das Programmportfolio der
Stiftung besteht inzwischen aus 12 Programmen im Bereich der Personen-,
Projekt-, und Strukturförderung. 6 Einstein-Zentren in der Mathematik, den
Altertumswissenschaften, der Katalyseforschung, den Neurowissenschaften,
der Regenerativen Therapien und der Digitalen Zukunftsforschung bündeln
die Expertise bedeutender Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler und
befördern institutionenübergreifende Kooperationen am Standort Berlin. Die
qualitätsgesicherte Förderung von Wissenschaft und Forschung gelingt nur
mit gebündelten Kräften: seit der Gründung der Einstein Stiftung haben
über 95 ehrenamtliche Gremienmitglieder mit ihrer Expertise zur Erfüllung
des Stiftungszwecks beitragen. Die Einstein Stiftung ist allen ehemaligen
und aktiven Gremienmitgliedern zu tiefem Dank verpflichtet.

"Die Einstein Stiftung Berlin wurde zum Vorreiter eines gemeinsamen
Handelns in der Wissenschaft. Sie ist und war ein Ermöglicher auf dem Weg
zu einer bedeutenden Wissenschaftsmetropole", sagt Prof. Dr. Dr. h.c.
Günter Stock, Vorstandsvorsitzender der Einstein Stiftung Berlin. Er
appelliert anlässlich der Festveranstaltung zum zehnjährigen Bestehen der
Stiftung an die Wissenschaftsgemeinschaft: "Helfen Sie mit, dass wir
gemeinsam den Dialog mit der Gesellschaft, die uns trägt, die uns braucht,
der wir viel verdanken, so klug und umsichtig zu führen lernen, dass wir
eine von den Mitbürgerinnen und Mitbürgern geteilte Vision einer
menschenwürdigen, menschenorientierten Wissenschaftsmetropole
verwirklichen können."

Zum feierlichen Abschluss des Jubiläumsjahres veranstaltet die Einstein
Stiftung am heutigen Abend um 19 Uhr einen Festakt im Apollosaal der
Staatsoper. Mit einem Grußwort des Regierenden Bürgermeisters, Michael
Müller, sowie Beiträgen des FAZ-Herausgebers und Publizisten Jürgen Kaube,
Julie Maxton, Executive Director der Royal Society, Volker Meyer-Guckel,
Stellvertretender Generalsekretär des Stifterverbands für die Deutsche
Wissenschaft und des Sozialwissenschaftlers und ehemaligen Einstein
Visiting Fellows Craig Calhoun.


Weitere Zahlen und Fakten rund um die Stiftung:

www.einsteinfoundation.de/10Jahre

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1654

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Einstein Stiftung Berlin, 02.12.2019
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FÜHRUNG/1006: Münster - Die Anfänge der Künstlergemeinschaft Schanze, 07.12.19

Stadt Münster

Die Anfänge der Künstlergemeinschaft Schanze



Münster (SMS) Eine Künstlergemeinschaft, die auf eine 100jährige
Geschichte zurückblicken kann, ist eine Seltenheit im Kunstbetrieb.
Nach dem Ersten Weltkrieg schlossen sich in Münster sechs Maler und
Bildhauer zusammen, um gemeinsam Werbung für moderne und aktuelle
Kunst zu machen.

Sie nannten sich "Schanze", gingen neue Wege und schafften es mit
Ausstellungen, aber auch mit ausgefallenen Karnevalsfesten und anderen
Aktionen, Aufmerksamkeit zu erregen und schließlich zu einer bekannten
Institution zu werden.

Das Stadtmuseum Münster bietet am Samstag, 7. Dezember, eine Führung
durch die aktuelle Ausstellung "Gemeinsam für die Kunst - Die Anfänge
der Künstlergemeinschaft Schanze". Treffpunkt ist um 16 Uhr das
Museumsfoyer (drei / zwei Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.12.19

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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DA/660: Es gibt keine guten Nachrichten im Falschen

DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Es gibt keine guten Nachrichten im Falschen


Verfassungsgerichtsurteil zu Hartz-IV-Sanktionen - die Würde des Menschen
ca. 600,- Euro wert

Von: Simon 'Ekke' Trimpin, 28. November 2019



Wer nicht persönlich betroffen oder übermäßig sozialpolitisch interessiert
ist, wird es zwischen den vielen anderen Schlagzeilen kaum mitbekommen
haben. Aber das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe hat am 05. November
2019 ein nicht ganz unbedeutendes Urteil verkündet, wie es ganz praktisch
in diesem Land um die angeblich unantastbare Menschenwürde bestellt ist.

Konkret ging es darum, ob Sanktionen im ALG-II-Bezug, allgemein bekannter
als Hartz IV, mit besagter Würde vereinbar und somit rechtens sind, oder
eben nicht. Was seit bald 15 Jahren tagtägliche Praxis in Jobcentern und
Arbeitsagenturen war, stand also das erste Mal grundsätzlich auf dem
Prüfstand. Das weitestgehend parteiübergreifende Mantra vom Fördern und
Fordern und sonstigen Sprüchen, die sich um die Begriffe Zumutbarkeit,
Leistungsbereitschaft und Kooperationswilligkeit drehen, werden vielen
Menschen hierzulande bekannt sein. Oder in einfacher Form - O-Ton Franz
Müntefering (SPD): "(...) Wer nicht arbeitet, braucht nichts zu essen." -
Diese Parolen umschreiben eine in unserer Gesellschaft leider allzu
selbstverständlich gewordene Haltung gegenüber wirtschaftlich
schlechtgestellten Bevölkerungsteilen. Wer etwas haben will, muss auch was
leisten und am besten noch dankbar sein. Ein Grundsatz, der für BMW-Erben
und Ähnliche noch nie galt, aber gut, soviel Klassenbewusstsein ist
heutzutage zu viel verlangt.

Was die sogenannten Langzeitarbeitslosen betrifft, denen ist, so sie nicht
selbst willig genug sind, anscheinend nur mit Grundsicherungskürzungen oder
eben zumindest der Drohkulisse von entsprechenden Sanktionen beizukommen.
Die wenigsten wissen, dass diese Kürzungen bislang von 30 Prozent über 60
Prozent bis zu 100 Prozent des Grundsicherungssatzes betreffen konnten, in
Extremfällen sogar die Mittel für Miete und Heizung. [1]

Will heißen, Menschen, die ohnehin nach Miete mit ein bisschen mehr als
400,- Euro im Monat auskommen müssen (davon Strom, Telefon / Internet,
Kleidung, Essen etc. zahlen) konnten für eine Dauer von drei Monaten ein
knappes Drittel, bei weiterer Kooperationsunwilligkeit mehr als die Hälfte
oder sogar alle Leistungen gestrichen bekommen. Im schlimmsten Fall
verlieren von solchen Kürzungen betroffene Menschen ihre Wohnung wegen
Zahlungsunfähigkeit und landen buchstäblich auf der Straße. Das kommt nicht
nur menschlich einem Totalversagen unserer Gesellschaft gleich, es ist
sozialpolitisch wie finanzpolitisch blanker Unsinn. Denn die Unterhaltung
von Notunterkünften für wohnsitzlose Menschen und die entsprechende
Infrastruktur, ist auf die einzelnen "Nutznießer*Innen" heruntergerechnet,
wesentlich kostspieliger als die Übernahme der Mietkosten. Aber so viel
finanzpolitische Vernunft ist wohl ebenfalls zu viel verlangt.

Das Urteil des Verfassungsgerichts als solches muss mindestens als
zweischneidig bewertet werden. Zum einen stellt es eine reale Entschärfung
der Sanktionspolitik der letzten Jahre dar. Sanktionen über 30 Prozent sind
nicht mehr zulässig. Eine Streichung der gesamten Grundsicherung sowieso
nicht. Damit erkennt Karlsruhe an, dass Menschenwürde eben auch von etwas
leben muss, egal wie sehr oder wie wenig kooperativ dessen Träger*Innen
sich auch geben.

Auch umfasst der zeitliche Umfang einer Kürzung nicht mehr zwingend drei
Monate, sondern kann im Ermessen der Jobcentermitarbeiter*Innen auch auf
1-2 Monate reduziert werden, wenn das Verhalten der Betroffenen nicht mehr
dem Kürzungsgrund entspricht, sie also doch eine Bewerbung schreiben, einen
unliebsamen Job annehmen etc. Zweifelsohne eine Verbesserung.

Doch unterm Strich bleibt die Drohkulisse - am Ende hängt die
sozialökonomische Existenz in unserer Gesellschaft an der eigenen
Bereitschaft, sich auf Jobs zu bewerben, die es nicht gibt, oder die man
nicht machen kann oder möchte. Oder eben an der Befähigung stattdessen
Maßnahmen zu ertragen, die einen mit sinnlosen Beschäftigungsprogrammen die
wertvolle Lebenszeit rauben. Führt man sich zudem vor Augen, wie wenig die
bestehenden Hartz-IV-Regelsätze dazu taugen, gleichberechtigt am
öffentlichen Leben teilzunehmen, weil fast jede Aktivität in unserer
durchkapitalisierten Gesellschaft an Konsumausgaben gekoppelt ist - so
bleibt die Drohung einer Kürzung um 30 Prozent, einer Bedrohung der
Existenz als solcher gleich. Ja natürlich, niemand muss in Deutschland
verhungern. Aber wer glaubt, dass zum Leben allein Nahrung, Kleidung und
ein Dach über dem Kopf gehören, der macht sich ein recht krudes Bild vom
menschlichen Leben in unserer Gesellschaft.

Zieht man Bilanz, überwiegen also die Mankos. Ja, das vorliegende
Gerichtsurteil bietet betroffenen Menschen eine gewisse Entlastung - und
ist in dieser Hinsicht als Schritt in die richtige Richtung zu begrüßen.
Doch die Praxis der Sanktionen, ihre Atmosphäre der ständigen Bedrohung und
der Mechanismus des Zwangs bleiben bestehen. Außerdem verfestigt das
Bundesverfassungsgericht mit dem aktuellen Urteil eine jahrelange Praxis,
die es 2010 selbst noch in Frage stellte: Darf das Existenzminimum
überhaupt unterschritten werden? Die Antwort lautet nun höchstrichterlich:
Ja, es darf!

Das kommt sozialrechtlich einem Dammbruch gleich. Auf der anderen Seite
steht zum Glück nun auch ein Aber! Es darf unterschritten werden, aber nur
in Grenzen, und viel wichtiger: Es muss nicht unbedingt unterschritten
werden. Es liegt den Hartz-IV-Sanktionen keine grundgesetzliche
Notwendigkeit inne, sondern ein Spielraum des Gesetzgebers. Allein deswegen
gilt nicht zu verkennen, nach dem Urteil wie vor dem Urteil bleibt die
Frage zu Hartz-IV vor allem eine politische. Arbeitslose Menschen als auch
mit ihnen solidarische Gruppen, ja die ganze Gesellschaft, sie stehen
weiterhin vor der Frage: Wie viel ist uns die Würde eines Menschen wert?
Oder um sich ehrlicher zu machen: Wollen wir gesamtgesellschaftlich lieber
für eine auskömmliche Grundsicherung zahlen, oder für eine Zwangsbürokratie
und die ihr anhängige Maßnahmenbranche, um über diesem Umweg die Lohnkosten
zu drücken?

Denn dieser Punkt geht in den alle Jahre wiederkehrenden Hartz-IV-Debatten
gerne allzu schnell unter. Am Ende werden mit dem Hartz-IV-System nicht
mehr Menschen in existenzsichernde Arbeit gebracht. Zumal es selbst bei
besten konjunkturellen Bedingungen gar nicht genug Stellen für alle
Langzeitarbeitslosen gibt. Sondern wir drängen jene Menschen die Arbeit
haben, oder noch finden, in eine geschwächte Auswahl- und
Verhandlungsposition.

Scheißarbeit für wenig Geld und unter schlechten Bedingungen? Geht
trotzdem, weil man im Hartz-IV-System inklusive Entmündigung und
Demütigung, um sein Existenzminimum gebracht werden kann. Wer also die
Sanktionspolitik befürwortet - der schützt sich nicht allzu sehr vor
sogenannten "Sozialschmarotzern". Er schaufelt vielmehr die Grube genannt
"sozialer Abstieg", die sich drohend vor uns allen auftut, und gibt den
Profiteur*innen auch noch die Pistole in die Hand, einen im Zweifelsfall
dort hineinzudrängen.

Dass sich dieser Wahnsinn zumindest für die deutsche Wirtschaft rechnet,
lässt sich an den Zahlen der erwerbstätigen Leistungsempfänger*Innen, der
sogenannten Aufstocker*Innen, ablesen. Etwa eine Millionen Menschen
arbeiten in Deutschland und erhalten dennoch Hartz-IV-Leistungen, weil der
Lohn allein nicht zum Leben ausreicht. Die meisten von ihnen in Minijobs
und Teilzeitbeschäftigungen, aber auch mehr als 100.000 Menschen in
Vollzeit! Die Hartz-IV-Leistungen, die diese Jobs überhaupt erst
ermöglichen, belaufen sich jährlich auf etwa 10 Milliarden Euro(!). [2]
Mittel welche die Wirtschaft nicht als Lohn auszahlen muss, von den
entsprechenden Sozialabgaben ganz zu schweigen. Eine verdeckte Subvention
der deutschen Wirtschaft, über die bislang noch auffallend wenig
Marktbefürworter*Innen traurig oder empört gewesen sind.

Die Schlussfolgerung scheint klar. Die sogenannten Hartz-IV-Gesetze müssen
revidiert werden. Die Sanktionspolitik ein Ende haben. Angst, Zwang und
Entmündigung sind nicht die Zutaten, aus denen eine zukunftsfähige Arbeits-
und Sozialpolitik gemacht wird. Das Märchen der Vollbeschäftigung muss
gerade in Zeiten voranschreitender Digitalisierung und Automatisierung dort
landen, wo es hingehört, geschreddert auf den Müllhaufen ausgedienter
Narrative. Eine vollumfängliche, nicht kürzbare Grundsicherung muss her.
Das Recht auf ein auskömmliches Leben sollte uns mehr wert sein als die
schräge Angst einer Neiddebatte nach unten.

Und wenn wir schon Milliardenbeträge dafür ausgeben wollen, arbeitslose
Menschen in Arbeit zu bringen, dann doch mit attraktiven,
bedürfnisorientierten und selbstbestimmten Hilfsangeboten. In der aktuellen
Demokratiekrisen-Debatte ein vielleicht nicht zu unterschätzender Faktor.
Woher sollen eigentlich all die mündigen, engagierten Bürger*Innen kommen,
wenn eine Vielzahl unserer gesellschaftlichen Institutionen genau auf das
Gegenteil ausgerichtet bleiben?

Bis all diese Ziele erreicht sind, wird es sicher noch ein langer Weg sein.
In der Zwischenzeit können wir uns nur wünschen, dass so viele Betroffene
als möglich wehrhaft bleiben. Dass sie gegen Sanktionsbescheide Widerspruch
einlegen, zur Not auch klagen. Dass sie sich organisieren - in
Arbeitsloseninitiativen, Gewerkschaften, unabhängigen Aktionsgruppen, oder
auch kreativen Zusammenschlüssen wie den Glücklichen Arbeitslosen.
Vielleicht klappt es dann auch irgendwann wieder mit der Menschenwürde.


PS: Und für alle Befürworter*Innen des sogenannten Förderns und
Forderns noch eine kleine Denksportaufgabe mit auf den Weg: Wie hoch müssen
Kürzungen wohl ausfallen, um 2,2 - 3,1 Millionen Arbeitslose in knapp 1
Millionen freie Stellen zu pressen [3] (siehe offizielle
Arbeitslosenstatistik! Der Bundesagentur für Arbeit)? - Ja, genau.


Anmerkungen:

[1] https://www.arbeitsagentur.de/datei/merkblatt-algii_ba015397.pdf

[2] Sahra Wagenknecht in der Bürgerpressekonferenz von 2017; ab Minute
9

https://www.youtube.com/watch?v=7cmHlXWOlT4

oder bei der Bundesagentur für Arbeit

http://docs.dpaq.de/14041-zahlungsanspr_che_bedarfsgemeinschaften.pdf

[3] Laut der Bundesagentur für Arbeit

https://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Statistik-nach-Themen/Arbeitslose-und-gemeldetes-Stellenangebot/Arbeislose-und-gemeldetes-Stellenangebot-Nav.html
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Seit mehr als einem Monat streiken Tausende Lehrer in Kroatien. Sie fordern
eine Erhöhung der Löhne und bessere Arbeitsbedingungen an Schulen und
Hochschulen sowie eine bessere Ausstattung der Schulen. Der Lehrerstreik
ist der größte Arbeitskampf seit der Unabhängigkeit Kroatiens vor fast 30
Jahren.

Seit der Streik ausgeweitet wurde, beteiligen sich nach
Gewerkschaftsangaben 90 Prozent der öffentlich beschäftigten Lehrkräfte
daran. Vergangene Woche protestierten rund 20.000 Lehrer in der Hauptstadt
Zagreb. Lehrervertreter kündigten an, solange streiken zu wollen, bis die
Regierung ihren Forderungen nachkommt. Zunächst war der Ausstand auf einige
Tage beschränkt und konzentrierte sich nur auf ausgewählte Städte und
Gemeinden. Als die Regierung keine Reaktion zeigte, weiteten die Lehrer den
Protest ab dem 19. November auf das ganze Land aus und führen ihn mit
offenem Ende fort.

Nun zeigte sich Premierminister Andrej Plenkovic von der rechten Partei HDZ
zu Gesprächen bereit. Diese verliefen aber bisher ohne Ergebnis. Am Freitag
lehnten die Gewerkschaften ein Angebot der Regierung ab, das eine Erhöhung
der Gehälter um 10 Prozent in vier Schritten ab dem kommenden Jahr vorsah.

Insgesamt sind 68.000 Menschen im Schulwesen beschäftigt, im gesamten
Öffentlichen Dienst sind es rund 240.000. Der Durchschnittslohn der Lehrer
beträgt umgerechnet etwa 1200 Euro. Da die Lebenshaltungskosten seit dem
EU-Beitritt des Landes ebenso hoch sind wie in Deutschland, ist es nahezu
unmöglich, von diesem Gehalt eine Familie zu versorgen.

Dies ist auch der Grund, weshalb der Streik breite gesellschaftliche
Unterstützung erfährt. An der Kundgebung nahmen auch zahlreiche andere
öffentlich Beschäftigte teil. Auch Eltern von Schülern unterstützen die
Forderungen der Lehrer, da ihre Kinder unter den miserablen Bedingungen an
den Schulen leiden.

Tatsächlich hat gerade der Bildungsbereich am stärksten unter den
andauernden Kürzungen der letzten Jahre und Jahrzehnte gelitten. Lehrer
sind noch schlechter gestellt als andere öffentlich Beschäftigte. Sämtliche
Regierungen haben dieselbe neoliberale Politik umgesetzt mit dem Ziel,
soziale Leistungen sowie öffentliche Betriebe und Einrichtungen zu
zerschlagen.

Die EU hatte im Vorfeld des Beitritts Kroatiens im Sommer 2013
entsprechende Forderungen gestellt, die mit den Auswirkungen der globalen
Wirtschaftskrise nach 2008 zusammenfielen. Das Ergebnis war die fast
vollständige Zerschlagung des sozialen Netzes sowie Deindustrialisierung
und Privatisierung im großen Stil.

Auch die Gewerkschaften haben zu dieser Entwicklung beigetragen. Bei
sämtlichen Kürzungen haben die großen Gewerkschaften des Landes mit der
Regierung zusammengearbeitet und jeden Protest im Keim erstickt. Dass diese
Organisationen, die enge Verbindungen zu den verschiedenen rechten und
pro-kapitalistischen Parteien des Landes haben, jetzt zum Streik aufgerufen
haben, zeigt, welcher Druck von den Lehrern ausgeht.

Am Wochenende fanden erneut Gespräche zwischen Regierung und Gewerkschaften
statt, um den Streik rasch zu beenden. Die Gewerkschaften arbeiten dabei
mit der äußerst rechten Regierung zusammen, die feindlich gegen die Lehrer
ist. Die HDZ (Kroatische Demokratische Union) wurde 1989 gegründet und
vertrat unter Franjo Tudjman einen extremen Nationalismus, der das
ehemalige Jugoslawien in einen blutigen Bürgerkrieg stürzte. Trotz aller
Beteuerungen, die HDZ habe sich zu einer konservativ-liberalen Partei
verwandelt, herrscht dieser Geist weiterhin vor.

Besonders brutal geht die Regierung gegen Flüchtlinge vor. Aktuell sind
etwa 8000 Flüchtlinge in Bosnien gestrandet, weil Kroatien sie entweder an
der Einreise hindert oder illegal über die Grenze zurückschiebt. Laut
Border Violence Monitoring Network (BVMN) kommt es dabei auch zu
systematischen Schusswaffeneinsätzen durch kroatische Polizei und
Grenzbeamte. Mitte November hatte ein Polizist in Kroatien einen Flüchtling
lebensgefährlich angeschossen.

Laut Spiegel herrschen die schlimmsten Zustände "im improvisierten
Zeltlager Vucjak, das sich auf einer ehemaligen Müllhalde nahe Bihac
befindet. Dort harren seit Juli Hunderte ohne Strom und hygienische
Einrichtungen in überfüllten Zelten aus. Sie werden nur vom Roten Kreuz und
privaten Aktivisten mit Lebensmitteln versorgt."

Trotz dieser Situation halten sämtliche Parteien und Kandidaten, die sich
an den Präsidentschaftswahlen vom 22. Dezember beteiligen, an der rechten
Politik fest. Die amtierende Präsidentin Kolinda Grabar-Kitarovic von der
HDZ tritt für eine zweite Amtszeit an. Weitere Kandidaten sind der
ehemalige sozialdemokratische Ministerpräsident Zoran Milanovic sowie der
prominente Volksmusiker Miroslav Skoro. Der ehemalige HDZ-Politiker tritt
mit Unterstützung ultrarechter Kräfte an. Mittlerweile diskutieren alle
Kandidaten den Einsatz des Militärs an der Grenze.

Der Streik der kroatischen Lehrer ist bei Weitem kein Einzelfall. In
Osteuropa und auf dem Balkan kommt es immer häufiger zu Streiks und
Protesten gegen unhaltbare Lebens- und Arbeitsbedingungen und gegen eine
korrupte, reaktionäre herrschende Klasse, zuletzt in Serbien, Albanien, dem
Kosovo und Montenegro. Im benachbarten Slowenien haben im November die
Bediensteten der Post gestreikt. Nach Angaben der Postgewerkschaft waren
nahezu alle Poststellen im Land vom Streik betroffen. Die Beschäftigten
fordern eine Gehaltserhöhung von 10 Prozent und die Neueinstellung von 300
Beschäftigten. Derzeit sind für die slowenische Post rund 6300 Beschäftigte
tätig.

Anfang Oktober traten in Kroatien rund 600 Arbeiter des
Industrieunternehmens Djuro Djakovic in den Streik, nachdem sie den Lohn
für den Monat September nicht erhalten hatten. Der Hersteller von
Güterwagons, Panzern und anderer Militärausrüstung steckt seit geraumer
Zeit in finanziellen Schwierigkeiten. Derzeit verhandelt die Regierung mit
Unternehmen aus den USA und der EU über mögliche Investoren. Die Arbeiter
forderten die Auszahlung der ausstehenden Löhne und den Rücktritt der
Geschäftsführung.
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Der Suizidversuch eines Studierenden in Lyon hat im ganzen Land Proteste
ausgelöst. Die Verzweiflungstat und das vernichtende Urteil, das Anas K.
über die Macron-Regierung und den Kapitalismus fällte, fanden bei
Zehntausenden Studierenden in Paris, Lille, Marseille, Grenoble und Rennes
einen eindrucksvollen Widerhall.

Am 8. November versuchte Anas K., Student der Politikwissenschaft an der
Universität von Lyon, sich selbst zu verbrennen. Der 22-Jährige erlitt
schwere Verbrennungen an 90 Prozent seines Körpers. Er liegt immer noch im
Krankenhaus, ist aber stabil. Auch ein weiterer Suizidversuch ist ein
Zeichen für die immense soziale Not, unter der viele Schüler und
Studierende in Frankreich leiden. Die 18-jährige Oberstufenschülerin
versuchte, sich am 25. November in einer Pariser Vorstadtschule selbst zu
verbrennen.

In seinem Abschiedsbrief beschrieb Anas die Armutsbedingungen, unter denen
die Schüler leben: "Als ich dieses Jahr zum dritten Mal das zweite Jahr
meines Studiums absolvierte, erhielt ich keine staatliche Unterstützung
mehr. Und selbst wenn ich's bekommen hätte: Sind 450 Euro im Monat wirklich
zum Leben genug?"

Dann prangerte er die Regierung direkt an: "Ich verurteile das Ministerium
für Hochschulbildung und Forschung und damit die gesamte Regierung. Lasst
uns diese wachsende Flut des Faschismus bekämpfen, die uns nur spaltet und
den Liberalismus und die Ungleichheit schafft. Ich beschuldige Macron,
Hollande, Sarkozy und die EU: Sie haben mich umgebracht."

Anas lebte in sehr schwierigen wirtschaftlichen Verhältnissen, wie seine
Freunde berichten. Im ersten Jahr seines Studiums lebte er bei seinen
Eltern in St. Etienne und fuhr jeden Tag 55 km nach Lyon. Zwar hatte er im
vergangenen Jahr ein Zimmer in einem Studentenwohnheim erhalten, verlor es
jedoch dieses Jahr wieder, ebenso wie sein Stipendium und die
Wohngeldzahlung. Das CROUS, die zuständige staatliche Stelle, hatte ihm die
Unterstützung gestrichen, weil er einige Kurse wiederholen musste. Auch
wurde ihm jede Sozialhilfe verweigert.

Sogar mit seinem Stipendium hatte Anas Schwierigkeiten, seine Rechnungen zu
bezahlen. "Außerdem war seine Unterkunft ungesund und minderwertig. Es gab
Bettflöhe und Schabe", so eine Freundin. Seitdem lebte er teils bei seinen
Eltern, teils bei seiner Freundin, die ihn als "stolz auf die
Arbeitertradition seiner Heimatstadt" bezeichnet.

Nach Anas' demonstrativer Tat kam es zu dutzenden Studentenversammlungen
und Demonstrationen. In zahlreichen Universitätsstädten wurden Barrikaden.
gebaut.

In Lyon demonstrierten mehr als tausend Studierende und bauten Barrikaden,
um Vorlesungen zu verhindern. Darauf fielen an der Universität Lyon
Vorlesungen an mehreren Fakultäten aus. In Lille verhinderten die Studenten
eine Konferenz mit dem ehemaligen französischen Präsidenten François
Hollande (PS) über die "Krise der Demokratie". Auf Plakaten bezeichneten
die Studenten Hollande als "Mörder".

Hollande hat während seiner Amtszeit die Polizeistaatsstruktur in
Frankreich eingeführt und den Ausnahmezustand verhängt, unter dem die
demokratischen Grundrechte aufgehoben wurden. Er hat die Politik von Vichy
wiederaufleben lassen. Die Studenten in Lille organisierten auch eine
Aktion der "kostenlosen Mahlzeit", bei der sie die Kassen der
Universitätskantine besetzten. Mehrere Pariser Universitäten wurden zum
Ausgangspunkt von Demonstrationen.

In Tolbiac teilten Studenten ihre Emotionen und ihre Wut über die Behörden
mit den WSWS-Reportern. Marius erklärte: "Ich kann gut verstehen, dass das
Leben als Student in prekären und manchmal sehr komplizierten Situationen
einige dahin bringen kann, so weit zu gehen. Solche Dinge könnten früher
gestoppt werden, wenn man etwas mehr Hilfe und nicht nur finanzielle,
sondern auch zum Beispiel psychologische Unterstützung leisten würde."

Aissata fügte hinzu: "Ich denke, dass die Regierung und die Behördenleiter
nicht nah genug an den Studenten sind, und ich denke, deshalb haben sie
sich jetzt selbst die Finger verbrannt." Sie fügte hinzu: "An der Uni ist
der Standard anspruchsvoller als an der High School. Die
Universitätsdozenten korrigieren scharf, und die Studenten müssen wirklich
hart arbeiten ... Nach dem Unterricht gehe ich normalerweise direkt nach
Hause und lerne dort weiter, um gute Noten zu bekommen, es ist wirklich
schwierig."

In ganz Frankreich gehen Studierende gegen die finanzielle Notlage auf die
Straße, die ihnen die Finanzaristokratie und ihre politischen Lakaien
auferlegen. Sie sind Teil der schnellen Radikalisierung von Studenten und
Jugendlichen, die weltweit gegen soziale Ungleichheit rebellieren.

Auf der ganzen Welt steht die Jugend an der Spitze der jüngsten
Massenbewegungen. Sie sieht sich mit blutiger polizeilicher Repression
konfrontiert - ob im Irak, in Hongkong, Chile, Algerien und vielen anderen
Ländern. Es geht ihnen nicht um Fragen des Geschlechts, der Rasse oder der
persönlichen Identität. Sie rebellieren gegen die sozialen Angriffe, gegen
die zutiefst ungerechte Art und Weise, wie die sozialen Ressourcen verteilt
werden.

Erschrocken über die Perspektive einer vereinten Bewegung von Studierenden
und Arbeitern gegen Macron versuchen verschiedene Mitglieder der 
Macron-Regierung, den politischen Charakter von Anas K.'s Tat zu leugnen. Gabriel
Attal, Staatssekretär des Ministers für Bildung und Jugend, erklärte frech
vor der Nationalversammlung: "Das eigene Leben zu beenden ist niemals ein
politischer Akt." Er erhielt eine Ovation von den Abgeordneten der
Regierungspartei.

Natürlich ist Anas K.'s schreckliches und tragisches Handeln kein Vorbild
für die Millionen von Jugendlichen und Arbeitern, die jetzt gegen die
Macron-Regierung auf die Straße gehen. Es ist jedoch offensichtlich, dass
er mit seiner Geste ein starkes Urteil über die jugendfeindliche
Regierungspolitik in Frankreich sprechen wollte.

Die Lebens- und Studienbedingungen für Schüler aus den weniger wohlhabenden
Gesellschaftsschichten verschlechtern sich seit Jahren, was sich seit dem
Beginn der Regentschaft Macrons noch beschleunigt hat. Jeder fünfte Schüler
lebt heute am Rande der Armut. Jeder fünfte verzichtet mehrmals pro Woche
auf eine Mahlzeit. Jeder Dritte kann sich aus Geldmangel nicht ausreichend
um seine Gesundheit kümmern. Drei von vier haben keine
Sozialhilfeansprüche.

Die Studienstipendien, die 38 Prozent der Studierenden erhalten, betragen
durchschnittlich 234 Euro pro Monat. Sie reichen weder zum Leben noch zum
Studieren aus. Viele Studierende sind zur Arbeit gezwungen, was entweder zu
einer Verzögerung ihres Studiums führt oder sie behindert. Dies wiederum
führt dazu, dass sie das Recht auf jegliche Unterstützung verlieren. Die
Stipendien werden nur zehn Monate lang gezahlt. So sind viele Studierende
gezwungen, ihr Studium vor dem Abschluss abzubrechen. Nach den Angaben
einer Studie über das Thema arbeitet fast die Hälfte aller Studierenden (46
Prozent) neben ihrem Studium.

Nach Abzug des Wohngelds steht einem Studenten ein Schlafzimmer für 80 Euro
pro Monat zur Verfügung, während ein möbliertes Apartment von 18
Quadratmetern laut CROUS zwischen 150 und 200 Euro kostet. CROUS verwaltet
den Bestand an Studentenwohnheimen, die jedoch nur 6 Prozent aller
Studierenden (2,3 Millionen) aufnehmen können.

In den Städten sind die Kosten für die Miete eines Zimmers exorbitant. Die
800.000 Studierenden, die Wohnhilfe (APL) erhalten, sind direkt von den
Kürzungen betroffen, die Macron im Jahr 2017 vorgenommen hatte. Die Hälfte
aller Studierenden kann keine Unterkunft außerhalb ihrer akademischen
Einrichtung finanzieren. Auch kann jeder zweite aus Mangel an Mitteln nicht
das studieren, was er oder sie gerne studieren möchte.

Bereits 2016 berichteten 22,7 Prozent der befragten Studierenden in einer
Umfrage, dass sie im Laufe des Jahres mit "erheblichen finanziellen
Schwierigkeiten" konfrontiert seien. Etwa 60 Prozent litten unter
Erschöpfung und Stress, 45 Prozent erwähnten Schlafstörungen und 32 Prozent
waren depressiv.

Zahlreiche Interviews mit Schülern zeigen, welche unmöglichen Bedingungen
sie ertragen müssen. "Wenn ich aufhöre, bevor ich meine Abschlussarbeit
eingereicht habe, habe ich alle diese Jahre verloren und mir völlig umsonst
chronische Krankheiten zugezogen", erklärte eine Studentin, die bis zu 40
Stunden pro Woche arbeitet.

In der Nachricht eines Studenten auf Twitter stand: "Wir, die Prekären,
haben die Pflicht, unsere Schwierigkeiten sichtbar zu machen, sie nicht
mehr zu verbergen und uns nicht mehr für sie zu schämen. Denn es ist nicht
unsere Schuld, wenn wir Sklaven sind, wenn wir in Panik geraten, wenn wir
psychologische Probleme haben, die mit unserer materiellen Situation
zusammenhängen. Der Staat treibt uns an die Grenze. Er bringt uns täglich
um."

 * 
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VORWÄRTS/1529: Schlamassel auf Schienen

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 35/36 vom 1. November 2019

Schlamassel auf Schienen

von Florian Sieber



Die Bundesbahnen haben kein gutes Jahr hinter sich. Neben
Pünktlichkeit und defektem Material auf den Schienen
gab auch die Arbeitssicherheit zu reden. Doch auch angekündigte
Wechsel in der Teppichetage bringen den Staatskonzern nicht zur
Ruhe.


Hinter vorgehaltener Hand spricht Erwin(*) vom "Wankdorf-Putin".
Das will er aber nur anonym gesagt haben. Die Rede ist vom scheidenden
SBB-Doyen Andreas Meyer. Der Führungsstil des Topmanagers machte
diesem in seiner Zeit bei den Bundesbahnen nicht viele Freunde. Als
vorgeschlagen wurde, den Mitarbeiter*innen die Möglichkeit eines
Sabbaticals, einer Auszeit vom Beruf, zu streichen, konnte Meyer
gerade nicht Stellung nehmen. Er befand sich selbst in einem
Sabbatical, denn für das Topkader der Bundesbahnen sollten diese nicht
abgeschafft werden. Und auch bei Sparrunden, die die Mitarbeitenden
betrafen, setzte man nicht immer an den Orten den Rotstift an, die von
der Bevölkerung am ehesten goutiert wurden. Während nämlich Meyer
massiv gegen Kürzungen der Löhne der bestbezahlten Kaderleute bei den
SBB kämpfte (der Bund wollte Maximallöhne für Staatsbetriebe und
staatsnahe Betriebe setzen), wurde Reinigungspersonal der Zuschlag für
besonders unhygienische Arbeiten, also das Reinigen von mit Fäkalien
oder Erbrochenem verschmutzte Toiletten, ersatzlos gestrichen. Wohl
erst nachdem sich die SBB-Kommunikationsabteilung dem Zorn der
öffentlichen Meinung in sozialen Medien und Kommentarspalten
ausgesetzt sah, wurde die Lohnkürzung zurückgenommen.


Nachlassende Leistung

Doch das einst so glänzende Image der SBB hat nicht nur im Bereich
Öffentlichkeitsarbeit Kratzer bekommen. Beim langjährigen Steckenpferd
und Alleinstellungsmerkmal der Bahn in der Schweiz, der Pünktlichkeit,
hat man in den letzten Monaten auf manchen Linien teils stark
nachgelassen. So wurde im Frühling eine Taskforce ins Leben gerufen,
um die Gründe für die Unpünktlichkeit zu analysieren. Wo man früher
stets darauf verwies, dass es sich bei den SBB um eine Topanbieterin
im Bereich Personenverkehr handle, scheint man mittlerweile auch beim
Staatsbetrieb geschmeckt zu haben, dass gewisse Unzufriedenheiten
herrschen. So erhielten Inhaber*innen von SBB-Abonnements am 21.
Oktober Gutscheine. Diese seien eine Wiedergutmachung, da in letzter
Zeit "nicht alles rund gelaufen" sei. Damit gemeint waren wohl vor
allem aktuelle Schwierigkeiten, so beim Herbstverkehr über die Alpen,
wo die Passagierkapazitäten für den Ansturm von Reisenden nicht
ausgereicht hatten.


Zu wenig Material

Hier treten vor allem zwei Probleme in Erscheinung. Zum einen die sehr
dünne Personaldecke beim Fahrbetrieb. So sind in den letzten Jahren zu
wenig Lokführer*innen ausgebildet worden, um den aktuellen Bedarf zu
decken. Doch auch das Material, oder besser gesagt dessen Mangel,
macht den Bundesbahnen Schwierigkeiten. Gerade wegen dem neuen
Doppelstöckerzug von Bombardier sind die SBB im letzten Jahr über ihre
Kapazitäten beansprucht worden. Es sind nicht nur die starken Rüttler
und die ungenügenden Platzverhältnisse für Rohstuhlfahrer*innen
Probleme, sondern vor allem die Auslieferung - oder besser gesagt die
Nicht-Auslieferung - stellt den Betrieb vor ein Dilemma: Hatte man
nach Abschluss des Kaufvertrags mit Bombardier Teile des alten
Rollmaterials ausgemustert, fehlten die älteren Züge, als der
kanadische Zugbauer mit der Lieferung nicht nachkamen.

Zeitweise waren erst 15 der 60 Züge ausgeliefert, als die Auslieferung
eigentlich komplett hätte sein sollen. Mittlerweile sind von den neuen
Doppelstöckerzügen mit 25 Stück zumindest fast die Hälfte der
angepeilten Menge auf den Schienen. Die Folge: Verspätungen, teilweise
Ausfälle.


Mangelnde Arbeitssicherheit

Der Mangel an Rollmaterial bringt dann eben einen ganzen Rattenschwanz
an neuen Problemen mit sich. So muss mangelhaftes Rollmaterial mit
Schäden auf die Schienen. Im unangenehmen aber wenig gefährlichen Fall
bedeutet dies, dass an den Bahnhöfen keine Zeit mehr bleibt, Toiletten
zu leeren. Sind die Tanks voll, wird an den Türen in diesem Fall ein
Defekt-Schild angebracht. Im Extremfall kann aber dadurch Rollmaterial
auf die Schienen gebracht werden, das für Personal und Passagiere eine
Gefahr darstellt. So machte der tragisch verlaufene tödliche
Arbeitsunfall eines SBB-Zugbegleiters vor ein paar Monaten
Schlagzeilen: Der Angestellte war von einer defekten Tür mitgeschleift
worden.

Meyer hatte jedoch die Existenz eines Problems mit den Türen
geleugnet. Als anschliessend publik wurde, dass solche Störuiigen der
Türen keine Seltenheit sind und es auch schon vorher zu gefährlichen
Unfällen gekommen war, wird bei Meyers Rücktritt eine Rolle gespielt
haben. Erwin bestätigt diese Probleme, nimmt sein Unternehmen aber
auch in Schutz: "Wir fahren halt wirklich am Rand der Kapazitäten. Man
muss sehen, wir sind in einem kleinen Land mit einem sehr dichten
Netz." Dass bei so vielen Zügen, die unterwegs sind, auch einmal
Probleme vorkommen, liege "in der Natur der Sache und Verspätungen
passieren. Solche Unfälle kann man aber verhindern."


eue Projekte, doch...

Doch es gebe auch Ansätze, um das Angebot zu verbessern. So kann sich
SBB-Mann Erwin vorstellen, dass ein wenig mehr Grosszügigkeit mehr
Stabilität bringen könnte. In diesem Bereich scheint der Bund nun neue
Projekte unter dem Motto "Engpass-Beseitigung" auf den Weg zu bringen.
Insgesamt will man mit neuen Infrastrukturprojekten im Wert von 13
Milliarden Franken das bestehende Netz entlasten. Damit sollen
beispielsweise der geplante Eppenberg-Tunnel, der Brütten-Tunnel und
ein zweiter Zimmerberg-Tunnel finanziert werden. Beim Bund ist man
sich bewusst, dass die Investitionen auch höhere Unterhaltskosten zur
Folge haben werden. Damit scheint die Regierung aus den Folgen der
Vernachlässigung in der Vergangenheit gelernt zu haben.

Wenn aber nicht auch bei der Personaldecke etwas gemacht wird, werden
all jene, die auf den Zugverkehr angewiesen sind, um zur Arbeit, zur
Schule, zur Uni und so weiter zu pendeln, wieder von einer SBB
abhängig sein, die auf dem Zahnfleisch geht. Dies ganz einfach, weil
sie ihre Effizienz, ihre Sicherheit, ihre Arbeitsbedingungen der
Profitabilität geopfert hat, weil der Staatsbetrieb SBB wie ein
privatwirtschaftlicher Konzern von einer HSG-Clique geführt wird.

(*) Name der Redaktion bekannt
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HÖRSPIEL/2012: Deutschlandfunk Kultur - "Im Topf ein Coq au vin", 4.12.2019 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Im Topf ein Coq au vin

Von Ulrich Gerhardt

Mit Wolfram Siebeck

Deutschlandfunk Kultur 2017/54'31

Hörspiel

Mittwoch, 4. Dezember 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



2016 starb Restaurantkritiker Wolfram Siebeck mit 86 Jahren. Für seine
humorvollen Kritiken und bissigen Verrisse wurde er geliebt oder
gehasst. Ein Jahr vor seinem Tod übergab er Autor und Regisseur Ulrich
Gerhardt 36 Audiokassetten aus den 80er-Jahren, die Siebeck als
Protokollmedium bei Restaurantbesuchen besprochen hatte. Vier
Hörspielcollagen sind daraus entstanden. Diesmal genießt er euphorisch
die Speisen und Getränke des Bioweinguts der Familie Maugey in
Frankreich und geht mit seinem Lieblingskoch in Lyon auf den Markt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. November 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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HÖRSPIEL/2011: WDR 3 - "Unser Leben in den Wäldern" von Marie Darrieussecq, 4.12.2019 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 18. November
2019

Unser Leben in den Wäldern

Von Marie Darrieussecq

Mit Merle Wasmuth

Aus dem Französischen von Frank Heibert

Bearbeitung und Regie: Gerrit Booms

Technische Realisation: Matthias Fischenich und Sebastian Nohl

Produktion: WDR 2019

4. Dezember 2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Viviane ist in den Wald geflohen. Mit anderen Rebellen versucht sie
hier, der Überwachung und tödlichen Ausbeutung zu entgehen. Sie hat
Angst, ihr ist kalt. Sie spricht in ein Aufnahmegerät, denn sie
beginnt zu verstehen.

In Marie Darrieussecqs Dystopie ist vom Wald nicht mehr viel übrig
geblieben. Aber immerhin noch mehr als von den Menschenrechten und
genug, um einigen Systemflüchtigen ein provisorisches Obdach zu
bieten. Das, wovor sie geflohen sind ist allgegenwärtige Kontrolle,
Gleichschaltung und Krankheit. Sie haben ihre "Hälften" befreit, ihre
Klone, die als Organ-Ersatzteillager für sie gehalten wurden. Spät
erkennt Viviane, dass die Ausschlachtung der "Hälften" viel
umfassender ist, als sie geahnt hat. Und dass ihre Position in dieser
Hierarchie eine erschreckend andere ist, als ihr immer gesagt wurde.

Das Hörspiel steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

Redaktion: Christina Hänsel

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18. November 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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MELDUNG/1991: Deutschlandfunk - Frauenpower im Kabarett, 4.12.2019 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Frauenpower im Kabarett (3/4)

Sisters of Comedy - Poetry Slam Edition

(Teil 4 am 11.12.2019)

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 4. Dezember 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die Sisters of Comedy sind zurück! Nach einem furiosen Auftakt im
vergangenen Jahr, haben sich erneut Künstlerinnen aus ganz Deutschland
zusammengetan um zu zeigen: Frauen haben Humor! Am 12.11. standen an
41 Spielorten in Deutschland, Österreich und der Schweiz über 250
Sisters of Comedy auf den Bühnen. Deutschlandfunk hat auch in diesem
Jahr die Aktion in mehreren Städten begleitet. Heute hören Sie die
Highlights aus der Poetry-Slam-Edition in Oberhausen, aufgenommen im
Zentrum Altenberg. Mit dabei sind Leonie Warnke, Jule Weber, Meral
Ziegler, Theresa Hahl, Marie Gdaniec, Tabea Farnbacher, Miedya Mahmod
und Luca Swieter.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. November 2019
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MELDUNG/1990: Deutschlandfunk Nova - "Gefährlich praktisch - Unser Leben mit Plastik", ab 2.12.2019 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 3.12.2019

"Gefährlich praktisch - Unser Leben mit Plastik": neue
Podcast-Serie auf Deutschlandfunk Nova

Ab 2. Dezember im Radio und als Podcast



Wie kann es sein, dass trotz Zero-Waste-Bewegung und
Plastiktüten-Verbot die Welt weiter im Plastik versinkt? Mit dieser
Frage beschäftigt sich Kerstin Ruskowski von Deutschlandfunk Nova in
einer neuen Serie ab 2. Dezember und nimmt unser Leben mit Plastik
unter die Lupe.

Plastik verschmutzt unsere Strände, es treibt durch die Meere, es
tötet Fische und Seevögel. Die Tiere ersticken an den Plastikresten,
die im Meer treiben. Und trotzdem wird immer noch Plastik produziert.
Der Grund dafür: Plastik ist praktisch, leicht, billig und hält sehr
lange. Dieses Problem beleuchtet die Podcast-Serie "Gefährlich
praktisch - Unser Leben mit Plastik" von Deutschlandfunk Nova. In der
sechsteiligen Reihe geht Kerstin Ruskowski der Frage nach, was gegen
das globale Plastikproblem getan werden kann und wie schlimm es
eigentlich ist.


"Gefährlich praktisch - Unser Leben mit Plastik"

Ab 2. Dezember werden 6 Wochen lang 6 Folgen im Programm von
Deutschlandfunk Nova vorgestellt und als Podcast auf
deutschlandfunknova.de veröffentlicht. Zum Auftakt widmet sich eine
Sondersendung "Ab21" am 2. Dezember um 21 Uhr der neuen Podcast-Reihe.
Auch im Grünstreifen (Mo.-Fr. 10-18 Uhr, Sa. 14 Uhr, So. 12 Uhr) wird
"Gefährlich praktisch - Unser Leben mit Plastik" als regelmäßiger
Themenschwerpunkt behandelt.

Die aktuellen Folgen sind ab 2. Dezember zu finden unter:

https://www.deutschlandfunknova.de/ohne-muell

Das Programm von Deutschlandfunk Nova beschäftigt sich immer wieder
mit den Themen Umwelt und Nachhaltigkeit. So knüpft die Reihe
"Gefährlich praktisch - Unser Leben mit Plastik" unter anderem an die
Reihe "Ohne Müll - Kerstin will es schaffen" an.

Weitere Informationen und alle Folgen zur Serie "Ohne Müll - Kerstin
will es schaffen": 

https://www.deutschlandfunknova.de/serien/ohne-muell-kerstin-will-es-schaffen

Deutschlandfunk Nova ist das junge Programm von Deutschlandradio,
werbefrei und bundesweit über DAB+, Kabel, Satellit, App und im Netz
zu hören. Das Angebot steht seit 2010 für unabhängigen Journalismus,
Ansprache auf Augenhöhe und anspruchsvollen Pop abseits des
Mainstreams. Für die junge Zielgruppe relevante Inhalte von
Alltagsthemen bis Zukunftsfragen werden dabei mit dem
Deutschlandradio-Qualitätsanspruch aufgearbeitet und präsentiert.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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VORTRAG/259: Wertheim - Stressfrei zum ersten Smartphone für das Kind, 12.12.19

Wertheim

Stressfrei zum ersten Smartphone für das Kind

Elternkompass-Reihe gibt Rat am 12. Dezember



Die Reihe "Elternkompass: Kinder begleiten, Kinder fördern" widmet
sich am Donnerstag, 12. Dezember, dem Thema "Das erste Smartphone -
Wie kann stressfreie Medienerziehung gelingen". Angesprochen sind
Eltern von Kindern ab Klasse 4. Referent ist Benjamin Götz,
Medienpädagoge und Bildungsreferent der Landesarbeitsgemeinschaft
Jungenarbeit Baden-Württemberg. Die Veranstaltung beginnt um 19.30 Uhr
im Wertheimer Rathaus.

Wenn Kinder ihr erstes Smartphone bekommen sollen, haben Eltern viele
Fragen, was dabei zu beachten ist. Zum Beispiel wie ein Smartphone
kindgerecht eingestellt werden kann. Gemeinsam mit den Teilnehmern
beleuchtet der Medienpädagoge Benjamin Götz die Grundlagen der
Medienerziehung und gibt Hinweise, wie diese ohne Stress gelingen
kann. Eltern bekommen zudem hilfreiche Tipps für einen sicheren Umgang
mit dem Smartphone.

Anmeldungen sind möglich bei der Stadtverwaltung bis drei Werktage vor
der Veranstaltung unter Telefon 09342/301-310. Die
Mindestteilnehmerzahl liegt bei fünf Personen. Der Veranstaltungsraum
im Rathaus ist ausgeschildert.

Die Elternkompass-Reihe ist eine Initiative der AG Jugendhilfeplanung
Wertheim. Sie informiert in Vorträgen, Seminaren und Workshops zu
Fragen der Erziehung und des Familienlebens. Ansprechpartner für
weitere Informationen ist bei der Stadt Wertheim Uwe Schlör-Kempf,
Telefon 09342/301-310, E-Mail: uwe.schloer-kempf@wertheim.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.12.19

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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KINDER/501: Blinddarmentzündungen bei Kindern - Ultraschall als erstes Mittel zur exakten Diagnose (idw)

Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 28.11.2019

Blinddarmentzündungen bei Kindern: Ultraschall als erstes Mittel zur
exakten Diagnose



Kinder haben häufig akute Bauchschmerzen - oft ist es nicht leicht, die
Ursache dafür zu finden. Schmerzen im rechten Unterbauch können auf eine
Blinddarmentzündung hinweisen, aber auch andere Auslöser sind möglich.
Eine sehr genaue Diagnose ermöglicht der Bauchultraschall - das hat jetzt
eine weitere Studie gezeigt. Bei jenen Kindern, die mehr als zwölf Stunden
unter Beschwerden litten, konnte eine Blinddarmentzündung mittels
Ultraschall zu 100 Prozent diagnostiziert werden. Experten der Deutschen
Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin e.V. (DEGUM) empfehlen, die
Sonografie als erste weiterführende Untersuchung bei Verdacht auf eine
kindliche Blinddarmentzündung einzusetzen.

Eine Blinddarmentzündung tritt bei Kindern zwischen sechs und zehn Jahren
besonders häufig auf, kann aber auch bei Kleinkindern vorkommen. Bei ihnen
ist sie zwar seltener, aber oft besonders schwer zu diagnostizieren.
"Zunächst verspüren Erkrankte oft Schmerzen, die vom Bauchnabel ausgehen
und sich anschließend in den rechten Unterbauch verschieben", sagt PD Dr.
Doris Franke von der Kinderklinik an der Medizinischen Hochschule
Hannover. "Häufig kommen Übelkeit und Fieber hinzu." Wenn die Beschwerden
bei Bewegungen mit Erschütterungen schlimmer werden, beispielsweise beim
Hüpfen, dann sollten Eltern mit ihren Kindern umgehend zum Arzt gehen, der
mit einer Ultraschall- und Blutuntersuchung abklärt, ob eine
Blinddarmentzündung dahintersteckt.

Die Sonografie des Bauchraumes ermöglicht bei den kleinen Patienten eine
besonders exakte Diagnose - wie eine aktuelle Studie von spanischen
Wissenschaftlern zeigt. Marcos Prada-Arias von der Universitätsklinik
�varo Cunqueiro in Vigo und seine Kollegen haben für die Untersuchung nach
den wertvollsten Instrumenten zur exakten Diagnose einer kindlichen
Blinddarmentzündung (Appendizitis) gesucht. Über fünf Jahre hinweg
dokumentierten die Wissenschaftler die Daten von 82 Kindern unter fünf
Jahren, die mit Verdacht auf Appendizitis in die pädiatrische Notaufnahme
der Universitätsklinik in Vigo gebracht wurden. Eine besonders gute
diagnostische Klarheit brachte der Bauchultraschall. "Bei Kindern, die
mehr als zwölf Stunden unter Beschwerden litten, konnte eine
Blinddarmentzündung mittels Ultraschall in dieser Studie zu 100 Prozent
diagnostiziert werden", so Dr. Rüdiger Kardorff, Sektionsleiter
Kindergastroenterologie in Duisburg. Auch wenn eine Diagnosesicherheit von
100 Prozent im praktischen Alltag nicht erreicht wird, hat die Sonografie
gerade bei den kleinen Patienten eine besonders hohe Aussagekraft - viel
exakter beispielsweise als die gängige Methode der Blutuntersuchung. Die
Expertin empfiehlt, die Ultraschalldiagnostik bereits frühzeitig als
Bildgebung zur Abgrenzung verschiedener Differentialdiagnosen anzuwenden.

Eine rasche Diagnose ist sehr wichtig, da eine Blinddarmentzündung bei
Diagnoseverschleppung lebensbedrohlich werden kann. "Wenn die Appendizitis
nicht rechtzeitig erkannt und behandelt wird, kann der entzündete
Wurmfortsatz des Blinddarms platzen", sagt der Kinderchirurg Dr. med. Kay
Großer, Stellvertretender Leiter der DEGUM-Sektion Pädiatrie.
"Dabei können Eiter und Stuhl in die Bauchhöhle gelangen - und so eine
lebensbedrohliche Blutvergiftung auslösen." Die Sonografie des Bauchraumes
ist bei Kindern primär empfehlenswert, da sie generell sonografisch besser
zu untersuchen sind als Erwachsene und da bei ihnen durch die im Vergleich
zu Erwachsenen dünneren Bauchdecken noch mehr Einzelheiten dargestellt
werden können. "Organe und Strukturen, von denen das Bauchweh kommen
können, sind per Ultraschall besonders gut darstellbar. Unterstützt wird
das durch Anwendung der Sonopalpation, bei der mit dosiertem Druck die
schmerzhafte Region untersucht wird. Gefahndet wird nach
Umgebungsveränderungen, die bei der Entscheidungsfindung zu einer
eventuell erforderlichen Operation hilfreich sind", erläutert Großer.

Wesentliche Voraussetzung für eine genaue Diagnose ist neben
entsprechender Gerätetechnik die Ultraschall-Kompetenz des behandelnden
Arztes: "Nur wenn der Untersucher entsprechend qualifiziert ist, kann er
eine Blinddarmentzündung exakt diagnostizieren oder auch hinreichend
sicher ausschließen", so Universitätsprofessor Dr. Hans-Joachim Mentzel,
DEGUM-Experte und Leitender Arzt der Sektion Kinderradiologie am
Universitätsklinikum Jena. Weiterführende invasivere Bildgebung wie die
Magnetresonanztomografie, die in dieser Altersgruppe mitunter eine
Sedierung erforderlich macht, kann den Kindern so erspart werden. Die
DEGUM-Sektion Pädiatrie bietet Kinderärzten, -chirurgen und -radiologen
nach ihrem bewährten Dreistufenkonzept Fortbildungsmaßnahmen an. Ärzte,
die auf diese Weise qualifiziert sind, können dann auch besonders gut
entscheiden, ob eine Operation notwendig ist oder nicht.


Weiterführende Informationen:

J Paediatr Child Health 2019; online 4. September. Appendicitis or
non-specific abdominal pain in pre-school children: 

When to request abdominal ultrasound:

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/abs/10.1111/jpc.14617

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.degum.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1290

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 28.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MIKROBIOLOGIE/027: Rasante Entstehung von Antibiotikaresistenzen im Behandlungsalltag (idw)

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 21.11.2019

Rasante Entstehung von Antibiotikaresistenzen im Behandlungsalltag

Kieler Forschungsteam untersucht am Beispiel von Mukoviszidose-Erkrankten,
wie der Krankheitskeim Pseudomonas aeruginosa resistent gegenüber
Antibiotika wird



Antibiotika-resistente Krankheitserreger stellen weltweit eine der größten
Gefahren für die öffentliche Gesundheit dar. In naher Zukunft könnten
eigentlich harmlose Bakterieninfektionen nicht mehr behandelbar sein und
erneut zu den häufigsten nicht-natürlichen Todesursachen werden.
Gleichzeitig wird das zur Verfügung stehende Repertoire an
antibakteriellen Wirkstoffen durch die steigenden Resistenzraten zunehmend
kleiner. Die prinzipiellen Mechanismen der Resistenzevolution, also die
Anpassungen eines Krankheitskeims an die Wirkungsweise eines Medikaments,
sind experimentell gut erforscht. Wie sich eine solche
Behandlungsunempfindlichkeit gegenüber bestimmten Erregern bei der
einzelnen Patientin oder dem einzelnen Patienten im Zuge einer
Standard-Antibiotikatherapie entwickelt, wurde dagegen bisher noch wenig
untersucht. Ein Forschungsteam aus der Arbeitsgruppe Evolutionsökologie
und Genetik der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) hat die
Resistenzentwicklung des Erregers Pseudomonas aeruginosa nun am Beispiel
einer kleinen Gruppe von Mukoviszidose-Patientinnen und -Patienten im
Detail untersucht. Erstmals erforschten sie dabei, in welchem Umfang die
Resistenzbildung des Keims bereits im Laufe eines einzelnen
Anwendungszyklus der Antibiotikatherapie abläuft. Tatsächlich bildeten
sich bei rund einem Drittel der Betroffenen rasch Unempfindlichkeiten des
Erregers gegenüber der Behandlung. Die Ergebnisse ihrer Arbeit sind im
Rahmen des Leibniz WissenschaftsCampus "EvoLUNG" und des Exzellenzclusters
"Präzisionsmedizin für chronische Entzündungserkrankungen" (PMI)
entstanden und wurden kürzlich in der Fachzeitschrift Journal of
Antimicrobial Chemotherapy veröffentlicht

Beispiel Mukoviszidose

Das Forschungsteam konzentrierte sich in der Studie auf eine kleine Gruppe
von Mukoviszidose-Patientinnen und -Patienten. Die bislang unheilbare
Krankheit, die auch als zystische Fibrose bekannt ist, beruht auf einem
gestörten zellulären Wassertransport und führt zu zähflüssigen
Körpersekreten und damit verbundenen Funktionsstörungen zahlreicher
Organe. Sie betrifft insbesondere Atemwege und Lunge und macht die
Erkrankten besonders anfällig für Infektionen. Bei den meisten erwachsenen
Betroffenen ist für Lungeninfektionen der Erreger Pseudomonas aeruginosa
verantwortlich. Sie müssen in der Folge häufig oder sogar permanent mit
Antibiotika behandelt werden.

Um zu beobachten, ob bereits im Zuge einer einzelnen antibiotischen
Standardbehandlung mit zwei oder mehreren parallel verabreichten
Wirkstoffen Resistenzen entstehen, untersuchten die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler täglich das Bronchialsekret der Betroffenen und
entnahmen daraus Pseudomonas-Bakterien. So konnten sie den Verlauf der
Anpassung des Keims an die Therapie im Verlaufe von 14 Tagen untersuchen.
"Bei etwa jedem Dritten Erkrankten passte sich der Erreger überraschend
schnell an die Medikamentengabe an und es bildeten sich innerhalb von
einem bis drei Tagen Antibiotikaresistenzen", fasst Dr. Leif Tüffers,
wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Arbeitsgruppe Evolutionsökologie und
Genetik, zusammen. "Die schnelle Resistenzentwicklung betraf vor allem neu
verabreichte Antibiotika aus der Wirkstoffklasse der Betalactame", so
Tüffers weiter.

Gute Übereinstimmung mit Evolutionsexperimenten

Diese erstmals in Echtzeit an Patientinnen und Patienten im klinischen
Alltag gewonnenen Erkenntnisse decken sich gut mit den experimentellen
Beobachtungen aus vorangegangenen Laborexperimenten mit dem
Pseudomonas-Erreger. Zwar entwickeln sich Resistenzen im Labor schneller, teilweise
innerhalb weniger Stunden, allerdings wachsen die Bakterien im Körper der
Erkrankten deutlich langsamer. Worauf die besonders schnelle
Resistenzbildung gegenüber den Betalactam-Antibiotika beruht, zu denen
auch das Penicillin gehört, ist noch nicht vollständig geklärt.
"Möglicherweise geschieht diese schnelle Anpassung an das Medikament
infolge von spontan entstehenden, neuen Mutationen bestimmter
Resistenzgene des Krankheitskeims", sagt Tüffers.

In künftigen Forschungsarbeiten im Rahmen des Exzellenzclusters PMI wollen
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nun bestimmte
evolutionsbasierte Strategien gegen die Resistenzbildung auch im
klinischen Umfeld untersuchen, die sich in Laborexperimenten als
vielversprechend erwiesen haben. "Die Abläufe der Resistenzevolution sind
grundsätzlich vergleichbar, unabhängig davon, ob es sich um ein
Laborexperiment mit einem bestimmten einzelnen Bakterium oder die
Behandlung einer bakteriellen Infektion bei Patientinnen oder Patienten
handelt", betont Professor Hinrich Schulenburg, Leiter der
CAU-Arbeitsgruppe Evolutionsökologie und Genetik. "Daher wollen wir in
künftigen Studien prüfen, inwiefern zum Beispiel das Prinzip der
sogenannten kollateralen Sensitivität, bei der die Resistenzbildung eines
Keims gegen einen Wirkstoff ihn zugleich empfindlich gegenüber einem
zweiten Medikament macht, möglicherweise auch in der komplexeren Situation
des Behandlungsalltags auftritt", so Schulenburg weiter.

Weitere Informationen:

Arbeitsgruppe Evolutionsökologie und Genetik, Zoologisches Institut, CAU
Kiel:

http://www.uni-kiel.de/zoologie/evoecogen

Leibniz ScienceCampus for Evolutionary Medicine of the Lung (EvoLUNG):

http://evolung.fz-borstel.de/


Originalpublikation:

Leif Tueffers, Camilo Barbosa, Ingrid Bobis, Sabine Schubert, Marc
Höppner, Malte Rühlemann, Andre Franke, Philip Rosenstiel, Anette
Friedrichs, Annegret Krenz-Weinreich, Helmut Fickenscher, Burkhard Bewig,
Stefan Schreiber and Hinrich Schulenburg (2019): Pseudomonas aeruginosa
populations in the cystic fibrosis lung lose susceptibility to newly
applied beta-lactams within 3 days.

Journal of Antimicrobial Chemotherapy

https://doi.org/10.1093/jac/dkz297

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-kiel.de/zoologie/evoecogen

http://evolung.fz-borstel.de/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment73746

Mit einem sogenannten Vortexer werden die Bakterienisolate für die Analyse ihrer Erbinformationen vorbereitet.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution235
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Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 21.11.2019
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HERZ/1213: Bluthochdruck - Auch junge Menschen können erkranken. Teste Dein Risiko online (idw)

Deutsche Hochdruckliga - 21.11.2019

Bluthochdruck: Auch junge Menschen können erkranken - Teste Dein Risiko online!



Bluthochdruck (auch arterielle Hypertonie oder Hypertonus) gilt allgemein
als eine "Alterserkrankung". Richtig ist, dass das Blutdruckrisiko mit
zunehmendem Lebensalter ansteigt. Fast zwei Drittel der 65-Jährigen und
Älteren haben einen ärztlich diagnostizierten Bluthochdruck, der
unbehandelt zu irreparablen Organschäden führen kann. Aber auch junge
Menschen können an Bluthochdruck erkranken. Egal, ob jung oder alt:
Unbehandelt hat eine Hypertonie gefährlichen Folgen: Jeder zweite
Herzinfarkt und Schlaganfall sowie jedes fünfte Nierenversagen wird durch
Bluthochdruck verursacht. Mit einem neuen online-Test können auch jüngere
Menschen ihr individuelles Risiko errechnen.

Eine Hypertonie hat verschiedene Ursachen und kann in jedem Alter
auftreten. Es werden verschiedene Formen des Bluthochdrucks unterschieden:
Primäre Hypertonie, sekundäre Hypertonie, Weißkittel- und maskierte
Hypertonie sowie Sonderformen.

Primäre arterielle Hypertonie

Häufigste Form ist die primäre Hypertonie. Davon sind mehr als 90 % der
Patienten betroffen. Das sind 20 bis 30 Millionen Bundesbürger. Verursacht
wird sie durch unterschiedliche Faktoren wie Übergewicht, Stress,
Genussmittelkonsum, aber auch genetische Veranlagung und Hormone spielen
eine Rolle. Die meisten Hypertoniker haben das 50. Lebensjahr
überschritten. Aber auch etwa jeder zehnte 30-Jährige hat bereits eine
primäre arterielle Hypertonie. Auch Kinder können an einer Hypertonie
erkranken.

Hauptursache für einen krankhaft erhöhten Blutdruck bei unter 50-Jährigen
ist ein ungesunder Lebensstil. Eine sich in jungen Lebensjahren
entwickelnde, über lange Zeit hinweg unerkannte und unbehandelte primäre
arteriellen Hypertonie kann entsprechend früh im Leben gravierende Schäden
an verschiedenen Organen verursachen. Die gefährlichste Folge ist die
schleichende Verengung der Blutgefäße. Wegen des sich dann entwickelnden
Bluthochdrucks und des damit verbundenen hohen kardiovaskulären Risikos
sollte er zur Vermeidung von Folgeschäden rechtzeitig diagnostiziert und
adäquat behandelt werden.

Risiko abschätzen und Maßnahmen ergreifen

Das individuelle Risiko für Personen unter 45 Jahren kann anhand
verschiedener persönlicher Parameter in einem neuen, von Prof. Dr. Martin
Middeke vom Hypertoniezentrum München entwickelten online-Test [1]
errechnet werden. Zu den persönlichen Angaben zählen das Geschlecht, die
Lebenssituation (Single oder in einer Gemeinschaft lebend), gehäuft
Hypertonie in der Familie, Körpergewicht, Raucher oder Nichtraucher,
Körpergewicht, Cholesterinstatus, Häufigkeit und Intensität körperlicher
Bewegung, beruflicher Stress, Depression und Erschöpfung. Auf einer Skala
von 0 bis 300 Punkten werden geringes, mäßiges, hohes und sehr hohes
Hypertonierisiko erfasst und jeweils geeignete Maßnahmen zur Senkung des
Risikos empfohlen: Bei geringem Risiko (unter 50 Punkte) sollte ein
gesunder Lebensstil beibehalten und der Blutdruck gelegentlich
kontrolliert werden. Für Menschen mit mäßigem Risiko (50 bis 99 Punkte)
sollte der Blutdruck öfter kontrolliert und mögliche Risikofaktoren
reduziert werden. 100 bis 200 Punkte bescheinigen dem Betreffenden ein
hohes Hypertonierisiko. Eine Änderung des Lebensstils und bestimmter
Verhaltensweisen sowie die regelmäßige Blutdruckkontrolle werden als
sinnvoll und sehr effektiv empfohlen. Bei sehr hohem Risiko (über 200
Punkte) ist eine umfassende Lebensstiländerung und konsequente
Blutdruckkontrolle dringend notwendig.

Bleiben mehrere Risiken (Rauchen, mangelnde Bewegung, ungesunde Ernährung)
über längere Zeit bestehen bzw. erhöhen sie sich durch Nichtbeachtung der
blutdrucksenkenden Empfehlungen, dann beeinflussen die lebensgefährlichen
Folgen wie frühe Herz- und Nierenerkrankungen oder Schlaganfälle nicht nur
die gesamte Lebensplanung, sie sind auch mit dem Risiko einer geringeren
Lebenserwartung verbunden. Deshalb ist es einerseits sehr wichtig, die
Gefahren zu hohen Blutdrucks auch bei jungen Menschen mehr ins öffentliche
Bewusstsein zu rücken, um die Erkrankung durch präventive Maßnahmen wie
eine Lebensstiländerung zu verhindern. Andererseits ermöglicht die
regelmäßige Blutdruckkontrolle (zu Hause und beim Hausarzt) eine
frühzeitige Diagnostik und ggf. Einleitung einer geeigneten Therapie.

Dies gilt ebenso für Kinder, bei denen eine Hypertonie die Gefäßwände
genauso schädigt wie bei Erwachsenen, mit genau den o.g. gefährlichen
Folgen wie Herzinfarkt oder Schlaganfall. Die wesentlichsten
Risikofaktoren, auch bei Kindern, sind heute der Bewegungsmangel und eine
ungesunde Ernährung, vielfach noch gepaart mit Stress. Angesichts der
Tatsache, dass die Zahl der Kinder und Jugendlichen mit erhöhten
Blutdruckwerten im Ansteigen begriffen ist, rät Prof. Middeke: "Die
Vorbeugung sollte schon im Kindesalter beginnen, vor allem, wenn Kinder
übergewichtig sind oder eine familiäre Disposition vorliegt". Das heißt
vor allem, Normalgewicht anstreben, viel bewegen, Mittelmeerkost
bevorzugen, weniger Salz und Kalium konsumieren.

Bluthochdruck im jüngeren Alter - liegt eine primäre oder sekundäre Hypertonie vor?

Eine weitere Form, an der häufig auch jüngere Menschen erkranken, ist die
sekundäre Hypertonie. Diese wird durch andere Erkrankungen wie chronische
Entzündungen, Tumoren, Nierenerkrankungen oder hormonelle Störungen
verursacht. Wird die Grunderkrankung behandelt, normalisieren sich in der
Regel auch die Blutdruckwerte wieder. "Entscheidend für die
Risikoabschätzung und Therapieentscheidung ist die Differenzierung der
verschiedenen Erscheinungsformen der arteriellen Hypertonie.
Grundvoraussetzung ist die optimale Blutdruckmessung mit den modernen
Methoden zur konkreten Klassifizierung der Hypertonieform und zur
individuellen Charakterisierung der Blutdrucksituation des einzelnen
Patienten", erläutert Prof. Middeke und betont: "Eine nur punktuelle
Messung des Blutdrucks beim Arzt ohne Berücksichtigung der
Blutdruckvariabilität, des Tag-Nacht-Rhythmus und der Hypertonieform ist
nicht mehr adäquat."


Quellen:

[1] https://www.hypertonie.app/dhl

[2] Current Hypertension Reports, DOI: 10.1007/s11906-010-0140-4

[3] Europäische Leitlinien 2018 ESC/ESH Guidelines for the management of
arterial hypertension


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hochdruckliga.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution816
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HERZ/1212: "Kenn Deinen Druck" - den Blutdruck richtig messen (idw)

Deutsche Hochdruckliga - 21.11.2019

"Kenn Deinen Druck" - den Blutdruck richtig messen



Bluthochdruck (auch arterielle Hypertonie) kann unbehandelt zu
irreparablen Organschäden und schweren Folgeerkrankungen führen. Die
Blutdruckmessung ist die einzige Methode, um einen Bluthochdruck
festzustellen. Die ESC/ESH-Leitlinien geben der Selbstmessung des
Blutdrucks zuhause gegenüber der Messung in der Arztpraxis Vorrang, sie
kann verlässlicher auf blutdruckbedingte Organschäden hinweisen und
fördert bei Bluthochdruckpatienten die Therapietreue. Die Deutsche
Hochdruckliga empfiehlt für die Selbstmessung Blutdruckmessgeräte mit
DHL®-Prüfsiegel.

25 Mio. Menschen in Deutschland haben zu hohe Blutdruckwerte. Das ist also
fast jeder Dritte. Männer und Frauen sind in etwa gleich häufig betroffen,
Männer bereits in jüngeren Jahren, während bei den älteren
Bluthochdruckpatienten der Anteil der Frauen etwas höher liegt. Neben dem
Lebensalter ist vor allem Übergewicht ein Risikofaktor für die Entstehung
von Bluthochdruck (Hypertonie). Weitere häufige Ursachen sind
Bewegungsmangel, Alkoholkonsum oder eine zu salzreiche Ernährung.
Unbehandelt kann Bluthochdruck zu gefährlichen Gefäßerkrankungen wie
Herzinfarkten, Schlaganfällen und Herzschwäche führen. Allein die Hälfte
aller durch Herzinfarkt, Schlaganfall und Herzschwäche bedingten
Todesfälle könnte durch die Früherkennung und konsequente Behandlung von
Bluthochdruck vermieden werden. Weitere gravierende Folgen von
Bluthochdruck sind Nierenversagen, Netzhautveränderungen und nach neueren
Erkenntnissen auch Demenz.

Die europäischen Leitlinien empfehlen die Selbstmessung des Blutdrucks zuhause

Die (regelmäßige) Blutdruckmessung ist die einzige valide Methode, um eine
Hypertonie zu erkennen - und die frühzeitige Diagnose und Behandlung zu
hoher Blutdruckwerte ist wichtig, um langfristig gesund zu bleiben. Die
ESC/ESH-Leitlinien [1] empfehlen gesunden Menschen mit normalen
Blutdruckwerten, mindestens alle fünf Jahre ihren Blutdruck zu messen, bei
Menschen mit hochnormalen Werten sollte die Messung in kürzeren Abständen
erfolgen.

Die Blutdruckselbstmessung ist die empfohlene Methode für die Überwachung
der Therapie ("Monitoring") von Hypertonikern sowie für die sporadische
Kontrollmessung bei bislang gesunden Menschen.

Die ESC/ESH-Leitlinien [1] raten Patienten mit Bluthochdruck mindestens an
drei Tagen vor jedem Arztbesuch, besser an 6-7 Tagen, zuhause morgens und
abends die Blutdruckwerte zu messen (wie das genau geht, siehe Infoblatt
anbei). Im Vergleich zur sporadischen Messung beim Arzt liefern die
Heimmessungen verlässlichere Hinweise auf hypertoniebedingte Organschäden,
insbesondere auf eine linksventrikuläre Hypertonie, also auf einen
krankhaft vergrößerten Herzmuskel und linke Herzkammer. Auch erlauben die
Werte der Selbstmessung eine bessere Einschätzung der kardiovaskulären
Komplikationsrate. Hinzu kommt, dass die regelmäßige Selbstmessung auch
einen positiven Effekt auf die Therapietreue hat. "Für die Patienten ist
es oft sehr eindrücklich, wenn sie sehen, welche unmittelbare Auswirkung
es auf die Blutdruckwerte hat, wenn die Tabletteneinnahme am Tag zuvor
vergessen wurde", erklärt Professor Dr. Peter Trenkwalder, stellv.
Vorstandsvorsitzender der Deutschen Hochdruckliga.

Liegen die Werte bei bislang gesunden Menschen bei einer sporadischen
Blutdruckselbstmessung mehrfach bei 135/85 mm Hg oder höher, sollte der
Gang zum Hausarzt erfolgen. Bei sporadischen Einzelmessungen in der
Arztpraxis sind auch Werte von unter 140/90 mm Hg nicht besorgniserregend,
da viele Patienten bei einem Arztbesuch etwas aufgeregt sind, was zu einer
leichten Erhöhung des Blutdrucks führen kann (Praxis- oder
Weißkitteleffekt).

Die 24-Stunden-Messung sichert die Diagnose und erkennt eine maskierte Hypertonie

"Einzelne Praxismessungen können mitunter zu fehlerhaften Einschätzungen
führen. Umgekehrt ist es ein Problem der Selbstmessung, dass der Blutdruck
beispielsweise nicht im Schlaf gemessen werden kann - wo es bei einigen
Patienten zu sehr hohen Werten kommen kann", erklärt Prof. Trenkwalder.
Für das ärztliche Vorgehen in der Patientenbetreuung bedeutet dies, dass
im Grunde erst eine 24-Stunden-Blutdruckmessung eine exakte Diagnose einer
Hochdruckerkrankung ermöglicht. Dabei wird Patienten, bei denen ein
begründeter Verdacht auf Bluthochdruck besteht, in der Arztpraxis eine
Blutdruckmanschette angelegt, die mit einem kleinen tragbaren Gerät
verbunden ist. 24 Stunden lang, auch nachts, misst das Gerät automatisch
in regelmäßigen Abständen (15 bis 30 Minuten) den Blutdruck "unter
Alltagsbedingungen" und speichert sie, so dass der Arzt den Verlauf
auswerten kann. Die 24-Stunden Messung erkennt auch eine "maskierte"
Hypertonie, auch Praxisnormotonie genannt (normale Blutdruckwerte in der
Arztpraxis, erhöhte Werte untertags am Arbeitsplatz oder in der Nacht).
Gerade diese Form des Bluthochdrucks ist besonders gefährlich, da sie
häufig übersehen wird. "Die 24-Stunden-Blutdruckmessung ist deutlich
aussagekräftiger als eine einzelne Blutdruckmessung beim Arzt. Die
Deutsche Hochdruckliga spricht sich dafür aus, dass möglichst bei allen
Patienten zur Sicherung der Erstdiagnose eine 24-Stunden-Blutdruckmessung
durchgeführt wird", so Prof. Trenkwalder.

Geräte mit DHL®-Prüfsiegel liefern verlässliche Werte!

Beim Kauf sollten Patienten darauf achten, dass das Blutdruckgerät das
Prüfsiegel der Deutschen Hochdruckliga trägt. Denn viele im Handel
erhältliche Blutdruckmessgeräte liefern unzuverlässige Werte, Messgeräte
mit dem DHL®-Prüfsiegel gewährleisten hingegen eine verlässliche Messung.
Praxistipp: Viele Krankenkassen zahlen bei Erstdiagnose von Bluthochdruck
die Anschaffung eines Blutdruckmessgeräts.


[1] Europäische Leitlinien 2018 ESC/ESH Guidelines for the management of
arterial hypertension. European Heart Journal, Volume 39, Issue 33, 01
September 2018, Pages 3021-3104

https://doi.org/10.1093/eurheartj/ehy339


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hochdruckliga.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment73752

Blutdruckmessen in 5 Schritten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution816

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Hochdruckliga - 21.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/465: Schlechte Marktbedingungen für Generika-Hersteller ursächlich für Lieferengpässe (Pro Generika)

Pro Generika e.V. - 28. November 2019

Zahl des Monats November 2019:

6 Cent



Berlin - Die amerikanische Arzneimittelbehörde FDA hat eine Studie zu
den Ursachen von Engpässen herausgegeben. Diese sieht sie vor allem in
den Marktbedingungen für Generika-Hersteller, die so schlecht seien,
dass sich eine Produktion für Unternehmen kaum lohne. Dieses Problem
zeigt sich auch auf dem deutschen Generika-Markt - etwa beim Wirkstoff
Amitriptylin. Hier bekommt der Hersteller pro Tagesdosis gerade mal 6
Cent. Und das vor Abzug von Rabatten!


	Amitriptylin erhalten Patienten, die an Depressionen, neuropathischen Schmerzen, chronischen Kopfschmerzen oder Migräne leiden.

	Im September 2019 bspw. wurde dieser Wirkstoff 4.530 mal verschrieben.

	Für die Patienten - auch wenn es wenige sind - ist das Arzneimittel aber enorm wichtig. Ein Wechsel auf einen anderen Wirkstoff ist problematisch. Sollte der Wirkstoff aufgrund Unrentabilität nicht mehr ausreichend hergestellt und verfügbar sein, brächte das die Patienten in große Not.



Problematisch ist die Lage laut FDA vor allem bei jenen Generika,
deren Patentschutz schon lange ausgelaufen ist. Hier sähen sich
Hersteller einer rasanten Abwärtsentwicklung der Preise, unsicheren
Einnahmen und hohen Investitionsanforderungen ausgesetzt, schreibt die
Behörde. Außerdem honoriere der Markt es nicht, wenn Hersteller in
versorgungssicherere Produktionsbedingungen investieren.

Als dritten Punkt beklagt die FDA die teils selbst erhobenen
Richtlinien und Verordnungen. Die regulatorischen und bürokratischen
Ansprüche an Hersteller seien oft so hoch angesetzt, dass es für die
Firmen nicht möglich sei, im Falle eines Engpasses ihr Präparat auf
den Markt zu bringen.

In ihrer Analyse, für die die FDA 163 Arzneimittel untersuchte, die
zwischen 2013 und 2017 nur bedingt oder gar nicht lieferbar waren,
stellt die FDA schließlich heraus, dass an den ökonomischen Ursachen
angesetzt werden muss, wenn die Versorgungssicherheit bei
Arzneimitteln nachhaltig verbessert werden soll. Allein regulatorische
Maßnahmen hätten keine positiven Effekte auf die Vermeidung von
Engpässen.

 * 

Quelle:

Pro Generika e.V.

Pressemitteilung vom 28. November 2019

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

E-Mail: www.info@progenerika.de

Internet: www.progenerika.de
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MELDUNG/464: Arzneimittelengpässe in der Onkologie (idw)

DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V. - 26.11.2019

Arzneimittelengpässe in der Onkologie. Management verbessert - Bedrohung bleibt



Berlin, 26. November 2019 - Auch in diesem Jahr sind Lieferengpässe bei
Arzneimitteln in Deutschland ein großes Thema. Zwar sind wirkliche
Versorgungsengpässe weiterhin selten, die Verunsicherung bei PatientInnen,
ÄrztInnen und ApothekerInnen ist aber hoch. Die Engpässe dieses Sommers
haben auch die Onkologie betroffen. Bei vielen KrebspatientInnen ist die
medikamentöse Tumortherapie ein zentrales Element der Behandlung. Von der
Verfügbarkeit eines Arzneimittels kann die Überlebenschance abhängen.

Die DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie
e. V. hatte bereits im März 2017 einen Band ihrer Gesundheitspolitischen
Schriftenreihe zu der Thematik herausgegeben. Nun diskutiert sie aufgrund
der weiter bestehenden Probleme, welche weiteren Schritte zur Sicherung
erforderlich und sinnvoll sind.

Arzneimittelengpässe sind ein weltweites Problem. Die Ursachen sind
vielfältig, die Auswirkungen sind in jedem Land unterschiedlich. Zwar muss
sich nicht jeder Lieferengpass zwingend zu einem Versorgungsengpass
entwickeln, wenn es aber zu Schwierigkeiten bei der Versorgung kommt, kann
es sowohl bei Erwachsenen als auch bei Kindern zur Verschlechterung der
Prognose führen. Dass Arzneimittelengpässe seit Jahren ein Problem sind,
betonte Prof. Dr. med. Michael Hallek Geschäftsführender Vorsitzender der
DGHO und Direktor der Inneren Medizin I - Onkologie, Hämatologie,
Klinische Infektiologie, Klinische Immunologie, Hämostaseologie,
Internistische Intensivmedizin an der Universitätsklinik Köln und des
Centrums für Integrierte Onkologie (CIO) Köln Bonn: "Wir stellen fest,
dass die Anzahl der Lieferengpässe von Arzneimitteln in den vergangenen
Jahren leider zugenommen hat. Das ist völlig inakzeptabel. Dass sich
Lieferengpässe nicht automatisch zu Versorgungsengpässen entwickeln, haben
wir nur einer gemeinsamen Kraftanstrengung verschiedener Akteure zu
verdanken."

Erste wichtige Schritte sind gemacht

Ein erster wichtiger Schritt hin zu mehr Transparenz und verbessertem
Informationsfluss, so Prof. Dr. med. Karl Broich, Präsident des
Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM), war die
Implementierung eines Jour Fixe im Jahr 2016. "Durch die gute
Zusammenarbeit im Jour Fixe können wir im engen Austausch mit den
medizinischen Fachgesellschaften und der pharmazeutischen Industrie
besondere Problemlagen rasch identifizieren und mögliche Lösungswege für
die Versorgungssicherheit der Patientinnen und Patienten anstoßen. Deshalb
begrüßen wir ausdrücklich, dass unsere Handlungsmöglichkeiten im Sinne des
Patientenschutzes künftig weiter ausgebaut werden."

Frühzeitige Einbindung von Fachgesellschaften

Den Aspekt des Versorgungsmanagements verdeutlichte Hallek: "Am Beispiel
des Lieferengpasses von Etopophos im Jahr 2016 haben wir gelernt, wie
wichtig die frühzeitige Einbindung der wissenschaftlichen medizinischen
Fachgesellschaften und anderer betroffener Akteure ist. Unmittelbar nach
Bekanntwerden der geplanten Kontingentierung von Etopophos haben wir
gemeinsam mit der Gesellschaft für Pädiatrische Onkologie und Hämatologie
(GPOH) und dem Bundesverband Deutscher Krankenhausapotheker (ADKA)
Empfehlungen erarbeitet, die die Versorgung von Patientinnen und Patienten
mit Etopophos, bei denen aus medizinischen Gründen nicht auf das
alkohollösliche Etoposid zurückgegriffen werden kann, sicherstellen
konnten."

Apotheken müssen entlastet werden

Die Sicht der ApothekerInnen verdeutlichte Prof. Dr. rer. nat. Martin
Schulz, Vorsitzender der Arzneimittelkommission der Deutschen Apotheker
(AMK), Berlin: "Die Problematik der Lieferengpässe hat sich in den letzten
Jahren deutlich verschärft. Von den etwa 450 Millionen Rabattarzneimitteln
in der GKV waren 2017 ca. 4,7 Millionen nicht lieferfähig. 2018 waren es
9,3 Millionen. Das ist eine Verdoppelung! Jedes 50. rabattfähige
Arzneimittel war betroffen. Dieser Trend hält mit 7,2 Millionen Packungen
allein im ersten Halbjahr 2019 an." Untersuchungen des Deutschen
Arzneiprüfungsinstituts e.V. (DAPI) zeigten, dass mengenmäßig vor allem
Schmerzmittel, Blutdrucksenker und Antidepressiva betroffen waren. Für die
Apotheken bedeutet dies nach Ansicht von Schulz vor allem viel Arbeit: "60
Prozent wenden mindestens 10 Prozent ihrer Arbeitszeit dafür auf,
Lieferengpässe zu managen. Neun von zehn ApothekenleiterInnen sagen, dass
Lieferengpässe das größte Ärgernis in ihrem Arbeitsalltag sind. Wir wissen
aus einer Umfrage bei den AMK-Referenzapotheken, dass Apotheken trotz
dieser Hindernisse stets versuchen, die adäquate Arzneimittelversorgung in
Deutschland sicherzustellen und damit die Patientensicherheit zu wahren.
Dies bedarf hoher fachlicher Expertise, interprofessioneller
Zusammenarbeit und einer intensiven Beratung der PatientInnen, denn nicht
immer steht ein Arzneimittel eines anderen Herstellers mit dem identischen
Wirkstoff als vollwertige Alternative zur Verfügung. Dann muss
beispielsweise Rücksprache mit dem verschreibenden Arzt zwecks einer
Alternativverordnung gehalten werden, oder die Versorgung des Patienten
wird durch Anfertigung eines Rezepturarzneimittels sichergestellt."
Letzteres bestätigten laut Schulz über 55 Prozent der befragten
Krankenhausapotheken und knapp 20 Prozent der öffentlichen Apotheken.
Schulz ergänzte: "Wir fordern seit langem, dass Probleme in der
Lieferkette vor allem frühzeitig erkannt und kommuniziert werden müssen.
Es bedarf jetzt einer gesetzlichen Meldepflicht für pharmazeutische
Unternehmen, umfassende Informationen allen Beteiligten schnellstmöglich
zur Verfügung zu stellen, damit Apotheken rechtzeitig Gegenmaßnahmen
ergreifen können."

DGHO fordert konkrete Maßnahmen

Mit Blick auf die von Schulz angesprochenen weiterhin bestehenden Defizite
erläuterte Prof. Dr. med. Bernhard Wörmann, Medizinischer Leiter der DGHO,
die in der von der DGHO vorgelegten Aktualisierung enthaltenden
Forderungen zur Vermeidung von Liefer- und Versorgungsengpässen. Diese
sind u. a.:

- Register mit Meldepflicht: Ein Register ist (in der Onkologie) nur
brauchbar, wenn es zuverlässig über alle Arzneimittel einschließlich der
supportiven Therapie Auskunft gibt. Die DGHO fordert ein verpflichtendes
Register für alle Lieferengpässe.

- Schutz unverzichtbarer Arzneimittel: Im März 2019 hat sich der
Jour Fixe im Positionspapier zu "Liefer- und Versorgungsengpässen beim
BfArM zur Vertragsgestaltung zwischen Kliniken und pharmazeutischen
Unternehmen mit dem Ziel einer Verbesserung der Lieferfähigkeit
versorgungsrelevanter Basistherapeutika in Kliniken" auf Kriterien
versorgungskritischer Lieferengpässe verständigt. Wirksame Maßnahmen zur
Umsetzung der Forderungen für die Onkologie sind:

a. Vorratshaltung

b Verträge mit langfristiger Liefersicherheit

- Förderung qualitativ hochwertiger Herstellung von Arzneimitteln:
Das BfArM ging 2016 davon aus, dass 90 Prozent der Lieferengpässe bei
Arzneimitteln durch Qualitätsmängel in der Produktion bedingt sind.
Qualitätsmängel können in allen Produktionsstätten auftreten. Die DGHO
fordert die Förderung und die zuverlässige Überwachung von
Produktionsstätten nach EU-Standard.

Politik ist gefordert

Dass das Thema von Liefer- und Versorgungsengpässen auch in der
politischen Debatte angekommen ist, machte Michael Hennrich (CDU),
Mitglied im Bundestag und Obmann im Ausschuss für Gesundheit, deutlich:
"Patientinnen und Patienten sind zurecht beunruhigt, wenn ihr gewohntes
Arzneimittel in der Apotheke nicht erhältlich ist. Daher müssen wir
Lieferengpässen von Medikamenten nachhaltiger vorbeugen und eine dauerhaft
zuverlässige Versorgung mit sicheren Arzneimitteln gewährleisten." Mit dem
jüngst verabschiedeten Gesetz für mehr Sicherheit in der
Arzneimittelversorgung (GSAV) hat der Gesetzgeber zwar verschiedene
Maßnahmen verankert. Darüber hinaus sind aber eine ganze Reihe von
weitergehenden Schritten notwendig. Dazu gehörten, so Hennrich,
Transparenz über das Liefer- und Marktgeschehen, verbindliche
Meldepflichten, längere Vorratshaltung, Exportbeschränkung im Falle
bestehender Lieferengpässe, Anpassung der Ausschreibungs- und
Vergabemodalitäten und Erhöhung der Marktchancen und damit den Absatz für
Arzneimittel "Made in Europe".

Trotz aller positiven Entwicklungen: Die Bedrohung bleibt

Zum Abschluss der Pressekonferenz betonte Hallek, dass das Thema von
Liefer- und Versorgungsengpässen trotz aller positiven Entwicklungen
nichts an Brisanz und Dramatik eingebüßt hat. "Wir haben es in den
vergangenen Jahren leider viel zu oft erlebt, dass wir als Ärztinnen und
Ärzte mit der Situation konfrontiert waren, dass unverzichtbare
Arzneimittel nicht oder nur eingeschränkt zur Verfügung standen. Wir
sollten im Sinne unserer Patientinnen und Patienten alles dafür tun, dass
in der Bundesrepublik Deutschland mit ihrem exzellenten Gesundheitssystem
so etwas nicht mehr an der Tagesordnung ist."

Die im Rahmen der Pressekonferenz vorgestellte Aktualisierung und der 9.
Band der Gesundheitspolitischen Schriftenreihe der DGHO
"Arzneimittelengpässe am Beispiel der Hämatologie und Onkologie" können
heruntergeladen werden unter:
https://www.dgho.de/publikationen/schriftenreihen/arzneimittelengpaesse

Die Aufzeichnung der Pressekonferenz vom 26.11.2019 ist unter folgendem
Link abrufbar: 

https://youtu.be/lw3OHJ6zCeM


Informationen unter: 

www.dgho.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgho.de/publikationen/schriftenreihen/arzneimittelengpaesse 

(Aktualisierung und 9. Band der Gesundheitspolitischen Schriftenreihe der DGHO "Arzneimittelengpässe am Beispiel der Hämatologie und Onkologie")

https://youtu.be/lw3OHJ6zCeM 

(Aufzeichnung der Pressekonferenz vom 26.11.2019)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V. - 26.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





STUDIE/282: Rabattverträge im Exklusivmodell gefährden die Arzneimittelversorgung (Pro Generika)

Pro Generika e.V. - 26. November 2019

Erste wissenschaftliche Studie belegt:

Rabattverträge im Exklusivmodell gefährden die Arzneimittelversorgung



Berlin - Zum ersten Mal haben Forscher den Zusammenhang zwischen dem
Rabattvertragsmodell und Lieferproblemen von Arzneimitteln
wissenschaftlich untersucht. Die von Pro Generika in Auftrag gegebene
Studie des IGES Instituts* zeigt: Rabattverträge mit einem einzigen
Hersteller führen öfter zu versorgungskritischen Situationen als
solche, die mit mehreren Unternehmen geschlossen werden.

Erst vergangene Woche hatte das Deutsche Arzneiprüfungsinstitut (DAPI)
der ABDA eine Studie vorgelegt, die alle Rabattarzneimittel auf ihre
Verfügbarkeit in den vergangenen Jahren analysiert und herausgefunden:
Die Anzahl der nicht verfügbaren Rabattarzneimittel hat sich von 4,7
Millionen in 2017 auf 9,3 Millionen Packungen in 2018 verdoppelt.
Jetzt lässt die IGES-Studie einen weiteren Schluss zu: Dass ein
Apotheker ein anderes als das Rabattarzneimittel abgegeben musste,
kommt immer dann besonders oft vor, wenn der Rabattvertrag im
Exklusivmodell geschlossen wurde.

Pro Generika-Geschäftsführer Bork Bretthauer sagt dazu: "In der
Diskussion um Lieferengpässe wird die Zahl der Nichtverfügbarkeit oft
klein geredet. Einige Krankenkassen geben an, dass der Anteil der
nicht verfügbaren Wirkstoffe bei gerade einmal 0,6 Prozent liege.
Unsere Studie aber zeigt, dass es besonders in Exklusivverträgen zu
mehr Lieferausfällen kommt."

Die wichtigsten Ergebnisse der Studie:


	60 Prozent der Verordnungen, die vom Apotheker mit dem Hinweis auf eine Lieferunfähigkeit abgegeben wurden, stammten ursprünglich aus Rabattverträgen mit nur einem Hersteller.

	Bei einigen Wirkstoffen lag der Anteil sogar bei knapp 90 Prozent.

	Exklusivverträge wurden im Betrachtungszeitraum verstärkt von Kassenarten wie der Ersatzkrankenkassen und der AOK abgeschlossen, andere Kassenarten setzten hingegen auf Rabattverträge mit mehreren Herstellern.



Zum Hintergrund: 

In den Rabattverträgen legen die Krankenkassen fest, welche Hersteller
ihre Versicherten mit den einzelnen Wirkstoffen versorgen. Diese
Versorgung können die Kassen entweder auf mehrere Schultern verteilen
(Mehrpartnermodell) oder bloß einem Unternehmen übertragen
(Exklusivmodell). Letztere sind für die Kassen aus Kostengründen
interessanter, aber - und genau das zeigt die IGES-Analyse - auch
fragiler.

 * 

Quelle:

Pro Generika e.V.

Pressemitteilung vom 26. November 2019

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

E-Mail: www.info@progenerika.de

Internet: www.progenerika.de
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MENSCHENRECHTE/052: Gravierende Mängel in der gesundheitlichen Versorgung geflüchteter Menschen (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 10/2019

Ethik

"Mir brennt die Leber"

von Stephan Göhrmann



Veranstaltung des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes
Schleswig-Holstein widmet sich der gesundheitlichen Versorgung
geflüchteter Menschen. Funktionierende Kommunikation wichtigster
Aspekt in der gesundheitlichen Versorgung geflüchteter Menschen.


Spätestens mit der hohen Zahl von Menschen aus Kriegs- und
Krisengebieten ist der Anteil derer, die nicht regulärer Teil des
Gesundheitssystems sind, gestiegen. Mit der Veranstaltung "Gesundheit
ist ein Menschenrecht" widmete sich der Paritätische Wohlfahrtsverband
Schleswig-Holstein diesem Thema.

Bei vielen stößt auf Unverständnis, dass Menschen, die jahrelang auf
der Flucht waren, ihr Leben riskierten und alles hinter sich lassen
mussten, in einem Land, das für ein qualitativ hochwertiges
Gesundheitswesen bekannt ist, keinen Zugang zu einer angemessenen
Gesundheitsversorgung haben. "Es ist skurril, dass hier so viele
Menschen sitzen, die sich dafür einsetzen, dass ein Grund- und
Menschenrecht Anwendung findet", sagte etwa Dr. rer. pol. Ayça Polat,
Professorin im Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit an der
Fachhochschule Kiel.

Anfang Texteinschub

150  Experten aus dem Gesundheitswesen, der Sozialen Arbeit und der Politik
diskutierten im Rahmen der Fachtagung über die Gesundheitsversorgung
von geflüchteten Menschen in Schleswig-Holstein.

Ende Texteinschub

Polat kritisierte die geringen Sozialleistungen für Asylbewerber. Sie
fallen geringer aus, als die eines Menschen, der Grundsicherung (ALG
II) bezieht. Das führe zu Behandlungslücken, die langfristig
betrachtet teurer ausfallen als eine frühe Investition in die
individuellen Gesundheitskompetenzen des Menschen. Das sieht Dr.
Henrik Herrmann, Präsident der Ärztekammer Schleswig-Holstein,
ähnlich. Er gab zu bedenken, dass Geflüchtete die gleichen Krankheiten
wie Nicht-Geflüchtete haben, insbesondere wenn chronische Krankheiten
in Betracht gezogen werden. Er forderte: "Die Menschen brauchen
Gesundheitskompetenzen im präventiven wie krankheitsbezogenen Bereich.
Hier gilt es alle zu erreichen, denn alle haben den gleichen Anspruch
auf eine hochwertige und präventive Medizin." Anders, aber nicht
weniger problematisch, sieht es bei psychotraumatischen Erkrankungen
aus.

Laut Polat haben geflüchtete Menschen einen besonders eingeschränkten
Zugang zu psychotherapeutischen Angeboten - obwohl sie aufgrund der
psychischen Belastungen durch Krieg und Krisen in den Herkunftsländern
sowie durch ihre Fluchterfahrungen eine höhere Prävalenz aufweisen
psychisch zu erkranken. Dies macht die geringen Sozialleistungen für
Polat noch unverständlicher.

Obwohl das Recht auf Gesundheit für jeden Menschen im Grundgesetz
verankert und ein Menschenrecht ist, gestaltet sich die Teilhabe an
der gesundheitlichen Versorgung vor allem für Geflüchtete schwierig.
Dass in den ersten Jahren viele geflüchtete Menschen gesundheitlich
versorgt wurden, lag laut Herrmann vor allem am hohen Engagement der
Ärzte und weiterer Gesundheitsfachberufe sowie an einer
funktionierenden intersektoralen Zusammenarbeit. Heute sieht der
Kammerpräsident das Gesundheitswesen vor neuen Herausforderungen.
Deshalb forderte er in Kiel die Überführung der Geflüchteten in die
Normalversorgung.

Anfang Texteinschub

Artikel 25 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte beinhaltet unter anderem:
"Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner
Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung,
Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige soziale
Leistungen, sowie das Recht auf Sicherheit im Falle von
Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung (...)."

Ende Texteinschub

Auch die Gesundheitsnetzwerke, die sich seit 2015 in zehn der 15
Kreise und kreisfreien Städte in Schleswig-Holstein gründeten, halten
das für den einzig richtigen Schritt. Alle Beteiligten sind sich
allerdings auch über die Baustellen im Klaren. Ein Aspekt einer
funktionierenden Versorgung ist die Kommunikation zwischen Arzt und
Patient. Sprachliche Hürden müssen überwunden werden. Wenn ein Patient
nicht artikulieren kann, an welchen körperlichen Gebrechen er leidet,
erschwert das den ärztlichen Befund. Schwieriger gestaltet sich die
Diagnosestellung bei psychischen Leiden. Hier steht die Kommunikation
im Vordergrund der Anamnese. Ein wichtiges Verbindungsstück in der
Arzt-Patienten-Kommunikation ist der Dolmetscher. Er soll helfen,
sprachliche und soziokulturelle Hürden zu überwinden.

In den Diskussionsrunden der Fachtagung wurde jedoch deutlich, dass
viele strukturelle Probleme bestehen. Ein Diskussionsteilnehmer
berichtete, dass ein Arzt die Behandlung abbrechen musste, weil nicht
sichergestellt werden konnte, dass seine Behandlung und seine
Therapieratschläge ordnungsgemäß übersetzt und angewendet wurden. Dass
es zu wenig und zu wenig gut ausgebildete Dolmetscher gibt, sehen
viele Teilnehmer in den Ausbildungsumständen des Berufs begründet.
Eine Ausbildung zum Dolmetscher wird nicht berufsbegleitend, Fort- und
Weiterbildungen gar nicht angeboten. Eine weitere Hürde ist die
Finanzierung. Dolmetscher sind teuer und werden nicht von den
Kostenträgern übernommen. Für die Teilnehmer ist das unverständlich,
sieht das SGB V die Kostenerstattung etwa bei Gebärdendolmetschern
vor: Gehörlose oder schwerhörige Menschen "haben in Deutschland das
Recht auch im Umgang mit staatlichen Einrichtungen (z. B. Ämter und
Behörden, Gerichte) sowie im Zusammenhang mit einigen zentralen
Lebensbereichen (Gesundheit, Bildung, Arbeit) Gebärdensprache zu
verwenden. Dieses Recht ist an verschiedenen Stellen des
Sozialgesetzbuches sowie im Behindertengleichstellungsgesetz und im
Berliner Landesgleichberechtigungsgesetz verankert. Der Berufsverband
der Gebärdensprachdolmetscher Berlin/Brandenburg schreibt deshalb auf
seiner Internetseite: "Zur Wahrnehmung dieses Rechts können Sie
Gebärdensprachdolmetscher hinzuziehen." In Schleswig-Holstein ist das
nicht anders: "Der Anspruch gehörloser Menschen auf
Gebärdensprachdolmetscher insbesondere bei Behörden, Polizei, Gericht,
im medizinischen Bereich, aber auch am Arbeitsplatz ist gesetzlich
geregelt."

Als Antwort auf den Mangel an Dolmetschern und die Probleme der
Kostenübernahme sah ein Diskutant ein Projekt aus Hamburg: Der Verein
Segemi, Seelische Gesundheit - Migration und Flucht e.V., hat ein
Konzept mit einem Pool von Dolmetschern entwickelt. Die Übersetzer
kommen kostenlos in die Praxen. Das Projekt zielt nach eigenen Angaben
auf die Teilhabe an der gesundheitlichen Versorgung behinderter
Menschen mit Fluchterfahrung. Darunter fallen neben der körperlichen
oder der geistigen Behinderung auch seelische Behinderungen oder
chronische Erkrankungen. Das Modellprojekt wird durch die Behörde für
Arbeit, Soziales, Familie und Integration der Stadt Hamburg gefördert.

Ein Beispiel für die Bedeutung funktionierender Kommunikation unter
Beachtung soziokultureller Merkmale ist der Ausdruck "Mir brennt die
Leber". In manchen Kulturen ist der Begriff der Psyche nicht bekannt.
Stattdessen wird auf eine Körper-Codierung zurückgegriffen. "Während
bei uns das Herz etwas Emotionales ist, ist es bei den Arabern die
Leber. Jemand, der über eine brennende oder schmerzende Leber
berichtet, ist nicht alkoholkrank. Es kann sein, dass er traurig ist
und mit etwas nicht zurechtkommt", erklärte Prof. Jan Kizilhan in
einem Interview mit dem Magazin Cicero aus dem Jahr 2017. Der
Islamwissenschaftler ist Psychologe und transkultureller
Psychotherapeut.

Was für Dolmetscher gilt, gilt auch für Psychotherapeuten: Es gibt zu
wenige. Vor allem auf dem Land macht sich das bemerkbar. "Eine
Traumatherapie muss nicht zwangsläufig von einen Traumatherapeuten
durchgeführt werden. Gerade in der Fläche gibt es kaum entsprechende
Therapeuten, dafür aber viele Menschen mit pädagogischem
traumatologischem Hintergrund", sagte eine Teilnehmerin der
Veranstaltung. "Wenn alle kämen, die kommen müssten, hätten wir gar
nicht die Kapazitäten dazu", berichtete ein Teilnehmer in einer der
Gesprächsrunden. Viele der Anwesenden hatten auch die praktische
Erfahrung gemacht, dass nicht jeder Mensch zwangsläufig eine
Traumatherapie erhalten muss. Zuspruch zur Selbstständigkeit und
Selbsthilfe würde oftmals genügen. Miteinander ins Gespräch zu kommen,
könne schon zu einem gewissen Teil helfen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 10/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201910/h19104a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

72. Jahrgang, Oktober 2019, Seite 16 - 17

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-272, -273, -274,

E-Mail: aerzteblatt@aeksh.de

www.aeksh.de

www.arztfindex.de

www.aerzteblatt-sh.de

 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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PFLEGE/795: Neuer ZQP-Report Pflege und digitale Technik veröffentlicht (Zentrum für Qualität in der Pflege)

Zentrum für Qualität in der Pflege - 26. November 2019

Neuer ZQP-Report Pflege und digitale Technik veröffentlicht



Das Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) hat seinen neuen Report
"Pflege und digitale Technik" veröffentlicht. Das kostenlose Buch
bietet ein umfassendes Themenpanorama und geht der Frage nach, welche
Rolle digitale Technik in der Pflege zukünftig spielen kann, welche
Chancen aber auch welche Herausforderungen dabei bestehen.

Berlin - Die Zahl älterer pflegebedürftiger Menschen wird in den
kommenden Jahrzehnten weiter erheblich steigen. Gleichzeitig wächst
die Pflegelücke. Zu wenige junge Menschen werden voraussichtlich auch
zukünftig den Pflegeberuf ergreifen, das familiale Pflegepotenzial
wird absehbar schrumpfen. Schon heute ist die Pflegekrise spürbar. Es
stellt sich also die Frage, wie in Zukunft eine sichere und gute
pflegerische Versorgung gewährleistet werden soll.

Zur Bewältigung dieser Herausforderung beizutragen, haben digitale
Anwendungen relevantes Potenzial. Doch es gibt auch Stimmen, für die
zugewandte Pflege und sachliche Technik nicht zusammenpassen. Im
Pflege-Diskurs ist darum oft Verunsicherung zu spüren. Gleichzeitig
sind Pflegefachleute, wie andere Gesundheitsberufe auch, dringend
gefragt, das Thema Digitalisierung im Gesundheitswesen maßgeblich
mitzugestalten.

Der ZQP-Report bietet darum eine Einführung zum Thema digitale Technik
in der Pflege. Dabei stehen auch folgende Aspekte im Mittelpunkt:
Welche Unterstützungssysteme gibt es heute - und wie könnte die Pflege
der Zukunft aussehen? Was ist dabei ethisch zu bedenken? Wie stehen
Pflegefachleute und Bevölkerung zum Technikeinsatz in der Pflege?
Welche Kompetenzen und Partizipationsräume brauchen sie?

Zu Annäherungen an diese Fragen tragen aktuelle Studienergebnisse,
Analysen und Einschätzungen von Expertinnen und Experten im ZQP-Report
bei: Forschungsergebnisse aus einem Kooperationsprojekt von Charité -
Universitätsmedizin und ZQP beleuchten etwa, wieweit technische
Unterstützungssysteme in der professionellen Pflege verbreitet sind
und wie Pflegefachleute über deren Einsatz denken. Zudem stellt eine
ZQP-Analyse dar, welche Chancen und Probleme die Bevölkerung beim
Thema Digitalisierung in der Pflege sieht.

Über die Bedeutung digitaler Kompetenzen in der Pflegeausbildung klärt
Prof. Dr. Ursula Hübner von der Hochschule Osnabrück und Mitautorin
der Empfehlung der Fachgesellschaften zu digitalen Kernkompetenzen in
Pflegeberufen auf.

Prof. Dr. Claudia Müller von der Kalaidos Fachhochschule Schweiz und
Mitglied der Achten Altersberichtskommission erklärt, warum
pflegebedürftige Menschen und Pflegende stärker in den
Entwicklungsprozess von digitalen Anwendungen einbezogen werden müssen
- aber auch, warum das nicht immer einfach ist.

Wie die Pflegepraxis 2050 aussehen könnte, wenn die heute bereits
existierenden Technologien vollständig entwickelt wären, skizzieren
Expertinnen und Experten des Oldenburger Informatikinstituts OFFIS.

Prof. Dr. Sami Haddadin, Direktor der Munich School of Robotics and
Machine Intelligence, erläutert im Interview unter anderem, warum
Roboterassistenten als Alltagshelfer in einigen Jahren so
selbstverständlich sein werden wie unsere heutigen Haushaltsgeräte und
wie ein sicherer Einsatz gewährleistet werden kann.

Worum es sich bei sozialen und emotionalen Robotern überhaupt handelt,
welche Geräte bereits heute zur Verfügung stehen und welche
Erfahrungen im Einsatz gemacht wurden, beschreibt Prof. Dr. Barbara
Klein, Sprecherin des Forschungszentrums "FUTURE AGING" an der
Frankfurt University of Applied Sciences.

Welche ethischen Herausforderungen sich aus dem Einsatz digitaler
Technik in der Pflege ergeben, beleuchten die Medizinethikerin und
Vorsitzende des Europäischen Ethikrates Prof. Dr. Christiane Woopen
und der Gesundheitsökonom Marc Jannes - beide von der Universität
Köln.

PD Dr. Urs-Vito Albrecht, Leiter der Arbeitsgruppe MedAppLab am Peter
L. Reichertz Institut für Medizinische Informatik an der Medizinischen
Hochschule Hannover, ordnet ein, wofür professionell Pflegende
Pflege-Apps einsetzen können, wie Pflegebedürftige sie nutzen können
und was die wichtigsten Qualitätskriterien sind.

Der Report kann kostenlos über die Webseite des ZQP bestellt und als
PDF-Datei direkt heruntergeladen werden:

www.zqp.de/bestellen

 * 

Die Stiftung Zentrum für Qualität in der Pflege ist Kooperationspartner in der Allianz für Menschen mit Demenz.

 * 

Quelle:

Zentrum für Qualität in der Pflege

Pressemitteilung vom 26. November 2019

Reinhardthöfe

Reinhardtstraße 45, 10117 Berlin

E-Mail: info@zqp.de

Telefon: 030 27 59 395 0, Telefax: 030 27 59 395 20

Internet: http://www.zqp.de
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STUDIE/658: Einstellungen zur möglichen Legalisierung von Cannabis unter psychologischen Gesichtspunkten (idw)

SRH Hochschule für Gesundheit - 27.11.2019

Studie zur Legalisierung von Cannabis



Prof. Dr. Thomas Fankhänel, Studiengangsleiter Gesundheitspsychologie (B.
Sc.), Nils Kusenberg, Alumnus des Masterstudiengangs Psychische Gesundheit
und Psychotherapie (M. Sc.), sowie Anna-Maria Huhn, Studierende im
Bachelorstudiengang Gesundheitspsychologie, haben gemeinsam an einer
Querschnittsstudie gearbeitet. Ziel war es, die Einstellung der Probanden
gegenüber einer möglichen Legalisierung unter psychologischen
Gesichtspunkten zu untersuchen. Diese Studie wird nun vorgestellt.

Die politischen und gesellschaftlichen Diskussionen rund um das Thema der
Legalisierung von Cannabis reißen nicht ab. Die Pro- und Contraargumente
wurden gar vom Bundesverfassungsgericht abgewogen und es blieb bei einem
Verbot. Dennoch wurde Cannabis etwa für die Behandlung von
SchmerzpatientInnen 2017 freigegeben. Laut WHO konsumieren weltweit 181,8
Millionen Menschen Cannabis aus nicht-medizinischen Zwecken. Darunter
befinden sich rund 2 Millionen deutsche Konsumenten. Neben einem erhöhten
Risiko für psychische Erkrankungen, wie Abhängigkeit, affektive Störungen
oder Psychosen, sind die Konsumenten u.a. auch mit einem erhöhten
Mortalitätsrisiko konfrontiert.

Prof. Dr. Thomas Fankhänel, Studiengangsleiter Gesundheitspsychologie (B.
Sc.), Nils Kusenberg, Alumnus des Masterstudiengangs Psychische Gesundheit
und Psychotherapie (M. Sc.), sowie Anna-Maria Huhn, Studierende im
Bachelorstudiengang Gesundheitspsychologie, haben gemeinsam an einer
Querschnittsstudie gearbeitet. Ziel war es, die Einstellung der Probanden
gegenüber einer möglichen Legalisierung unter psychologischen
Gesichtspunkten zu untersuchen. Die Rekrutierung der Probanden erfolgte
durch Aufruf in sozialen Netzwerken. Neben demografischen Daten wurden die
bisherigen Konsumerfahrungen erfragt. Insgesamt beantworteten 158 Personen
den Fragebogen. Jeweils 5 Fragen zur persönlichen Einstellung zu Cannabis
und zu eigenen Konsumerfahrungen sollten dabei aufzeigen, inwiefern
charakterliche Ängstlichkeit (Trait-Angst) und Konservatismus als
Prädiktoren für eine mögliche Legalisierung angesehen werden können.

Es konnte gezeigt werden, dass Personen ohne Konsumerfahrungen eine
negativere Einstellung zur Legalisierung angaben als Personen mit
Konsumerfahrungen. Weiterhin wiesen Frauen dabei eine negativere
Einstellung gegenüber der Legalisierung von Cannabis auf als Männer.
Ferner wurde betrachtet, ob es hinsichtlich des Alters einen Einfluss auf
die Einstellung zur Legalisierung von Cannabis gibt. In der
Gesamtstichprobe zeigte sich jedoch kein Zusammenhang zwischen Alter und
Einstellung zur Legalisierung.

Kein Zusammenhang wurde dagegen zwischen Konservatismus und der
Einstellung zur Legalisierung von Cannabis gefunden. Außerdem konnten
keine Geschlechtsunterschiede im Hinblick auf das Ausmaß der Trait-Angst
gefunden werden.

Hinsichtlich der Einstellung zur Legalisierung lagen die Ergebnisse der
Gesamtstichprobe im mittleren Bereich. Es scheint so, als gäbe es
insgesamt keine Tendenz zu einer erhöhten oder verminderten Absicht
Cannabis legalisieren zu wollen. Dieses Ergebnis lässt sich durch eine
Untersuchung von Kunert, Schlinkert, und Heinrich (2018) bestätigen. Die
vorliegenden Ergebnisse scheinen auch die allgemein vorherrschende
Uneinigkeit in der Legalisierungsdebatte hinsichtlich Cannabis zu
bestätigen. Die Befürworter einer Legalisierung sind eher durch Merkmale
wie bisherige Konsumerfahrungen und eher geringe Ausprägungen bzgl.
Trait-Angst und Konservativismus gekennzeichnet. Psychische Merkmale von
Befürwortern wie Gegnern sollten deshalb in der Diskussion um die
Legalisierung von Cannabis mehr Berücksichtigung finden.

Die Studie wird am 27. November 2019 auf dem diesjährigen Kongress der
Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik
und Nervenheilkunde im Rahmen einer Posterpräsentation von Nils Kusenberg
vorgestellt. Auf dem Kongress wird Prof. Dr. Thomas Fankhänel zudem einen
Vortrag mit dem Titel "Evaluation einer Intervention zur Steigerung des
ambulanten Nachsorge-Nutzungsverhaltens von Patientinnen und Patienten mit
psychischen und Verhaltensstörungen" halten. Benjamin Panic',
wissenschaftlicher Mitarbeiter an der SRH Hochschule für Gesundheit, wird
auf dem Kongress ebenso ein wissenschaftlices Poster zu den Pro- und
Contraargumenten von Cannabis-Konsum halten.

Originalpublikation:

Posterpräsentation: Kongress der Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie
und Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

SRH Hochschule für Gesundheit - 27.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2804: Kassel - Lucia-Chor aus Schweden zu Gast, 08.12.19

documenta-Stadt Kassel

Lucia-Chor aus Schweden zu Gast in Kassel



Die schwedische Lichterkönigin Lucia und ihre Sternenmädchen aus
Kassels Partnerstadt Västerås werden am 2. Advent zum 13. Mal das
Licht an die Fulda bringen. Das Hauptkonzert des Mädchenchors "Westra
Aros Vox" der Kulturskola Västerås findet am Sonntag, 8. Dezember
2019, um 16 Uhr in der Elisabethkirche statt.

Der Eintritt ist frei.

Die jungen Frauen des Chors präsentieren eine traditionelle Luciafeier
und schwedische Weihnachtslieder. Die Leitung des Chors hat Ellinor
Carlson.

Am Samstag, 7. Dezember, singt der Chor um 14.30 Uhr im
Seniorenzentrum Unterneustadt im Rahmen des Nikolausmarkts. Um 17 Uhr
folgt dann ein Auftritt in der Kapelle des Elisabethkrankenhauses.

Hintergrund:
Am 13. Dezember feiert man in Schweden das Fest der Lichterkönigin
Lucia. Seit Mitte des 18. Jahrhunderts tritt sie mit einem
Lichterkranz brennender Kerzen im Haar in Erscheinung. Gefolgt von
einer Schar Jungfrauen und anderen verkleideten Begleitern
symbolisiert sie den Sieg des Lichtes über die Dunkelheit. Dabei
werden alte stimmungsvolle Lieder gesungen. Jedes schwedische Mädchen
träumt davon, am 13. Dezember einmal zur Lucia von ganz Schweden
gewählt zu werden. International bekannt wurde das schwedische Fest
durch den Wettbewerb der Tageszeitung Stockholms-Tidningen, die 1927
einen Lucia-Wettbewerb ausschrieb.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.12.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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AKTION/2803: Hanau - Weihnachtssingen am 11.12.19

Stadt Hanau

Weihnachtssingen im Stadtteil Nordwest am Mittwoch, 11.
Dezember



Die Stadtteilkonferenz Nordwest als Zusammenschluss von Institutionen,
Kirchengemeinden, Verbänden, Vereinen, Organisationen und Bürgerinnen
und Bürgern, die im Stadtteil Hanau Nordwest tätig sind oder wohnen,
lädt nach dem großen Erfolg in den vergangenen Jahren auch in diesem
Jahr wieder alle Interessierten zum gemeinsamen Weihnachtssingen ein.
Treffpunkt ist am Mittwoch, 11. Dezember, um 16 Uhr am Weihnachtsbaum
auf der Grünfläche neben der Bruchköbler Landstraße auf Höhe der
Kreuzung mit dem Krebsbachweg. Mit musikalischer Begleitung durch
Andrea Pillmann, Stabsstelle Prävention der Stadt Hanau, werden
bekannte Weihnachtslieder gesungen.

Unterstützt wird die Aktion durch den Ortsbeirat Nordwest. Der
Ortsbeirat mit seinem Vorsteher Reiner Wegener bietet auch eine kleine
vorweihnachtliche Wette an. Sollten sich mehr als 100 Sängerinnen und
Sänger unter dem Weihnachtsbaum einfinden, so wird der Ortsbeirat eine
Spende in Höhe von 100 Euro für die Hanauer Tafel auf den Weg bringen.
Vor Ort wird für heißen Tee gesorgt sein. Die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer werden gebeten, hierfür eine geeignete Tasse mitzubringen.
Für die teilnehmenden Kinder gibt es eine kleine schokoladige
Überraschung - ebenfalls gespendet durch den Ortsbeirat.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.12.19

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KLASSIK/10266: Lippstadt - Silvesterkonzert des Städtischen Musikvereins, 31.12.19

Stadt Lippstadt

Das Silvesterkonzert des Städtischen Musikvereins Lippstadt steht
in diesem Jahr unter einem "weinseligen Motto"

"Im Feuerstrom der Reben"



Lippstadt. Zum Jahresausklang gastiert die Großpolnische Philharmonie
Kalisch am Dienstag, den 31. Dezember um 18 Uhr in Lippstadt. Im
Gepäck haben die Musiker Klassiker der leichteren Muse von Johann
Strauß (Sohn), Peter Tschaikowsky, Giacomo Puccini, Leroy Anderson
u.a. Das Motto des Abends "Im Feuerstrom der Reben" leitet sich aus
der bekanntesten Operette Johann Strauss "Die Fledermaus" ab. Durch
das Programm führt Hermann Breuer. Solist des Abends ist die
Sopranistin Nathalie de Montmollin.

Dass sich Popmusiker gelegentlich mit einem erhöhten Pegel auf die
Bühne begeben, scheint zur künstlerischen Gesamtperformance zu
gehören, an die man sich gewöhnt hat. Aber in der hehren Klassik?
Doch, doch. Für das bildhafte Motto des Abends hatte z. B. Robert
Schumann aus eigener Anschauung durchaus den bodenständigeren Begriff
"Knillität" parat. So pflegte er den "katzenjammervollen" Zustand zu
beschreiben, den er in seinen Studentenjahren nahezu täglich
erreichte. Zudem ist im Strauss'schen Champagner-Couplet davon die
Rede, dass der Schaumwein mitunter gar mancherlei hinunter zu
schwemmen in der Lage sei. Für viele Komponisten stand beim Griff zu
Glase aber weniger der Wille zum Vergessen im Mittelpunkt, als die
Hoffnung, mit einem kräftigen Schluck dem Flug der Fantasie Flügel zu
verleihen. Bei einigen "vergeistigten" Partituren ist das schon am
Titel ablesbar. So erscheint in Johann Strauss komischer Operette
"Eine Nacht in Venedig" ein "Schwips-Lied" - eine Steilvorlage und
Muss für ein Konzert mit weinseligem Motto. Mit au
sgeprägter Liebe zum Detail wird hier die sinnverwirrende Wirkung
feiner Perlage beschrieben. Und dass der Walzer "Wein, Weib und
Gesang" von 1869 ausgerechnet die Schnaps-Zahl "333" als Opusnummer
erhielt, kann auch kaum Zufall genannt werden.

Zu erwarten ist also ein Konzert mit ausgewogenem, feingliedrigem
Spiel, Spritzigkeit und mit etwas Tiefgang im Abgang. Dabei wird die
aus der französischsprachigen Schweiz stammende Sopranistin Nathalie
de Montmollin in die Rolle der musikalischen Sommelière schlüpfen.
Dank der außergewöhnlichen Schönheit und technischen Brillanz ihres
Gesangs sowie ihrer darstellerischen Präsenz, begeistert sie Publikum
und Presse immer wieder. Sie hatte bereits Engagements an den
Städtischen Bühnen Münster, den Landesbühnen Sachsen und dem
Mainfrankentheater Würzburg. Außerdem gastierte sie bereits in der
Philharmonie Berlin, dem Konzerthaus am Gendarmenmarkt in Berlin, der
Kölner Philharmonie und der Hamburger Laeiszhalle mit renommierten
Orchestern.

Quellen: www.rundel.de; www.montmollin.de; www.cicero.de;
www.kulturportal.de

Termin: Dienstag, 31. Dezember 2019, 18 Uhr

Ort: Aula der Städt. Gesamtschule Lippstadt, Ulmenstraße

Preis: Euro 27,- / ermäßigt Eurp 13,50 - Die Plätze sind nummeriert!

Veranstalter: Städtischer Musikverein Lippstadt e.V.

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de,
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr und NEU ONLINE über das Vibus-
Ticketportal

Die Abendkasse ist 45 Minuten vor Konzertbeginn geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.12.19

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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AUSLAND/9242: Aus aller Welt - 03.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Regierungskrise in Finnland

Sechs Monate nach seinem Amtsantritt räumte Finnlands Regierungschef
Antti Rinne seinen Posten. Hintergrund der Entscheidung ist eine
Kontroverse innerhalb seiner Fünf-Parteien-Koalition um einen Streik
der Postangestellten. Mit dem Schritt kam der sozialdemokratische
Premier einem von der Zentrumspartei angesetzten Mißtrauensvotum
zuvor. Gemeinsam mit Rinne trat das ganze Kabinett zurück, es wird
nach Informationen der Süddeutschen Zeitung jedoch bis auf weiteres
die Regierungsgeschäfte weiterführen. Als interimistische Nachfolger
sind offenbar der Vorsitzende der sozialdemokratischen
Parlamentsfraktion, Antti Lindtman, und die Vizevorsitzende der
finnischen Sozialdemokraten, Verkehrsministerin Sanna Marin, im
Gespräch. Finnland führt bis Ende des Jahres den EU-Ratsvorsitz.

3. Dezember 2019
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JUSTIZ/9242: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bewaffneter Überfall auf Kiosk

Im Wuppertaler Stadtbezirk Barmen haben am Montagabend zwei
unbekannte Personen einen Kiosk überfallen. Wie aus einer
Pressemitteilung der Polizei hervorgeht, bedrohten die Räuber einen
24jährigen Angestellten mit Schußwaffen. Es kam aber nicht zum
Äußersten. Durch die entschlossene Haltung des Kioskangestellten
flüchteten die Täter ohne Beute, hieß es.

3. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9239: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Globales Machtgleichgewicht zugunsten Chinas verschoben?

China wird von den NATO-Staaten als mögliche neue Bedrohung
wahrgenommen. Der wachsende Einfluß und die internationale Politik
Chinas stellen sowohl Chancen als auch Herausforderungen dar, die wir
als Allianz zusammen angehen müssen, heißt es nach Informationen der
Deutschen Presse-Agentur in einer geplanten Gipfelerklärung des
Militärbündnisses. NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg erklärte in
Hinblick auf Chinas militärische und wirtschaftliche Projekte in
Afrika und in der Arktis, daß der Aufstieg der Volksrepublik
Auswirkungen auf die Sicherheit der Alliierten habe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9241: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grüne fordern reformiertes Parteigesetz

Der Bundesgeschäftsführer der Grünen, Michael Kellner, fordert eine
Reform des Parteigesetzes. Mitgliederentscheide wären dann ohne
Bestätigung durch Parteitage gültig. Er habe Reformvorschläge dazu
den Generalsekretären anderer Parteien vorgelegt, sagte Kellner dem
Redaktionsnetzwerk Deutschland (RND). Es gehe um die Beseitigung von
Hürden, die einer modernen Partei entgegenstehen, verlautete aus dem
Umfeld beteiligter Politiker.

3. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9239: Tragisches und Kurioses - 03.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Großbrand in Ziegelfabrik in sudanesischer Hauptstadt

In einer Ziegelfabrik in der sudanesischen Hauptstadt Khartum hat es
eine heftige Explosion gegeben. Anschließend brach ein Feuer in dem
Betrieb aus. Laut AFP-Angaben kamen dabei 16 Menschen ums Leben,
Dutzende weitere wurden verletzt. Die Ursache der Explosion war
zunächst unbekannt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8324: Aus Forschung und Technik - 03.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



ISS-Astronauten schließen dritten Reparatureinsatz ab

Beim dritten von vier geplanten Außeneinsätzen zur Instandsetzung des
Wärmekontrollsystems des Alpha-Magnet-Spektrometers (AMS) haben die
Astronauten Andrew Morgan (NASA) und Luca Parmitano (ESA) ein neues
Kühlsystem installiert. Das Verlegen und Verschrauben neuer Leitungen
und Kabel an der Außenhülle der Internationalen Raumstation ISS
dauerte nach Informationen der US-Raumfahrtbehörde NASA gut sechs
Stunden. Außerdem erhielt das AMS eine neue Isolierdecke. Die alte
war bereits zu Beginn der Reparaturarbeiten entfernt worden. In den
kommenden Tagen werden zwei Transportschiffe den Orbitalkomplex
ansteuern. Eine Dragon-Kapsel des US-Raumfahrtunternehmens SpaceX
soll am Mittwoch und ein Progress-Frachter der russischen
Raumfahrtbehörde Roskosmos am Freitag zur ISS aufbrechen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8338: Aus aller Welt - 03.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Chiles Regierung kündigt Unternehmenssubventionen an

Seit Wochen protestieren die Menschen in Chile gegen die tiefe Kluft
zwischen Arm und Reich sowie deren Folgen für Gesundheitsversorgung,
Bildungssystem, Verkehrswesen etc. Am vergangen Mittwoch gingen 1,2
Millionen Chilenen und Chileninnen auf die Straße.

Am Montag dieser Woche kündigte Finanzminister Ignacio Briones in
Santiago de Chile ein Ausgabenprogramm der Regierung im Umfang von
umgerechnet 5,5 Milliarden US-Dollar an, welches für 100.000 neue
Arbeitsplätze sorgen soll.

Demnach sollen die Staatsausgaben um rund drei Milliarden US-Dollar
erhöht werden. Kleinen und mittelgroßen Unternehmen sollen
Finanzhilfen von 1,9 Milliarden US-Dollar zur Verfügung gestellt
werden. 525 Millionen US-Dollar werden in Projekte fließen wie die
Sanierung der U-Bahn in der Hauptstadt.

Der Forderung der Demonstranten nach einer Verfassung, welche das von
der Junta übernommene, neoliberale Wirtschaftssystem ablösen soll,
kam die konservative Regierung von Präsident Sebastián Piñera mit
entsprechenden Zusagen bereits nach. Am vergangenen Donnerstag
sprachen Regierungs- und Gewerkschaftsvertreter erstmals über Wege
zur Beendigung der Protestwelle.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8293: Medizin und Gesundheitswesen - 03.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Straßenverkehr weiterhin eine tödliche Gefahr

Weltweit sind letztes Jahr nicht weniger als 1,35 Millionen Menschen
im Straßenverkehr ums Leben gekommen. Das geht aus dem Global Status
Report der Weltgesundheitsorganisation WHO hervor. Nach diesem sind
Verkehrsunfälle die häufigste Todesursache von Kindern und
Jugendlichen im Alter von fünf bis 29 Jahren. In ärmeren Ländern ist
das Risiko eines Verkehrstodes dreimal so hoch wie in den reichen
Industrienationen. So kommen in Afrika auf 100.000 Einwohner rund 27
Verkehrstote, während in Europa pro 100.000 Einwohner gerade einmal
neun Menschen durch Unfälle im Straßenverkehr sterben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8326: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Verfassungsgerichtshof kippt Teile vom bayerischen Integrationsgesetz

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof in München hat am Dienstag nach
Klagen der Landtagsfraktionen von Grünen und SPD Teile des von der
CSU 2016 eingeführten Intergrationsgesetzes für verfassungswidrig
erklärt. Unter anderem steht das Gesetz im Widerspruch zur
Rundfunkfreiheit, zur Meinungsfreiheit und in einigen Formulierungen
auch zum Bundesrecht.

Der Grundsatz der Meinungsfreiheit steht in Frage, wenn Migranten
gesetzlich verpflichtet sind, an einem "Grundkurs über die Werte der
freiheitlichen demokratischen Grundordnung" teilzunehmen oder ein
Bußgeld zu entrichten, sobald sie die Ablehnung bestimmter Regeln,
Prinzipien und Werte zum Ausdruck bringen.

Rundfunkanstalten dürfen nicht gezwungen werden, "einen Beitrag zur
Vermittlung der deutschen Sprache und der Leitkultur" zu leisten.

Die Christdemokraten fordern in der Präambel ihres
Integrationsgesetzes im Sinne einer Leitkultur "Respekt vor unserer
Kultur" und postulieren einen "identitätsbildenden Grundkonsens", der
"täglich in unserem Land gelebt" wird und "die kulturelle
Grundordnung der Gesellschaft" bestimmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8248: Sprache, Kunst und Medium - 03.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Frankreich hält an Digitalsteuer fest

Ungeachtet der von Washington angedrohten Strafzölle besteht
Frankreich auf seiner Digitalsteuer, die für alle umsatzstarken
ausländischen Internetkonzerne gilt. Wie Wirtschaftsminister Bruno Le
Maire im Radiosender France Inter erklärte, verfange Donald Trumps
Vorwurf nicht, die Steuer sei "unfair", schließlich gelte die
Forderung drei Prozent der Gewinne für alle Unternehmen.

Gerade Internet Riesen wie Google, Amazon, Apple oder Facebook würden
in Europa kaum Steuern auf ihre Gewinne bezahlen. Das französische
Wirtschaftsministerium erwartet aus der neuen Steuer in diesem Jahr
etwa 400 Millionen Euro und 2020 sogar 650 Millionen.

Dennoch scheint es nicht mehr sicher zu sein, daß Washington
tatsächlich Sanktionen gegen Frankreich vorbereitet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8315: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Kramp-Karrenbauer auf Truppenbesuch in Afghanistan

Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer hat die Truppe im
nordafghanischen Masar-i-Scharif besucht, die dort seit 18 Jahren in
den Krieg gegen Koranschüler, Warlords und IS-Milizen eingebunden
ist. Kramp-Karrenbauer wollte sich in möglichst vielen persönlichen
Gesprächen ein Bild von der Lage des Einsatzes am Hindukusch machen.
Die Ministerin sagte den Soldaten, daß der deutsche Auslandseinsatz
in Afghanistan ihrer Einschätzung nach noch einige Zeit dauern wird.
Sie begründete dies unter anderem damit, daß bisherige Opfer des
Krieges nicht vergeblich gewesen sein sollten. Als Erfolg stellte sie
heraus, daß die von deutschen Militärberatern ausgebildeten regulären
afghanischen Truppen selbständig die Durchführung der letzten
Präsidentschaftswahl hätten ermöglichen können. Von afghanischer
Seite war als positiv angemerkt worden, daß die Taliban im Wahlkampf
und am Wahltag keinen größeren Anschlag durchgeführt hatten, der in
die Schlagzeilen geriet. Mit Mandat des Bundestags sind in
Afghanistan mindestens bis März 2020 rund 1000 deutsche Soldaten
stationiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8329: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Linke, SPD und Grüne in Thüringen wollen Minderheitsregierung bilden

Linke, SPD und Grüne in Thüringen wollen eine Minderheitsregierung
bilden und sich ad hoc von CDU und FDP unterstützen lassen. An einer
Mehrheit der rot-rot-grünen Koalition fehlen vier Parlamentssitze.
Ministerpräsident Ramelow (Die Linke) will sich dennoch im Februar im
Amt bestätigen lassen. Die Regierungsbildung war wegen des
Wahlerfolgs der AfD vor vier Wochen schwierig geworden. Bei Grünen
und voraussichtlich SPD werden Parteitage über die
Minderheitsregierung abstimmen, bei Der Linken ist eine
Mitgliederbefragung im Gespräch. Die potentiellen
Koalitionsfraktionen wollen Vertreter von CDU und FDP für nächste
Woche zu Gesprächen einladen. Bislang hatten die beiden Parteien eine
Unterstützung des Wahlsiegers Die Linke ausgeschlossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8298: Tragisches und Kurioses - 03.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Lübecker entscheiden gegen Übernahme von AKW-Schutt

Fest steht, daß Schleswig-Holsteins drei ausgediente Atomkraftwerke
abgerissen werden sollen. Dagegen steht noch nicht fest, wo die
riesigen Mengen an Bauschutt untergebracht werden sollen.

Zumindest hat sich die Lübecker Bürgerschaft bei ihrer abschließenden
Sitzung zu dem Thema eindeutig dagegen ausgesprochen, den Schutt auf
der Lübecker Mülldeponie Niemark zu entsorgen.

Das Umweltministerium sucht im hohen Norden nach Deponien für fast
35.000 Tonnen kaum radioaktiven Bauschutts aus dem Abriß der drei
schleswig-holsteinischen Atomkraftwerke, wie NDR1 Welle Nord
berichtete. Laut Ministerium kommen neben Lübeck drei weitere Deponien
dafür in Frage.

Schwach radioaktiv bedeutet, daß die Mengen an Schrott und Schutt so
mit anderen Materialien gestreckt werden, daß die Dosiskriterien für
die Bevölkerung nicht überschritten werden. Die meisten der Lübecker
Abgeordneten bezweifelten die Einhaltung solcher Kriterien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8327: Arbeit, Soziales und Familie - 03.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Akute Hungerkrise im südlichen Afrika infolge des Klimawandels

Das Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen (WFP) hat in Rom
berichtet, daß im südafrikanischen Simbabwe etwa die Hälfte der
Bevölkerung hungert. Das sind rund 7,7 Millionen Menschen, deren
Situation sich wegen der erwarteten schlechten Ernte noch
verschlimmern wird. Die schlimmste Hungerkrise in dem Land seit mehr
als zehn Jahren ist eine Folge von Dürren, Überschwemmungen und
Wirtschaftsproblemen. Das WFP rechnet damit, daß in den kommenden
sechs Monaten bis zur nächsten Ernte in Simbabwe sowie in Teilen von
Sambia, Botswana, Angola, Namibia, Lesotho, Eswatini und Südafrika 45
Millionen Menschen von Hunger bedroht sein werden. Experten sehen in
den Dürren im Süden Afrikas eine Folge des Klimawandels.

Eindrücklich sind die Bilder von verhungerten und verdursteten
Elefanten in Simbabwe von Anfang November im westlich gelegenen
Hwange-Nationalpark sind mehr als 200 Elefanten der Dürre zum Opfer
gefallen. Die Regierung läßt rund 600 Elefanten, etwa 2000 Impalas,
50 Büffel, 40 Giraffen und Dutzende von Löwen in andere Landesteile
bringen, wo es mehr Regen geben könnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8304: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.12.2019 (SB)




VOM TAGE



LED-Lampen in der Kritik

Das Umrüsten auf umweltfreundliche Technologie ist nicht immer von
Vorteil. So ergab eine Studie des Deutschen Geoforschungszentrums in
Potsdam (GFZ), daß LED-Leuchten zwar weniger Energie verbrauchen,
dafür aber sowohl die Intensität der künstlichen Aufhellung des 
Nachthimmels als auch die Ausdehnung beleuchteter Fläche steigern. 
Umweltschützer warnen daher, daß die Verwendung von LED-Lampen zu 
einer Zunahme der sogenannten Lichtverschmutzung führen kann. 
Messungen zeigten, daß insbesondere die Wellenlängen, die für 
LED-Lampen charakteristisch sind, zugenommen haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8315: Märkte und Finanzen - 03.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Washington kündigt Revanche für französische Digitalsteuer an

Frankreich führt eine sogenannte Digitalsteuer für international
agierende Technologiekonzerne wie Google, Amazon und Facebook ein.
Mit der Steuer soll verhindert werden, daß die Konzerne ihre
Europazentralen in EU-Mitgliedsländer verlegen, wo sie fast keine
Steuern zahlen müssen. Die französische Digitalsteuer auf drei
Prozent des Konzernumsatzes wird von Unternehmen auch rückwirkend
erhoben, wenn diese einen weltweiten Jahresumsatz von mehr als 750
Millionen Euro und in Frankreich Einnahmen von über 25 Millionen Euro
generieren.

Die Regierung in Washington nimmt die französische Digitalsteuer
persönlich. Als Antwort prüft sie Sonderzölle auf Importe aus
Frankreich im Umfang von 2,4 Milliarden US-Dollar. Nach Angaben des
Büros vom Handelsbeauftragten Lighthizer könnten Einfuhren von
Handtaschen, Lippenstiften, Champagner, Käse und anderen Waren mit
Zöllen von bis zu 100 Prozent belegt werden. Lighthizer erklärte zum
Wochenanfang, die Entscheidung sei ein klares Signal, daß die
Vereinigten Staaten gegen Digitalsteuern vorgehen würden, welche
US-Firmen diskriminierten oder anderweitig unverhältnismäßig
belasteten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8327: Aus Forschung und Technik - 03.12.2019 (SB)




VOM TAGE



3000 Jahre alte Knochen in Peru entdeckt

Archäologen haben in Peru 3000 Jahre alte Menschenskelette gefunden,
die offenbar aus der vor den Inkas bestehenden Marcavalle-Kultur
stammen. Die Wissenschaftler gehen davon aus, daß einer der beiden
Jugendlichen zu Lebzeiten wohl eine bedeutende Persönlichkeit war, da
der Schädel mit einer Plakette aus Gold und Silber geschmückt war.
Auf derselben Ausgrabungsstätte von rund 28.000 Quadratmetern waren
im Jahr 2013 schon Überreste von fünf Menschen entdeckt worden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1157: Archaeon - Meteoritengestein ist "bessere Diät" (idw)

Universität Wien - 02.12.2019

Meteoritengestein ist "bessere Diät"

Archaeon kann Meteoritengestein aufnehmen - und sich davon ernähren



Das Archaeon Metallosphaera sedula kann außerirdisches Material aufnehmen
und verarbeiten. Das zeigt ein internationales Team um Astrobiologin
Tetyana Milojevic, die mikrobielle Fingerabdrücke auf dem
Meteoritengestein untersucht. Die ForscherInnen kommen außerdem zum
Schluss, dass M. sedula das Gestein von Meteoriten schneller besiedelt als
jenes irdischen Ursprungs. Die Ergebnisse erscheinen in Scientific
Reports.

Chemolithotrophe Mikroorganismen beziehen ihre Energie aus anorganischen
Quellen. Die Erforschung der physiologischen Vorgänge dieser Organismen -
die auf Meteoritengestein gezüchtet werden - ermöglicht neue Einblicke in
das Potential außerirdischer Materialen als mögliche Nährstoff- und
Energiequelle für Mikroorganismen der frühen Erde. Meteoriten haben eine
Vielzahl von essentiellen Verbindungen geliefert, die die Evolution des
Lebens, wie wir es auf der Erde kennen, vorangetrieben haben.

Ein internationales Team rund um Astrobiologin Tetyana Milojevic von der
Universität Wien untersuchte die Physiologie und die metallmikrobielle
Grenzfläche des extrem metallophilen Archaeons Metallosphaera sedula, das
extraterrestrisches Material - in diesem Fall den Meteoriten Northwest
Africa 1172 - besiedelt und damit interagiert. Die Nahrungsaufnahme von M.
sedula ist eine wertvolle Informationsquelle für die Erforschung der
außerirdischen bioanorganischen Chemie, die im Sonnensystem aufgetreten
sein könnte.

Archaeon bevorzugt Meteoritengestein

Zellen von M. sedula sind in der Lage, das Meteoritengestein schneller zu
kolonisieren als Gesteine irdischen Ursprungs. "Die Meteoriten-Fitness
scheint für diesen uralten Mikroorganismus vorteilhafter zu sein als eine
Diät mit terrestrischen Mineralen. Der Meteorit North West Africa 1172
enthält möglicherweise viel mehr Spurenmetalle als irdische Materialen und
fördert so die Stoffwechselaktivität und das mikrobielle Wachstum von M.
sedula in einem höheren Grad. Darüber hinaus könnte die Porosität des
Meteoriten auch die überlegene Wachstumsrate von M. sedula erklären", sagt
Tetyana Milojevic.

Untersuchungen im Nanometer-Maßstab

Die WissenschafterInnen verfolgten den Transport von anorganischen
Meteoritenbestandteilen in eine Mikrobenzelle und untersuchten die
Eisen-Redox-Chemie. Dazu analysierten sie die Grenzfläche zwischen Meteorit
und Mikrobe mit einer räumlichen Auflösung im Nanometerbereich. Eine
Kombination von verschiedenen analytischen Spektroskopietechniken mit der
Transmissionselektronenmikroskopie ermöglichte die Entdeckung von
biogeochemischen Fingerabdrücken, die durch das Wachstum von M. sedula auf
dem außerirdischen Gestein hinterlassen wurden. "Unsere Forschung
bestätigt die Fähigkeit von M. sedula, die Biotransformation von
Meteoritenmineralien durchzuführen, entziffert mikrobielle Fingerabdrücke
auf Meteoritenmaterial und liefert den nächsten Schritt zum einem tieferen
Verständnis der Meteoritenbiogeochemie", konkludiert Milojevic.


Publication in "Scientific Reports"

Tetyana Milojevic, Denise Kölbl, Ludovic Ferrière, Mihaela Albu, Adrienne
Kish, Roberta Flemming, Christian Koeberl, Amir Blazevic, Ziga Zebec,
Simon Rittmann, Christa Schleper, Marc Pignitter, Veronika Somoza, Mario
Schimak, and Alexandra Rupert (2019)

Exploring the microbial biotransformation of extraterrestrial material on
nanometer scale.

Sci. rep.

DOI 10.1038/s41598-019-54482-7

https://www.nature.com/articles/s41598-019-54482-7
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ZOOLOGIE/1677: Die Augen von riesigen Seeskorpionen gibt es auch heute noch (idw)

Universität zu Köln - 02.12.2019

Die Augen von riesigen Seeskorpionen gibt es auch heute noch

• Die ausgestorbene Seeskorpionart Jaekelopterus rhenaniae hatte Augen
vergleichbar mit denen moderner Pfeilschwanzkrebse

• Der zweieinhalb Meter lange Räuber konnte Kontraste und
Konturen besonders gut erkennen



Die Augen des ausgestorbenen Seeskorpions Jaekelopterus rhenaniae weisen
den gleichen Aufbau wie die Augen moderner Pfeilschwanzkrebse (Limulidae)
auf, die zu seinen Verwandten zählen. Die Facettenaugen des riesigen
Raubtieres wiesen Linsenzylinder und konzentrisch gelagerte Sinneszellen
auf, die den Ausläufer einer hochspezialisierten Zelle umschließen. Dies
ergaben elektronenmikroskopische Untersuchungen durch Privatdozentin Dr.
Brigitte Schoenemann, Vertretungsprofessorin für Zoologie am Institut für
Biologiedidaktik der Universität zu Köln, die in Zusammenarbeit mit Dr.
Markus Poschmann von der Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP, Direktion
Landesarchäologie/Erdgeschichte und Professor Dr. Euan N.K. Clarkson von
der Universität Edinburgh durchgeführt wurden. Die Ergebnisse der Studie
"Insights into the 400 million-year-old eyes of giant sea scorpions
(Eurypterida) suggest the structure of Palaeozoic compound eyes" sind nun
in Scientific Reports - Nature veröffentlicht worden.

Die Augen moderner Pfeilschwanzkrebse bestehen aus Facetten, sogenannten
Ommatidien. Anders als z.B. bei Insekten, die Facettenaugen mit einer
einfachen Linse besitzen, sind die Ommatidien der Pfeilschwanzkrebse mit
einem Linsenzylinder ausgerüstet, der das einfallende Licht kontinuierlich
bricht und zu den Sinneszellen weiterleitet.

Diese rosettenartig angeordneten Sinneszellen gruppieren sich um einen
zentralen Lichtleiter, das Rhabdom, der Teil der Sinneszellen ist, die
einfallenden Lichtsignale in Nervensignale umformt und an das zentrale
Nervensystem weiterleitet. Im Zentrum dieses Lichtleiters befindet sich
bei den Pfeilschwanzkrebsen der Ausläufer einer hochspezialisierten Zelle,
die die Signale benachbarter Facetten so verschalten kann, dass Konturen
schärfer wahrgenommen werden können. Dies kann vor allem unter diffusen
Sichtverhältnissen im Ozean sehr nützlich sein. Im Querschnitt des
Ommatidium ist dieser Ausläufer als heller Punkt im Zentrum des Rhabdoms
zu erkennen. Brigitte Schoenemann untersuchte bei fossilen Exemplaren von
Jaekelopterus rhenaniae mit Hilfe von Elektronenmikroskopen, ob sich die
Facettenaugen des Riesenskorpions und die der verwandten
Pfeilschwanzkrebse ähneln, oder ob sie vielleicht eher wie Insekten- oder
Krebstieraugen aufgebaut sind. Es gelang ihr, die gleichen Strukturen wie
beim Pfeilschwanzkrebs zu finden. Linsenzylinder, Sinneszellen und sogar
die hochspezialisierte Zellen ließen sich klar ausmachen.

"Dieser helle Punkt gehört zu einer besonderen Zelle, die heutzutage nur
bei Pfeilschwanzkrebsen vorkommt, offensichtlich aber schon bei den
Eurypteriden vorhanden war", erklärt Schoenemann. "In ihrem ganzen Aufbau
sind die Systeme identisch. Daraus folgt, dass es sehr wahrscheinlich
schon vor 400 Millionen Jahren eine Kontrastverstärkung gegeben hat", so
Schoenemann. Jaekelopterus jagte wahrscheinlich nach den zeitgleichen
Panzerfischen und hatte mit seinem Sehapparat Vorteile im trüben
Meerwasser.

Seeskorpione, die das erste Mal vor 470 Millionen Jahren nachweisbar sind,
starben vor ungefähr 250 Millionen Jahren, am Ende des Perm-Zeitalters,
zusammen mit ungefähr 95 Prozent aller Meereslebewesen aus. Manche
Exemplare gehörten zu den großen Raubtieren der Meere, wie z.B. der
untersuchte Jaekelopterus rhenaniae. Er erreichte eine Länge von 2,50
Metern und gehörte zur Familie der Eurypteriden, den ausgestorbenen
Verwandten der Pfeilschwanzkrebse. Eurypteriden sind Gliederfüßer
(Arthropoden), die zum Unterstamm der Chelicerata gehören und damit
Verwandte von Spinnen und Skorpionen sind.

Bei den Arthropoden gibt es zwei große Gruppen: die Mandibulata (u.a.
Krebstiere, Insekten, Trilobiten) und die Chelicerata (spinnenartige
Tiere, wie z.B. Seeskorpione). Schoenemann konnte bereits in den letzten
Jahren den Aufbau der Augen von verschiedenen Trilobitenarten klären und
entscheidende Beiträge zur Erforschung der Evolution des Facettenauges
leisten. "Bis vor kurzem dachte man noch, dass weiches Gewebe nicht
fossiliert und hat diese Körperteile nicht untersucht."

Die neuen Erkenntnisse zum Auge des Seeskorpions sind wichtig für die
Erforschung der Evolution des Facettenauges nicht nur bei Spinnenartigen,
sondern auch bei der Stellung von Seeskorpionen im Stammbaum dieser Tiere
und für den Vergleich mit den Augen der verwandten Gruppe der Mandibulata.


Zur Publikation:

https://www.nature.com/articles/s41598-019-53590-8
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FORSCHUNG/577: Süßkartoffel warnt ihre Nachbarn bei Befall durch einen einzigen Duftstoff (idw)

Max-Planck-Institut für chemische Ökologie - 02.12.2019

Süßkartoffel warnt ihre Nachbarn bei Befall durch einen einzigen
Duftstoff



Ein einzelner, über die Luft verbreiteter Duftstoff kann ausreichend
sein, um in Süßkartoffeln Abwehrmechanismen gegen pflanzenfressende Insekten
auszulösen. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben diesen
Duftstoff identifiziert und zeigen, dass dieser Mechanismus nicht nur auf
die befallene Pflanze begrenzt ist, sondern auch benachbarte, noch nicht
befallene Pflanzen wappnen kann. Die Reaktion ist aber nicht bei allen
Pflanzensorten zu beobachten, sondern spezifisch. Die Ergebnisse sind für
die Züchtung resistenter Süßkartoffelsorten von Interesse.

Süßkartoffeln (Ipomoea batatas) werden bei uns immer beliebter: Ob als
Suppe oder frittiert machen sie der nur sehr weit entfernt verwandten
Kartoffel Konkurrenz. Wenn auch ernährungswirtschaftlich nicht so
bedeutend wie die Kartoffel, ist die Süßkartoffel nahrhafter und
vitaminreicher und insbesondere in Asien ein wichtiger Nährstofflieferant.
Wie bei Kartoffeln gibt es auch bei Süßkartoffeln unterschiedliche Sorten,
die sich in ihren Eigenschaften unterscheiden. Verschiedene
Süßkartoffelsorten, die unter gleichen Bedingungen im Feld wachsen, weisen
auffällige Unterschiede bei Fraßschäden und Insektenbefall auf. Eine
Sorte, die Tainong 57 genannt wird, zeigte bereits in früheren Studien im
Vergleich zur Sorte Tainong 66 eine höhere Resistenz gegen
Pflanzenschädlinge im Feld. Bei Befall ist ein Duft wahrnehmbar, der von
den verwundeten Blättern ausgeht. Forscherinnen und Forscher des
Max-Planck-Instituts für chemische Ökologie und der National Taiwan
University wollten herausfinden, ob die erhöhte Resistenz der einen Sorte
mit dem Geruch in Zusammenhang steht. Insbesondere stellte sich ihnen die
Frage, ob die Süßkartoffel Mechanismen zur Kommunikation und Aktivierung von
Abwehrreaktionen über die Luft besitzt, wie es bereits für andere
Pflanzenarten beschrieben wurde.

Zunächst untersuchten sie, was innerhalb einer Pflanze passiert, wenn sie
von Fraßfeinden angegriffen wird. Pflanzen der resistenten
Süßkartoffelsorte bilden direkt in den befallenen Blättern ein
Pflanzenhormon, das für die Aktivierung der Abwehr wichtig ist, und geben
ein Bouquet von Duftstoffen ab. Dadurch wird in weiter entfernten, noch
nicht angefressenen Blättern von Tainong 57 gezielt ein Stoff (Sporamin)
zur Hemmung der Verdauungsenzyme der angreifenden Insekten gebildet.
Dieser Verdauungshemmer sorgt dafür, dass den Insekten regelrecht der
Appetit vergeht. Gleichzeitig ist Sporamin auch das dominante
Speicherprotein in der Süßkartoffelknolle und der Grund, warum diese vor
dem Verzehr gekocht werden muss. In dem Duftstoffbouquet ist nur ein
einziger Duftstoff für diese Abwehrreaktion verantwortlich, der DMNT
heißt. "DMNT ist eine Terpen-Verbindung und riecht fast ein wenig wie
Kräuterbalsam. Man könnte sich den Duft beim Saunaaufguss vorstellen",
beschreibt Anja Meents, die Erstautorin der neuen Studie und Doktorandin
am MPI für chemische Ökologie, den Geruch. DMNT löst aber nicht nur in der
befallenen Pflanze die Bildung des Abwehrproteins aus, sondern auch in
benachbarten, von Insekten noch unberührten Pflanzen. Diese nehmen DMNT
schnell und effizient wahr und wappnen sich so vor der nahenden Bedrohung.

"Die Überraschung war für uns, dass ein einzelner Duftstoff ausreicht, um
in der Süßkartoffelsorte Tainong 57 eine spezifische Verteidigungsreaktion
auszulösen, und gleichzeitig mit derselben Substanz auch mit benachbarten
Pflanzen der gleichen Sorte über die Luft zu kommunizieren und
Informationen weiterzutragen", führt Axel Mithöfer, der Leiter der
Arbeitsgruppe Physiologie der pflanzlichen Verteidigung aus.
Interessanterweise gaben nur Pflanzen der resistenten Sorte Tainong 57
DMNT in größeren Mengen ab und nahmen den Duft wahr, während die Pflanzen
der Sorte Tainong 66 deutlich weniger DMNT abgaben; selbst wenn DMNT
zugegeben wurde, konnten Süßkartoffeln der anfälligen Sorte dies nicht in
eine Abwehrreaktion umsetzen.

"Die Ergebnisse sind von großem landwirtschaftlichem Interesse, denn durch
den konsequenten Anbau von Sorten wie Tainong 57 könnte man den durch
Pflanzenfresser entstehenden Schaden auf natürliche Weise reduzieren",
erläutert Anja Meents das praktische Potenzial der Studie. Die gezielte
Entwicklung von Sorten, die eine noch höhere natürliche Abgabe von DMNT
haben bzw. DMNT noch effizienter wahrnehmen als die hier verwendeten
Sorten, könnte darüber hinaus den Einsatz von Pestiziden weiter
minimieren.

In weiteren Arbeiten möchte das Forscherteam jetzt genauer untersuchen,
wie die Süßkartoffel Tainong 57 DMNT wahrnimmt und dieses Signal in
Verteidigung umsetzt.


Originalpublikation:

Meents, A. K., Chen, S.-P., Reichelt, M., Lu, H.-H., Bartram, S., Yeh,
K.-W., Mithöfer, A. (in press).

Volatile DMNT systemically induces jasmonate-independent direct
anti-herbivore defense in leaves of sweet potato (Ipomoea batatas) plants.

Scientific Reports, 9, 17431,

DOI:10.1038/s41598-019-53946-0

https://doi.org/10.1038/s41598-019-53946-0
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- Forschungsgruppe Physiologie der pflanzlichen Verteidigung
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ROBOTIK/145: Roboter lernen, selbstständig und im Team zu arbeiten (idw)

Westfälische Hochschule - 02.12.2019

Roboter lernen, selbstständig und im Team zu arbeiten



Anstatt von Menschen detailreich programmiert zu werden, sollen Roboter
mit künstlicher Intelligenz dazu qualifiziert werden, aus vorhandenen
Daten eigenständig und im Team die richtigen Lösungen für Logistik-Aufgaben
zu finden, etwa in Auslieferungslagern. Gleichzeitig sollen mehr
Menschen dazu qualifiziert werden, "Lehrer" für die Roboter zu werden. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert das Verbundprojekt der
Westfälischen Hochschule, der TU Dortmund und des Fraunhofer-Instituts IML
rund zwei Jahre lang mit insgesamt knapp 1,5 Millionen Euro.

Gelsenkirchen/Dortmund. Der Fachkräftemangel ist ein Stichwort unserer
Zeit. Auch in der Informatik gibt es einen Fachkräftemangel. Prof. Dr.
Hartmut Surmann, Roboter-Experte an der Westfälischen Hochschule, will ihm
mit einem doppelten Appell entgegenwirken: Er will Computer mit
künstlicher Intelligenz dazu kriegen, mit großen Datenmengen als Lernstoff
industrielle Anwendungen eigenständig und schnell zur Lösung von Problemen
zu entwickeln und sofort auszuführen. Jetzt hat Surmann vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung eine Förderung von 235.000
Euro bekommen, um sich an einem Forschungsverbundprojekt zu beteiligen,
das den Namen AI-Arena trägt und an dem neben der Westfälischen Hochschule
der Lehrstuhl für Förder- und Lagerwesen sowie das Institut für
Roboterforschung der TU Dortmund und das Fraunhofer-Institut für
Materialfluss und Logistik (IML) beteiligt sind. Das Gesamtvolumen des
Projekts beträgt knapp 1,5 Millionen Euro.

Die AI-Arena greift dabei namentlich den englischen Begriff für künstliche
Intelligenz (artificial intelligence) auf und setzt ihr die Arena als
Trainings- und Testfläche hinzu. Surmann: "Das sorgt für ein
realwissenschaftliches Qualifizierungskonzept, bei dem nicht simuliert,
sondern mit echten Robotern gearbeitet wird." Kleine, mobile Roboter und
Drohnen sollen mit künstlicher Intelligenz selbst und immer schneller
lernen, wie Menschen von einfachen Aufgaben in der Logistik entlastet
werden können. Im Schwarm sollen sie unter Wahrnehmung ihrer Umwelt
selbstständig Entscheidungen treffen und im Team Lagertransporte
ausführen. Wobei die Roboter nicht arbeiten wie die Menschen. Surmann:
"Roboter können sich viel schneller bewegen und bremsen als Menschen. Sie
stellen etwa Pakete nichts ins Regal, sondern beschleunigen die Pakete
beim Transport so sehr, dass sie beim Abbremsen des Roboters von selbst an
ihren Regalplatz rutschen. Wie wenn ein Auto sehr schnell abbremst und die
Fahrgäste dadurch nach vorne geschleudert werden." Da kommen dann auch
noch Sicherheitsaspekte in der Roboterführung hinzu.

Neben der Roboterforschung wirft Surmann seine über 30 Jahre Lehrerfahrung
in der Roboterforschung in die Waagschale. Denn nicht nur die Roboter
sollen lernen: Gleichzeitig will Surmann Studierende dafür qualifizieren,
solche Roboter anzuleiten und zu kontrollieren, denn, so der Forscher und
Hochschullehrer: "Wir brauchen qualifizierte Menschen und sich selbst
qualifizierende Roboter, um den Aufgaben der Zukunft gewachsen zu sein."
Und das alles nicht auf einem theoretischen Forschungsniveau, sondern ganz
praktisch und anwendungsorientiert. Das Projekt läuft über etwas mehr als
zwei Jahre bis Anfang 2022.
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AUSSEN/2208: Irak - Heiko Maas' Einschätzung ist abstrus

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Dezember 2019

Irak: Heiko Maas' Einschätzung ist abstrus



Zu den anhaltenden Protesten im Irak erklärt Omid Nouripour, Sprecher
für Außenpolitik:

Im Irak gehen die Menschen weiter gegen das von Korruption und
Misswirtschaft geprägte politische System auf die Straße. Der
Rücktritt von Premierminister Adel Abdel Mahdi ist ein erster Schritt
in die richtige Richtung, wird die Proteste jedoch nicht eindämmen.
Die irakischen Sicherheitskräfte gehen trotz internationaler Kritik
weiter mit exzessiver Gewalt gegen die Demonstrantinnen und
Demonstranten vor. Seit Ausbruch der Proteste Anfang Oktober wurden im
Irak über 400 Menschen getötet, über 16.000 wurden verletzt. Es ist
jetzt dringend notwendig, eine umfassende Untersuchung der Gewalt
durch die Vereinten Nationen zu beginnen und die Verantwortlichen zur
Rechenschaft zu ziehen.

Gleichzeitig muss die Bundesregierung der irakischen Regierung und den
Sicherheitsbehörden endlich unmissverständlich klar machen, dass
Deutschland derartige Gewalt gegen Demonstranten nicht tolerieren
wird. Sie muss daher schleunigst deutsche Hilfen an den Irak
überprüfen und vor allem ausschließen können, dass die Ausbildung der
deutschen Bundeswehr dazu dient, irakische Sicherheitskräfte
auszubilden, die Gewalt gegen Demonstranten anwenden. Heiko Maas'
Aussage "Wenn es dort keine Defizite gäbe, bräuchte man auch die
Ausbildungshilfe der Bundeswehr nicht", ist abstrus. Die hohe Zahl von
Todesopfern und Verletzten und die fortgesetzte Repression deuten
nicht auf mangelhafte Ausbildung der Sicherheitskräfte als Ursache der
Opferzahlen hin, sondern vielmehr auf mangelnden politischen Willen,
die Forderungen der Protestierenden zu akzeptieren.

Die Bundesregierung muss außerdem dem Iran deutlich machen, dass es
nicht sein kann, dass die iranischen Revolutionsgarden über die
Kraftverhältnisse im Irak entscheiden. Eine zentrale Forderung der
Demonstranten ist auch ein Ende der Einmischung ausländischer Akteure,
allen voran Irans. Die kommende irakische Regierung muss die
politischen Rahmenbedingungen dafür schaffen, dass die Irakerinnen und
Iraker die Möglichkeit haben, selbst über die Zukunft ihres Landes zu
entscheiden.

 * 
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BILDUNG/943: PISA-Studie muss Weckruf sein

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Dezember 2019

PISA-Studie muss Weckruf sein



Zur heute veröffentlichten PISA-Studie erklärt Margit Stumpp,
Sprecherin für Bildungspolitik:

Die aktuelle PISA-Studie muss ein Weckruf sein. Sie zeigt deutlich,
dass der Bildungserfolg in Deutschland nach wie vor stark vom
Elternhaus abhängt. Das ist beschämend. Bei der Lesekompetenz ist der
Unterschied zwischen privilegierten und benachteiligten Kindern sogar
noch größer geworden. Notwendig sind eine bessere Förderung der
schwächeren Schülerinnen und Schüler, die am stärksten unter dem
segregierten Schulsystem und Lehrkräftemangel leiden, sowie
grundsätzliche Qualitätsverbesserungen. Statt Absichtsbekundungen und
Lippenbekenntnissen braucht es jetzt endlich eine konzertierte Aktion
von Bund, Ländern und Kommunen. Alle Beteiligten müssen an einem
Strang ziehen für gut e Bildung, gerechte Zukunftschancen und einen
modernen Bildungsföderalismus, der einen echten Mehrwert schafft. Hier
ist vor allem der Bund gefordert, seine Anstrengungen deutlich
auszubauen. PISA untermauert auch unsere Kritik am Digitalpakt. Wir
müssen der Gefahr aktiv begegnen, dass der 'digital gap' die
Chancenungerechtigkeit nicht noch weiter vergrößert. Dafür müssen die
Nachfolgefinanzierung und der Einsatz von IT-Fachkräften gesichert
werden.

Höhere Bildungsanstrengungen und -ausgaben sind sowohl individuell als
auch gesamtgesellschaftlich zwingend. Denn bessere Leistungen von
Schülerinnen und Schülern können den künftigen Wohlstand Deutschlands
enorm erhöhen, wie eine aktuelle Ifo-Studie zeigt. Es ist Zeit für
einen bildungspolitischen Aufbruch. Dafür braucht es ein Ende des
Kooperationsverbotes, eine besondere Förderung der Schwächeren, eine
größere Verantwortung des Bundes und mehr länderübergreifende
Zusammenarbeit. Wir dürfen keine Zeit mehr verlieren. Das OECD-Urteil
"Durchaus akzeptabel" darf nicht der Anspruch unserer Bildungspolitik
bleiben.
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EUROPA/1835: Faire Verteilung statt Beschneidung von Flüchtlingsschutz

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Dezember 2019

Faire Verteilung statt Beschneidung von Flüchtlingsschutz



Anlässlich des heutigen Treffens der EU-Justiz- und Innenministerinnen
und -minister in Brüssel erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für
Flüchtlingspolitik:

Der Bundesinnenminister muss das Treffen nutzen, um sich für eine
faire Lösung für europäische Verantwortungsteilung einzusetzen, die
dem Flüchtlingsschutz gerecht wird.

Es ist gut, dass Horst Seehofer endlich erkannt hat, dass das
bisherige Dublin-System gescheitert ist. Es ist auch richtig, dass es
an Stelle dessen einen neuen Ansatz zur solidarischen Verteilung von
Schutzsuchenden auf die Mitgliedstaaten braucht. Die Ideen des
Innenministers, über die zuletzt in der Presse berichtet wurde,
verstoßen jedoch gegen EU-Flüchtlingsrecht und beschneiden die Rechte
der Schutzsuchenden. Die vorgeschlagenen Vorprüfungen an den
EU-Außengrenzen werden bestehende Probleme nicht lösen, sondern neue
schaffen.

Schon jetzt können in den Hotspots auf den griechischen Inseln
besonders Schutzbedürftige, Kinder, Traumatisierte und Folteropfer zum
Beispiel nicht identifiziert und entsprechend untergebracht und
behandelt werden. Die Antwort, wie dies dann in noch größeren
Außengrenzlagern funktionieren soll, bleibt die Bundesregierung auch
auf Nachfrage unserer Fraktion schuldig. Das de facto
Nicht-Beantworten parlamentarischer Fragen zum Rechtsschutz und zum
Umgang mit besonders Schutzbedürftigen zeugt von ignoranter
Auskunftsverweigerung.

Wenn in Lagern an den Außengrenzen darüber entschieden werden soll, ob
jemand überhaupt ein Recht auf Zugang zu Schutz in der EU hat, dann
würde dies den rechtstaatlichen Prinzipien der EU widersprechen.

Wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie ablässt von diesen
Abschottungsphantasien, die weder praktikabel noch
menschenrechtskonform umsetzbar sind. Stattdessen soll sie sich für
eine tragfähige Lösung einsetzen, die fair ist für die
Mitgliedsstaaten, aber nicht zu Lasten der schutzsuchenden Menschen
geht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SICHERHEIT/981: Die NATO ist in einer existenziellen Krise

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Dezember 2019

Die NATO ist in einer existenziellen Krise



Anlässlich des NATO-Gipfels in London am 3. und 4. Dezember 2019
erklären Dr. Tobias Lindner, Sprecher für Sicherheitspolitik, und
Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Die NATO ist an ihrem 70. Geburtstag in einer existenziellen Krise.
Die Äußerungen von Emanuel Macron waren eine Provokation - aber sie
haben eine überfällige Debatte angestoßen. Dieser Debatte verweigert
sich Deutschland, ebenso wie andere NATO-Staaten. Maas und Merkels
Bashing gegen Macron belegt nicht nur die tiefe Krise in den
deutsch-französischen Beziehungen. Es steht auch augenfällig im
Kontrast zu der Zögerlichkeit, mit der der völkerrechtswidrige Krieg
der Türkei in Nordsyrien verurteilt wurde. Das Bündnis muss sich bei
diesem Gipfel ernsthaft mit seiner inneren Verfasstheit
auseinandersetzen. Es ist inakzeptabel, dass ein NATO-Mitglied
völkerrechtswidrig in Nordsyrien interveniert. Das muss im Bündnis
Konsequenzen hab en.

So richtig ist es ist, dass die EU die abschreckende Wirkung der NATO
zurzeit nicht ersetzen kann, so wahr ist auch, dass die NATO schon
lange nicht mehr die Antwort auf die neuen
Sicherheitsherausforderungen durch die Konflikte südlich von Europa
ist. Hier muss Europa eine eigene Antwort geben.

Die wichtigste Aufgabe der NATO ist die Verteidigung ihrer Mitglieder
gegen symmetrische Bedrohungen. Diese Aufgabe kann sie aber nur dann
wirklich wahrnehmen, wenn ihre Mitglieder die internen Differenzen
überwinden. Dafür müssen sie sich ehrlich machen. Es reicht nicht,
wenn die Staats- und Regierungschefs beim Geburtstagsgipfel
Geschlossenheit simulieren.

Die Vorstellung, dass ein höherer deutscher Beitrag zu den
NATO-Gemeinschaftskosten den Streit um das Zwei-Prozent-Ziel
entschärfen könne, ist absurd. Das ist ein weiterer vergeblicher
Versuch, Donald Trump zu beschwichtigen. Doch inzwischen sollte allen
klar sein: Der US-Präsident lässt sich nicht beschwichtigen. Die
Bundesregierung muss endlich mal Klartext reden. Der
Zwei-Prozent-Fetisch lenkt von den eigentlich wichtigen Fragen über
die konkrete Ausrichtung und Ausgestaltung des Bündnisses ab.
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AGRAR/346: Zukunft nur mit Landwirten, nicht gegen sie

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Dezember 2019

Zukunft nur mit Landwirten, nicht gegen sie

Agrardialog der Bundeskanzlerin wird fortgesetzt, Zukunftskommission
Landwirtschaft geplant



Zum heutigen Austausch der Bundeskanzlerin mit mehr als 40 Verbänden
und Initiativen aus der Landwirtschaft erklärt die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Gitta Connemann MdB:

"Landwirte suchen den Dialog. Sie fühlen sich vom Markt zerrieben,
von der Gesellschaft geächtet, von der Politik verlassen. Sie haben
Angst um ihre Zukunft. Deshalb wollen sie gehört werden. Genau das
hat die Bundeskanzlerin getan. Sie hat damit deutlich gemacht, dass
sie eine Zukunft für die Landwirtschaft in Deutschland will. Das geht
nur mit den Bauern nicht gegen sie. Von den Bauern wird derzeit die
Quadratur des Kreises verlangt. Sie sollen Höchstleistungen erbringen
- zu Tiefstpreisen. Sie sollen Tierwohlställe bauen, bekommen aber
keine Genehmigung. Sie wollen das Klima schützen, aber zu neuen
Pflanzenzüchtungen und modernem Pflanzenschutz sagt die Gesellschaft
nein.

Diese Widersprüche und Zielkonflikte müssen gelöst werden. Dabei kann
eine Zukunftskommission Landwirtschaft helfen. Deutscher
Bauernverband und die Initiative 'LandSchafftVerbindung' sollen der
Kanzlerin dafür gemeinsam mit der Branche bis Februar einen Vorschlag
machen. Das ist eine Riesenchance. Denn die Landwirte und ihre
Familien brauchen Berechenbarkeit und Planungssicherheit. Dafür
müssen Maßstab für politisches Handeln Fakten und Wissenschaft sein,
nicht Ideologie oder Lautstärke.

Dieser Maßstab soll für das Aktionsprogramm Insektenschutz angelegt
werden. Das Bundesumweltministerium droht bislang ausschließlich mit
Verboten und großflächigen Auflagen - ohne Entschädigung. Dabei sind
Schutzgebiete erst durch die Pflege von Landwirten entstanden.
Artenschutz geht nur mit der Landwirtschaft. Deshalb sollen die
Landwirte jetzt endlich mit an einem Runden Tisch sitzen -
partnerschaftlich."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





BILDUNG/1045: Mehr Kooperation für bessere Bildung nötig

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Dezember 2019

Mehr Kooperation für bessere Bildung nötig

Neue PISA-Ergebnisse: Deutschland muss bald zur Spitzengruppe gehören



Am heutigen Dienstag wurden die Ergebnisse der OECD-Erhebung PISA
2018 in den Bereichen Lesen (Schwerpunkt), Mathematik und
Naturwissenschaften veröffentlicht. Hierzu erklären der bildungs- und
forschungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Albert Rupprecht, und die zuständige Berichterstatterin
Dietlind Tiemann:

Albert Rupprecht: "Es ist erfreulich, dass Deutschland über
dem OECD-Durchschnitt liegt. Dennoch können wir uns nicht
zufriedengeben, denn die Fortschritte sind überschaubar. Unser
Anspruch muss sein, bald zur Spitzengruppe zu zählen. PISA 2018 zeigt
deutlich, dass wir unser Bestreben nach mehr föderaler
Bildungskooperation verstärken müssen. Das ist erst recht notwendig,
nachdem der nationale Bildungsrat bei einigen Bundesländern auf
Ablehnung stößt. Dabei ist klar: Schulbildung ist eine Kernkompetenz
der Bundesländer. Wir müssen neue Wege für eine bessere
Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern finden, gemeinsame und
verbindliche Bildungsziele festlegen und entsprechend der föderalen
Zuständigkeit und jeweiligen Verantwortung engagiert daran arbeiten.
Das sollte auf einem neuen Bildungsgipfel diskutiert werden."

Dietlind Tiemann: "Die relativ stabilen Ergebnisse der neuen
PISA-Studie dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, dass wir weiter vor
großen Herausforderungen stehen. Wir sind bei den Naturwissenschaften
auf dem richtigen Weg, haben aber bei der Lesekompetenz noch
Nachholbedarf. Die große Streuung der Ergebnisse in den Bundesländern
bedeutet auch, dass es zwischen den Ländern in der KMK endlich ein
Miteinander und eine Orientierung an den besten Ergebnissen und
Erfahrungen geben muss. Daneben brauchen wir weiter Investitionen in
die Qualität der schulischen Infrastruktur und die Lehrerinnen und
Lehrer."
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INNEN/3528: Integration - Unterstützung beim Spracherwerb und beim Einstieg in den Arbeitsmarkt zahlen sich aus

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Dezember 2019

Integration: Unterstützung beim Spracherwerb und beim Einstieg in
den Arbeitsmarkt zahlen sich aus



Zum heute vorgestellten Bericht der Beauftragten der Bundesregierung
für Migration, Flüchtlinge und Integration können Sie die
Integrationsbeauftragte der CDU/CSU Bundestagfraktion, Nina Warken,
wie folgt zitieren:

"Der 12. Bericht der Integrationsbeauftragten der Bundesregierung
attestiert uns Fortschritte bei der Integration von Zuwanderern. Das
ist erfreulich, besonders weil der öffentliche Diskurs häufig von
Hass und Hetze bestimmt ist und zum Teil ein anderes Bild vermittelt.
Dennoch: Unsere Anstrengungen dürfen nicht nachlassen. Wir müssen
insbesondere bei denen ansetzen, ohne die eine langfristige,
erfolgreiche Integration nicht gelingen kann - nämlich bei Frauen und
Kindern. Gerade bei ihnen werden sich Investitionen in Spracherwerb
und Unterstützung beim Einstieg in den Arbeitsmarkt langfristig
auszahlen."
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SOZIALES/2030: Barrieren im Kopf abbauen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Dezember 2019

Barrieren im Kopf abbauen

Internationaler Tag der Menschen mit Behinderung erinnert daran, dass
wir eine Kultur des barrierefreien Denkens und Planens brauchen



Der von den Vereinten Nationen seit 1982 ausgerufene Gedenktag weckt
die Sensibilität der Öffentlichkeit für die vielfältigen Probleme und
Herausforderungen, denen Menschen mit Behinderungen in ihrem Alltag
gegenüberstehen. Dazu erklärt der Beauftragte für Menschen mit
Behinderungen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Wilfried Oellers:

"Auf dem Weg zu einer wirklich inklusiven Gesellschaft gibt es noch
eine ganze Reihe von Herausforderungen zu lösen. Ich freue mich
daher, dass es uns gelungen ist, einige wichtige gesetzgeberische
Maßnahmen zur Weiterentwicklung des Bundeteilhabegesetzes auf den Weg
zu bringen. So haben wir mit dem Angehörigen-Entlastungsgesetz Eltern
von erwachsenen Menschen mit Behinderungen spürbar entlastet, mit dem
Budget für Ausbildung ein wichtiges Instrument für die bessere
Integration von Behinderten in den ersten Arbeitsmarkt geschaffen und
die Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung für die Zukunft
gesichert.

Trotz der Erfolge der vergangenen Jahre und obwohl sich der Blick auf
Menschen mit Behinderungen schon deutlich verändert hat, gibt es nach
wie vor viele Barrieren im Kopf zu überwinden, die Teilhabe
erschweren. Wir brauchen dringend eine Kultur des barrierefreien
Denkens und Planens. Es sollte inzwischen selbstverständlich sein,
dass bei Bauplanung Gebäude barrierefrei gedacht, geplant und
errichtet werden, dass die Verkehrsplanung immer schon von Beginn an
barrierefrei gedacht werden und dass Dienstleister von Beginn ihrer
Angebotsleistung das Angebot immer schon barrierefrei planen, ob das
bei Sport, in der Kultur, beim Tourismus, in der Verwaltung oder in
der Politik ist. Mein Wunsch anlässlich des Internationalen Tag der
Menschen mit Behinderung ist, dass wir einen ganz
selbstverständlichen Umgang miteinander haben, Vorbehalte abbauen und
die Vielfalt menschlichen Daseins als Chance und Bereicherung sehen."
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AGRAR/115: Neues Agrarleitbild für zukunftsfähige Landwirtschaft

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Dezember 2019

Neues Agrarleitbild für zukunftsfähige Landwirtschaft



"Wenn man von landwirtschaftlicher Arbeit nicht mehr leben kann und
gleichzeitig die natürlichen Lebensgrundlagen unter Druck geraten, ist
die Agrarpolitik in einer gefährlichen Sackgasse. Die strategische
Ausrichtung auf möglichst billige Rohstofflieferung für den
globalisierten Weltagrarmarkt schadet Mensch und Natur. Die
Agrarbetriebe dürfen nicht länger vor allem die Profite
internationaler Konzerne vermehren. Dagegen ist Widerstand notwendig.
Gleichzeitig müssen ökologische Probleme endlich konsequent gelöst
werden", kommentiert Kirsten Tackmann, agrarpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, den heutigen Agrargipfel. Tackmann weiter:

"Nur durchschnittlich 13,6 Prozent der Bruttowertschöpfung in der
Lebensmittelkette betreffen die Agrarbetriebe, während Verarbeitung
und Vermarktung über 86 Prozent abschöpfen. Das ist das Ergebnis einer
verfehlten Agrarpolitik. Die Bundesregierung muss den heutigen
Agrargipfel als Grundstein für eine Agrarleitbilddebatte nutzen, die
wieder eine Versorgungsfunktion der Erzeugerbetriebe in den
Mittelpunkt stellt. Die Marktmacht des Lebensmitteleinzelhandels muss
beschränkt werden, um faire Preise für Erzeugerbetriebe zu generieren
und die bisherigen Profiteure des Systems an der Finanzierung von
Natur- und Klimaschutz zu beteiligen."

 * 

Quelle:
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BILDUNG/938: Bernd Riexinger zur Pisa-Studie

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Bernd Riexinger zur Pisa-Studie



Heute wurden die Ergebnisse der Pisa-Studie vorgestellt. Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, dazu:

"Seit Jahren zeigt die Pisa Studie das immer gleiche Bild. Gute
Bildungschancen für Kinder und Jugendliche hängen weiter vom
Elternhaus ab. Dabei ist Bildungsgerechtigkeit kein Zufall. Es ist
bekannt was wir dafür brauchen: kleinere Klassen, längeres gemeinsames
Lernen und mehr Investitionen in Schulen. Statt die Ergebnisse schön
zu reden, sollte Frau Karliczek endlich das benötigte Geld in die Hand
nehmen, um diese Erkenntnisse umzusetzen."

 * 
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BILDUNG/937: Gemeinschaftsaufgabe Bildung im Grundgesetz verankern

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Dezember 2019

Gemeinschaftsaufgabe Bildung im Grundgesetz verankern



"Wir brauchen einen Bildungsaufstand. Das zeigen abermals die
Ergebnisse von PISA. Sie diagnostizieren altbekannte Probleme des
deutschen Bildungssystems. Es ist ein längst überfälliger ordentlicher
Ruck in der Bildungspolitik in den Ländern und im Bund notwendig. Doch
offenkundig mangelt es am Willen und Einsatz für gute und gerechte
Bildung für alle. Statt Kleinstaaterei-Gehabe wie jüngst von Bayern
und Baden-Württemberg, und dem Verweis der Bundesregierung auf
Nichtzuständigkeit brauchen wir mehr Willen und spürbaren Einsatz",
erklärt Birke Bull-Bischoff, Sprecherin für Bildungspolitik der
Fraktion DIE LINKE, zu den neuen Ergebnissen der PISA-Studie.
Bull-Bischoff weiter:

"Es liegt so klar auf der Hand, was angepackt werden muss. Wie soll
denn bei dem vorherrschenden Lehrkräftemangel, der sozialen Auslese,
dem Unterrichtsausfall, überfüllten Klassen, fehlenden Schulen auf dem
Land und in der Stadt eine gute Lern- und Lehrsituation entstehen? Der
steigende gesellschaftliche Druck auf Schulen, Lehrkräfte,
Schülerinnen und Schüler mit wachsendem Leistungs- und Notendruck tut
sein Übriges.

Befristete Bund-Länder-Programme oder Programme der Bundesregierung
lösen offensichtlich nicht die bestehenden Probleme und führen
andererseits auch nicht zu guten und nachhaltigen Ergebnissen. Bund,
Länder und Kommunen müssen in der Bildung endlich an einem Strang
ziehen und dauerhaft miteinander arbeiten können. Das
Kooperationsverbot muss endlich komplett fallen und eine
Gemeinschaftsaufgabe Bildung im Grundgesetz verankert werden. Bund und
Länder dürfen in ihrer Engstirnigkeit nicht länger mit den
Bildungschancen junger Menschen spielen. Es müssen schleunigst die
Voraussetzungen für individuelle Förderung und längeres gemeinsames
Lernen geschaffen werden. Ohne gute Lehrkräfte mit guten
Arbeitsbedingungen wird das nicht gehen."

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/2028: Austritt aus dem Militärbündnis NATO

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Dezember 2019

Austritt aus dem Militärbündnis NATO



"70 Jahre NATO sind kein Grund zum Feiern. Der Militärpakt selbst
steckt in einer tiefen Krise. Auch angesichts der jüngsten Invasion
des NATO-Mitglieds Türkei an der Seite einer islamistischen Soldateska
in Syrien ist die selbsterklärte Wertegemeinschaft NATO moralisch
bankrott. DIE LINKE fordert den Austritt aus den militärischen
Strukturen der NATO. Die NATO als kostspieliges Kriegsführungsbündnis
muss aufgelöst und ein kollektives Sicherheitssystem unter
Einbeziehung Russlands geschaffen werden. Die Bundesregierung muss die
Vorschläge des französischen Präsidenten Emmanuel Macron für ein Ende
der Konfrontationspolitik der NATO gegen Russland ernsthaft prüfen",
erklärt Sevim Dagdelen, abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Es ist falsch und fahrlässig, dass die Bundesregierung auf Druck von
US-Präsident Donald Trump noch mehr Milliarden für die Aufrüstung
verpulvert und jetzt auch noch anbietet, bei einem wesentlich
geringeren Bruttoinlandsprodukt im Vergleich zu den USA einen
gleichhohen Beitrag wie Washington zu den NATO-Gemeinschaftsausgaben
beizusteuern. DIE LINKE fordert dagegen, die deutschen Ausgaben für
den militärischen Teil der Gemeinschaftsausgaben der NATO einzusparen.
Es ist wenig verwunderlich, dass die Zustimmung für eine
NATO-Bündnisverteidigung angesichts der Eskalationspolitik gegen
Russland und der Stationierung von NATO-Verbänden an der russischen
Grenze auch in der deutschen Bevölkerung immer weiter erodiert.

Die Rüstungsausgaben aller 29 NATO-Staaten belaufen sich auf fast
1.000 Milliarden Dollar, während das zum Hauptfeind stilisierte
Russland seinen Wehretat auf 61 Milliarden Dollar gesenkt hat. Die
Bundesregierung muss US-Präsident Donald Trump endlich die
Gefolgschaft verweigern und den Aufrüstungswahnsinn stoppen. Es wäre
auch eine sozialpolitische Katastrophe, den deutschen Wehretat auf
über 85 Milliarden zu steigern, so wie es die Bundesregierung in der
NATO zugesagt hat, um zur stärksten Militärmacht auf dem europäischen
Kontinent aufzusteigen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Dezember 2019
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SICHERHEIT/2027: Frieden statt NATO

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Dezember 2019

Frieden statt NATO



"Gerade angesichts der Krisenstimmung im Inneren, beflügelt durch die
öffentliche Kritik des französischen Staatspräsidenten Emmanuel
Macron, wird die NATO versuchen, das anstehende Treffen dazu zu
nutzen, sich selbst von ihrer Wichtigkeit und Relevanz zu überzeugen
und durch weitere Aufrüstung militärische Stärke zu demonstrieren.
Dabei ist die NATO nicht nur veraltet, sondern auch ein erhebliches
Sicherheitsrisiko für die Welt. Denn sie setzt ihre militärische Kraft
ausschließlich zur Wahrung ihrer eigenen imperialen Interessen ein,
bricht dabei systematisch geltendes Recht und schürt Konflikte bis hin
zur militärischen Eskalation. Diesem Verhalten muss endlich Einhalt
geboten werden", erklärt Alexander S. Neu, Obmann um
Verteidigungsausschuss für die Fraktion DIE LINKE, anlässlich des
morgen startenden NATO-Gipfels in London. Neu weiter:

"Eines der großen Themen wird die Militarisierung des Weltraums sein.
Neben den bisherigen Operationsbereichen Land, Luft, See und Cyber
soll der Weltraum zum eigenständigen Einsatzgebiet erklärt werden.
Ziel ist dabei vor allem Abschreckung sowie der Schutz von Satelliten,
welche die NATO für die Kommunikation bei Militäreinsätzen nutzt.

Das zweite zentrale Thema ist China. Neben Russland wird nun auch die
Volksrepublik zum neu auserkorenen Feind der NATO erklärt. Dem
Militärbündnis NATO geht es dabei schlichtweg um den eigenen
Machterhalt. Imperialistisches Konkurrenzdenken und die Angst, die
ökonomische und ideologische Vormachtstellung an China zu verlieren,
treiben die NATO daher hin zu immer mehr Aufrüstung und Konfrontation.
Die gesamte NATO-Politik ist dabei auf militärische Expansion
ausgelegt und das, obwohl sie schon jetzt das mächtigste und am
schwersten bewaffnete Militärbündnis der Welt ist.

Aus Sicht der LINKEN muss dieses größenwahnsinnige Verhalten endlich
gestoppt werden. DIE LINKE unterstützt daher die Proteste gegen den
NATO-Gipfel am 3. und 4. Dezember in London und steht an der Seite der
Demonstrantinnen und Demonstranten. Auch ich werde vor Ort sein und an
den Kundgebungen teilnehmen. Im Namen des Friedens widersetzen wir uns
dem Kriegsbündnis NATO und damit auch diesem selbstherrlichen Gipfel.
Die NATO muss aufgelöst und durch ein kollektives Sicherheitssystem
ersetzt werden, welches Abrüstung als zentrales Ziel benennt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Dezember 2019
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SOZIALES/2695: Zum Tag der Menschen mit Behinderung

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Zum Tag der Menschen mit Behinderung



Anlässlich des Tages der Menschen mit Behinderungen erklärt die
Inklusionsbeauftragte der Partei DIE LINKE, Margit Glasow:

Die gegenwärtige Situation in unserer Gesellschaft ist davon
gekennzeichnet, dass die Lebenslagen der Menschen immer ungleicher
werden und Rassismus, Rechtsradikalismus und faschistoide Tendenzen
sich verstärken. Ausgrenzungs- und Selektionsprozesse verfestigen sich
und immer mehr Menschen werden von Teilhabe an der Gesellschaft
ausgeschlossen. Das betrifft sowohl Menschen mit Behinderungen als
auch Menschen mit Fluchterfahrungen, Menschen aus schwierigen
sozio-ökonomischen Verhältnissen, Menschen mit unterschiedlicher
sexueller Orientierung, alte Menschen.

Wir setzen als LINKE dieser Entwicklung etwas entgegen und entwickeln
Alternativen für eine menschenrechtsorientierte Inklusionspolitik, um
den Menschen Mut zu machen und ihnen die volle und wirksame Teilhabe
an der Gesellschaft zu ermöglichen. Wir stellen klar, dass die
Umsetzung von Inklusion im weiten Verständnis ein wichtiger Faktor für
den Erhalt und die Ausweitung von Demokratie ist. Denn zu den
gefährlichen Tendenzen gesellschaftlicher Spaltung, Ausgrenzung und
Exklusion ist Inklusion der gesellschaftliche Gegenentwurf.

Dabei anerkennt DIE LINKE, dass es für Menschen mit Behinderungen
aufgrund fehlender Barrierefreiheit besonders viele strukturelle
Zugangsbeschränkungen gibt: auf dem Arbeitsmarkt, im Sozialraum, im
Verkehr, in der Bildung und in der haupt- und ehrenamtlichen
politischen Beteiligung. Nach wie vor bestehen viele soziale und
kommunikative Barrieren sowie Strukturen der Fremdbestimmung, die
Menschen mit Behinderungen tendenziell - in der Gesellschaft, aber
auch innerhalb der Partei - ausschließen. Sie machen oft die
Erfahrung, trotz hohem zeitlichem und fachlichem Aufwand nur wenig
Einfluss zu haben, und müssen immer wieder erleben, dass andere für
sie denken, für sie planen und für sie handeln.

Diese strukturellen Barrieren will DIE LINKE innerhalb der Partei
weiter abbauen. Sie hat deshalb bereits im März 2014 ein
Teilhabekonzept beschlossen, das im September 2019 aktualisiert wurde.
Mit diesem Konzept sollen die Voraussetzungen geschaffen werden, dass
Menschen mit Behinderungen ihr Selbstvertretungsrecht wahrnehmen
können und sich als gleichberechtigte Mitglieder, Sympathisierende,
Wähler*innen und Gewählte am Parteileben aktiv beteiligen können.

Mit dem Wettbewerb "Barrierefreie Geschäftsstellen" will DIE LINKE
zeigen: Es gibt auch einfache Lösungen, wenn es darum geht, dass alle
Menschen am Leben in der Gesellschaft und am politischen Leben in
unserer Partei teilhaben können. Wichtig ist, den Menschen zu
signalisieren: Du bist willkommen bei uns. DIE LINKE will mit dem
Wettbewerb dazu ermuntern, sich mit den Themen Barrierefreiheit und
Teilhabe für alle intensiv zu beschäftigen. Die Preisträger*innen in
diesem Jahr sind der Kreisverband Elbe-Elster aus Finsterwalde und die
gemeinsame Geschäftsstelle des Landesverbandes Schleswig-Holstein und
des Kreisverbandes Kiel.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Bundesgeschäftsstelle
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BILDUNG/956: PISA-Ergebnisse sind desaströses Zeugnis für Bildungspolitik

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Dezember 2019

SATTELBERGER: PISA-Ergebnisse sind desaströses Zeugnis für
Bildungspolitik



Zu den PISA-Ergebnissen erklärt der bildungspolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Thomas Sattelberger:

"Deutschland geht bildungspolitisch in den Sinkflug. In allen drei
PISA-Testfächern sind deutsche Schüler zurückgefallen: in
Naturwissenschaften und Mathe auf das Niveau von 2003, beim Lesen auf
den Wert von 2009. Es gibt noch weitere alarmierende Befunde: 20
Prozent der deutschen Schüler erreichen nur ein sehr geringes
Leistungsniveau. Fast jedes dritte Kind, das nicht auf ein Gymnasium
geht, ist leseschwach. Der Schulerfolg hängt in Deutschland deutlich
stärker vom Elternhaus ab als in anderen Ländern. All das ist ein
desaströses Zeugnis für die Bildungspolitik hierzulande.
Bundesbildungsministerin Karliczek muss sich vorhalten lassen, das
kleinkarierte Kompetenzgerangel zwischen Bund und Ländern nicht
beendet zu haben. Um zur Weltspitze aufzuschließen, muss Deutschland
nicht nur deutlich mehr Geld in die Bildung investieren, sondern auch
den Bildungsföderalismus grundlegend reformieren. Wir brauchen
endlich bundesweit einheitliche Bildungsstandards."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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RECHT/934: Wahlrecht darf nicht zum Spielball der Großen Koalition werden

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Dezember 2019

RUPPERT: Wahlrecht darf nicht zum Spielball der Großen Koalition
werden



Zu den Medienberichten über einen neuen Anlauf zur Wahlrechtsreform
erklärt der Parlamentarische Geschäftsführer der FDP-Fraktion Dr.
Stefan Ruppert:

"Mit einem Ende der Großen Koalition vor Augen wacht die SPD nun
endlich beim Wahlrecht auf. Bisher hatte sie den Eindruck erweckt,
dass ihr ein übergroßer Bundestag gelegen kommt. Frei nach dem Motto:
Lieber ein kleines Stück von einem großen Kuchen als ein kleines
Stück von einem kleinen Kuchen. Dabei ist die Diskussion bereits
weiter: Gemeinsam mit den Fraktionen der Grünen und Linken hat die
FDP-Fraktion ein Modell vorgelegt, das dauerhaft für einen kleineren
Bundestag sorgt und bei dem jede Wählerstimme gleich viel zählt. Nur
die Union verschließt sich dieser Lösung, weil sie einen
parteipolitischen Vorteil für sich erreichen will. Sie will nicht
alle Überhangmandate ausgleichen und damit dafür sorgen, dass nicht
das Verhältnis der Zweitstimmen allein für die Sitzverteilung
maßgeblich ist. Wir erwarten nun von der SPD, dass sie die Union von
diesem egoistischen Kurs abbringt und sich nicht von der Union
vereinnahmen lässt. Das Wahlrecht darf nicht zum Spielball der Großen
Koalition zu werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4958: PISA-Studie - Kein Grund zum Jubeln, sondern zum Arbeiten (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. Dezember 2019

PISA-Studie: Kein Grund zum Jubeln, sondern zum Arbeiten!



In der heute veröffentlichten aktuellen PISA-Studie liegt die
Bundesrepublik im oberen Mittelfeld der OECD-Länder. "Das kann nicht
zufrieden stellen: Bei der Bildungsgerechtigkeit tritt Deutschland bei
allen Anstrengungen seit Jahren auf der Stelle", erklärt die
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Sabine Boeddinghaus. "Noch immer ist die
soziale Herkunft ausschlaggebend für den Bildungserfolg. Ein besonders
schlimmes Beispiel dafür ist das Hamburger Zwei-Säulen-Modell - ein
echtes Armutszeugnis."

Boeddinghaus betont mit Hinweis auf zahlreiche Studien, die
unterstreichen, dass für die Lernerfolge die Bindungsarbeit der
Pädagog_innen wesentlich ist: "Pädagogische Bindungsarbeit kann nur in
einem verlässlichen Schulsystem Früchte tragen, das nicht aussondert
und alle Kinder im Blick hat. Sie und ihre individuellen Lernzuwächse
sind der Maßstab guter, inklusiver Bildung. Um sie zu fördern, braucht
es empathisches, engagiertes Personal mit Zeit und Raum an den Schulen
- so, wie wir es in unserem Entwurf für ein neues Schulgesetz
vorschlagen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019
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HAMBURG/4957: Schulsporthallenbau - Senat planlos (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 2. Dezember 2019

Schulsporthallenbau: Senat planlos



Die Regierungsfraktionen bringen in der Bürgerschaftssitzung am
4. Dezember einen Antrag für die Weiterentwicklung des
Schulsporthallenbaus ein. "Der Senat gibt hier kleine Schritte als
einen vollen Marathon aus", kritisiert Mehmet Yildiz, sportpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.

"DIE LINKE fordert seit Jahren ein Gesamtkonzept zum Thema Sport und
Schulsport", so Yildiz. "Dieses muss ein integraler Bestandteil der
Schul- und Stadtteilentwicklung sein." Nur dann könnten Bedarfe vor
Ort erkannt und gedeckt werden, erklärt Yildiz: "Einerseits baut der
Senat neu, andererseits werden benötigte Sporthallen abgerissen. Die
Sporthalle der Stadtteilschule Horn ist kürzlich abgerissen worden,
obwohl Nachbarschulen dringenden Bedarf an einer Mitnutzung hatten -
das ist eine planlose Verschwendung von Steuergeldern und die Folge
eines fehlenden Gesamtkonzepts des Senats."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019
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BILDUNG/1536: PISA-Studie mahnt Handlungsbedarf an

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

PISA-Studie mahnt Handlungsbedarf an



Oliver Kaczmarek, bildungs- und forschungspolitischer Sprecher:

In der heute vorgestellten PISA-Studie haben die deutschen
Schülerinnen und Schüler im Mittelfeld abgeschlossen. Bei den
gemessenen Kompetenzfeldern Lesen, Naturwissenschaften und Mathematik
lagen die Ergebnisse zwar über dem OECD-Durchschnitt, aber
signifikante Verbesserungen konnten nicht erreicht werden. Besonders
problematisch sind die Leistungsabstände und die hohe Abhängigkeit des
Bildungserfolgs von der sozialen Herkunft. Alle drei Jahre misst die
PISA-Studie die Kompetenzen 15-jähriger Schülerinnen und Schüler in
zentralen Leistungsbereichen.

"Die PISA-Studie 2018 zeigt erneut, dass der Bildungserfolg in
Deutschland durch große Leistungsabstände und eine zu hohe
Abhängigkeit von der sozialen Herkunft belastet wird. Diese
Herausforderung kann nur bewältigt werden, wenn Bund und Länder
strukturbildend in der Bildungspolitik zusammenarbeiten. Wir brauchen
keine Bildungskleinstaaterei, wie sie die CSU bei der Verhinderung des
Nationalen Bildungsrats unter Beweis stellt. Wir brauchen mehr
Zusammenarbeit und mehr gemeinsame Investitionen.

Der Digitalpakt in Folge der Grundgesetzänderung war ein erster
Schritt. Die SPD-Bundestagsfraktion will jetzt mit einem neuen
Ganztagsprogramm den Rechtsanspruch für die Grundschule auf
Ganztagsunterricht bis 2025 umsetzen. Damit leisten wir einen
konkreten Beitrag, um neue Strukturen zu bilden, die bessere
schulische Leistungen und mehr Chancengleichheit für die Schülerinnen
und Schüler befördern."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:
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BERUF/1956: Anerkennungsgesetz - Bestehende Angebote nicht geeignet (idw)

Forschungsinstitut Betriebliche Bildung (f-bb) gGmbH - 02.12.2019

Bestehende Angebote nicht geeignet



Das Anerkennungsgesetz eröffnet ausländischen Fachkräften einen
gesetzlichen Anspruch, ihre im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen
anerkennen zu lassen. Dabei kommt das Anerkennungsverfahren zur Anwendung:
Werden durch die prüfenden Stellen wesentliche Unterschiede zum deutschen
Referenzberuf festgestellt, können die ausländischen Fachkräfte diese über
Qualifizierungsmaßnahmen (Anpassungsqualifizierungen) ausgleichen. Bisher
werden im Bereich der dualen Berufe Anpassungsqualifizierungen jedoch nur
selten genutzt. Das liegt vor allem daran, dass aktuell nur wenige
Angebote bestehen, die auf die individuellen Bedürfnisse der Zielgruppe
abgestimmt sind.

2012 verabschiedete die Bundesregierung das sogenannte Anerkennungsgesetz.
Dieses eröffnet ausländischen Fachkräften einen gesetzlichen Anspruch,
ihre im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen u. a. im Bereich der
dualen Berufe anerkennen zu lassen. Dabei kommt das Anerkennungsverfahren
zur Anwendung: Werden durch die prüfenden Stellen wesentliche Unterschiede
zum deutschen Referenzberuf festgestellt, können die ausländischen
Fachkräfte diese über Qualifizierungsmaßnahmen
(Anpassungsqualifizierungen) ausgleichen. Bisher werden im Bereich der
dualen Berufe Anpassungsqualifizierungen jedoch nur selten genutzt. Das
liegt vor allem daran, dass aktuell nur wenige Angebote bestehen, die auf
die individuellen Bedürfnisse der Zielgruppe abgestimmt sind.

Zu diesem Ergebnis kommt eine Analyse des f-bb im Rahmen der vom Institut
betriebenen Fachstelle Beratung und Qualifizierung des Förderprogramms
"Integration durch Qualifizierung (IQ)". Die Analyse fasst Erfahrungen bei
der Anerkennung und Pilotierung von Qualifizierungen in dualen Berufen
zusammen und enthält Empfehlungen für Akteure, die solche Formate
regelhaft anbieten wollen. So benötigt die Zielgruppe der ausländischen
Fachkräfte sehr indivdiuelle Qualifizierungspläne, die modulare und
betriebliche Qualifizierungsphasen vorsehen können. Der wichtigste
Baustein einer Anpassungsqualifizierung ist eine intensive
Qualifizierungsbegleitung vor und während der Qualifizierung.

Im Rahmen des Förderprogramms IQ wird eine entsprechend ausgestaltete
Begleitung bereits pilothaft umgesetzt. Dabei kommen
Qualifizierungsbegleiter/-innen zum Einsatz, die nach Vorlage des
Anerkennungsbescheides zunächst die für die volle Gleichwertigkeit
erforderlichen Inhalte ermitteln. Die Begleiter/-innen gleichen diese
Inhalte anschließend mit verfügbaren Erstausbildungs- oder
Weiterbildungsangeboten ab. Dies können z. B. überbetriebliche
Lehrlingsunterweisungen oder ausbildungsnahe Weiterbildungen sein.
Außerdem prüfen sie Inhalte für notwendige betriebliche
Qualifizierungsphasen und suchen einen Betrieb, der den Zugewanderten die
Inhalte in Praxisphasen vermitteln kann. Daraus ergibt sich am Ende ein
für die Anerkennungsinteressierten sehr individueller Lehrplan mit
verschiedenen Modulen und Lernorten. Klar ist: Hier entsteht ein neues
Qualifizierungsmodell. Kursangebote für Gruppen (one fits all) sind nur
selten möglich.

Zukünftig kämen für die Umsetzung solcher Modelle diverse Akteure in
Frage, etwa Kammern, Berufsbildungeinrichtungen, u. a. Damit es sowohl für
diese als auch für Kunden zu einem marktfähigen Lernangebot wird, braucht
es aber eine finanzielle Unterstützung. Daher empfiehlt die Analyse eine
Prüfung, inwiefern eine öffentliche Förderung, mindestens der
theoretischen Lerninhalte, möglich ist

Eine weitere Gemeinschaftsaufgabe ist, die Zielgruppe verstärkt über die
Vorteile der vollen Anerkennung aufzuklären. In den dualen Berufen hängt
eine Beschäftigung oder der Weg in die Selbständigkeit nicht immer von der
Anerkennung des Berufsabschlusses ab. Maurer/-in, Schlosser/-in oder
Kaufmann/-frau gehören zu den sogenannten nicht-reglementierten Berufen,
für die eine Anerkennung des Abschlusses keine Voraussetzung zur Ausübung
des Berufs ist. So stellt sich für jede ausländische Fachkraft die Frage,
ob sie die volle Gleichwertigkeit anstreben und dafür den Aufwand einer
Qualifizierung auf sich nehmen sollte. Die Erfahrungen aus dem
Förderprogramm IQ zeigen, dass es dafür sehr gute Gründe gibt: Gerade bei
einem Arbeitsplatzwechsel oder auch bei Gehaltsverhandlungen sind Personen
mit voller Gleichwertigkeit im Vorteil. Die Aufgabe, die Zielgruppe mit
entsprechenden Informationen zu versorgen, kann aber nicht allein bei
Bildungsanbietern liegen. Auch Behörden, Kammern und weitere Akteure im
Kontext Migration und Arbeitsmarkt sind hier gefordert.

Die Förderung der Fachstelle Beratung und Qualifizierung erfolgt im Rahmen
des Förderpogramms IQ durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales
und den Europäischen Sozialfonds.


Originalpublikation:

Berufliche Anerkennung von Fachkräften mit ausländischem Berufsabschluss
in dualen Berufen. Situationsanalyse aus Sicht des Förderprogramms IQ
2015-2018.


Weitere Informationen unter:

https://www.f-bb.de/informationen/publikationen/berufliche-anerkennung-von-fachkraeften-mit-auslaendischem-berufsabschluss-in-dualen-berufen-situatio/

- Zur Publikation im Volltext

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2366

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsinstitut Betriebliche Bildung (f-bb) gGmbH, 02.12.2019
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GEWERKSCHAFT/335: Schulen in schwierigen Lagen brauchen zusätzliche Unterstützung (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 3. Dezember 2019

GEW: "Schulen in schwierigen Lagen brauchen zusätzliche
Unterstützung"

Bildungsgewerkschaft zu den PISA-Ergebnissen: "Schulterschluss zwischen
Bund, Ländern, Kommunen und Sozialpartnern notwendig" - "Lehrkräftemangel
verschärft Ungleichheit"



Frankfurt a.M. - Einen Schulterschluss zwischen Bund, Ländern, Kommunen und
Sozialpartnern hat die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) mit
Blick auf die PISA-Ergebnisse angemahnt. "Die große Abhängigkeit des
Bildungserfolges von der sozialen Herkunft der Schülerinnen und Schüler
bleibt die Achillesferse des deutschen Schulsystems. Auch fast 20 Jahre
nach dem PISA-Schock schafft es Schule nicht entscheidend, Nachteile
abzubauen, die Kinder aus dem Elternhaus mitbringen. Im Gegenteil: Der
Lehrkräftemangel verschärft das Problem. Die Schere geht weiter auf", sagte
Ilka Hoffmann, GEW-Vorstandsmitglied Schule, zu den heute veröffentlichten
PISA-Daten. "Nur mit einer länderübergreifenden Anstrengung ist die
Herausforderung, endlich für mehr Chancengleichheit zu sorgen, zu stemmen.
Dabei sollte auch die Schulstrukturdebatte nicht länger tabuisiert werden."

"Insbesondere Schulen in schwierigen sozialen Lagen müssen deutlich
gestärkt und begleitet werden, damit sie die Schülerinnen und Schüler
besser unterstützen und fördern können. Sonst werden die Unterschiede
zwischen Kindern aus bildungsbenachteiligten Familien und gut betuchten
Elternhäusern gerade vor dem Hintergrund des gravierenden Lehrkräftemangels
an Grundschulen zusätzlich verstärkt", betonte Hoffmann. Es sei
unverantwortlich, Quer- und Seiteneinsteiger insbesondere an Schulen
einzusetzen, in denen ein sehr hohes Maß an pädagogischer Kompetenz
erforderlich ist. Dies verstärke den benachteiligenden Effekt, der durch
die frühe Aufteilung der Schülerinnen und Schüler nach der Grundschule auf
verschiedene Schulformen entsteht.

Hoffmann wies darauf hin, dass Kinder und Jugendliche mit
Migrationshintergrund deutlich schlechtere Bildungschancen als ihre
Mitschülerinnen und -schüler ohne diese Erfahrung hätten: "Auch für diese
Gruppe gibt es dringenden Handlungsbedarf." Zudem regte die GEW-Expertin
an, mehr in der Förderung von Mädchen in Mathe und den MINT-Fächern sowie
Jungen im Lesen zu investieren.

Sie betonte, Deutschland sei gut beraten, weitere Schritte in Richtung
eines inklusiven Schulsystems zu machen. Dies erfordere jedoch eine
deutlich bessere materielle und personelle Ausstattung der Schulen als
bisher. Länder wie Kanada, die ein Gesamtschulsystem haben, zeigten, dass
sich diese Ausgaben lohnen: Es gelänge diesen Staaten wesentlich besser als
Deutschland, Benachteiligungen abzubauen und junge Menschen mit
Migrationshintergrund zu integrieren.

Neben den Lernergebnissen hält Hoffmann aber auch Aspekte wie das
Schulklima, die Lernmotivation und das Wohlbefinden der Schülerinnen und
Schüler für essenziel wichtig. Das gute Abschneiden von Staaten wie China
und Korea dürfe nicht dazu verleiten, die Lernkultur dieser Länder zu
übernehmen. Kinder und Jugendliche stünden dort unter einem so hohen
Leistungsdruck, dass dieser ihre Gesundheit bedroht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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LANDWIRTSCHAFT/1792: Nachhaltige Landwirtschaft im Jahr 2049 (idw)

Deutsche Agrarforschungsallianz (DAFA) - 02.12.2019

Nachhaltige Landwirtschaft im Jahr 2049

Strategisches Forum der Deutschen Agrarforschungsallianz entwickelt
Zielbilder für eine künftige Landwirtschaft



Die heutige Landwirtschaft wird von vielen Seiten kritisiert. Dabei wird
oft nur gesagt, was Landwirtschaft nicht (mehr) tun soll. Orientierung für
Landwirte, Politik und Gesellschaft hingegen können Bilder liefern, die
eine wünschenswerte Landwirtschaft beschreiben. Die Deutsche
Agrarforschungsallianz (DAFA) hat daher ihr diesjähriges Strategisches
Forum am 18. und. 19. November genutzt, um Zielbilder mit der Perspektive
2049 zu entwickeln. Dabei gab es vorwiegend Übereinstimmung unter den gut
einhundert Teilnehmenden aus Politik, Forschung und Verbänden: Die
Landwirtschaft der Zukunft arbeitet mit geschlossenen Stoffkreisläufen,
hat einen engen regionalen Bezug, hält weniger Tiere ohne Antibiotika und
in viel besseren Ställen, schützt die Biodiversität und das Klima und
erhält dafür angemessene Preise. Das alles setzt ein Umdenken bei der
Ernährung und eine andere Agrarpolitik voraus. Weniger Fleisch aus
ethischer Produktion und mehr Regionalität müssen von den Verbrauchern
honoriert und politisch unterstützt werden. Hierzu Hubert Wiggering, der
Sprecher des DAFA-Vorstands: "Die Lebensmittelpreise an der Ladentheke
müssen die wahren Kosten der Produktion widerspiegeln".

Die Akzeptanz solch tiefgreifender Veränderungen setzt aber voraus, dass
die Bürger ausreichend die Vorteile eines neuen Ernährungssystems und
einer neuen, die Möglichkeiten der Digitalisierung nutzenden
Landwirtschaft kennen und erleben. Die landwirtschaftlichen Betriebe der
Zukunft werden Einkommen nicht nur aus der Produktion, sondern auch aus
der Erbringung von gesellschaftlichen Leistungen (Naturschutz,
Landschaftspflege, Klimaschutz, Tierwohl, Gesundheit) erzielen.
Wie geht es nun weiter? Die Teilnehmer des Strategischen Forums 2019
mahnten an, im nächsten Schritt die landwirtschaftliche Praxis, die
Lebensmittelverarbeitung und den Handel einzubeziehen, denn eine hohe
Wertschätzung der Produkte passt nicht zum Wettbewerb um den niedrigsten
Preis. Lebensmittelverluste müssen deutlich vermindert und Ernährungsstile
an Gesundheit und Nachhaltigkeit ausgerichtet werden. Im Idealfall finden
sich Systemlösungen, die auch für andere Länder attraktiv sein können - so
wie Deutschland viel von anderen Ländern lernen kann. Zusammen mit allen
interessierten Gruppen will die DAFA die Zielbilder weiter entwickeln und
Wege zu ihrer Erreichung aufzeigen.

Die DAFA ist eine Gemeinschaftsinitiative der deutschen Agrar- und
Ernährungsforschung. Ihr gehören über 60 deutsche Universitäten,
Hochschulen, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen sowie Bundes- und
Landesforschungsinstitute an. Das Netzwerk verfolgt das Ziel, die
Leistungsfähigkeit sowie die nationale und internationale Sichtbarkeit der
deutschen Agrar- und Ernährungsforschung zu verbessern und für die Praxis
wirksam zu machen.


Weitere Informationen unter:

https://www.dafa.de/veranstaltungen/strategisches-forum-2019-zielbilder/

- Ergebnisse der Veranstaltung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1719

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Agrarforschungsallianz (DAFA), 02.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1434: Innenministerkonferenz - Perspektiven für geflüchtete Kinder schaffen (Flüchtlingsrat Niedersachsen)

Flüchtlingsrat Niedersachsen - 3. Dezember 2019

Innenministerkonferenz ist gefordert: Perspektiven für geflüchtete
Kinder schaffen!



Aus Anlass der bevorstehenden Innenministerkonferenz vom 04. - 06.12.2019
fordern die Landesflüchtlingsräte und PRO ASYL den Bundesinnenminister
erneut auf, ein Aufnahmeprogramm für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge
nicht länger zu blockieren.

"Über 3000 Kinder leben auf den griechischen Inseln unter unerträglichen
Bedingungen in Zelten, unter Planen, sind inhaftiert oder auf der Straße.
Ein weiteres Abwarten und Verschieben der Verantwortung auf andere ist
nicht länger hinnehmbar. Wir fordern die Innenminister auf, jetzt zu
handeln", erklärte hierzu Dörthe Hinz vom Flüchtlingsrat Niedersachsen.

Die Länder Niedersachsen, Berlin und Thüringen haben sich zu einer Aufnahme
von unbegleiteten Minderjährigen schon bereit erklärt. Auch die
Integrationsbeauftragten der Bundesländer fordern ein Aufnahmeprogramm. In
den Lagern und auf der Straße sind die Kinder Gewalt und Ausbeutung
ungeschützt ausgeliefert. Sie leiden an mangelhafter Versorgung und
erhalten kaum pädagogische oder rechtliche Unterstützung. Vor dem
Hintergrund der ausufernden Kinderrechtsverletzungen in Griechenland und
des nahenden Winters ist jetzt Solidarität gefragt. Viele
Jugendhilfeeinrichtungen stehen in Deutschland leer und müssen schließen,
während über 3.000 auf Hilfe angewiesene Kinder und Jugendliche in
Griechenland festsitzen.

Ein breites Bündnis verschiedener Organisationen ruft deshalb in einem
Appell an die Landes- und Bundespolitik dazu auf, noch bis Dezember
unbegleitete Kinder und Jugendliche aus Griechenland in Deutschland
aufzunehmen.



Unterstützt unseren Appell: Mit einem zusätzlichen Musterbrief können sich
Organisationen, Verbände, Jugendhilfeträger und Einzelpersonen an Landes-
und Bundespolitiker_innen wenden und den Appell mit unterstützen.



Weitere Informationen auf unserer Kampagnenseite #Wir haben
Platz - geflüchtete Minderjährige aus Griechenland aufnehmen - noch vor dem
Winter!

https://www.nds-fluerat.org/aktionen/kampagnen/wir-haben-platz-gefluechtete-minderjaehrige-aus-griechenland-aufnehmen-noch-vor-dem-winter/?preview_id=41054&preview_nonce=3cb13008ab&_thumbnail_id=-1&preview=true

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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ASYL/1433: Bundesweiter Abschiebestopp nach Afghanistan ist überfällig (medico international)

medico international - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Innenministerkonferenz: 

Bundesweiter Abschiebestopp nach Afghanistan ist überfällig / Angst vor
Abschiebungen trifft Hunderttausende



(Frankfurt/Main) Die Frankfurter Hilfs- und Menschenrechtsorganisation
medico international fordert anlässlich der Innenministerkonferenz (IMK)
einen bundesweiten Abschiebestopp nach Afghanistan. Dieser Schritt sei
"längst überfällig", so Ramona Lenz, Referentin für Flucht und Migration.

"Afghanistan ist nicht sicher. Dass die Innenminister zum Teil immer noch
das Gegenteil behaupten, hat nichts mit der Realität zu tun. Es geht ihnen
darum, die Abschottungs- und Abschiebepolitik aufrechtzuerhalten, ohne
Rücksicht auf Verluste. An der Situation in Afghanistan ändert das aber
nichts: Der Global Peace Index bezeichnete Afghanistan Mitte 2019 noch vor
Syrien und Jemen als das am wenigsten friedliche Land der Welt. Täglich
kommt es dort zu Anschlägen."

Die Situation nach Abschiebungen ist dramatisch. Vergangene Woche hatte
medico international gemeinsam mit der afghanischen
Menschenrechtsorganisation AHRDO ein Gutachten zur Situation von Afghanen
vorgestellt, die abgeschoben oder im Rahmen staatlicher Programme nach
Afghanistan zurückgekehrt sind. Von den befragten Personen hat keine
einzige von Integrationsprogrammen profitiert. Nach der Rückkehr ist ihre
Sicherheitslage dramatischer als zuvor, über die Hälfte der Befragten war
nicht in der Lage oder fühlte sich nicht sicher genug, in ihre Heimatorte
zurückzukehren. Über 80% der Befragten gaben an, aufgrund ihrer Flucht
stark verschuldet zu sein, ebenfalls über 80% der Befragten sind
arbeitslos. Die Situation von Abgeschobenen und "freiwilligen" Rückkehrern
ist dabei gleichermaßen desolat.

"Menschen in das instabile Land abzuschieben, ist nicht nur für diese
selbst eine Katastrophe. Der ständige Abschiebe- und Rückkehrdruck
erschwert das Ankommen aller hierzulande lebenden Afghanen erheblich. Unter
ihnen geht die Angst um. Das muss ein Ende haben: Wir fordern die
Innenminister auf, einen langfristigen bundesweiten Abschiebestopp zu
beschließen", so Lenz.


Zur Studie:

https://www.medico.de/afghanistan-studie-17582/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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MILITÄR/962: Minimalkonsens Aufrüstung - Jubiläumstreffen der NATO in London (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 3. Dezember 2019

german-foreign-policy.com

Minimalkonsens Aufrüstung

Jubiläumstreffen der NATO in London



BERLIN/BRÜSSEL/LONDON - Angesichts heftiger transatlantischer und
innereuropäischer Differenzen vor dem Londoner Jubiläumstreffen der NATO
kämpft Berlin mit aller Macht für Geschlossenheit im Bündnis. "Der Erhalt
der NATO" sei "in unserem ureigensten Interesse", erklärte Bundeskanzlerin
Angela Merkel bereits in der vergangenen Woche. Zur Beilegung der
erbitterten Auseinandersetzungen zwischen den USA und Frankreich, zwischen
Frankreich und der Türkei, zwischen der Türkei und den USA und zwischen
anderen Mitgliedern der NATO soll auf Initiative von Außenminister Heiko
Maas ein "Reflexionsprozess" gestartet werden, der neue Einigkeit schaffen
soll. Die gegenwärtigen Streitigkeiten verdecken dabei, dass das westliche
Kriegsbündnis eine beispiellose Aufrüstung eingeleitet hat, die innerhalb
weniger Jahre fast eine halbe Billion Euro zusätzlich für militärische
Zwecke mobilisieren wird. Bereits heute geben die NATO-Staaten knapp eine
Billion Euro im Jahr für ihre Streitkräfte aus - beinahe sechsmal so viel
wie China und sechzehn Mal so viel wie Russland. Erstmals übersteigt der
deutsche Wehretat 50 Milliarden Euro.

Ein Scheingefecht

Zu den Maßnahmen, die auf dem Londoner NATO-Gipfel beschlossen werden
sollen, zählt unter anderem eine Umschichtung des Bündnisetats. Dieser
beläuft sich dieses Jahr auf 2,37 Milliarden Euro; aus ihm werden das
NATO-Hauptquartier in Brüssel und die NATO-Militärkommandos, das zivile und
das militärische Bündnispersonal sowie die AWACS-Aufklärungsflugzeuge
finanziert. Bisher wurden die Beitragszahlungen der einzelnen
Mitgliedstaaten vor allem entsprechend der nationalen Wirtschaftsleistung
berechnet. Berlin, das von Washington wegen seiner angeblich zu niedrigen
Militärausgaben attackiert wird, hat, um die Trump-Administration günstig
zu stimmen, eine für die Vereinigten Staaten vorteilhafte Änderung
durchgesetzt. Demnach wird der US-Anteil von 22,1 Prozent auf 16,35 Prozent
gesenkt, während der deutsche Anteil auf den gleichen Betrag steigt.
Tatsächlich führt die Maßnahme, die eine angebliche deutsche Großzügigkeit
suggerieren soll, dazu, dass Washington ab 2021 rund 120 Millionen Euro
jährlich spart; Berlin übernimmt davon etwa 33 Millionen Euro - gemessen am
deutschen Militäretat eine geringfügige Summe.[1] Die übrigen rund 87
Millionen Euro müssen ab 2021 die anderen NATO-Mitglieder aufbringen.
Lediglich Frankreich hat sich dem Deal verweigert, der Deutschland fast
nichts kostet, es aber aus der Schusslinie der US-Kritik nehmen soll.

Billionen fürs Militär

Substanz hat hingegen die Mitteilung von NATO-Generalsekretär Jens
Stoltenberg, die einzelnen Bündnismitglieder hätten ihre Militärausgaben in
den vergangenen Jahren massiv erhöht. Demnach sind die Wehretats Kanadas
und der NATO-Staaten Europas nach der Eskalation des Konflikts mit Russland
deutlich gestiegen: im Jahr 2015 um 1,7 Prozent sowie in den folgenden
Jahren um 3,0 (2016), 5,7 (2017), 4,4 (2018) sowie 4,6 Prozent (2019). In
diesem Jahr werden die Militärbudgets der Bündnismitglieder demnach 987
Milliarden US-Dollar erreichen, wobei der US-Militärhaushalt 685 Milliarden
US-Dollar beträgt, derjenige der übrigen NATO-Staaten 302 Milliarden 
US-Dollar. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die offiziellen Angaben nicht
selten unterhalb der tatsächlichen Ausgaben für die Streitkräfte liegen; so
weisen Experten ausdrücklich darauf hin, dass der US-Militärhaushalt,
rechnet man formell ausgegliederte Mittel etwa für die Nuklearstreitkräfte
oder für die Veteranen ein, im laufenden Haushaltsjahr real bereits bei
rund 989 Milliarden US-Dollar liegt.[2] Zum Vergleich: Der Militärhaushalt
Chinas wird für das laufende Jahr mit 177,5 Milliarden US-Dollar beziffert,
derjenige Russlands mit 61,4 Milliarden US-Dollar. Generalsekretär
Stoltenberg hebt hervor, dass das westliche Kriegsbündnis durch die
Aufstockung der nationalen Militäretats in der Zeit bis 2020 rund 130
Milliarden US-Dollar über die ursprüngliche Planung hinaus für seine
Streitkräfte mobilisiert. Bis zum Jahr 2024 werden die zusätzlichen Mittel,
die die NATO für kriegerische Zwecke bereitstellt, 400 Milliarden US-Dollar
erreichen.

Rüstungsprofiteure

Die freigesetzten Beträge kommen nicht zuletzt der deutschen
Rüstungsindustrie zugute. So haben in den vergangenen Jahren zusätzlich zu
den traditionellen Kunden deutscher Waffenschmieden - große NATO-Staaten,
diverse Länder der arabischen Welt sowie Ost- und Südostasiens - einige
kleinere NATO-Staaten im Zuge der Aufstockung ihrer Rüstungsetats
Kriegsgerät für immense Summen in Deutschland bestellt. Litauen etwa,
dessen Wirtschaftsleistung sich zuletzt auf rund 45 Milliarden Euro belief,
hat sich im Jahr 2017 die Lieferung von Rüstungsgütern im Wert von einer
halben Milliarde Euro aus Deutschland genehmigen lassen; der Großteil davon
geht auf den Kauf von 88 Transportpanzern des Typs Boxer zurück, mit denen
eine litauische Einheit für die etwaige gemeinsame Kriegführung an der
Seite des deutsch geführten NATO-Bataillons im litauischen Rukla
ausgestattet wird (german-foreign-policy.com berichtete [3]). Litauen war
damit im Jahr 2017 drittgrößter Käufer deutschen Kriegsgeräts. Sogar auf
Rang eins unter den Kunden deutscher Waffenschmieden ist im ersten Halbjahr
2019 Ungarn gelandet; die Bundesregierung hat dem Land den Kauf deutscher
Rüstungsgüter im Wert von 1,76 Milliarden Euro genehmigt; das entspricht
mehr als 1,3 Prozent des ungarischen Bruttoinlandsprodukts aus dem Jahr
2018. Dabei geht es um die Lieferung von 44 Kampfpanzern des Typs Leopard
2A7+ sowie von 24 Panzerhaubitzen 2000. Darüber hinaus kauft Ungarn zwölf
gebrauchte Kampfpanzer Leopard 2A4 aus Beständen des Panzerbauers KMW - zu
Ausbildungszwecken. Bei KMW heißt es, der Deal stelle "einen weiteren
Schritt zu mehr Interoperabilität zwischen den europäischen Armeen" dar; er
stärke laut Ungarns Verteidigungsminister Tibor Benkö vor allem "die gute
und weitreichende Zusammenarbeit zwischen dem deutschen und dem ungarischen
Heer".[4]

Versteckte Kosten

Aufgestockt wird insbesondere auch der deutsche Militärhaushalt. Liegt er
in diesem Jahr bei 43,2 Milliarden Euro, so soll er 2020 auf knapp 45
Milliarden Euro steigen - eine Zunahme um rund 3,9 Prozent. Dabei liegen
die Ausgaben, die tatsächlich militärischen Zwecken zugute kommen, schon
jetzt deutlich höher, weil manche Aufwendungen, die Berlin tätigt, nicht
über den Militäretat, sondern über andere Haushaltsposten abgerechnet
werden. So sind "Ausgaben für Maßnahmen der Friedenserhaltung und
Konfliktbewältigung" im Budget des Auswärtigen Amts zu finden, während
"Verteidigungsausgaben im Zusammenhang mit dem Aufenthalt ausländischer
Streitkräfte" über den Haushalt des Bundesfinanzministeriums abgewickelt
werden. Laut einer Auskunft des Verteidigungsministeriums werden im
kommenden Jahr nur rund 89 Prozent aller Ausgaben, die laut NATO-Kriterien
als "Verteidigungsausgaben" eingestuft werden müssen, über den Wehretat
finanziert.[5] Rund elf Prozent - kommendes Jahr etwa 5,3 Milliarden Euro -
werden über formell zivile Etatposten bezahlt. Entsprechend hat die
Bundesregierung für 2020 Militärausgaben in Höhe von rund 50,3 Milliarden
Euro nach Brüssel gemeldet; das sind rund 1,42 Prozent des deutschen
Bruttoinlandsprodukts. Bis 2024 will Verteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer den Wehretat auf 1,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
steigern, bis 2031 auf zwei Prozent. Beim Stand des Bruttoinlandsprodukts
von 2018 wären das fast 67 Milliarden Euro.

Berlins ureigenstes Interesse

Während vor dem Londoner Jubiläumstreffen heftige politische Differenzen
innerhalb der NATO die beispiellose Aufrüstung im westlichen Kriegsbündnis
verdecken, dringt die Bundesregierung auf Geschlossenheit. "Der Erhalt der
NATO ist in unserem ureigensten Interesse - mindestens so stark wie im
Kalten Krieg", äußerte Kanzlerin Angela Merkel schon in der vergangenen
Woche.[6] "Die NATO lebt - von Kopf bis Fuß", erklärte Außenminister Heiko
Maas; er hat in dem Bündnis einen "Reflexionsprozess" angestoßen, der heute
und morgen auf dem Treffen in der britischen Hauptstadt beschlossen werden
und bis zum nächsten NATO-Gipfel erneut Einigkeit zwischen den
zerstrittenen Mitgliedstaaten herbeiführen soll. Berlin treibt zwar die
Militarisierung der EU mit Macht voran [7], setzt jedoch ergänzend auf das
transatlantische Kriegsbündnis, um - etwa im Machtkampf gegen Moskau - von
Washingtons militärischer Stärke profitieren zu können
(german-foreign-policy.com berichtete [8]). Die eskalierenden Spannungen in
der NATO stehen diesem Ziel im Weg.


Anmerkungen:

[1] Thomas Gutschker, Johannes Leithäuser, Michaela Wiegel: Frankreich
gegen den Rest der Nato. Frankfurter Allgemeine Zeitung 29.11.2019.

[2] Kimberley Amadeo: US Military Budget, Its Components, Challenges, and
Growth. thebalance.com 22.04.2019.

[3] S. dazu Jubiläum mit Truppenbesuch.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7722/

[4] Krauss-Maffei Wegmann unterstützt ungarische Heeres-Modernisierung.
München, 19.12.2018.

[5] Thomas Wiegold: Dokumentation: 1,42 Prozent "NATO-Quote".
augengeradeaus.net 18.11.2019.

[6] Christoph von Marschall: Der gefährlichste Angriff auf das
Verteidigungsbündnis kommt von innen. tagesspiegel.de 02.12.2019.

[7] S. dazu Die Armee der Europäer (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7810/

und Die Rüstungsautonomie der EU.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7942/

[8] S. dazu Militärkonvois gen Russland.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8072/
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INTERVIEW/465: Gelbwesten - ein Bewußtsein setzt sich durch ...    Sophia im Gespräch (SB)

Gespräch am 27. November 2019 in Hamburg



Was die Gelbwesten aus Sicht der Regierenden so unberechenbar macht,
ist ihr strikter Verzicht auf ein Führungspersonal oder Vertreter,
die im Namen der Gilets Jaunes für ihre Forderungen oder allgemein
für ihr politisches Anliegen sprechen. Dieser Punkt macht sie zu
einer unverwechselbaren Bewegung, und er hat einen weiteren
unbezahlbaren Vorteil, der möglicherweise auch die Stärke und
Ausdauer der Gelbwesten vollumfänglich in sich trägt: Man kann dieser
Bewegung nicht einfach den Kopf abschlagen, wie es so oft in der
Geschichte der Widerstandsbewegungen geschehen ist. Auch ein Kader
kann nur so stark sein, wie er sich nicht von lancierten Kompromissen
im Zeichen einer fragwürdigen Opportunität einwickeln läßt. Fehlt
dieses Motiv der Spaltbarkeit, bleiben die Reihen tatsächlich
geschlossen und der Protest gegen die Mißstände der Zeit wächst sich
zu einem unverhandelbaren Aufbegehren aus.

Auf Einladung der Hamburger Gewerkschaftslinken berichtete Sophia am
27. November in einem kleineren Kreis über ihre Begegnung mit den
Gilets Jaunes in Frankreich [1]. Sie lebt seit langem in Belleville,
einem Stadtteil im Nordosten von Paris, und ist dort in
antirassistischen und antikolonialistischen Zusammenhängen aktiv. Mit
den Gelbwesten bekam sie bereits Ende November 2018 und damit fast von
Beginn der Bewegung an Kontakt. Da sie sich derzeit einige Monate in
Deutschland aufhält, nimmt sie die Gelegenheit wahr, in
unterschiedlichen Kreisen interessierter Leute von diesen Erfahrungen
zu erzählen. Welche Begegnungen, Gespräche und Aktionen dazu geführt
haben, daß ihre anfängliche Skepsis gewichen und sie Teil dieser
Bewegung geworden ist, legte sie an diesem Abend dar, der Raum für
eine ausgiebige Diskussion bot. Im Anschluß daran beantwortete Sophia
dem Schattenblick einige vertiefende Fragen.

Schattenblick (SB): Der Aufruf der Gelbwesten wurde als
internationale Parole formuliert. Du bist selber gewissermaßen in
einer Art Mission in Deutschland unterwegs. In welchem Maße ist es
für die Gelbwesten in Frankreich ein Anliegen, daß diese Bewegung
auch in Deutschland relevant wird?

Sophia: Bei der letzten Versammlung der Versammlungen in Montpellier
ist dieser Gedanke von unseren Gelbwesten, also denen aus
Paris-Belleville, eingebracht und in einer längeren Erklärung
vorformuliert worden. Wir sind uns klar darüber, daß die Probleme,
mit denen wir uns beschäftigen, nicht von Frankreich allein zu lösen
sind und sich auch nicht auf Frankreich beschränken. Vieles hängt zum
Beispiel von der EU ab. Die Schlußfolgerung lautet also, daß sich die
Völker überall in Europa und auch in den angrenzenden Ländern in
diesem Sinne erheben müssen, wenn wir überhaupt etwas erreichen
wollen. Einmal zusammengefaßt ist das der Inhalt und Gedanke dieses
Papiers. Ich erzähle hier in Deutschland gerne in allen möglichen
Zusammenhängen etwas über die Gelbwesten, die Leute können dann damit
anfangen, was sie wollen. Ich glaube nicht, daß man etwas
entsprechendes hierzulande anzetteln und entzünden kann. Es muß von
den Leuten selbst kommen. Wenn ich aus meiner Sicht über die
Gelbwesten informiere, was sie sind und wie sie agieren, kann das
vielleicht vereinzelt Leute anregen zu sagen, daran könnten wir uns in
unserem Ort, wo wir ganz ähnliche Probleme haben, ein bißchen
orientieren.

SB: Wir haben ja hier in Deutschland das Problem, daß die Linke seit
Jahren und Jahrzehnten hofft und wartet und bangt, ob eine
revolutionäre Bewegung kommt, die aber ausbleibt. Wie könnte man aus
linker Sicht damit umgehen, daß plötzlich eine Bewegung auftritt, die
sehr viele Qualitäten aufweist, die man sich immer gewünscht hat? Wie
geht man mit ihr um, ohne daß man sie vereinnahmt oder für andere
Zwecke okkupiert?

Sophia: Nun ja, zu der Linken in Frankreich ist die
Gilets-Jaunes-Bewegung ja auch als Überraschung gekommen, und sie hat
zu einem großen Teil jedenfalls sehr schnell geahnt oder verstanden,
daß das ein authentischer und sehr breiter Aufstand ist. Also haben
sie gesagt, da schauen und hören wir genauer hin und versuchen zu
kapieren, was sie wollen, und wenn wir gefragt werden, können wir
vielleicht irgendeine Expertise dazu abgeben. Die Linken, an die ich
jetzt denke - und so ist es mir auch selber gegangen -, haben nicht
versucht, sich auf die Bewegung draufzusetzen oder sie sich zunutze
zu machen. Parteilinke zum Teil sehr wohl, aber viele andere
glücklicherweise nicht, was ich sehr gut finde.

SB: Die Stärke der Gelbwesten war im ersten Schritt vor allen Dingen
die Besetzung der Kreisverkehre, womit wesentliche Schnittstellen des
Warenvertriebs lahmgelegt wurden. Dabei spielte natürlich auch die
Menge der Mobilisierung eine große Rolle, um die Blockadeaktion
landesweit organisieren zu können. Im Moment scheint die
Mobilisierung etwas zurückgegangen zu sein, zumindest wird dies in
den Medien so kolportiert, die fast schon von einem baldigen Ende der
Gelbwesten sprechen. Siehst du das genauso?

Sophia: Ganz und gar nicht. Es ist klar, daß normale Menschen, die
vielleicht einen Beruf und eine Familie haben und auch finanziell
nicht so gut aufgestellt sind, es sich nicht leisten können, das
Wochenende in die nächste größere Stadt zu fahren, um an riesigen
Demonstrationen teilzunehmen. Auf die Kreisverkehre sind die Leute
aber immer wieder zurückgekehrt, auch wenn sie x-mal abgeräumt und
ihre kleinen Hütten, die sie errichteten, jedes Mal zerstört wurden.
Bei den Gilets Jaunes herrscht die Auffassung vor, das kratzt uns im
Grunde nicht, denn unser Maison du peuple, also unser Haus des Volkes,
geht mit uns mit, wir werden es dann woanders immer wieder aufbauen.
Die Besetzung der Kreisverkehre und ähnliche Sachen - das weiß ich
auch von uns in Belleville - werden beibehalten. Daß Hunderttausende
jeden Samstag auf die Straße gehen, ist tatsächlich zurückgegangen,
aus den Gründen, die ich eben genannt habe, und auch, weil wir uns
schon relativ früh gedacht haben, daß das auf die Dauer nicht
durchzuhalten ist, auf die Dauer müssen wir andere Formen finden.
Daher wurde auf den laufenden Treffen verstärkt die Entwicklung neuer
Strategien und Überlegungen diskutiert. Die Versammlung der
Versammlungen ist eine basisdemokratische Konstituierung, auf ganz
Frankreich bezogen, das steht immer mehr im Vordergrund. Von der Zahl
her sind die Gilets Jaunes außerdem sehr viel mehr als zu Anfang, und
sie sind jetzt sehr konkret überall vor Ort an laufenden Kämpfen
beteiligt. Insofern sind genauso viele Leute wie am Anfang auf den
Beinen, aber das ist für die Medien nicht so interessant.

SB: Am 5. Dezember findet in Frankreich ein Generalstreik statt. Aus
Sicht der Regierung muß das eigentlich ein Horrorszenario sein,
nämlich aufgrund der Befürchtung, daß sich die Gelbwesten tatsächlich
mit den Transportarbeitern, dem Krankenhauspersonal sowie mit den
vielen anderen Arbeitskämpfen zusammenschließen.

Sophia: Und auch mit den Gewerkschaften, und sei es, daß die
Gelbwesten womöglich die Gewerkschaften vor sich hertreiben. Ich
kann die kommenden Kämpfe nicht einschätzen, aber ich bin sehr
gespannt und hoffe, daß es tatsächlich eine große Wirkung hat. Wie
die dann im einzelnen aussehen und wie die Regierung dagegen vorgehen
wird, läßt sich nicht absehen, aber ich glaube, es wäre ein
grandioser Schritt, wenn ein ganz großer Teil der französischen
Bevölkerung dazu stehen und den Generalstreik unterstützen würde.

SB: Eine Kernforderung der Gelbwesten war ursprünglich: Macron muß
weg. Nun ist er nicht eine beliebige politische Figur aus dem
Regierungsapparat, die leicht ausgetauscht werden könnte. Macron ist
ein zentraler Machtfaktor. Aber nehmen wir einmal an, er wäre
wirklich weg, was käme dann? Außerdem stellt sich die Frage, was
Macron zu tun bereit wäre, um genau dies zu verhindern.

Sophia: Macron muß weg, ist eigentlich ein spontaner Ausdruck gewesen
und bezog sich auf die extrem arrogante Politik, die uns schon seit
Jahren und auch unter den anderen Präsidenten unterdrückt und beraubt
hat. Das muß weg. Wobei dies aus Sicht der Gilets Jaunes nicht einmal
so entscheidend ist. Am Anfang hat man vielleicht gehofft, daß er
wirklich zurücktritt. Viel entscheidender für uns ist, daß in der
ganzen Breite der französischen Bevölkerung klar wird, was der
Macronismus, wie seine Politik oft genannt wird, eigentlich ist und
bedeutet, und daß er extrem unter Druck gerät. Mal schauen, wie weit
wir da kommen. Ob nach ihm etwas Besseres kommt? Nein, es wäre jetzt
illusorisch, so etwas zu glauben. Ich wüßte keine Alternative. Eine
andere Partei, ein anderer Präsident? Und dann gibt es dieses
Argument, das viele Gilets Jaunes endlich aushebeln wollen, nämlich,
daß man angeblich Hollande, Sarkozy oder Macron wählen muß, weil sonst
Le Pen an die Macht kommt. Ich glaube, davor haben viele Französinnen
und Franzosen gar nicht einmal so viel Angst, weil es eigentlich
nicht schlimmer kommen kann als unter der Regierungszeit der letzten
drei Präsidenten. Jetzt ist man aber in einer ganz anderen Weise
miteinander verbunden, und insofern ist die Frage nicht so
entscheidend, ob Macron wirklich zum Rücktritt gezwungen wird. Im
Moment sieht es nicht danach aus, aber wer weiß, was der
Generalstreik bringt.

SB: Vielfach wird die Frage gestellt, ob die Gelbwesten als Grundlage
für ihren Protest eine Art Zukunftsvision haben. Man könnte sich in
diesem Sinne aber auch fragen, ob man eine Vision von einer anderen
Welt, wie es immer gefordert wird, überhaupt braucht, um mit den
Verwerfungen der Zeit nicht einverstanden zu sein.

Sophia: Ja, ganz viel Vision sogar. Wie viele einzelne Gelbwesten
ständig formulieren oder darstellen: Daß man miteinander teilt und
miteinander das Leben feiert. Es wird sehr viel gefeiert nach den
Demos und überhaupt. Ja, die Vision lautet, daß man weiterhin so
solidarisch verbunden bleibt.

SB: Sophia, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnote:

[1] BERICHT/353: Gelbwesten - aus der Mitte der Probleme ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0353.html

3. Dezember 2019
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FRAUEN/812: "Ein Vergewaltiger auf deinem Weg" - Chilenische Performance geht weltweit viral (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Chile vom 2. Dezember 2019

"Ein Vergewaltiger auf deinem Weg"- Chilenische Performance 
geht weltweit viral






[image: In Formation tanzende Gruppe von Frauen mit verbundenen Augen - Bild: © Pressenza]

Bild: © Pressenza



Santiago de Chile - 02.12.2019. Seit Anfang letzter Woche
demonstrieren chilenische Feministinnen in Andenken an den
Internationalen Tag zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen mit einer
Performance, die von dem Kollektiv Lastesis einstudiert und an
zahlreichen Orten Santiagos aufgeführt wurde: vor Gerichtsgebäuden,
der Kathedrale, vor dem Kultusministerium, verstärkt vor dem
chilenischen Präsidentenpalast "La Moneda", Einkaufszentren etc.

Währenddessen wiederholten zahlreiche Frauen, unter ihnen viele
Chileninnen, in Städten wie Barcelona, Madrid, Bogota, Paris und
Berlin die Perfomance als Zeichen der Unterstützung der sozialen
Proteste, welche nun schon über 40 Tage andauern und noch immer, jeden
Nachmittag, Hauptverkehrspunkte und öffentliche Plätze, wie die Plaza
de la Dignidad im Zentrum Santiagos, einnehmen.

Laut Angaben des Nationalen Institutes für Menschenrechte wurden seit
Beginn der Proteste über 79 Anzeigen wegen sexueller Gewalt
aufgenommen, bei welchen Frauen besonders betroffen waren.

Dies ist der Text zu dem Lied "Der Vergewaltiger bist du"

Das Patriarchat ist ein Richter

 Der uns verurteilt, weil wir geboren wurden

 Und unsere Strafe

 Ist die Gewalt, die du nicht siehst.


Das Patriarchat ist ein Richter

 Der uns verurteilt, weil wir geboren wurden

 Und unsere Strafe

 Ist die Gewalt, die du jetzt siehst


Der Femizid

 Ist für den Mörder straffrei

 So ist es das Verschwinden

 Und die Vergewaltigung


Und es war nicht meine Schuld, nicht der Ort, an dem ich war, nicht
 das, was ich anhatte

 Und es war nicht meine Schuld, nicht der Ort, an dem ich war, nicht
 das, was ich anhatte

 Und es war nicht meine Schuld, nicht der Ort, an dem ich war, nicht
 das, was ich anhatte

 Und es war nicht meine Schuld, nicht der Ort, an dem ich war, nicht
 das, was ich anhatte


Der Vergewaltiger warst du

 Der Vergewaltiger bist du


Es sind die Polizisten

 Die Richter

 Der Staat

 Der Präsident


Der unterdrückende Staat ist ein vergewaltigender Macho

 Der unterdrückende Staat ist ein vergewaltigender Macho


Der Vergewaltiger warst du

 Der Vergewaltiger bist du


Schlaf in Ruhe, unschuldiges Mädchen

 Ohne dich um die Straßenräuber zu sorgen

 Über deine süßen Träume

 Wacht dein geliebter Polizist


Der Vergewaltiger bist du

 Der Vergewaltiger bist du

 Der Vergewaltiger bist du

 Der Vergewaltiger bist du


Videos zur Performance:

https://youtu.be/aB7r6hdo3W4

https://youtu.be/GF5WnTnPqMs

https://youtu.be/OLOljHQiN-U

https://youtu.be/9sbcU0pmViM

https://youtu.be/kzT5yzdT24Y

https://youtu.be/7RXzieYmZHU


Übersetzung aus dem Spanischen von Wiebke Scheffler vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2019 
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GEWERKSCHAFT/1901: KI-Systeme tragen bislang kaum zur Verbesserung der Arbeitsqualität bei (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
3. Dezember 2019

ver.di-Innovationsbarometer 2019: KI-Systeme tragen bislang kaum zur
Verbesserung der Arbeitsqualität bei - Betriebliche Mitbestimmung
muss gestärkt werden



Berlin - Die Einführung von Systemen Künstlicher Intelligenz (KI) trägt
bislang nur unzureichend zur Verbesserung der Arbeitsqualität bei,
stattdessen drohen Arbeitsplatzabbau sowie eine höhere
Arbeitsintensität und geringere Handlungsspielräume für die
Beschäftigten. Das sind die zentralen Befunde des
"Innovationsbarometers 2019 - Künstliche Intelligenz" der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), das heute (3. Dezember) in
Berlin veröffentlicht wurde. "Digitalisierung und Künstliche
Intelligenz müssen so gestaltet werden, dass sie den Beschäftigten
sowie dem Schutz und dem Ausbau der Arbeitnehmerrechte dienen", sagte
Christoph Schmitz, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand. "Dringend
notwendig ist, die betrieblichen Mitbestimmungsorgane bei der
Einführung von KI-Projekten frühzeitig stärker einzubeziehen. Nur so
können deren Folgewirkung richtig abgeschätzt und nur so können sie
sozialverträglich gestaltet werden." Das gerade bekannt gewordene
Beispiel des Modehändlers Zalando, der offenbar mit neuen Formen der
digital gestützten Leistungskontrolle für mehr Überwachung und Druck
sorge, zeige, wie dringend ein verstärkter Schutz der Beschäftigten
sei.

Das ver.di-Innovationsbarometer erscheint alle zwei Jahre und gibt
Auskunft über die Innovationsfähigkeit im Dienstleistungssektor. Es
basiert auf Umfragen unter ver.di-Arbeitnehmervertreterinnen und
-Arbeitnehmervertretern in Aufsichtsräten, Betriebs- und
Personalräten. Das "ver.di-Innovationsbarometer 2019 - Künstliche
Intelligenz" basiert auf den Angaben von 990
ver.di-Arbeitnehmervertreterinnen und -Arbeitnehmervertretern. Die
Umfrage wurde im Mai und Juni 2019 durchgeführt.

Die Ergebnisse der Umfrage zeigen deutliche Defizite beim Einsatz von
KI-Systemen. So fürchten 66 Prozent der Befragten in betroffenen
Unternehmen, dass die Zahl der Arbeitsplätze durch den KI-Einsatz
sinken wird (nur drei Prozent erwarten eine Zunahme). Zudem berichten
52 Prozent der Befragten von einer Zunahme der Arbeitsintensität (von
einer Abnahme nur elf Prozent); 42 Prozent der Befragten resümieren
häufigere Störungen der Arbeitsabläufe (lediglich 11 Prozent von
weniger Störungen); 50 Prozent der Befragten erkennen eine Zunahme
der Transparenz des Arbeits- und Leistungsverhaltens der
Beschäftigten (nur 13 Prozent eine Abnahme); und 60 Prozent der
Befragten berichten von einer Verringerung der Handlungs- und
Entscheidungsspielräume durch KI (nur vier Prozent von einer
Ausweitung).

Diese Befunde bedeuteten nicht, dass KI generell zur Verbesserung der
Arbeitsqualität keinen Beitrag leisten könne, so Schmitz weiter.
"Derzeit stimmen aber die Bedingungen des KI-Einsatzes nicht. Die
Umfrage zeigt, woran es hapert: an Information und Mitbestimmung."
Wenn 32 Prozent der Befragten angeben, ihnen sei nicht einmal
bekannt, ob in ihrem Unternehmen KI verwendet werde, müsse sich die
Informationspolitik der Unternehmensleitungen schleunigst ändern. Ein
Unding sei, wenn 57 Prozent der Mitbestimmungsorgane nicht an der
Planung und Durchführung von KI-Projekten beteiligt seien. "Gerade in
diesem Bereich brauchen wir mehr und nicht weniger Mitbestimmung; der
Gesetzgeber ist gefordert, die entsprechenden Rechtsgrundlagen zu
schaffen."


Der Link zum ver.di-Innovationsbarometer:

https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/innovation/innovationsbarometer/++co++10b323c8-0ad2-11ea-a165-525400f67940

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 03.12.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2019 
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UNTERNEHMEN/2802: Neues Ranking zu Versicherern und Klimaschutz (urgewald)

urgewald - Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

Neues Ranking zu Versicherern und Klimaschutz:

Allianz & Co. mit Luft nach oben



Berlin/London | 02.12.2019 - Die Zahl der Versicherer, die die Absicherung
von Kohle eingeschränkt haben, hat sich seit Beginn dieses Jahres
verdoppelt. Inzwischen haben 17 der weltweit größten Versicherer
Kohlegeschäfte reduziert. Sie kontrollieren rund 46 Prozent des
Rückversichungs- und knapp 10 Prozent des Direktversicherungsmarktes. Dies
ist das Ergebnis der dritten Klima-Analyse zur Versicherungsindustrie des
globalen NGO-Netzwerks Unfriend Coal, dessen deutsches Mitglied urgewald
ist. Sie wird heute auf der Versichererkonferenz Insurance & Climate Risk
in London und zum Start der UN-Klimakonferenz in Madrid vorgestellt.

Auf Druck von Unfriend Coal und urgewald haben die meisten dieser
Versicherer inzwischen die Versicherung neuer Kohleminen und -kraftwerke
beendet. Besonders klimabewusste Versicherer haben auch Absicherungen für
bestehende Kohle-projekte und die verantwortlichen Firmen eingestellt.
Außerdem haben viele Versicherer ihre Kohle-Investitionen stark
zurückgefahren, wodurch mittlerweile für etwa 37 Prozent der globalen
Vermögenswerte der Industrie Kohle-Ausschlüsse gelten.

In Deutschland zeigt sich, dass erste, zum Teil große Klimaschutz-Schritte
inzwischen durch Maßnahmen von Versicherern im Ausland an Strahlkraft
verloren haben:

• Die Allianz (Platz 7 im int. Versicherer-Ranking) sagte im Mai 2018
zu, ihre Investitionen in Kohle weiter einzuschränken und künftig auch
keine Projekte für Kohlekraftwerke und Kohleminen mehr zu versichern.
Außerdem will Allianz bis 2040 gänzlich aus dem Geschäft mit Kohle
aussteigen. Mit Blick auf die Konkurrenz hinkt Allianz allerdings
inzwischen in mehreren Bereichen hinterher: Im Gegensatz zu Zurich schließt
die Allianz klimaschädliche Ölsand-Firmen nicht von Geschäften aus und
versichert noch Unternehmen, die bereits gebaute Kohlekraftwerke betreiben.
Außerdem gilt der Abzug von Kohle-Investitionen nur für die Eigenanlagen,
nicht für die deutlich größere Anlagesumme, die Allianz für externe
Kund*innen verwaltet. Der Konkurrent AXA schließt für einige solcher 
Dritt-Anlagen Kohle aus. Auch beim Ausstiegsdatum für Kohle ist Allianz von AXA
überholt worden - der Wettbewerber verkündete am Mittwoch ein Enddatum
schon für 2030 für EU- und OECD-Länder. [1]

• Auch Hannover Re und dessen Mutterkonzern Talanx [2] (beide Platz
10) haben mit ihrem Kohle-Enddatum 2038 in AXA nun wieder ein Vorbild. Sie
schließen nur die Direkt- bzw. Rückversicherung von Kohle-Einzelprojekten
aus. Talanx hat zudem schwerwiegende Schlupflöcher der eigenen Richtlinie
für Kohlevorhaben zum Beispiel in Polen eingestanden. Zwei Konkurrenten der
deutschen Firmen, Swiss Re bzw. Zurich, schließen auch Geschäfte mit
Unternehmen im Kohlesektor unter bestimmten Bedingungen aus sowie die
Absicherung bereits bestehender Kohleprojekte. Auch im Bereich Teersande
haben Talanx und Hannover Re noch großen Verbesserungsbedarf. Beim Abzug
von Kohle-Investitionen schneiden sowohl Swiss Re als auch SCOR im
Vergleich zum Konkurrenten Hannover Re deutlich besser ab.

• Munich Re (Platz 13) hat noch keinen Plan, bis wann der Konzern
seine Kohlegeschäfte vollständig einstellen will. Auch er schließt, im
Gegensatz zu Swiss Re, nur die Rückversicherung für konkrete Kohleprojekte
aus. Weiterhin rückversichert der Konzern bestehende Kohlekraftwerke und -
minen. Beim Abzug von Kohle-Investitionen schneiden die Konkurrenten Swiss
Re und SCOR deutlich besser ab.

Regine Richter, Energie-Campaignerin bei urgewald, kommentiert: "Angesichts
der Klimakrise reichen die Schritte der deutschen Versicherer bei allem
guten Willen nicht aus. Vor allem sollten sie aufhören laufende
Kohlekraftwerke zu versichern, deren CO2-Emissionen Tag für Tag die Chancen
senken, dass wir die Pariser Klimaziele noch erreichen können. Es ist gut,
dass sie in Unternehmen wie AXA und Swiss Re Vorbilder haben, um beim
Klimaschutz noch besser zu werden."

Mit Blick auf die gesamte Industrie ergänzt Richter: "Die Einschränkung von
Kohle-Versicherungen zeigt bereits Wirkung. Versicherungsmakler berichten,
dass die Kosten für die Versicherung von Kohle mit dem Schrumpfen des
Marktes steigen dürften. Das ist eine gute Nachricht für das Klima und eine
Aufforderung an die Versicherungskonzerne noch konsequenter Kohle und
andere fossile Energieträger auszuschließen."

Peter Bosshard, Koordinator der Unfriend Coal-Kampagne, ergänzt mit Blick
auf die globale Situation: "Der Abzug der Versicherer aus Kohlegeschäften
hat sich seit dem Start unserer Kampagne im Jahr 2017 stark beschleunigt.
Versicherer sollen die Risiken der Gesellschaft absichern. Es ist ihre
Verantwortung und in ihrem Eigeninteresse, einen Beitrag gegen die
Klimakrise zu leisten."




Gesamte Versicherer-Studie zum Download:

https://unfriendcoal.com/2019scorecard

Übersicht sämtlicher Bewertungen der Versicherer:

https://t1p.de/hrvq


Anmerkungen:

[1] Wichtiger Hinweis: Der neue Schritt von AXA konnte nicht mehr in die
Gesamtauswertung der Studie einfließen.

[2] Talanx ist im Ranking durch seine Industrieversicherungs-Marke HDI
Global vertreten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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MENSCHENRECHTE/067: Anwaltschaften der G7-Staaten fordern Freilassung der iranischen Menschenrechtsanwältin Nasrin Sotoudeh (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 29. November 2019

Anwaltschaften der G7-Staaten fordern Freilassung der iranischen Menschenrechtsanwältin Nasrin Sotoudeh

CCBE-Menschenrechtspreis an Sotoudeh und drei weitere inhaftierte iranische Anwälte verliehen



Berlin/Paris/Brüssel (DAV). Der Deutsche Anwaltverein (DAV) hat diese
Woche in Paris mit den Anwaltsorganisationen der G7-Staaten erneut
eine gemeinsame Erklärung unterzeichnet, in der die Organisationen die
sofortige Freilassung der iranischen Menschenrechtsanwältin Nasrin
Sotoudeh fordern. Damit setzt der DAV sein Engagement in der
G7-Initiative vom Sommer 2019 fort und bereitet den kommenden
G7-Gipfel 2020 in den USA vor.

Die Anwaltschaften der G7-Staaten fordern die iranische Justiz
außerdem auf, bis zur endgültigen Freilassung von Frau Sotoudeh
humanitäre Standards bei den Haftbedingungen einzuhalten. Sie
appellieren erneut an die Regierung: Anwältinnen und Anwälte im Iran
müssen ihren Beruf frei und ohne staatliche Einschüchterungen oder
unzulässige Eingriffe ausüben können.

Sotoudeh wurde bereits am 13. Juni 2018 in ihrem Haus in Teheran
verhaftet und in das Evin-Gefängnis gebracht, wo sie noch immer
festgehalten wird. Am 30. Dezember 2018 wurde sie zu 33 Jahren
Gefängnis und 148 Peitschenhieben verurteilt. Vorgeworfen wurden ihr
unter anderem "Anstiftung zu Korruption und Prostitution", "offenes
sündhaftes Auftreten in der Öffentlichkeit ohne Kopftuch" und "Störung
der öffentlichen Ordnung".

DAV-Präsidentin Edith Kindermann hat sich bereits nach Bekanntwerden
der Verurteilung für die unverzügliche Freilassung von Sotoudeh
eingesetzt. Im Juli dieses Jahres forderten die Anwaltschaften der
G7-Staaten die Freilassung von Sotoudeh erstmals in einer gemeinsamen
Resolution.

Die Resolution wird von einer Social-Media-Kampagne begleitet. Unter
dem Hashtag #1Minute4Nasrin sind alle aufgerufen, in kurzen Videos die
Freilassung der Menschenrechtsanwältin zu fordern. Die Anwaltschaften
der G7-Staaten machen mit einem gemeinsamen Video den Anfang.

Am 28. November erhielt Nasrin Sotoudeh zudem den diesjährigen
Menschenrechtspreis des Rats der Anwaltschaften der Europäischen
Gemeinschaft (CCBE). Drei weitere derzeit inhaftierte iranische
Anwälte - Abdolfattah Soltani, Mohammad Najafi und Amirsalar Davoudi -
wurden ebenfalls ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 22/19 vom 29. November 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MIETRECHT/382: Erheblicher Verstoß gegen das Wirtschaftlichkeitsgebot kann alle Modernisierungsmaßnahmen betreffen (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 28. November 2019

Ressort: Miete und Immobilien/Service/Recht

Erheblicher Verstoß gegen das Wirtschaftlichkeitsgebot kann alle Modernisierungsmaßnahmen betreffen



Berlin(DAV). Klimaschutz ist das aktuelle Thema, jeder ist davon
betroffen, auch das Mietrecht ist hier keine Ausnahme. Um die
Modernisierung und damit die Effizienz von älteren Gebäuden zu
fördern, hat der Gesetzgeber schon vor längerer Zeit Regelungen
aufgenommen. Sofern der Vermieter sich entscheidet, in sein Eigentum
zu investieren, kann er diese Kosten unter bestimmten Voraussetzungen
auf den Mieter umlegen. Wesentlich ist hierbei, dass es sich nicht nur
um sowieso geschuldete Instandsetzungs- oder Reparaturkosten handelt,
sondern durch die Maßnahmen auch tatsächlich Energie eingespart wird.
Paradebeispiel ist die Dämmung der Außenwand, durch die weniger
geheizt werden muss, um die gleichen Temperaturen in den Räumen zu
erreichen. Für den Mieter stellen diese Maßnahmen aber eine erhebliche
Belastung dar. Eine Deckelung der Umlage nach oben ist grundsätzlich
zunächst nicht vorhanden, es ist daher für alle Beteiligten erheblich
im Vorfeld die richtigen Schritte zu prüfen und sich über den Umfang
und die Verteilung der Kosten im Klaren zu sein. Dies zeigt sich auch
in einer Entscheidung des Landgerichts Berlin vom 6. September 2018
(AZ.: 67 S 342/18), auf die die Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und
Immobilien vom Deutschen Anwaltverein (DAV) verweist.

Hier hatte der Vermieter im Wesentlichen den Austausch der Fenster und
die Anbringung der Dämmung geplant, war aber offensichtlich weit über
das Ziel hinausgeschossen. Das Gericht konnte die Verstrickung des
Vermieters mit der beauftragten Firma bestätigen und darüber hinaus
bestätigte der Sachverständige, dass die Kosten, die für die geplanten
Maßnahmen veranschlagt waren, erheblich überhöht waren. Die angemessen
Kosten wurden eklatant überschritten. Deshalb kam das Gericht hier zu
dem Schluss, dass die mit den Modernisierungsmaßnahmen beauftragte
Firma und der Vermieter zusammenarbeiteten, um ihren Gewinn zu
maximieren und dabei die besondere Situation des Mieters auszunutzen,
da dieser ein besonderes Interesse hat, seine Wohnung zu behalten.
Hierbei war es nach Auffassung des Gerichts auch gerade nicht mehr
maßgeblich, ob diese unbilligen und überhöhten Kosten auf alle
Maßnahmen zutrafen oder ob ein Teil der Kosten tatsächlich
gerechtfertigt war. Nach Auffassung der Richter handelte der Vermieter
hier sittenwidrig, er wollte seinen Mieter letztlich betrügen. Daher
hätte er sich von dieser "infizierten" Erklärung insgesamt lossagen
müssen und eine ganz neue Erklärung - mit den tatsächlichen Kosten -
abgeben müssen. Der Mieter musste somit gar keine Erhöhung - auch
nicht die wirklich angemessenen Kosten - gegen sich geltend lassen. Ob
das auch der Fall ist, wenn der Vermieter nur aus Versehen falsche
oder überhöhte Kosten in seine Berechnung mit aufnimmt, hat das
Gericht hier offen gelassen.

Informationen: www.mietrecht.net

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MietR 14/19 vom 28. November 2019

Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und Immobilien des Deutschen Anwaltvereins

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07108: Das Jenseits überschauen (SB)

Vor allem muß ein Schachspieler Auge sein, er muß erkennen, welche
nächsten Züge in einer Stellung lauern, die Drohungen darstellen, und
er muß gegen diese Vorkehrungen treffen, sonst kommt das Fallbeil sehr
schnell heruntergebraust. Im heutigen Rätsel der Sphinx war Weiß recht
bedenkenlos mit den Gefahren umgegangen und zog nun 1.Dd4-d2? Schon
Franz Gutmayer hatte vor solchen Reinfällen gewarnt: "Wie kurzsichtig,
einen Zug nur nach seiner Haut, Oberfläche, nach seinem Vordergrund
abzuschätzen und zu beurteilen, nicht sein Jenseits zu überschauen! In
seinem fernsten Hintergrund lauert vielleicht der bittere Tod. Was
nützt ein Augenblickserfolg, wenn dabei die ganze Vernunft bankerott
wird? Den Zug als den großen Umwerter der Phänomene und den Schöpfer
aller starken Motive begreifen, achten, schätzen, lieben lernen, das
ist vielleicht der größte, letzte, schwerste, bedeutsamste Schritt im
Schach." Nun, Wanderer, nach welchem Antwortzug des Schwarzen fiel die
Niederlage wie ein letzter Vorhang über die weiße Stellung?






[image: SCHACH-SPHINX/07108: Das Jenseits überschauen (SB)]



Fiorito - Green

Fernpartie 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Dem Totentanz allzu leichtfertig gefolgt wäre 1.De7-b7 Df4-d4+ 2.Kg1-
h1 Ta8-f8 3.Db7xa7 - raubt den Bauern und wird vom Tode in den Sack
geworfen - 3...Sg7-f5 4.Kh1-h2 Dd4-f2! 5.Te1-a1 Sf5-e3 6.Da7-a6 Se3xc2
und Schwarz hat Gewinnstellung erreicht.



Erstveröffentlichung am 13. November 2006

3. Dezember 2019
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SCHAUSPIEL/1313: Mainz - Kongo! Eine Postkolonie, 4./5.12.2019

Staatstheater Mainz

Gastspiel:

Kongo! Eine Postkolonie (UA)

von Laurenz Leky, Nina Gühlstorff und Jan-Christoph Gockel

4. und 5. Dezember, jeweils 19.30 Uhr, auf U17



Am 4. und 5. Dezember ist das Theater am Bauturm aus Köln mit der
Produktion Kongo! Eine Postkolonie zu Gast im Staatstheater
Mainz.

Laurenz Leky, Schauspieler, Leiter des Theaters am Bauturm und
Konflikthelfer, der selbst im Kongo gelebt und gearbeitet hat,
untersucht die deutsch-kongolesischen Verbindungslinien in zwei
Solo-Performances: Im Zentrum von Kongo Müller, in der
Inszenierung des Mainzer Hausregisseurs und zweifachen
NESTROY-Preisträgers Jan-Christoph Gockel, steht der ehemalige
Wehrmachtssoldat Siegfried Müller, der in den 1960er Jahren als
Söldner im Kongo tätig ist und von dort aus für seine Brutalität
zweifelhafte Berühmtheit erlangt.

KoNGOland, inszeniert von Nina Gühlstorff, beleuchtet kritisch
unser aktuelles Bemühen um die Herstellung von Ordnung in Afrika:
Braucht der Kongo wirklich die Unterstützung von
Entwicklungshelfer*innen und europäischen Idealist*innen oder
verwendet ihn Europa nur als Sehnsuchtsort für nicht mehr wirksame
Aufklärungsphantasien?

Jan-Christoph Gockel beschäftigt sich schon seit Jahren mit Afrika,
bereiste mehrmals den Kontinent. Seine Produktion Die Revolution
frisst ihre Kinder! am Schauspielhaus Graz wurde gerade mit dem
österreichischen Theaterpreis NESTROY ausgezeichnet. Diese
Stückentwicklung handelt von einer Afrika-Expedition, die das Ensemble
unternommen hat.


Die nächsten Premieren

Hexenjagd

von Arthur Miller

7. Dezember, 19:30 Uhr

Kleines Haus

Tambora (UA)

von Giuseppe Spota

8. Dezember, 18 Uhr

Großes Haus

Nachts (Bevor die Sonne Aufgeht) (DSE)

von Nina Segal

14. Dezember, 19:30 Uhr

Filiale

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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TANZ - PERFORMANCE/253: Hamburg - Dublin Nights, Kampnagel, 18.12.2019 - 5.1.2020

Kampnagel - Presseinformation vom 15. November 2019

Collien Konzert & Theater präsentiert:

Dublin Nights

Tickets DUBLIN NIGHTS (eventim)

Tickets: 45,90 - 64,90 Euro

Mi, 18.12.2019 19:30, Kampnagel - K6

Do, 19.12.2019 19:30, Kampnagel - K6

Fr, 20.12.2019 19:30, Kampnagel - K6

Sa, 21.12.2019 19:30, Kampnagel - K6

So, 22.12.2019 19:30, Kampnagel - K6

Mo, 23.12.2019 19:30, Kampnagel - K6

Mi, 25.12.2019 19:30, Kampnagel - K6

Do, 26.12.2019 14:30, 19:30, Kampnagel - K6

Fr, 27.12.2019 19:30, Kampnagel - K6

Sa, 28.12.2019 14:30, 19:30, Kampnagel - K6

So, 29.12.2019 19:30, Kampnagel - K6

Di, 31.12.2019 14:30, 19:30, Kampnagel - K6

Do, 02.01.2020 19:30, Kampnagel - K6

Sa, 04.01.2020, 14:30, 19:30, Kampnagel - K6

So, 05.01.2020 19:30, Kampnagel - K6



Eine einzigartige und energiegeladene Kombination aus den bekanntesten
Songs des irischen Pop und irischem Tanz in all seinen Facetten:
DUBLIN NIGHTS! Begleitet von einer fünfköpfigen Band, beweisen
erstklassige Tänzerinnen und Tänzer aus Dublin, wie vielseitig und
aktuell irischer Tanz sein kann. Talente, die in Hitshows wie
Riverdance und Lord of the Dance mittanzten, gründeten ihre eigene
Compagnie und zeigen in DUBLIN NIGHTS, wofür sie brennen: moderner
irischer Tanz, der das Publikum mitreißt und dabei seine Wurzeln nicht
verkennt! Mit Hits von U2, The Cranberries, Sinéad O'Connor, Ronan
Keating und vielen mehr lässt DUBLIN NIGHTS den Irish Dance neu
aufleben. Eine unvergleichliche Tanzshow direkt von der grünen Insel!


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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TIERHALTUNG/741: Agrargipfel - Protestaktion gegen illegale Kastenstandhaltung von Muttersauen vor dem Bundeskanzleramt (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Agrargipfel: Protestaktion gegen illegale Kastenstandhaltung 
von Muttersauen vor dem Bundeskanzleramt - #LasstDieSauRaus

Von Vier Pfoten Stiftung für Tierschutz, 2. Dezember 2019



Im Zuge des von Bundeskanzlerin Merkel einberufenen Agrargipfels
protestierte VIER PFOTEN heute gemeinsam mit sieben weiteren
Tierschutzverbänden* vor dem Bundeskanzleramt gegen die rechtswidrige
Kastenstandhaltung von Sauen und die geplante Neuregelung von
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner.

"Es ist schlicht Tierquälerei, Sauen in körperenge Metallgestelle zu
sperren. Die Tiere haben keine Möglichkeit sich zu bewegen, zu ruhen
oder sich um ihre Ferkel zu kümmern. Ministerin Klöckners Pläne, die
zu engen illegalen Kastenstände durch einen perfiden Trick zu
legalisieren, müssen gestoppt werden. Es ist doch unglaublich, dass
der entscheidende Passus, dass sich die Sauen ungehindert ausstrecken
können müssen, einfach gestrichen werden soll. Hier wird gegen das
Tierschutzgesetz und die Verfassung verstoßen. Es ist erschreckend,
dass wir die Bundeskanzlerin und die zuständige Ministerin daran
erinnern müssen, dass der Tierschutz im Grundgesetz verankert und
Staatsziel ist." - Martin Rittershofen, Kampagnenverantwortlicher für
Nutztiere bei VIER PFOTEN


Hintergrund

Bereits vorletzte Woche hatten die internationale Stiftung für
Tierschutz VIER PFOTEN und über 20 Tier- und Umweltschutzverbände mit
einem offenen Brief gegen die von Bundeslandwirtschaftsministerin
Julia Klöckner geplante Neuregelung der Sauenhaltung protestiert.
Gemeinsam fordern die Tierschutzverbände die Bundesministerin dazu
auf, ihren Entwurf vollständig zu überarbeiten. Dieser sei
verfassungswidrig, verstoße gegen das Tierschutzrecht und missachte
mehrere Gerichtsentscheidungen.

Die Bundesländer haben noch die Möglichkeit, Einfluss auf den Inhalt
des Verordnungsentwurfs zu nehmen. Im Bundesrats-Agrarausschuss sollte
ursprünglich am 2. Dezember darüber beraten werden. Dieser wird
voraussichtlich jedoch aufgrund vieler Änderungsanträge der Länder
verschoben. Ebenso die damit verbundene Abstimmung im Bundesrat, die
für den 20. Dezember angesetzt war.


Das Problem

Muttersauen werden wie Gebärmaschinen behandelt. Ihr Leben ist ein
ununterbrochener Zyklus aus künstlicher Besamung, Trächtigkeit,
Geburt, Säugezeit und erneuter Besamung, so dass eine Sau zwei bis
drei Mal im Jahr Ferkel bekommt.

Mit 7 Monaten fruchtbar gemacht

Mit rund sieben Monaten wird die Jungsau zum ersten Mal besamt. Dazu
wird sie im "Deckzentrum" in den Kastenstand gesperrt. Per
Hormonspritze wird die "Rausche" (Phase der Empfänglichkeit)
herbeigeführt. So kann die Sau künstlich besamt werden. Danach bleibt
sie für mindestens vier Wochen im Kastenstand. Die Industrie
argumentiert, dass es so wahrscheinlicher sei, dass die
Schwangerschaft erhalten bleibt.

Gebären und Säugen in großer Enge

Etwa eine Woche vor dem errechneten Geburtstermin wird die Sau in den
"Abferkelstall" gebracht. Dort wird sie erneut für etwa 5 Wochen in
einen Metallkäfig (Kastenstand in der "Abferkelbucht") eingepfercht,
in dem sie etwa zehn bis 20 Ferkel zur Welt bringen muss, die sie dort
rund drei bis vier Wochen säugt. Dabei trennt das Gitter die Mutter
von ihren Ferkeln.

Zwar können die Ferkel unter den Stangen an die Zitzen der Mutter
gelangen, die Mutter kann jedoch keinen liebevollen Kontakt zu ihren
Ferkeln aufnehmen. Nach der Säugephase wird die Sau meist sofort
wieder ins Deckzentrum und erneut in den Schweinekäfig gebracht. Nur
während ihrer Trächtigkeit muss sie für einige Wochen in der Gruppe
gehalten werden.

Ferkel gebären bis zum Tod

Eine Sau durchläuft diesen "Produktionszyklus" so lange, bis sie die
gewünschte "Aufzuchtleistung" von durchschnittlich etwa 30 Ferkeln pro
Jahr nicht mehr erbringt. Danach wird sie geschlachtet.

Die meisten Sauen überleben diesen Zyklus nur wenige Jahre. Dabei
würde die natürliche Lebenserwartung von Schweinen sehr viel höher
liegen.

Rechtliche Situation

Ein Urteil aus dem Jahr 2015 stellt fest, dass die bestehenden
Kastenstände viel zu eng sind. Sie entsprechen bereits seit 1992 nicht
den Anforderungen der Haltungsverordnung und sind deshalb illegal. Die
Haltungsverordnung besagt, dass "Schweine in Seitenlage ihre
Gliedmaßen ungestört ausstrecken können müssen."

Keine Umsetzung in Sicht

Statt endlich für die Umsetzung dieser Vorgabe zu sorgen, will die
Bundesregierung die illegalen Kastenstände für weitere 17 Jahre
bestehen lassen. Auch danach soll diese tierquälerische Haltungsform
erlaubt bleiben. Lediglich die Zeit in der die Sauen fixiert werden
dürfen, soll verkürzt werden.

Stattdessen Legalisierung des Kastenstands

Um den illegalen Zustand legal zu machen, ist geplant, den
entscheidenden Satz "dass die Schweine ihre Gliedmaßen in Seitenlage
ungehindert ausstrecken können müssen" einfach aus der Verordnung
herauszustreichen. So wird ein gesprochenes Gerichtsurteil einfach
außer Kraft gesetzt.

Im Zeitraum von zwei Wochen unterstützten bereits über 83.000 Menschen
den Online-Aufruf von VIER PFOTEN an die Bundesländer.

Mehr Informationen und die Möglichkeit zur Mitzeichnung:

http://www.vier-pfoten.de/kastenstand

* Gemeinsame Protestaktion von:

Albert-Schweitzer-Stiftung für unsere Mitwelt

bmt - Bund gegen Missbrauch der Tiere e.V.

Bundesverband Tierschutz e. V.

Compassion in World Farming Deutschland

Deutscher Tierschutzbund e. V.

End The Cage Age Netzwerk

PROVIEH


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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FRAGEN/017: Treibhauseffekt, Klimawandel und Nachhaltigkeit (idw)

Technische Hochschule Brandenburg - 25.11.2019

Abendvorlesung: Treibhauseffekt, Klimawandel und Nachhaltigkeit



Um große Fragen der Menschheit geht es bei der nächsten Abendvorlesung
am Montag, 9. Dezember 2019 um 18:00 Uhr im Audimax der Technischen
Hochschule Brandenburg (THB). Anlässlich der zeitgleich stattfindenden
Weltklimakonferenz in Madrid befassen sich der Physiker Prof. Dr.
Michael Vollmer und der Ingenieur Prof. Dr.-Ing. Robert Flassig mit
den Themen "Treibhauseffekt, Klimawandel und Nachhaltigkeit".

Die Wissenschaftler zeigen wissenschaftliche Fakten zum
Treibhauseffekt auf, der den Klimawandel hervorruft. Dann gehen sie
der Frage nach, wie die weitere Entwicklung der Erde durch eine
nachhaltige Art des Lebens und Wirtschaftens beeinflusst werden kann.

Die Abendvorlesungen der THB richten sich an die interessierte
Öffentlichkeit, an Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler,
Studierende sowie Schülerinnen und Schüler. In dieser
Veranstaltungsreihe werden aktuelle Themen allgemeinverständlich und
wissenschaftlich fundiert vorgestellt. Die Veranstaltung ist
kostenlos, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Technische Hochschule Brandenburg
 Die 1992 gegründete
Technische Hochschule Brandenburg ist eine moderne Campushochschule
mit Sitz in Brandenburg an der Havel. Das Lehrangebot der Hochschule
erstreckt sich über die Fachbereiche Informatik und Medien, Technik
sowie Wirtschaft - zunehmend auch in berufsbegleitenden und dualen
Formaten. Die THB fördert besonders die Möglichkeit eines Studiums
ohne Abitur. Die rund 2.700 Studierenden werden von etwa 70
Professorinnen und Professoren betreut. Alle Studiengänge führen zu
einem Bachelor- oder Master-Abschluss. 

Mehr Informationen unter www.th-brandenburg.de


Interview mit Prof. Dr. Michael Vollmer und Prof. Dr. Robert
Flassig zur Abendvorlesung "Treibhauseffekt, Klimawandel und
Nachhaltigkeit" am 9. Dezember 2019

Seit wann wissen Sie vom Treibhauseffekt?

Prof. Vollmer: Davon habe ich vor mindestens 30 Jahren zum ersten Mal
gehört. Ich habe dann auch direkt während der 3. Weltklimakonferenz,
dem Kyoto-Klimagipfel von 1997, und nochmals vor elf Jahren hier an
der Hochschule einen Vortrag dazu gehalten. Im Prinzip wissen wir
schon sehr lange davon. Prof. Flassig: Persönliche Erfahrungen zum
Treibhauseffekt habe ich als Kind im Garten gemacht, vor etwa 30
Jahren. Wissenschaftlich habe ich mich dann im Studium damit
beschäftigt.

Ist über den Klimawandel nicht schon alles gesagt worden?

Prof. Vollmer: Man könnte diese Meinung zwar vertreten. Das Problem
ist allerdings, dass es neben manchen Entscheidungsträgern auch viele
Menschen gibt, die die Dinge, die gesagt werden, einfach nicht
verstehen und deshalb glauben, die entsprechenden notwendigen
Maßnahmen seien unnötig. Deshalb wollen wir die wissenschaftlichen
Erkenntnisse, die es in diesem Bereich gibt, präsentieren und
erklären, sodass niemand den Klimawandel einfach zu einer
Glaubensfrage erhebt. Klimawandel, Treibhauseffekt und Nachhaltigkeit
sind zunächst wissenschaftliche Fragestellungen, die wissenschaftlich
erforscht sind. Wir wollen möglichst viele allgemeinverständliche
Informationen dazu geben um diese Thematik für jeden verständlich zu
machen.

Prof. Flassig: Wir müssen aufklären und möglichst viele verschiedene
Sichtweisen zu der Thematik liefern - natürlich auf sachlicher Basis.
Wir wissen aber auch, dass das nicht ausreicht.
Wissenschaftskommunikation ist eine Wissenschaft für sich. Wir können
einen Fakt auf wissenschaftlicher Grundlage beschreiben, aber wenn
jemand einen anderen Glaubensansatz hat oder in anderen Schubladen
denkt, nimmt er das nicht auf. Das ist die Herausforderung. In solch
einem Abendvortrag sehe ich die Chance ins Gespräch zu kommen, die
Schubladen der Leute zu verstehen und entsprechend auch
wissenschaftliche Fakten mit der Realität zu synchronisieren. Eine
kontinuierliche Wissensvermittlung und Sensibilisierung für dieses
Thema ist wichtig, viel wichtiger ist aber, dass es auch ankommt und
Früchte trägt; darum geht es an dem Abend.

Auf welchen Gebieten kommt es jetzt besonders auf Nachhaltigkeit
an?

Prof. Flassig: Auf diese Veranstaltung bezogen ist für mich
Nachhaltigkeit, Bewusstsein schaffen dafür, dass wir etwas unternehmen
müssen und können. Ich will praktische Anregungen für jedermann
liefern. Darüber werden wir sprechen, wo wir nachhaltig agieren können
und auch die Implikationen für uns, wenn wir uns für ein nachhaltiges
Handeln entscheiden. Nachhaltigkeit ist zumeist mit den Begriffen
Konsum, Ressourcen, Energie verbunden. Wir können uns also konkret
darüber Gedanken machen, welchen Livestyle wir pflegen wollen. Geht es
weniger? Geht es irgendwie besser oder sogar anders? Diese Fragen
liefern Handlungsansätze von unten. Der Handlungsansatz von oben kann
ebenso erschlossen werden. Insbesondere die Rahmenbedingungen so zu
setzen, dass man Antworten umsetzen kann ist der Auftrag an die
Politik. Da können wir als Individuum wenig erreichen, außer es
einfordern bei beispielsweise Demonstrationen. Ich möchte aber, dass
wir uns im ersten Schritt darauf besinnen, was wir selbst machen
können.

Prof. Vollmer: Nachhaltigkeit gibt es in sehr vielen Bereichen und
jeder einzelne kann nachhaltig leben. Denken wir nur an Ressourcen und
Müll am Beispiel Plastik. Ich finde es sehr gut, dass immer mehr
Geschäfte gestatten, die Waren nicht in Plastik einzupacken, sondern
eigene Behälter zu nutzen. Das geht nicht nur bei Obst und Gemüse
sondern mittlerweile auch schon bei Käse usw.. So kann jeder Mensch
auch heute schon versuchen, ressourcensparend nachhaltig zu leben und
entsprechend zu agieren.

Prof. Flassig: Wichtig ist mir auch, nicht so sehr die Moralkeule zu
schwingen. Wir wollen Mut machen, Anregungen finden und feststellen:
Nachhaltigkeit können wir eigentlich alle leben. Nachhaltigkeit
bedeutet letztlich ja nur, verantwortungsvolles Handeln. Es sind
deshalb auch nicht ausschließlich Energie- und Ressourcenkomponenten,
sondern beispielsweise soziale und kulturelle Komponenten zu
berücksichtigen. Es reicht eben nicht, nur Strom oder Plastik
einzusparen um wirklich nachhaltig zu leben. Ich habe einige
Reportagen über "Fridays for Future" gesehen, wo ich in den Interviews
gemerkt habe: Die haben ja wirklich richtig Angst! Wir brauchen aber
keine Panik, wir müssen die Probleme feststellen, akzeptieren und
überlegen: Wie können wir jetzt weitermachen, wie soll unsere Zukunft
aussehen? Das ist eigentlich die wesentliche Komponente der
Nachhaltigkeit, nach vorne denken.

Prof. Vollmer: Die Angst sollte man aber ernst nehmen ...

Prof. Flassig: Absolut!

Prof. Vollmer: Es gibt sehr viele junge Menschen, die wirklich Angst
haben, weil sie zum Beispiel sehen, dass seit dem Kyoto-Protokoll
(1997!) eigentlich nichts Wesentliches passiert ist. Wenn man sich die
gesamten weltweiten CO2-Emissionen danach anschaut, dann sieht man: Es
ist ein permanenter Anstieg und wenn junge Leute bei der
Auseinandersetzung mit der Thematik merken, dass sich auch in den
letzten 20 Jahren, praktisch nichts verändert hat, obwohl es das Kyoto-
Abkommen gab, kann ich verstehen, dass es Ängste gibt. Und deswegen
ist es gut, dass es jetzt eine Bewegung gibt, die politischen Druck
ausübt und zwar in vielen Ländern. Ein typisches Argument, das ich
immer wieder höre, ist: "Warum sollen denn wir anfangen? Das bringt
nur was wenn alle es machen!" Die Antwort darauf: wenn wir warten bis
alle etwas machen, dann findet es nie statt. Jeder Mensch als
Einzelner kann etwas bewegen und kann damit auch ein kleines Vorbild
für die Umgebung sein. Genauso ist es auch mit Ländern: Wenn manche
Staaten anfangen und erste Gesetze machen, die in diese Richtung
gehen, dann verändert sich dadurch nicht sofort die Welt. Aber auf
diesem Weg entstehen Innovationen in den dadurch eröffneten Bereichen,
was wirtschaftlichen Fortschritt bewirkt. Dadurch haben diese Länder
vielleicht auch eine gewisse Vorbildfunktion, sodass
Entscheidungsträger anderer Länder überzeugt werden können, sich
ähnlich zu verhalten. Es ist wichtig, dass man wegkommt vom nationalen
Egoismus. Globale Wirtschaft bedeutet nicht, dass man das "global" nur
nutzt, um selbst den größten Nutzen zu haben, sondern dass man
insgesamt eine Nachhaltigkeit für die gesamte Welt erzeugt.

Prof. Flassig: Noch eine Anmerkung: Nachhaltigkeit hat auch explizit
eine ökonomische Komponente. Wenn wir eine bestimmte Summe zur
Verfügung haben, können wir uns fragen: Was ist damit erreichbar?
Sollen wir alles in den Klimaschutz oder eher Naturschutz stecken? Es
gibt ja den klassischen Konflikt Klimaschutz vs. Naturschutz, das
sehen wir jetzt in der Windkraftdiskussion. Oder sollten wir die Summe
besser in Bildung und Armutsbekämpfung stecken? Das Thema
Nachhaltigkeit ist ein sehr breites Feld und hat auch viele
Zielkriterien, die konfliktbelastet sind. Das muss man erkennen,
diskutieren und auch in einem gewissen Rahmen hinnehmen können: Worauf
legen wir den jeweils höheren Wert? Die einfache Lösung erscheint
unrealistisch.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news727718

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution284
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Brandenburg - 25.11.2019
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PROTEST/160: 50.000 Unterschriften in Rußland gegen Gronauer Uranmüll (BBU)

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf
SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster
Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Gronau/Münster/Hamm, 2. Dezember 2019

Online-Petition in Russland gegen Gronauer Uranmüll - mehr als
50.000 unterzeichnen

9. Dezember: Neuer Uranmülltransport Gronau-Russland? - Erneut
Proteste entlang der Bahnstrecke



Eine Online-Petition von Greenpeace Russland gegen die Transporte von
Tausenden Tonnen Uranmüll aus der Urananreicherungsanlage im
westfälischen Gronau ist jetzt von mehr als 50.000 Menschen in
Russland unterschrieben worden. Damit hat Greenpeace das erste
selbstgesteckte Ziel erreicht und plant nun, 100.000 Unterschriften zu
erreichen. Die Protestunterschriften richten sich sowohl an die
deutschen Miteigentümer des Urananreicherers Urenco,RWE und EON, sowie
an den russischen Staatskonzern Rosatom. Bei Abschluss der Aktion
sollen die Unterschriften zudem an Kanzlerin Merkel sowie den
russischen Ministerpräsidenten Medwedew überreicht werden.

Unterdessen erwarten Anti-Atomkraft-Initiativen aus dem Münsterland
bereits für den kommenden Montag, 9. Dezember, einen weiteren
Transport mit 600 t abgereichertem Uranhexafluorid (UF6) per Bahn
sowie weiteren 300 t abgereichertem UF6 per LKW von der
Urananreicherungsanlage Gronau zunächst zum Hafen von Amsterdam, wo
dann am Mittwoch, 11. Dezember, die Verladung auf ein Schiff erwartet
wird. Von dort geht es über St. Petersburg zur Atomanlage Novouralsk.
Die Transportwaggons stehen bereits seit letzter Woche auf dem Gelände
der Gronauer Uranfabrik.

Letzte Woche war zudem bekannt geworden, dass Rosatom in Russland
sogar den Bau von neuen und technisch hochgefährlichen Schnellen
Brütern für die weitere Bearbeitung des abgereicherten Urans plant.
Zudem wurde bekannt, dass Urenco in Großbritannien und Deutschland
unter massivem wirtschaftlichen Druck steht, weil die eigene
Dekonversionsanlage für den Uranmüll im britischen Capenhurst
technisch und finanziell erhebliche Probleme bereitet.

"Es ist absolut unverständlich, dass dieser Atommüllexport von der
NRW-Landesregierung und der Bundesregierung einfach so durchgewunken
wird. Russland ist doch nicht die Müllkippe für den eigenen Atommüll,
bloß weil die Atommüllentsorgung in Deutschland wesentlich teurer ist.
Gemeinsam mit unseren russischen Partnerorganisationen werden wir
deshalb die Proteste im Münsterland und entlang der Bahnstrecke durch
das Ruhrgebiet Richtung Venlo und zum Hafen von Amsterdam fortsetzen.
Wenn die sichere Atommüllentsorgung in Deutschland nicht gewährleistet
wird, dann muss die Urananreicherungsanlage in Gronau sofort
schließen, um nicht noch mehr Atommüll zu produzieren," so Matthias
Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

Für den kommenden Montag sind wieder an mehreren Orten Mahnwachen
geplant.

Link zur Online-Petition von Greenpeace Russland:

https://act.greenpeace.org/page/50805/action/1

Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 02.12.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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INITIATIVE/200: COP25 Madrid - Kein Freipass mehr für Militär-Emissionen, Militär ist ein Klimakiller! (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

COP25 Madrid: Kein Freipass 
mehr für Militär-Emissionen - Militär ist ein Klimakiller!

Vom International Peace Bureau, 2. Dezember 2019



Es gibt nur wenige Aktivitäten auf der Erde, die so umweltschädlich
sind wie Krieg zu führen. Einer der größten Verbraucher von Öl ist
heutzutage das Militär, und wann immer und wo immer es zu Konflikten
oder größeren militärischen Aktivitäten kommt, steigt die Menge des
verbrannten Öls und große Mengen von Kohlenstoffdioxid werden
freigesetzt. Krieg und Militarismus und der damit verbundene "Carbon
Boot-Print" beschleunigen den Klimawandel erheblich.

Unabhängig davon, was wir von wissenschaftlichen Forschungsberichten
über den Klimawandel gelernt haben, wurde zu wenig unternommen, um den
Beitrag des Militärs zum Klimawandel einzubeziehen oder ihn zu
verringern. Wenn wir den Klimawandel ernsthaft bekämpfen wollen,
müssen wir sicherstellen, dass alle CO2-Emissionen gezählt werden,
ohne Ausnahmen aufgrund von "politischen Unannehmlichkeiten".

Der erhebliche Beitrag des Militärs zum Klimawandel hat zu wenig
Beachtung gefunden. Laut einem aktuellen Bericht der Brown University
ist das US-Militär einer der größten Umweltverschmutzer weltweit. Es
verbraucht mehr flüssige Brennstoffe und stößt mehr Treibhausgase aus
als Industrienationen wie Schweden oder Portugal.

Dieses "schmutzige Spiel",
militärische Emissionen nicht einzubeziehen, muss beendet werden!

IPB fordert die COP25 auf, das Militär in ihre Klimaschutzmaßnahmen
einzubeziehen. Die COP25 muss militärische Emissionen in ihre
Berechnungen aufnehmen und die CO2-Emissionswäscherei muss aufhören.
Es muss ein 'Blueprint' zur Reduzierung der militärischen Emissionen
erstellt werden.

IPB fordert die Vertragsstaaten des Pariser Klimaabkommens
nachdrücklich auf, ihre Bestimmungen zu militärischen Emissionen
anzupassen, und die Entscheidung nicht den Nationalstaaten zu
überlassen, in welchen Sektoren Emissionssenkungen vorgenommen werden.

IPB fordert die Einbeziehung der Treibhausgasemissionen des Militärs
in die Klimaregulierung. Darüber hinaus müssen Staaten ohne Ausnahme
verpflichtet sein, die militärischen Emissionen zu senken und diese
transparent darzulegen.

IPB fordert weitere akademische Studien (in Übereinstimmung mit der
Studie der Brown University) und einen IPCC-Bericht oder
gleichwertigen Sonderbericht. Dieser Bericht sollte ein gemeinsames
Projekt von Wissenschaft und Zivilgesellschaft sein.


IPB Information Paper: Military & Environment - the "carbon 
boot-print":

http://www.ipb.org/wp-content/uploads/2019/11/IPB-Information-Paper-the-carbon-boot-print-1.pdf


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MASSNAHMEN/077: Besseres Monitoring für den Klimaschutz - Politologen der TU Darmstadt legen Studie vor (idw)

Technische Universität Darmstadt, MI-Nr. 82/2019 - 29.11.2019

Besseres Monitoring für den Klimaschutz - Politologen der TU
Darmstadt legen Studie vor



Darmstadt, 29. November 2019. Im Vorfeld der am Montag (2. Dezember)
beginnenden UN-Klimakonferenz in Madrid haben Politologen der TU
Darmstadt die Effekte eines genauen Monitorings klimapolitischer
Maßnahmen auf staatlicher Ebene untersucht. Wie dies wirksamer
funktionieren könnte, haben sie in einer aktuellen Veröffentlichung
dargelegt.

Die am Pariser Klimaschutzabkommen beteiligten Staaten haben sich im
Dezember 2015 nicht nur darauf verständigt, die globale Erwärmung auf
deutlich unter zwei Grad gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu
begrenzen, sondern auch Maßnahmen zur Reduzierung der Treibhausgase
einzuleiten und finanziell abzusichern. Um aber beurteilen zu können,
welchen Beitrag zum Beispiel Subventionen für erneuerbare Energien
oder Regulierungen zur Energieeffizienz von Gebäuden zur Reduktion von
klimaschädlichen Emissionen leisten, bedarf es eines kontinuierlichen
Monitorings solcher Maßnahmen. Eine standardisierte
Wirksamkeitsprüfung, die es zulässt, vergleichende und übergeordnete
Schlüsse über den einzelnen Mitgliedstaat hinaus zu ziehen, ist
bislang jedoch nicht möglich.

"Auf europäischer Ebene wissen wir schlichtweg zu wenig darüber,
welche Wirkung viele Klimaschutzmaßnahmen erzielen und können so die
besten Maßnahmen nur schlecht identifizieren", erläutert Kai Schulze,
Stiftungs-Juniorprofessor des Instituts Wohnen und Umwelt (IWU) am
Institut für Politikwissenschaft (IfP) der TU Darmstadt. Die
EU-Mitgliedstaaten sind gehalten, der Europäischen Umweltagentur EEA
jährlich über aktuelle Werte zu Treibhausgas-Emissionen sowie alle
zwei Jahre über geplante und eingeleitete Maßnahmen zum Klimaschutz
und Prognosen zu deren Effekten zu berichten.

Die an die EEA übermittelten Maßnahmendaten sind nicht nur sehr
heterogen, sondern bilden darüber hinaus überwiegend Schätzungen für
die Zukunft ab. "Der Anteil an Ex-Post-Daten, die Aufschluss über
vergangene Wirkungen geben könnten, liegt dagegen im einstelligen
Prozentbereich", berichtet Dr. Jonas Schönefeld, Wissenschaftler am
IfP. In ihrer neuen Studie sind Schulze und Schönefeld der Frage
nachgegangen, welche Faktoren ein gutes Monitoring beeinflussen und
wie die Entwicklung einer qualitativ besseren Wirksamkeitsüberprüfung
klimapolitischer Maßnahmen gefördert werden kann.

Die beiden Politologen haben analysiert, welche Rolle erstens
politische Institutionen mit ihren Strukturen, Intentionen und
Erfahrungen, zweitens die gesetzliche Absicherung und operative
Umsetzung von Monitoring-Mechanismen und drittens die Qualität der zu
Grunde liegenden Daten in diesem Kontext spielen. Es zeigt sich unter
anderem, dass EU-Mitglieder mit höheren Staatsausgaben pünktlicher
berichten als Staaten mit einem kleineren öffentlichen Haushalt. Zum
anderen schneiden die Nationen, die bereits vor zehn Jahren ein
qualitativ besseres Monitoring gefördert haben, auch jetzt wieder
deutlich besser ab. Gleichzeitig gibt es über die Länder hinweg
deutliche Lerneffekte im Policy-Monitoring.

"Das heißt, Klimaschutz-Monitoringsysteme werden im Laufe der Zeit
durchaus besser", betont Schönefeld. Dies sei allerdings kein
Selbstläufer. Um sie nachhaltig vor allem mit Blick auf die Erhebung
von Ex-Post-Daten zu optimieren, bedarf es nach seiner Überzeugung zum
einen der technischen Unterstützung seitens der Europäischen
Kommission und der EEA, zum anderen aber vor allem der
Sensibilisierung der Einzelstaaten, die das Thema auf ihrer
politischen Prioritätenliste nach oben setzen müssten. "Diese Systeme
brauchen Ressourcen, einen zuverlässigen institutionellen Rahmen und
engagierte politische Akteure", fasst Schönefeld die Ergebnisse
zusammen. Jutta Witte

Hintergrund

Die Studie "Policy Monitoring in the EU: The Impact of Institutions,
Implementation and Quality" entstand auf Basis der Berechnung
quantitativer Regressionsmodelle und qualitativer Interviews. Sie
wurde vom Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung im Rahmen
des Kopernikus-Projektes ENavi gefördert (Förderkennzeichen:03SFK4P0)
und ist soeben in einem Sonderheft der Politischen
Vierteljahresschrift
erschienen: 

http://dx.doi.org/10.1007/s11615-019-00209-2

An der Forschung waren neben der TU Darmstadt das Tyndallzentrum für
Klimaforschung an der School of Environmental Sciences der University
of East Anglia UEA und das Finnische Umweltinstitut SYKE beteiligt.

Über die TU Darmstadt

Die TU Darmstadt zählt zu den führenden Technischen Universitäten in
Deutschland. Sie verbindet vielfältige Wissenschaftskulturen zu einem
charakteristischen Profil. Ingenieur- und Naturwissenschaften bilden
den Schwerpunkt und kooperieren eng mit prägnanten Geistes- und
Sozialwissenschaften. Weltweit stehen wir für herausragende Forschung
in unseren hoch relevanten und fokussierten Profilbereichen:
Cybersecurity, Internet und Digitalisierung, Kernphysik,
Energiesysteme, Strömungsdynamik und Wärme- und Stofftransport, Neue
Materialien für Produktinnovationen. Wir entwickeln unser Portfolio in
Forschung und Lehre, Innovation und Transfer dynamisch, um der
Gesellschaft kontinuierlich wichtige Zukunftschancen zu eröffnen.
Daran arbeiten unsere 308 Professorinnen und Professoren, 4.500
wissenschaftlichen und administrativ-technischen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sowie rund 25.200 Studierenden. Mit der Goethe-Universität
Frankfurt und der Johannes Gutenberg-Universität Mainz bildet die TU
Darmstadt die strategische Allianz der Rhein-Main-Universitäten.

Originalpublikation:

http://dx.doi.org/10.1007/s11615-019-00209-2

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news728072

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution17
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Technische Universität Darmstadt, MI-Nr. 82/2019 - 29.11.2019
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AKTIONSTAGE/1049: Gemeinsam anpacken für den Moorschutz am 7.12. in Neugraben-Fischbek (NABU HH)

NABU Landesverband Hamburg - 26. November 2019

Gemeinsam anpacken für den Moorschutz

Mitmachen beim Moor-Aktionstag: NABU sucht freiwillige Helfer*innen
für Samstag, 7.12. ab 10 Uhr im Nincoper Moor im Naturschutzgebiet
Moorgürtel in Neugraben-Fischbek



Am Samstag, den 7. Dezember 2019 veranstaltet der NABU Hamburg in
Kooperation mit der Behörde für Umwelt und Energie ab 10 Uhr einen
Moor-Aktionstag im Naturschutzgebiet Moorgürtel. In einem noch
erhaltenen Hochmoorkern, dem Nincoper Moor, werden aufgewachsene
Birken aus dem Moor entfernt. Interessierte Bürger*innen sind herzlich
eingeladen, bei diesem Einsatz mitzuhelfen. Neben der körperlichen
Betätigung an der frischen Luft bietet sich ein seltener Einblick in
das sonst kaum zugängliche Naturschutzgebiet. Die NABU-Stadtteilgruppe
Süd wird nebenbei über ihre Arbeit im Süden Hamburgs und über das
wertvolle Nincoper Moor im Naturschutzgebiet Moorgürtel berichten.

"Moore bieten wichtige Rückzugsräume für seltene Tier- und
Pflanzenarten", erklärt Anne-Lone Ostwald, Referentin für Moorschutz
beim NABU Hamburg, den Hintergrund der Aktion. "Aber auch für uns
leisten intakte Moore wichtige Dienste, für den Klimaschutz, als
Wasserspeicher und für die Naherholung." Moore wurden durch Torfabbau
und Entwässerungen in der Vergangenheit stark geschädigt. Viele
Naturschutzmaßnahmen und viel Geduld sind erforderlich, um diese
wertvollen Ökosysteme wieder in einen natürlichen Zustand zu bringen.
Bäume entziehen dem Moor Wasser und verhindern damit die natürliche
Torfbildung, deshalb ist eine regelmäßige Entfernung aufwachsender
Gehölze für den Schutz dieser faszinierenden Landschaften notwendig.
Die Erhaltungsmaßnahme für Moore sind gleichzeitig auch
Klimaschutzmaßnahmen, denn Moore sind effektive Kohlenstoffspeicher.

"Der Moorgürtel ist Hamburgs größter Speicher von organischem
Kohlenstoff. Hier sind über 1 Million Tonnen des Treibhausgases CO2 in
den Moorböden gespeichert. Aber nur ein intaktes Moor erhält diese
wichtige Speicherfunktion und bietet Lebensraum für seltene Tiere und
Pflanzen!", bestätigt Bernd Hönig, Teil des Leitungsteams der
NABU-Gruppe Süd, die sich ehrenamtlich für den Schutz des Nincoper
Moors einsetzt. "Wir freuen uns auf alle, die uns dabei tatkräftig
unterstützen wollen!"

Der Aktionstag findet am 7.12. von 10 bis etwa 15 Uhr statt. Material,
Werkzeug sowie einen Mittagsimbiss stellt der NABU Hamburg für alle
Helfer*innen bereit. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich. Lediglich
stabile Arbeitskleidung, wenn möglich Gummistiefel und Regenschutz
sollten mitgebracht werden. Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte
bis zum 5.12. für den Aktionstag an. Bei der Anmeldung wird dann der
genaue Treffpunkt bekannt gegeben. Kontakt: Anne-Lone Ostwald, NABU
Hamburg, Tel.: 040/697089-38, E-Mail: ostwald@NABU-Hamburg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.11.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3422: Brandenburg, 9.12. - Abendvorlesung "Treibhauseffekt, Klimawandel und Nachhaltigkeit" (idw)

Technische Hochschule Brandenburg - 25.11.2019

Abendvorlesung: Treibhauseffekt, Klimawandel und Nachhaltigkeit



Um große Fragen der Menschheit geht es bei der nächsten Abendvorlesung
am Montag, 9. Dezember 2019 um 18:00 Uhr im Audimax der Technischen
Hochschule Brandenburg (THB). Anlässlich der zeitgleich stattfindenden
Weltklimakonferenz in Madrid befassen sich der Physiker Prof. Dr.
Michael Vollmer und der Ingenieur Prof. Dr.-Ing. Robert Flassig mit
den Themen "Treibhauseffekt, Klimawandel und Nachhaltigkeit".

Die Wissenschaftler zeigen wissenschaftliche Fakten zum
Treibhauseffekt auf, der den Klimawandel hervorruft. Dann gehen sie
der Frage nach, wie die weitere Entwicklung der Erde durch eine
nachhaltige Art des Lebens und Wirtschaftens beeinflusst werden kann.

Die Abendvorlesungen der THB richten sich an die interessierte
Öffentlichkeit, an Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler,
Studierende sowie Schülerinnen und Schüler. In dieser
Veranstaltungsreihe werden aktuelle Themen allgemeinverständlich und
wissenschaftlich fundiert vorgestellt. Die Veranstaltung ist
kostenlos, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Technische Hochschule Brandenburg
 Die 1992 gegründete
Technische Hochschule Brandenburg ist eine moderne Campushochschule
mit Sitz in Brandenburg an der Havel. Das Lehrangebot der Hochschule
erstreckt sich über die Fachbereiche Informatik und Medien, Technik
sowie Wirtschaft - zunehmend auch in berufsbegleitenden und dualen
Formaten. Die THB fördert besonders die Möglichkeit eines Studiums
ohne Abitur. Die rund 2.700 Studierenden werden von etwa 70
Professorinnen und Professoren betreut. Alle Studiengänge führen zu
einem Bachelor- oder Master-Abschluss. 

Mehr Informationen unter www.th-brandenburg.de


Interview mit Prof. Dr. Michael Vollmer und Prof. Dr. Robert
Flassig zur Abendvorlesung "Treibhauseffekt, Klimawandel und
Nachhaltigkeit" am 9. Dezember 2019

Seit wann wissen Sie vom Treibhauseffekt?

Prof. Vollmer: Davon habe ich vor mindestens 30 Jahren zum ersten Mal
gehört. Ich habe dann auch direkt während der 3. Weltklimakonferenz,
dem Kyoto-Klimagipfel von 1997, und nochmals vor elf Jahren hier an
der Hochschule einen Vortrag dazu gehalten. Im Prinzip wissen wir
schon sehr lange davon. Prof. Flassig: Persönliche Erfahrungen zum
Treibhauseffekt habe ich als Kind im Garten gemacht, vor etwa 30
Jahren. Wissenschaftlich habe ich mich dann im Studium damit
beschäftigt.

Ist über den Klimawandel nicht schon alles gesagt worden?

Prof. Vollmer: Man könnte diese Meinung zwar vertreten. Das Problem
ist allerdings, dass es neben manchen Entscheidungsträgern auch viele
Menschen gibt, die die Dinge, die gesagt werden, einfach nicht
verstehen und deshalb glauben, die entsprechenden notwendigen
Maßnahmen seien unnötig. Deshalb wollen wir die wissenschaftlichen
Erkenntnisse, die es in diesem Bereich gibt, präsentieren und
erklären, sodass niemand den Klimawandel einfach zu einer
Glaubensfrage erhebt. Klimawandel, Treibhauseffekt und Nachhaltigkeit
sind zunächst wissenschaftliche Fragestellungen, die wissenschaftlich
erforscht sind. Wir wollen möglichst viele allgemeinverständliche
Informationen dazu geben um diese Thematik für jeden verständlich zu
machen.

Prof. Flassig: Wir müssen aufklären und möglichst viele verschiedene
Sichtweisen zu der Thematik liefern - natürlich auf sachlicher Basis.
Wir wissen aber auch, dass das nicht ausreicht.
Wissenschaftskommunikation ist eine Wissenschaft für sich. Wir können
einen Fakt auf wissenschaftlicher Grundlage beschreiben, aber wenn
jemand einen anderen Glaubensansatz hat oder in anderen Schubladen
denkt, nimmt er das nicht auf. Das ist die Herausforderung. In solch
einem Abendvortrag sehe ich die Chance ins Gespräch zu kommen, die
Schubladen der Leute zu verstehen und entsprechend auch
wissenschaftliche Fakten mit der Realität zu synchronisieren. Eine
kontinuierliche Wissensvermittlung und Sensibilisierung für dieses
Thema ist wichtig, viel wichtiger ist aber, dass es auch ankommt und
Früchte trägt; darum geht es an dem Abend.

Auf welchen Gebieten kommt es jetzt besonders auf Nachhaltigkeit
an?

Prof. Flassig: Auf diese Veranstaltung bezogen ist für mich
Nachhaltigkeit, Bewusstsein schaffen dafür, dass wir etwas unternehmen
müssen und können. Ich will praktische Anregungen für jedermann
liefern. Darüber werden wir sprechen, wo wir nachhaltig agieren können
und auch die Implikationen für uns, wenn wir uns für ein nachhaltiges
Handeln entscheiden. Nachhaltigkeit ist zumeist mit den Begriffen
Konsum, Ressourcen, Energie verbunden. Wir können uns also konkret
darüber Gedanken machen, welchen Livestyle wir pflegen wollen. Geht es
weniger? Geht es irgendwie besser oder sogar anders? Diese Fragen
liefern Handlungsansätze von unten. Der Handlungsansatz von oben kann
ebenso erschlossen werden. Insbesondere die Rahmenbedingungen so zu
setzen, dass man Antworten umsetzen kann ist der Auftrag an die
Politik. Da können wir als Individuum wenig erreichen, außer es
einfordern bei beispielsweise Demonstrationen. Ich möchte aber, dass
wir uns im ersten Schritt darauf besinnen, was wir selbst machen
können.

Prof. Vollmer: Nachhaltigkeit gibt es in sehr vielen Bereichen und
jeder einzelne kann nachhaltig leben. Denken wir nur an Ressourcen und
Müll am Beispiel Plastik. Ich finde es sehr gut, dass immer mehr
Geschäfte gestatten, die Waren nicht in Plastik einzupacken, sondern
eigene Behälter zu nutzen. Das geht nicht nur bei Obst und Gemüse
sondern mittlerweile auch schon bei Käse usw.. So kann jeder Mensch
auch heute schon versuchen, ressourcensparend nachhaltig zu leben und
entsprechend zu agieren.

Prof. Flassig: Wichtig ist mir auch, nicht so sehr die Moralkeule zu
schwingen. Wir wollen Mut machen, Anregungen finden und feststellen:
Nachhaltigkeit können wir eigentlich alle leben. Nachhaltigkeit
bedeutet letztlich ja nur, verantwortungsvolles Handeln. Es sind
deshalb auch nicht ausschließlich Energie- und Ressourcenkomponenten,
sondern beispielsweise soziale und kulturelle Komponenten zu
berücksichtigen. Es reicht eben nicht, nur Strom oder Plastik
einzusparen um wirklich nachhaltig zu leben. Ich habe einige
Reportagen über "Fridays for Future" gesehen, wo ich in den Interviews
gemerkt habe: Die haben ja wirklich richtig Angst! Wir brauchen aber
keine Panik, wir müssen die Probleme feststellen, akzeptieren und
überlegen: Wie können wir jetzt weitermachen, wie soll unsere Zukunft
aussehen? Das ist eigentlich die wesentliche Komponente der
Nachhaltigkeit, nach vorne denken.

Prof. Vollmer: Die Angst sollte man aber ernst nehmen ...

Prof. Flassig: Absolut!

Prof. Vollmer: Es gibt sehr viele junge Menschen, die wirklich Angst
haben, weil sie zum Beispiel sehen, dass seit dem Kyoto-Protokoll
(1997!) eigentlich nichts Wesentliches passiert ist. Wenn man sich die
gesamten weltweiten CO2-Emissionen danach anschaut, dann sieht man: Es
ist ein permanenter Anstieg und wenn junge Leute bei der
Auseinandersetzung mit der Thematik merken, dass sich auch in den
letzten 20 Jahren, praktisch nichts verändert hat, obwohl es das 
Kyoto-Abkommen gab, kann ich verstehen, dass es Ängste gibt. Und deswegen
ist es gut, dass es jetzt eine Bewegung gibt, die politischen Druck
ausübt und zwar in vielen Ländern. Ein typisches Argument, das ich
immer wieder höre, ist: "Warum sollen denn wir anfangen? Das bringt
nur was wenn alle es machen!" Die Antwort darauf: wenn wir warten bis
alle etwas machen, dann findet es nie statt. Jeder Mensch als
Einzelner kann etwas bewegen und kann damit auch ein kleines Vorbild
für die Umgebung sein. Genauso ist es auch mit Ländern: Wenn manche
Staaten anfangen und erste Gesetze machen, die in diese Richtung
gehen, dann verändert sich dadurch nicht sofort die Welt. Aber auf
diesem Weg entstehen Innovationen in den dadurch eröffneten Bereichen,
was wirtschaftlichen Fortschritt bewirkt. Dadurch haben diese Länder
vielleicht auch eine gewisse Vorbildfunktion, sodass
Entscheidungsträger anderer Länder überzeugt werden können, sich
ähnlich zu verhalten. Es ist wichtig, dass man wegkommt vom nationalen
Egoismus. Globale Wirtschaft bedeutet nicht, dass man das "global" nur
nutzt, um selbst den größten Nutzen zu haben, sondern dass man
insgesamt eine Nachhaltigkeit für die gesamte Welt erzeugt.

Prof. Flassig: Noch eine Anmerkung: Nachhaltigkeit hat auch explizit
eine ökonomische Komponente. Wenn wir eine bestimmte Summe zur
Verfügung haben, können wir uns fragen: Was ist damit erreichbar?
Sollen wir alles in den Klimaschutz oder eher Naturschutz stecken? Es
gibt ja den klassischen Konflikt Klimaschutz vs. Naturschutz, das
sehen wir jetzt in der Windkraftdiskussion. Oder sollten wir die Summe
besser in Bildung und Armutsbekämpfung stecken? Das Thema
Nachhaltigkeit ist ein sehr breites Feld und hat auch viele
Zielkriterien, die konfliktbelastet sind. Das muss man erkennen,
diskutieren und auch in einem gewissen Rahmen hinnehmen können: Worauf
legen wir den jeweils höheren Wert? Die einfache Lösung erscheint
unrealistisch.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news727718

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution284

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Brandenburg - 25.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/179: Neue Wege im Kampf gegen die globale Wasserkrise (BMBF)

BMBF / Bundesministerium für Bildung und Forschung - 3. Dezember 2019

Karliczek: Wir gehen neue Wege im Kampf gegen die globale
Wasserkrise 

Forschungsergebnisse der Fördermaßnahme "WavE" zeigen, wie mehr Wasser
durch Recycling und Entsalzung gewonnen werden kann



Am 3. und 4. Dezember werden auf der Abschlusskonferenz der vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten
Projekte zur nachhaltigen "Erhöhung der Wasserverfügbarkeit durch
Wasserwiederverwendung und Entsalzung" (WavE) in Berlin Ergebnisse
vorgestellt. Anlässlich der Konferenz erklärt
Bundesforschungsministerin Anja Karliczek:

"Wasser ist Leben und der Schlüssel für eine nachhaltige Entwicklung.
Die Berichte des Weltklimarats belegen jedoch, dass in vielen Regionen
der Welt in den kommenden Jahrzehnten weitere Dürren und
Extremwetterereignisse drohen. Und wir wissen, dass nur ein geringer
Teil des auf der Erdoberfläche vorkommenden Wassers in ausreichender
Qualität zur Verfügung steht.

Diese Entwicklung geht uns alle an. Daher gehen wir neue Wege im Kampf
gegen die globale Wasserkrise und fördern beispielsweise innovative
Technologien zur Wasserwiederverwendung. So trägt die Forschung des
BMBF dazu bei, die verfügbare Menge des Wassers in Regionen mit
Wassermangel zu erhöhen. Das ist entscheidend im Kampf gegen die
globale Wasserkrise. Nicht zuletzt können wir auf diesem Weg auch den
Innovationen und damit wirtschaftlichen Chancen der Umwelttechnologien
?made in Germany' auf die Sprünge helfen."

Wasser wird durch intensive Nutzung weltweit zunehmend knapper. Über
drei Milliarden Menschen leben bereits in Ländern mit Wassermangel,
und selbst in Deutschland haben starke Trockenperioden in den
vergangenen zwei Jahren regional zu Ernteausfällen geführt.

Neue Verfahren und Konzepte zur Wasserwiederverwendung können helfen,
den steigenden Wasserbedarf weltweit nachhaltig zu decken. So haben
Forschende neue Technologien entwickelt, die kommunale Abwässer sicher
und wirtschaftlich recyceln. Diese können anschließend in der
Landwirtschaft zur Bewässerung genutzt werden. Zudem ermöglichen
Verbesserte Membranfilter, Salzwasser effizienter und nachhaltiger für
die Trinkwasserversorgung, Landwirtschaft und industrielle Produktion
aufzubereiten. Das spart Frischwasser. Darüber hinaus können
Rückstände aus dem gereinigten Wasser, zum Beispiel Salze, als
Rohstoffe weiterverwendet werden.

Das Ziel der BMBF Forschungsförderung ist, Forschung und Innovation
für Nachhaltigkeit zu einer Marke für Deutschland zu etablieren. Denn
der Leitmarkt "Nachhaltige Wasserwirtschaft" hat mit einem
prognostizierten jährlichen Wachstum von 12 Prozent und einem Volumen
von knapp 80 Milliarden Euro im Jahr 2025 die höchste Wachstumsrate in
der Green Tech in Deutschland.

Hintergrund:

13 Verbundprojekte mit Partnern aus Wissenschaft, Wirtschaft und
Praxis haben in der Fördermaßnahme "Zukunftsfähige Technologien und
Konzepte zur Erhöhung der Wasserverfügbarkeit durch
Wasserwiederverwendung und Entsalzung" (WavE)" nach dreijähriger
Forschungszeit neue Lösungen für eine nachhaltige Wasserversorgung von
Haushalten, Industrie und Landwirtschaft entwickelt.

Für die bei der Wasseraufbereitung anfallenden Reststoffe wurden
ebenfalls Verfahren erarbeitet, um diese nachhaltig zu nutzen und
wiederzuverwerten. Die in WavE erzielten Ergebnisse tragen auch dazu
bei, Standards für eine sichere Wiederverwendung kommunaler Abwässer
auf europäischer Ebene aufzubauen. Aktuell beschäftigt sich eine EU-
Gesetzesinitiative mit Mindestanforderungen für den Einsatz dieser
Wässer in der Landwirtschaft. Das BMBF hat für WavE rund 32 Millionen
Euro zur Verfügung gestellt.

Für die Öffentlichkeit sollen die Ergebnisse und Produkte aus WavE und
anderen Fördermaßnahmen der BMBF-Wasserforschung künftig über die neue
Homepage "Innovationsatlas Wasser" online verfügbar sein.




Weitere Informationen:

Fördermaßnahme WavE: 

https://www.fona.de/de/massnahmen/foerdermassnahmen/erhoehung-der-wasserverfuegbarkeit-durch-wasserwiederverwendung-und-entsalzung-wave.php

Wasserforschung:

https://www.fona.de/de/themen/wassermanagement.php

Rahmenprogramm FONA:

https://www.fona.de/de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 150/2019 vom 03.12.2019

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: 030/18 57-50 50, Fax: 030/18 57-55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Internet: www.bmbf.de
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BEGEGNUNG/1923: Kassel - Stammtisch "Junge Ältere", Austausch und Gespräche, 10.12.19

documenta-Stadt Kassel

Stammtisch "Junge Ältere"



Mit dem Ruhestand beginnt für viele Menschen eine Lebensphase, in der
sie sich neu orientieren müssen. Im Rahmen eines Stammtisches am
Dienstag, 10. Dezember, ab 17 Uhr im Café Melchior, Neue Fahrt 15,
laden das Referat für Altenarbeit und Kezia Rosenkranz zu einem
Austausch ein. 

Wie kann die Zeit sinnvoll genutzt und wie können Pläne
umgesetzt werden, sind neben vielen anderen Fragen die Themen, die die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer gemeinsam erörtern können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.12.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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BEGEGNUNG/1922: Kassel - Tanznachmittag im Tanzzentrum Auepark, 10.12.19

documenta-Stadt Kassel

Tanznachmittag im Tanzzentrum Auepark



Zu einem Tanznachmittag mit Manni im Tanzzentrum Auepark,
Damaschkestraße 10, laden der Rot-Weiss-Klub Kassel und das städtische
Referat für Altenhilfe im Rahmen des Seniorenprogramms interessierte
Seniorinnen und Senioren ein. Die Veranstaltung findet statt am
Dienstag, 10. Dezember, 15 Uhr.

Die Tageskasse ist ab 14 Uhr geöffnet. Der Eintritt für die zirka
dreistündige Tanzveranstaltung beträgt 2,50 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.12.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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TOUR/7524: Hanau - Mit dem Heiligen Nikolaus durch das vorweihnachtliche Kesselstadt, 14.12.19

Stadt Hanau

Mit dem Heiligen Nikolaus durch das vorweihnachtliche
Kesselstadt

- Eine Führung der Tourist-Information am Samstag, 14. Dezember



Durch das vorweihnachtliche Kesselstadt führt Stadtführer Wolfgang
Schröder am Samstag, 14. Dezember, um 14 Uhr im Kostüm des heiligen
Bischof aus Myra. Als St. Nikolaus nimmt er Jung und Alt mit auf einen
adventlichen Spaziergang. Er führt vom Schloss aus durch die engen
Gassen der Altstadt, vorbei an putzigen Fachwerkhäusern und uralten
Gaststätten, zu einem "teuflischen" Brunnenstock und einem
verwunschenen Brunnen, hin zu aufragenden Kirchtürmen, die von
Gottesurteilen und armen Schulmeistern nebst ihren Ruten künden. St.
Nikolaus erzählt dabei so manche Legende aus seinem wohltätigen Leben,
er schildert weihnachtliches Brauchtum in der Region und berichtet vom
Leben früher. Kinder sind bei der Führung besonders willkommen. Für
sie gibt es zum Schluss noch eine kleine Überraschung.

Treffpunkt für diese Führung ist um 14 Uhr am Portal von Schloss
Philippruhe. Die Teilnahme kostet sieben Euro für Erwachsene und für
Kinder die Hälfte. Eine Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da
die Führung bei mangelndem Interesse abgesagt wird.

Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon
06181-295 739 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de oder beim
Hanau Laden am Freiheitsplatz, Telefon 06181-427 78 99.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.12.19

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/sph07108-1.jpg





OEBPS/Images/xun-violador-en-tu-camino-convocatoria-mexico-cara-720x540.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/04-19-dsci3393.jpg





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg





OEBPS/Images/ebfr0007_riace_elisabeth_voss-720x398.jpg





OEBPS/Images/wett8821_(c)_2019_by_schattenblick.jpg





